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DER

JUKISTISCHEN GESELLSCHAFT
ZU

BERLIN

OBWIDHET.



Vorwort.

Den äufseren Anstofs zu der Arbeit , die ich hiermiL der

Öffentlichkeit übergehe, hat die juristische Gesellschaft in

Berlin gegeben. Die Arbeit Ist als Lfisimgsyerauch der von

der Gesellschaft im yorigen Jahre gestellten Preisanfgabe

unternommen. Aber sie ist nicht als Konkurrenzleistung

eingereicht Ich habe es vorgezogen, meine Vorschlage und

lAaterialien sogleich in Druck zu geben, um womdglich noch

Einllurs auf das deutsche bürgerliche Gesetzbuch zu gewinnen.

Ich widme der juristischen Gesellschaft zu Berlin meine

Publikation in dankbarer Anerkennung der gegebenen An>

regung.

Es steht mir iiieht zuj zu behaupten, dafs die vorliegende

Arbeit einigen Wert habe. Aber ich darf darauf hinweisen,

dafs, soweit sie Wert hat, dieser Wert nicht nur Bezug hat

auf die Vorbereitung, des deutschen bürgerlichen Gesetzbuchs.

Die Gesichtspunkte, welche in Frage kommen, wiederholen

sich im wesenütchen bei jeder Kodifikation und nicht minder

bei der theoretischen Behandlung.



Vin Vorwort

Die im zweiten Teil beigeftigteii Materialien erheben nicht

den Anspruch, den Bestand der Kollisionsnormen «u er-

schöpfen. Sie sollen nur den Stand der Gesetzgebung und

der GesetEgebongsvorBchlffge in den Omndzflgen reran-

flchaulichen.

Kiel, im Mai 1895.
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Berichtigangen.

1) Auf Seite 98 in der Note ist anstatt der Verwelsuug auf.

„Teil II im Anhangt die folgende Bestinumtng su lesen:

,Aadi werden im Audand Tollzogeue BechiisgeseiUUle oder

enielitete Teetamente, was ihre ftabore Form betrifft» hierorts aufrecht

erhalten, wenn letitere awar nicht den inlfindiaehen Geaetaten, wohl

aber denjenigen des Staates entsprieht, in welchem das Bechtagoachftft

ToUsogen oder das Testament errichtet worde."

2) Auf S. 218 sind die Worte; »Es ist weiter" bis „kenntlich ge-

macht sein" (Zelle 22 bis 80) su streichen.
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Emieitung,

Die jui'istiscliG Gesellschaft in Berlin hat am 21. April 1894

folgende Preisaufgabe gestellt:

Welche Rechtsstttse des internationalen

Privatrechts eignen sich sur Aufnahme in das

künftige bürgerliche Gesetzbuch für das deut-

sche Reich?

G esetzcntwii ri" nebst Ijogründuiig und einer

vergleichenden Zusamuieasteliung der einschla-

genden Bestimmungen aus den wichtigeren in-

und ausländischen Gesetzgebungen.

Die Erörterung der wichtigen Frage kann in keinem

Zeitpunkte sachdienlicher sein^ als in dem gegenwärtigen, wo

die — zweite — Qesetzgebungs-Kommission im Begriff steht,

jeucr Frage näher zu tnUen, naclidem bereits vor dem Beginn

der l>erntnng der einzelnen FHr;i;j;rnphen des ersten Entwurfes

folgender Beschlufs von ihr gefalst worden ist:

„Die Kommission erachtet es für notwendig, daÜB das

internationale Privatrecht im bürgerlichen Gesetsbuche ge-

r^elt wird, und ersucht den Referenten des allgemeinen

Teiles, die erforderlichen Vorschläge vorzubereiten und der

Kommission seinerzeit zu unterbreiten." '

^ Entwurf eines* bUi-gerlicheii CJ esetzbuchö für das deutsche Heich.

Zweite Lesung, Berlin 1894, S. 1, Note.

K ietneyer, VoraclilJIge. I. 1



2 EinleitttDg.

Uber die ätelluug, welche die erste Kommission zu der

Fra^e eingenommen hat, über die Gründe, welche dazu ge-

führt haben, in den ersten Entwurf keine Vorschriften über

daa internationale Priratrecht aufzunehmen, verlauten nur un-

verbürgte GerUchte. In der Schrift von F. M oi 1 i : „Geschichte

und System des internationalen Privatrechts im Grundrifs**

(Leipzig 1892), S. 108 ff., sind ohne Angabe der Quelle Vor-

sehiirtcii vt'i-öffentlielit, welche der Redakttn- des allgemeinen

Teiles des Entwurfes, Ministerialrat Dr. Gebhard, der ersten

Kommisston vorgeschlagen haben soll, und dazu sind Abände-

rungsvorschläge des Referenten (also wohl nachtrMgliche Ände-

rungsvorschläge desselben Bedaktors) mitgeteilt^. Femer hat

Meili in der Schrift „Die Kodifikation des internationalen

Civil- und Handelsrechts" (Leipzig 1801) — S. 83 — unter

Berufung auf eine französische Quelle (8 u r v i Ue et A r t h u y s,

Cours Siemen tnire de droit international prive, Paris 1800,

S. 11) berichtet, die er5«te Kommission habe 26 Artikel

über internationales Privatrecht ausgearbeitet, aber von deren

Publikation abgesehen. In einer Anzeige des Meilischen

Buches (Archiv für öffentliches Hecht 1891, S. 805 ff.) hat

G. Maas zu dieser Notiz bemerkt: „Dem ist allerdings so.

Schon der Entwarf des allgemeinen Teiles des Gesetzbuchs,

wie er von dem Ii<'(lakt(jr Dr. Gebhard im Jahre 1881 der

Kommission zur Ikraiuim vorgcle^n wurde, entliielt in §4; 5—40

Nonnen Uber internationales Privutrecht. Zu dieser Vorlage

arbeitete der Referent Abäuderungsvorscldiige mit Motiven

aus. In der 691. bis 099. Sitzung vom 9. bis 28. September

1887 wurde dieses Rechtsgebiet durchberaten. Bei Gelegen-

heit der zweiten Besprechung des gesamten Entwurfes wurde

vereinbart, von der Aufnahme derartiger Bestimmungen in der

deuinächst zu veröffentlichenden Vorlage abzusehen, über die

^ Dic»e Eut^MliH- \\ ( tili ri im folgenden als I. und IL Gebhard-

scher Entwurf bezeichnet werden.
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Einldtang. 3

Materie selbst aber sich völlig schlüssig zu machen. In der

733. Sitzung, am 16. Dezember desselben Jahres, wurde end-

lich ein besonderer Entwurf von 26 Paragraphen mit der Über-

ischrift Räumliche Herrschaft der Bechtsnormen'''' ange-

nommen,*' — Bar ferner teilt in seinem 1892 ^schieneiien Ldir-

buch des internationalen Privat- und Strafrechtes S. 5 mit, „dafs

die erwähnten Ausarbeitungen geheim gehalten, wenigstens nicht

öffentlicli besproclieii werden sollen". —
Bei diesem Stand der Sache mufs von der Annahme aus-

g^angen werden, dafs entweder die erste Kommission nach-

träglich ihre Meinung geändert und jene 26 Paragraphen be-

seitigt hat^y oder dals der Reichskanzler oder der Bundesrat

jene Vorschriften gestrichen» wenigstens von der Publikation

ausgeschlossen hat. Wesentlich ist für das folgende nur die

That.snrlio , daf« die Jicschiüsse der ersten Koininissioii nicht

bekannt. insl)o.soiidere die von Meili vf röffentliclitcn Vorschläge

niclit identisch mit den Beschlüssen der Kommission sind, was

aus der Verschiedenheit der Anzahl der Paragraphen mit

Sicherheit hervorgeht.

Es eigiebt sich daraus, dafs es sich im folgenden nicht

um ein kritisches Voigehen im Anschlufs an die Arbeiten der

Gesetzgebungskommission handeln kann, dafs vielmehr selb-

ständig so vorgegangen weiden mufs, als ob die Gesetzgebungs-

kommission überhaupt noch keine VorschlfSge ausgearbeitet

h«nttc. Da indessen die G ebliard sehen Entwürfe zu der

im folgenden zu lösenden Aulgabe doch in engster und wich-

tigster Beziehung stehen, so mufs ihnen besondere Berttck-

sichtigung zuteil werden. Sie mögen daher hier an der Spitze

der Erörterung stehen:

' Gegen diese Annahme spiiehtdie Anmerkung auf S. 15 des „£ut-

Wurfes eines Einfßhruug.sgesetaes zum B. G. B. Erste Lesnng. Amt-

liche AuBgAbe^tB^linu. Leipsig 1888: „Sollte der von der Kommission

beschlossene Abschnitt über die räumliche HerrsehafI der Beehtsnomen.

in das Gesetzbuch aufgenommen werden* u. s. w.
1*



4 EinleitUDg.

L Entwurf.

§ 5.

Die Keclit^tahigkeit wird

nach dem KechU" heurteilt,

welches über das Kechtsver-

h&ltuis, bei dem sie in Frage

kommt, entscheidet.

§ 6.

Die Kcclitäbcätäudigkeit der

juristischen Person wird nach

dem Bechte des Ortes beur-

teilt, an welchem sie ihren

Sitz hat

§ 7.

Die liandlangsföliif!;koit wird

nach dem Rechte de« Staates

beurteilt^ welchem die Person

angehört.

Ausländer, welche nach dem

Rechte ihres Staates das YoU-

jährigkeitsalter oder die Stel-

lungVoUjilhriger erlangt haben,

behalten, wenn sie die deut-

sche Ötaatsangehürigkoit er-

werben lind nach deutschem

Rechte minderjährig sein wur-

den, den Zustand der Voll-

jährigkeit

Ausländer, welche nach dem

Rechte ihres Staates hand-

lun,r:?sunf)iliij4' ndiT in der Hand-

lungsfähigkeit beschränkt sind,

gelten in Ansehung der im

II. Entwurf.

§ 5.

Die Rechtsfähigkeit wird

nach den (iesotzcn beurteilt,

welche über das Rechtsver-

hältnis, bei dem sie in Frage

kommt^ entscheiden.

§6-

Die jiiri;5ti8che Persönlich-

keit wird naeli den (resetzcn

des Ortes beurteilt, au welchem

der Personenverein oder die

Stiftung den Sits hat

§ 7.

Die (ieseliäftstlihi^keit wird

nach den Gesetzen des Staates

beurteilt, welchem die Person

angehört

Erwirbt ein Ausländer, wel-

cher nach den G^etzen des

Staates, dem er angehört, das

Alter der Vulljahri^keit er-

reicht oder die rechtliche Stel-

lung der Volljälirigen erlangt

hat, die deutsche Staatsange-

hörigkeit, so behält er den

Zustand der YoUjährigkeil^

auch wenn dieser Zustand nach

den deutschen G^esetzon nicht

begründet sein w ürde.

Ein Ausländer, welcher im

In lande ein dem vermögens-

rechtlichen Gebiete angehören-
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Einleitung. 5

J^lande YOrgenommeneiiHajid'

lungen als handluDgafithig,

wenn sie dies nach mländischem

Kechte sind. Auf die dem

Gebiete des Familien- und Erb-

rechts angehörenden Rechts-

geschäfte findet diese Vorachrift

keine Anwendung.

§ 8.

Die Vorschriften des inliin-

disehen Hechtes über die Todes-

erklärung erstrecken sich nur

auf Disutsche.

Die inländischen Gerichte

sind Air das Verfahren aus*

achUefslioh zuständig.

§ 9.

Die bei Hechtsgeschäften zu

beobachtendeForm richtet sieh

nach dem Rechte, welchem

das Rechtsgeschäft unterworfen

ist. Es genügt jedoch die Be-

obachtung der Form , welche

dem Rechte des Ortes, an dem

das Kechtsgeschuft vorge-

nommen wird, entspricht.

§ 10.

Rechtsverhältnisse an Sachen

werden nach dem Rechte des

des Rechtsgeschäft unter lie-

benden Tomimmty in Ansehung

dessen er nach den Gesetzen

des Staates, dem er angehört

nicht geschäftsfähig ist, gilt

als geschäftsfähig, wenn er

nach den deutschen Gesetzen

geschäftsfähig sein würde.

§ 8-

Die Vorschriften der 6

bis 25 (K. E.y finden auf alle

Deutsche, und nur auf Deut-

sche, Anwendung.

Die inländischen Gerichte

sind für das Verfahren aus>

schlierslich zuständig.

§ 9.

Die für ein Rechtsgeschäft

erforderliche Form bestimmt

sich nach den Gesetzen, welche

für das Rechtsgeschäft mafs-

gebend sind. Es genügt jedoch,

wenn das Rechts*geschüft in

Ansehung der Forni den Ge-

setzen des ( )rte.s entspricht,

an welchem das Recbtsgeschäfik

vorgenommen worden ist

§ 10.

Die Rechte an einer Sache

und der Besitz einer Sache

' Bezieht sich augenscheinin ii auf die deu §§ 5—24 des Entwurfes

erster Lesung entspreehenden §§ des „Kommianoneeiitwiirfea"«



6 Einleitung.

Ortes beurteilt, au welchem

sich die Sachen befinden.

Für den Erwerb oder Ver-

lust von Hechten an beweg-

lichen Sachen ist das Recht

des Ortes entscheidend, an

welchem sich die Sache zur

Zeit der Verwirklichung des

Thatbestandes befunden hat,

welcher den Erwerb oder den

Verlust begründet haben soll.

Hat eine Ersitzung begonnen,

80 bleibt bei beweglichen

Sachen das Recht des Ortes,

an wddiem sich die Sache

beim B^inne derselben be-

fand, auch fbr die Vollendung

und Wirkung der Ehrsitzung

mafsgebend.

Die Vorschrift des § 9 Satz

2 findet auf Rechtsgeschäfte,

welche die Begründung) Über-

tragung oder Aufhebung von

Rechten an Sachen zum Gegen-

stände haben, keine Auwen-

dung.

§ 11.

Forderungen aus Schuld-

vertrttgen werden nach dem

Rechte des Ortes beurteilt, an

welchem der Schuldner zur

werden nach den Gesetzen des

Ortes beurteilt, an welchem

die Sache sich befindet.

Der Erwerb oder Verlust

eines Rechtes an einer beweg-

lichen Sache bestimmt sich

nach den Gesetzen des Ortes,

an welchem die Sache sich

zur Zeit der Verwirklichung

des Thatbestandes befunden

hat, auf weklicn der Erwerb

oder Verlust gestützt wird.

Gelangt eine Sache, nachdem

die Ersitzung derselben be-

gonnen hat, in ein anderes

Rechtsgebiet, so bleiben die

Gesetze des Ortes, an welchem

die Sache bei dem Beginne

der P'rsitzung sich befunden

hat, für die Vollendung und

Wirkung der Ersitzung maß-

gebend.

Die Vorschrift des § 9 Satz

2 findet keine Anwendung auf

Rechtsgeschäfte, durch welche

ein Recht an einer Saclie be-

gründet, übertragen oder auf-

gehoben wird.

§ 11.

Schuldverhältnisso aus

Rechtsgeschfiften unter Leben-

den werden nach den Gesetzen

des Ortes beurteilt, an welchem
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Einleitung. 7

Zeit der Schliefsung des Ver-

trages seinen Wohnsitz gehabt

hal^ sofern sich nicht aus den

Umständen crgiebt, dafs die

Vertragschlicfseiidcn aufGrund

derselben verniinftifrerweisc die

Anwendung eines anderen

Rechtes voraussetzen mufsten.

Sind beide Vertragschlie-

fsende Schuldner, so kannjeder

Teil verlangen, dafs seine Yer-

bindlichkeit nach dem für die

Verbindliclikoit des anderen

Teiles niafsgebenden Hechle

beurteilt wird.

§ 12.

Forderungen aus Schuldver-

hältnissen, welche auf yer-

tragsähnlichen Vorgängen oder

unmittelbar auf dem Gesetsse

beruhen, werden nach iltMii

Recht des Ortes Ixnirteilr. au

welchem der Scliuldiicr zur

Zeit des Eintritts der That-

sache, aus welcher das Schuld-

verhältnis abgeleitet wird,

der Schuldner zur Zeit der

Vornahmedes Rechtsgescbäftes

seinen Wohnsite und in Er-

mangelung eines solchen seinen

Aufenthalt hatte. Ergeben bei

einem Vertrage die Umstände,

dafs die Vertragschliersi^nden

die Anwendung der Gesetze

eines anderen Ortes voraus-

setzen mufsten, so sind die Ge-

setze dieses Ortes mafsgebend.

Kütstehen aus einem Ver-

trage für beide Teile Ver-

pflichtungen, und sind für die

letzteren die Gesetze verschie-

dener Orte mafsgebend, so

kannjeder Teil verlangen, dafs

seine Verpflichtung nach den

für die VerpHiclitung des an-

deren Teiles mafsgebcnden Ge-

setzen beurteilt wird.

?j 12,

Schuldverhältaisse aus uner-

laubten Handlungen werden

nach den Gesetzen des Ortes

beurteilt, an welchem die un-

erlaubte liiuidlung begangen

worden ist.

Auf eine bei Anwendung

eines ausländischen Gesetzes

sich ergebende Privatstrafe

darf nicht erkannt werden.
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Kr-

8

qeinen Wohnsitz und in

nuuigeluiig eines solchen seinen

Aufenthalt gehabt hat.

Liegt der Forderung ein

dauerndes Verhältnis (Ver-

mögens^enieinschaft, Vonuund-

schaft^jfülirung u. s. w.) 7ai

Grunde, so entscheidet das

Recht des Ortes, an weichem

das Verhältnis besteht.

§ 13.

Forderungen aus unerlaubten

Handlungen werden nach dem

Rechte des Ortes beurteilt^ an

welchem die unerlaubte Hand-

lung begangen worden ist

Die Zuerkennnng einer nach

auslilndiscliem Rechte ver-

wirkten Privatstrafe i.st nur

Statthaft^ wenn und soweit das

inländische Recht eine solche

als Folge der unerlaubten

Handlung anerkennt

§ 14.

Die Abtretung einm* Forde-

rung wird nach dem Rechte

beurteilt, welches über die

Forderung entscheidet

§ 13.

Seliuldverhäitnisse aus an-

deren Gründen werden, soweit

nicht für Schuldverhältnisse

auf Grund von Verfügungen

von Todes wegen aus der Vor-

schrift des § 29 und ftir sonstige

SchuldverhSltnisse , aus deren

besonderen ISiatur sich ein an-

deres ergiebt. nach den Ge-

setzen des Ortes beurteilt , an

welchem der Schuldner zur

Zeit der Verwirklichung des

Thatbestandes, aus welchem

das Schuldverhältnis abgeleitet

wird, beinen Wohnsitz und in

Ermangelung eines solchen

seinen Auientliait hatte.

§ 14

Die Abtretung einer Forde-

rung wird nach den Gesetzen

beurteilt, welche für die Forde-

rung mafsgebend sind.
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§ 15,

Die Anfechtung von üechts*

handlangen des Schuldners,

welche die Gläubiger benach-

teiligen, untersteht dem Rechte

des Ortes, an welchem der

Schuldner zur Zeit der Vor-

nahme der Handlung seinen

Wohnsitz und in Ermangelung

eines solchen seinen Aufent-

halt gehabt hat.

^5 1(3.

Die Erfordernisse der £he-

schlielsung werden in Anseh-

ung eines jeden der Ehe schlie-

fsenden nach dem Rechte des

Staaten beurteilt, welchem er

angehört.

Die bei der Eliesclilii fsung

zu beobachtende Form richtet

sich nach dem Rechte des

Ortes, an welchem die Ehe-

schliefsung Yorgenommen wird.

§ 17.

DiepersönlicheuVerhältnisse

der Ehegatten untereinander

werden nach dem Rechte des

Staates beurteilt, welchem der

Ehemann angehört.

§ 18.

Die Trennung der Ehe wird

nach dem Rechte des Staates

§ 15.

Fllllt aus.

§ 16.

Uic Eingehung einer Ehe

wird in Ansehung eines jeden

der Eheschliefsenden nach den

Gesetzen des Staates beurteilt,

welchem derselbe angehört.

Die Form dov Elieschliefsung

bestimmt «icii uusschliefslicli

nach den Gesetzen des Ortes,

an welchem die Eheschliefsung

vorgenommen wird.

§ 17.

Die persönlichen Bezie-

hungen der Ehegatten zu ein-

ander werden nach den Ge-

setzen des Staates beurteilt,

welchem der Ehemann ange-

hört.

§ 18.

Für die Scheidung und für

die Trennung von Tisch und
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beurkeiltiwelchemderMiemaim

zur Zeit der Erhebung der

auf die Trennung gerichteten

Klage angehört

Thatsachen, welche jsicli er-

eignet habf^n , während der

Ehemann einem anderen »Staate

angehört hat, können als

Trennungagrlinde nur geltend

gemacht werden, wenn sie nach

dem Rechte dieses Staates

gleiehfalU Trennungsgriinde

sind.

§ 10.

Das Güterrecht der Ehe-

gatten bestimmt sich nach dem

Rechte des Staates, wdchem

der Ehemann zur Zeit der

Ebeschliefsung angehört.

Der Wechsel der Staatsan-

gehöriii^keit hat eine Änderung

des eheliehen Güterrechts nicht

Bett sind die Gesetze dea

Staates mafsgebend, welchem

der Ehemann zur Zeit der

Erhebung der Klage auf Schei-

dung oder auf Tri-iimin;i; von

Tisch und Bett angehört.

Eine Thatsache, welche sich

ereignet hat, während der Ehe-

mann einem anderen Staate

angehörte ) kann als Sehet»

dungsgrund oder Trennungs-

grund nur geltend gemacht

werden, wenn die Thatsache

auch nach den Gesetzen dieses

Staates einen Scheidungsgrand

oder Trennungsgrund bildet.

Die Vorschrift des § 1405

Absatz 3 ?>atz 1 (K.E.)^ rindet

auch in Ansehung: von Aus-

ländern Anwendung.

§ 19.

Das eheliche Güterrecht be-

stimmt sich nach den Gesetzen

des Staates, welchem der Ehe-

mann zur Zeit der Ehcschlies-

sung angehört. Diese Gesetze

bleiben auch bei einem Wechsel

der .Sraatsangeliörigkeit raafs-

gebend.

' Bezieht sich augeuäclieinlich auf eine dein § 1440 des Entwurfes

erster Lesang Abs. 3 Sats 1 entsprechende Bestiimnung de» ^Kom-

nussionsentwurfes".
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zur Folge
y

desgleichen nicht

eine Änderung derjenigen

Rechte, welche auf Grund des

Güterverhältnisses im Falle

der Auflösung der Ehe dem

einen £hegatten an dem Ver-

mögen des andern oder an

dem Gemeinschaftsgute zu-

stehen.

Schenkungen unter Ehe-

gatten werden in Ansehung

ihrer Zulässigknit oder Widei-

ruflichkeit naeh dem Rechte

des Staates beurteil^ welchem

der Ehemann zur Zeit der

Vornahme desselben angehört.

§ 20.

Ausländer, welche ihren

Wohnsitz im Inlande haben,

.können sich Dritten gegen-

über auf das für ihr Güter-

verhältnis maÜBgehende aus-

ländische Recht nur unter den

Voraussetzungen berufen, unter

welchen Inländern Dritten

j^Tgoniiber aut ein von dem

gesetzlichen ehelichen Güter»

rechte abweichendes Güterrer-

haltnis Bezug zu nehmen ge-

stattet ist.

11

Eine Schenkung unter Ehe-

gatten wird in Ansehung der

Zulässigkeit oder Widerruf-

lichkeit nach den Gesetzen des

Staates beurteilt, welchem der

Ehemann zur Zeit der Vor-

nahme der Schenkung ange-

hört.

§ 20.

Haben ausländische Ehe-

gatten oder Ehegatten, welche

nach Schließung der Ehe die

deutsche Staatsangehörigkeit

erwerben, den Wohnsitz im

Inlande, so finden die Vor-

schriften der §§ 1308, 1309

(K.E.) ' mit der iMafsgabe ent-

sprechende Anwendung, dafs

der ausländische gesetzliche

Gttterstand einem von dem

deutsche gesetzliehen Güter-

stande abweichenden yertrags-

mäfsigen Güterstande gleich-

steht. Zur Wirküauikeit des

* = §^ 1336, 1337 des Entwurfes erster Lesung ?
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§ 21.

Die Elu lichkeit der Geburt

eines Kindes wird nach dem

Rechte des Staates beurteilt,

welchem der £hemanii der

Mutter 2ur Zeit der Geburt

des Kindes angehört oder im

Falle seines Todes zuletzt an-

gehört hat.

§ 22.

Die Erfordernisse der Legi-

timation and der Annahme an

Kindesstatt werden in An-

sehung eincrf jeden der beiden

Beteiligten nach dem Rechte

des Staates beurteil^ welchem

derselbe angehört.

Die Form der Legitimation

ausländischen Gilterstandes

gegen Dritte genügt eine Ein-

tragung in das eherechtliche

Register, deren Inhalt besagt,

dafs dieser Gttterstand bestehe.

Die Bestimmungen der

§§ 1251, 1255, 1279 (K.E.)'

linden in Ansehung der im

ei-sten Absätze bezeichneten

Ehegatten ohne Rücksicht auf

den bestehenden Gaterstand

entsprechende Anwendung.

§ 21.

Die oheliche Abst.nnmung

einer Peraon wird nach den

Gesetzen des Staates beurteilt,

welchem der Ehemann der

Matter der Person zur Zeit

der Geburt der letzteren an-

gehört oder, wenn er vor der

Geburt gestorben ist, zuletzt

angehört hat.

§ 22.

Die Legitimation eines un-

ehelichen Kindes wird in An-

sehung des Vaters nach den

Geisetzen des Staates, welchem

der Vater, in Ansehung des

Kindes nach den Gesetzen des

Staates beurteilt, welchem das

Kind angehört

' Ob und M'elclic BeHtiuiiuuugen des Entwurfes erster Lesung

den hi^ genannteu §§ des KonuniBrionseiitwurfea entq>recbeii, ist nicht

mit Sicherheit su ersehen; vielleicht §g 1278» 1281, 1807?
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durch Ehelichkeitserklärung

und der Annahme an Kindea-

statt richtet Bich nach dem

Bechte des Staates , welchem

der Legitimierende oder An-

nehmende angehört.

§ 28.

Die persönlichen Verhält-

nisse zwijscLcn Eltern uik.1 Kin-

dern, sowie die Rechte, vvcklic

ih'u Eltern an dem Vermögen

der Kinder zustehen, werden

nach dem Rechte des Staates

beurteilt^ welchem der Eltern»

teil jeweils angehört. Mit dem

Wechsel der Staatsangehörig-

keit ftndern sich die Itoehte

auch in Anselumg desjenigen

Vermögens, welches das Kind

bereits besitzt.

Die Ehelichkeitserklärung

steht demjenigen Staate zu,

welchem der Vater angehört.

Die för die Erklärungen der

Beteiligten erforderliche Form

bestimmt sich gleichfalls nach

diesen Gesetzen ; <lie Vorschrift

des § 9 äat2 2 ündet keine

Anwendung.

Die Wirkungen einer Legi*

timation werden nach den Oe-r

setzen des Staates beurteilt,

welchem der Vater zur Zeit

der Legitimation angehört»

DieBestimmungen des ersten

bis dritten Absatzes finden auf

die Annahme an Kindesstatt

entsprechende Anwendung.

§ 28.

Das Rechtsverhältnis zwi-

schen Eltern und ehelicheu

Kindern wird nach den Ge-

setzen des ÖtJuites beurteilt,

welchem der Vater angehört.

Ist der Vater gestorben, so

sind die Gesetze des Staates

mafsgebend}welchemdieMutter

angeliört. Wechselt derEltem-

teil die ^Staatsangehörigkeit, so

sind die Gesetze des Staates,

dessen Angehöriger der Eltern-

teil wird, auch in Ansehung

desjenigen Vermögens mafs-
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§ 24.

Vorbloibcii boi dem Wechsel

der Staat.s;in^'('li<>ri<^koit soiteiift

eines Deutsehen dessen Ehe-

frau und Kinder im deutschen

Staatsverbande, so Endet auf

sie das Recht des fremden

Staates, sofern dasselbe nacb

den vorstehenden Bestim-

mun^^cn mafsgobendsoin würde,

nur insoweit Anwendung, als

ihnen dasselbe günstiger ist.

§ 25.

Ansprüche aus einem unehe-

lichen Beischlafe werden nach

dem Bedbte des Staates be-

urteilt, welchem die Mutter

zur Zeit der Geburt des Kin-

des angehört.

Deutsche können nicht zu

etwas mehreren angehalten

werden, als wozu sie nach

deutschem Rechte yerpflichtet

sind.

gebend, welches das Kind be-

reits besitzt.

§ 24.

Verbleiben bei dem Wechsel

der Stii;itsangeh<)rigkeit seitens

eines Deutschen dessen Ehe-

frau und Kinder im deutschen

Staatsverbande, so finden die

Gesetze des Staates, dessen

AngehOrigerder Deutsche wird,

sofern dieselben nach den Be-

stimmungen der §§ 17, 18

Absatz 1 , 21 , 23 fr.r die

Ehefrau und Kinder mafs-

gebend sein würden, auf diese

nur insoweit Anwendung, als

sie ihnen günstiger sind.

^ 25.

Das Rechtsverhältnis zwi-

schen einem unehelichen Kinde

und dessen Mutter wird nach

den Gesetzen des Staates be-

urteilt, welchem die Mutter

zur Zeit der Geburt des Kindes

angehört.

Die Unterhaltspflicht des

unehelichen Vaters wird nach

den Gesetzen des Ortes be-

urteilt, an welchem der un-

eheliche Vater zur Zeit der

Geburt des Kindes seinen

Wohnsitz oder in Ermange-

lung eines solchen seinen
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§ 26.

Die Voraussetzungen far die

Anordnung und die Beendi-

gung der A'oi uiundschaft wor-

den nach dem Rechte des

Staates beurteilt, welchem der

zu Bevormundende angehört.

Ausländer werden im In-

lande nur dann bevormundet^

wenn sie vermöge ihres Alters

oder sonstigen Zustandes auch

nach deutschem Hecht zu be-

vormunden wilren.

§ 27.

Die Bestellung und Führung

der Vormundschaft untersteht

dem Kechte des Staates, wel-

chem die Vormundschaftsbe-

hörde angehört. Die vormund-

schaftliche Verwaltung er^

streckt sich auch auf die im

15

Aufenthalt hatte. Ist jedoch

der Wohnsits oder Aufenthalts-

ort von dem unehelichen Vater

vor der Qeburt des Kindes

geändert worden, so bleiben

die GesetKe am Orte des

früheren ^^'<•llll>it/.es oder

Aufenthaltes mulögebend , so-

weit dieselben für das Kind

und die uneheliche Mutter gtin>

stiger sind.

§ 20.

Die Voraussetzungen fUr die

Bevormundung einer Person

werden nach duu Gesetzen des

Staates beurteilt, welciiem die

Person angehört,

Ausländer werden im In-

lande nur bevormundet, wenn

sie auch nach den deutschen

Gesetzen zu bevormunden sein

Wörden.

§ 27.

Die Aiiordnuüg und Führung

der Vormundschaft, die Für-

sorge und Aufsicht der Vor-

mundschaftabehörde , die Ver-

bindlichkeiten zwischen Vor-

mund und Mündel werden nach

den Gesetzen des Staates beur-
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Aualande befindlichen Ver-

mOgeuBgegenBtände des Bevoi^

mundeten, soweit nicht das am

Orte der belegenen Sache gi l-

tende Recht entgegensteht

§ 28.

Auf die EntmtLndigung findet

die Vorschrift des § 26 ent-

sprechende Anwendung. Die

Wirkungen der Entmündigung

bestimmen sich nach dem

Rcclite des Staates, in welchem

dieselbe ausgesprocben worden

ist.

Der Yon einem ausländischen

Gerichte ausgesprochenen Ent-

mttndigung eines Deutschen ist

die Anerkennung versagt:

1) wenn die Gerichte des

Staates , welchem das

ausländische Gericht an-

gehört, nach deutschem

teilt, welchem die Vormund^

scbaftsbehörde angehört.

Die Pflicht und das Recht

des Vormundes, flELr das Ver»

ni >gea des Mündels zu sorgen,

erstreckt sich auch auf die im

Auslande befindlichen Ver-

mögensgegenstllude des Mün-

dels, soweit nicht die Gesetze

am Orte der belegenen Sache

enlgegenstehen.

§ 27 a.

Die Vorschriften der §§ 26,

27 finden auf die Pflegschaft

entsprechende Anwendung.

§ 28.

Auf die Entmündigung und

die Wiederaufhebung einer

EntmUiuligung finden die Vor-

schriften des 4; 2G entsprechende

Anwendung. Die Wirkungen

der Entmündigung bestimmen

sich nach den Gesetzen des

Staates, in welchem die Ent-

mündigung ausgesprochen wor-

den ist.

Der von einem ausländischen

Gerichte ausgespivu lienen Ent-

mündigung einesi Deutschen ist

die Anerkennung versagt:

1) wenn die Gerichte des

Staates, welchem das aus-
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Rechte nicht zustftndig

sind;

2) wenn dieVoraussetzungen

nicht vorliegen, unter

welchen nach deutschem

Rechte eine Entmündi-

gung ansgesproehen wer>

den kann.

§29.

Der Ühergang des Ver-

mögens eines Verstorbenen

oder für tot Erklärten auf die

Überlebenden besthnmt sich

nach dem Rechte des Staates^

welchem derselbe auletst aa-

geliort Iiut.

Die Errichtung oder Auf-

hebung eines Testaments wird,

vorbehaltlich der Bestimmung

des § 9 Satz 2, nach dem
Rechte des Staates beurteilt*

dessen Angehöriger der Erb-

lasser zur Zeit der Errich-

tung oder Aufhebung ist.

ländische Gericht ange-

hört, nach den dfntschen

Gesetzeu nicht zuständig

sind
;

2) wenn die Voraussetzungen

nicht vorliegen , unter

weichen nach den deut«

sehen Gesetzen eine Ent^

mündigung ausgespro-

chen werden kann.

Die Bestimmung des zweiten

Absatzes findet auf die von

einem ausländischen Gerichte

ausgesprochene Wiederauf-

hebung der Entmündigung

eines Deutai^m entsprechende

Anwendung.

§ 29.

Die Erbfolge und die Rechts-

stellung des Erben bestimmen

sich nach den Gesetzen des

Staates» welchem der Erblasser

zuletzt angehört hat

Die Errichtung oder Auf-

hebung einer Verfügung von

Todes wegen wird iiacli den

Gesetzen des Staates beurteilt,

welchem der Erblasser zur Zeit

derErrichtung oderAufhebung

angehört hsrfi. Die Bestimmung

des § 9 Satz 2 bleibt unbe-

rührt.

2
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Eirbyerträge werden nach

dem Kechte des Staates be-

urteilt, welchem der Vertrags-

erblaaser zur Zeit der Erricli-

tung angehört. Ob ein Jßrb-

vertnag Ptlichtteilsrechte ver-

letzt, nnd welche Folgen die

YertetBung hat, wird nach dem

in Absatz 1 beseichnetett Rechte

beurteilt.

§ 30.

Die Vorschriften in § 19

Absatz 1, ^ 23 Sat» 1 und

§ 29 kommen nicht sur An-

wendung, insoweit zu dem be-

treffendenVermögen (dem Ver^

mögen eines der Ehegatten,

dem Vermögen des Kindes,

der Erbschaft) Gegenstände

gehören, welche nicht in dem

Gebiete des Staates, dessen

Recht im allgemeinen mals-

gebend isty sich befinden, und

diese Gegenstände nach dem

Rechte des Staates, in dessen

Gebiet sie sich befinden, als

von dem Gesamtveruiüt*'en aus-

gesonderte Vermögensgegen-

stttnde SU betrachten sind oder

sonst unter ihnen eigentttm-

liehen, eine abweichende Be-

urteilung erheischenden Vor-

Schriften stehen. In betreff

dieser GegensUiude entscheidet

§ 30.

L)ie \ urscliriften des § 19

Absatz 1, des 28 Öatz 1, 2

und dea § 29 Absatz 1 kommen

nicht zur Anwendung, insoweit

SU dem betreffenden Vermögen

(dem Vermögen eines der Ehe-

gatten, dem Vermögen des Kin-

des, der Erbschaft) Geg(;n-

stände gehören , weiclie nicht

in dem Gebiete des Staates,

dessen Gesetae im allgemeinen

mafsgebend sind, sich befinden,

und diese Gegenstttnde nach

den Gesetzen des Staates, in

dessen Gebiet sie sich befinden,

als von dem Gesaratvermögen

ausgesonderte V'crmögens-

gegenstitaide zu betrachten sind-

oder sonst unter ihnen eigen-

tftmlichen, eine abweichende

BeurteOungerheischendenVor*

Schriften stehen. In betreff

dieser Gegenytäude entscheiden
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das Recht des Staates, in dessen

Oebiet sie sich befinden.

• * . . .

31.

Die Vorschriften in 5? 7

Absatz 1, § 16 Absatst 1, §§ 17,

18, 19 Absats 1 und 3, §§ ZI,

22, 28 Sate 1, § 26 Absate 1

und § 29 kommen nicht znr

Anwendung, wenn nach den

Rechtsgrundsätzen dea Staate«,

welchem der Ausländer an-

gehört, nicht das Recht dieses

Staates, sondern das deutsche

Recht Anwendttng au finden

hat In diesem Falle ist das

deutsche Recht mafsgebend.

§82.

Personen, welche ihre bis-

herige Staatsangehörigkeit ver^

leren und eine andere noch

nicht erworben haben, werden

in Verhsllnissen
,

bezflglich

deren das in<afsgebende Recht

durch die Staatsangehörig'keit

bestimmt ist, nach dem Rechte

des Staates beurteilt, welchem

sie suletat angehört haben.

die Gesetze des Staates, in

dessen Gebiet die Gegenstände

sich befinden.

)5 31.

Die Vorschriften des § 7

Absatz 1, des § 16 Abfuits 1,

des § 17, des § 18 Absata 1,

des § 19 Absatz 1 Satz 1 und

Absatz 2, der §§ 21, 22, des

5j 2?* Satz 1 und 2, de^ 26

Absatz 1 und des 29 kommen

nicht zur Anwendung, wenn

nach den Gesetzen des Staisites,

welchem der Ausländer ange-

hört, nicht die Ghsetze dieses

Staates, sondern die deutschen

Gesetze Anwendung zu finden

haben. In diesem Falle sind

die deutscheu Gesetze mafs-

gebend.

§ 32.

Personen, welche ihre bis-

herige Staatsangehörigkeit rer-

ktren und eine andere nicht

erworben haben, werden in

Verhältnissen , tn Ans^ung

deren die niafsgebendcu Ge-

setze durcli die Staatsange-

hörigkeit bestimmt sind, nach

den Gesetzen des Staates be-

urteill^ weichem sie zuletzt an*

gehört haben.
2*
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dasReciit<k>

Gebiet sie

in dessen

Die Voottrir.« in ^ 7

AbsMz 1. ^ loA^Aal. 17.

18, 19Al«dö« 1 zisi 3. H21.
22. 23 Sme L i i?5 AWa 1

und $ 2y kf<mni«i.

AnweadiQtr . 'V'^m ueä
Recht^grrodwaei. &** .S^aiiÄfc.

wekkoi der AasJoiins' aa-

gebön. citic cm xmc q*^3»*>

Staate», «udösel öm (t*sa^^

ßedit Axnr^ühf «. f[uä*a

hat In diBMaL T^Lt ic 6a»

deutR-be JÜbeu:

die Oesetzo dt^s Stanloa, in

dessen Gebiet die (Segeiiiitiiudo

»ich befinden.

31.

Die V'orjjchriften den 7

.\b^atz I, den 1(3 Abmitz I,

d« jj 17, des 18 Ab«utz I,

'ife* ^ VJ Absatz 1 Satz 1 und

AUaxz 2. der 21, 22, d«:*

t 2^5 .>atz 1 uijd 2, d*:n f ^ti

A 'MLiz 1 uz^d de« ^ \u/mui*:n

»»Ii' ii»aL Orr Au^-li 'a'a^ »• /«s^

JLl V*-!i'..i;l^ Hl,

a-ui»:ii^i '.r»-*.'„>. 11,4.'.,



20 Eiiileitniifi;.

§ 33.

Personen , welche im Aus-

lände der Sklaverei unter-

worfen sind, aber im Inlande

oder in einem anderen
,

jenes

Institut nicht anerkennenden

Staate verweilen » werden in

VerhSltnissen, bezüglich deren

auf Grund ihrer Staatsange-

hörigkeit oder des Wohnsitzes

das Recht des Sklavenstaates

miif^ebend sein würde, nach

dem fiechte des Staates be-

urteilt, in welchem sie den

WohnsitE haben oder, fiills sie

einen solchen aufserhalb des

Sklavenstiates nicht besitzen,

sich aufhalten.

§ 34.

Soweit Reclits Verhältnisse

durch die Willkür der Betei-

li^n bestimmtwerden können,

ist den letsteren gestattet^ fest-

zusetzen, dafs statt des an sich

mafsgebenden Rechts ein an-

deres Ktächt zur Anweudung

kommt.

§35.

Ausländisches Kecht wird

niciit angewandt, wenn dessen

Anwendung durch das inlän-

§ 33.

Personen , welche im Aus-

lände der Sklaverei unterwor-

fen sind, aber im Inlande oder

in einem anderen, die Skla-

verei nicht anerkennenden

Staate verweilen, werden tn

Verhältnissen , in Ansehung:

deren auf Grund ihrer Staats-

angehörigkeit oder des Wohn-

sitzes die Gesetze des Sklaven-

Staates mafsgebend sein wur-

den, noch den Gesetzen des

Staates beurteilt, in wdchem

sie den Wohnsitz haben oder,

falls sie einen solchen aufser-

halb des Sklaven ^ta ites nicht

besitzen, sich aufhalten«

§ 34.

Soweit der Inhalt eines nach

den deutschen Gesetzen zu be-

urteilende Rechtsverhältnisses

durch den Wille der Betei-

ligten bestimmt werden kann,

kann derselbe auch durch Be-

zugnahme auf nicht mehr gel-

tende oder auf ausländische

Gesetze bestimmt werden,

§ 35.

Ein ausländisches Gesetz

wird nicht angewandt , wenn

dessen Anwendung gegen die
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disclie Recht nach der Vor-

schrift oder nach dem Zwecke

desselben attsgeachlossen ist

§ 36,

Die \\ iikungen, welche der

Prozefsbeginn auf das der ge-

richtlichen Entscheidung unter-

steilte Rechtsverhältnis ätifsert^

werden, soweit sie nicht pro-

zessualer Natur sind, nach dem

Rechte beurteilt, welches Uber

das Rechtverhältnis, bei dem

sie in Frage kommen, ent-

scheidet.

Den Wirkungen des Be-

ginnes eines vor einem ans-

lltndischen Gerichteanhängigen

Prozesses ist, ohneUnterschied,

ob sie privatrechtlicher oder

prozessualer Natur sind, die

Anerkennung versagt:

1) wenn die Gerichte des

Staates, welchem das aus-

ländische Gericlit ange-

hört, nach deutschem

Rechte nicht zuständig

sind;

2) wenn die Klage gegen

einen Deuteehen erhoben

ist, und derselbe sich auf

den Prozefs nicht einge-

lassen hal^ sofern die den

Prozefs einleitende La-

guten Sitten oder die öffent-

liche Ordnung verstöfst

§36.

Die Wirkungen, welche der

Prozefsbeginn auf das der ge-

richtlichen Entscheidung unter-

stellte Rechtsverhältnis äufsert,

werden, soweit sie dem bür-

gerlichen Rechte angehören,

nach den Gesetzen beurteilt,

welche über das Rechtsverhält-

nis, bei dem sie in Frage

kommen, entscheiden.

Den Wirkungen des Be-

ginnes eines. vor einem aus-

ländischenGerichteanhängigen

Prozesses ist, ohne Unterschied,

ob sie dem bürgerlichen Rechte

oder dem Prozefsrechte ange-

hören, die Anerkennung ver-

sagt:

1) wenn die Gerichte des

Staates, welchem das aus-

ländische Gericht ange-

hört, nach den 4eut8chen

Gesetzen nicht zuständig

sind;

2) wenn die Klage gegen

einen Deutschen erhoben

ist, lind der.selljo f>ieh auf

den Prozefs nicht einge-

lassen hat, sofern die den
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dung oder VcrfUjjiung ihm

weder in dem Staate des

Prozefsgerichtes inPei'son

noch durch Gewilhrung

der RechtshUlfe im Deut'

sehen Reiche sagestellt ist

§ 37.

Die Wirkungen des Urteils

hestimmen sich nach dem

Bechte des Staates, welchem

das Prozefsgericht angehört.

Dem Urteil eines auslän-

dischen Gerichtes ist die An-

erkennung versagt:

1) wenn das Urteil nach dem

für das ausländische Ge-

richt geltenden Rechte

dieRechtskraftnoch nicht

erlangt hat;

2) wenn die Gerichte des

Stiiates, welchem das aus-

ländische Gericht ange-

hört, nacli deutschem

Rechte nicht zuständig

sind;

3) wenn die Verurteilung

aufVornahme einerHand'

lung gerichtet ist, welche

nacli deutschem Rechte

nicht erzwungen werden

darf, oder auf Zahlung

einer Privatstrafe, welche

Prozefs einleitende La-

dung oder Verfügung ihm

weder in dem Staate dea

Proeefsg^chtes in Per-

son noch durch Qewtii-

rang deutscher Rechts-

hülfe zugestellt ist

§ 37.

Die Wirkungen des Urteils

bestimmen sich nach den Qe-

setzen des Staates, welchem

das Prozefsgericht angehört.

Dem Urteile eines auslän-

dischen Gerichtes ist die An-

erkennung versa

1) wenn das Urteil nach

den für dieses Gericht

geltenden Oesetzen die

Rechtskraft noch nicht

erlangt hat;

2) wenn die Gerichte des

Staates, welchem das aus-

ländische Gericht ange-

hört, nach den deutschen

Gesetzen nicht zuständig

sind;

3) wenn der unterlegene Be-

klagte ein Deutscher ist

und sich auf den Prozefs

iiiclit eingelass(>n hat, Sö-

tern die den Prozeis ein-

leitende Ladung : oder

Verfügung ihm weder in
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das deutsche Recht als

Folge des Verhaltens des

Beklagten nickt aner-

kennt;

4) wenn ein Deutscher Par-

tei und gegen die Grand-

sUtze iu § 7 Absatz 1,

§§ 16, 18, 21, 22 und 24

zu seinem Kachteile ver-

stofsen ist;

&) wenn der Beklagte ein

Deutscher ist und sich

auf den Fl-ozefs nicht ein-

gelassen hat, sofern die

flen Prozeld eiiil(;itende

I^adnng oder Verfügung

ihm weder in dem Staate

des Prozefsgerichtes in

Pcason, noch durch Ge-

währung der Bechtshülfe

im Deutschen Reiche zu*

gestellt ist

Urteile auslandischor Ge-

richte haben keine weitergehen-

den Wirkungen, als diejenigen,

welcheUrteilennachdeutschem

Becfate zukommen.

dem btiuitc des Prozels-

gerichtes in Person noch

durch Crew&hrung deut-

scher Rechtshülfe zuge-

stdlt ist;

4) wenn die Anerkennung

des UrtciU gegen die

guten Sitten oder die

öffentliche Ordnung ver-

stöfst, oder wenn daa

Urteil die Verurteilung

zu einer FriTatstrafe ent-

hält;

5) wenn bei Erlassang des

Urteils zum Nachteile

einer deutschen Partei

gegen die Bestimmungen

des § 7 Absatz 1, der

§§ 16, 18 Absatz 1, der

§§ 21 , 22, 24 verstofsen

ist

Kommen dem Urteile eines

ausliindiselien Oericlite.s naeh

den für dieses Gericlit gelten-

den Gesetzen Wirkungen zu,

welche weltergehen, als die

dem Urteile eines deutschen

Gerichtes nach den deutschen

Gesetzen zukommenden Wir-

kungen, so ist dem Urteile in

Ansehung dieser weitergehen-

den Wirkungen die Aner-

kennung versagt.
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§ 38.

Wird im Laufe des Rechts-

streits von den Parteien nicht

nachgewiesen, dafs das mafs-

gebende ausländische Recht

Ton dem inländischem Rechte

abweiche, so hat das Gericht,

wenn ihm das ausländische

Kecht unbekannt ist, bei Er-

lassung des Urteils davon aus-

zugehen, dafs das ausländische

Recht mit dem inländischen

tlhereinstimme.

Die Betugnifs des Gerichtes,

ausländische Rechtsnormen von

Amts w^en zu «rmitteln

(CP.O. § 265), wird durch

diese Vorschrift nicht berührt.

§ 39.

.Sind in einem Staate Ange-

hörige des Dentscli Mi Reichs

kraft Rechtens schlechter ge-

stellt, iJs die Einheimischen,

so kann unter Zustimmung

des Bundesrats durch Anoid*

nung des Reichskanzlers be-

stimmt werden, dafs gegen die

Angehörigen dieses Staates

und die Rechtsnachfolger der-

ßeiben ein Vergeltungsrecht

zurAnwendunggebrachtwei'de.

§ 38.

Wird im Laufe des Rechts-

streites von den Parteien nicht

nachgewiesen, dafs das mafa-

gebende ausländische Gesetz

von dem deutschen Gesetze

abweicht, so hat das Gericht,

wenn ihm das ausländische

Gesetz unbckuunt ist, bei Er-

lassung des Urteils davon aus-

zugehen, dafs das ausländische

Gesetz mit dem inländischen

Übereinstimme.

Die IJetugiüs des Gerichtes,

ausländischeRechtsnormen von

Amts wegen zu ermitteln

(CP.O. § 265), wird durch

diese Vorschrift nicht berührt

§ 39.

Sind in einem Sttiate Deut-

sche kraft des Gesetzes schlech-

ter gestellt, als die Staatsan-

gehörigen, so kann unter Zu-

stimmung des Bundesrates

durch Anordnung des Reichs-

kanzlers bestimmt werd^, dafs

gegen die Angehörigen dieses

Staates und die Rechtsnach-

folger derselben ein Vergel-

tungsrecht zur Anwendung ge-

bracht werde.
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§ 40. § 40.

An die Stelle des § 661 der pnUt aus.

OlvilprozeiSsoidiiang tritt foI>

gende Stelle:

Das Volletreckungäurteil ist

nicht zu erlassen

:

1) wenn dem Urteil des aus-

ländischen Gerichtes nach

§ 37 des Gesetzbuches

die Anerkennung versagt

ist;

2) wenn die G-egenseitigkeit

nicht verbürgt ist.



Erstes Kapitel.

Vorfragen.

§ 1.

Sollen überhaupt Roehtssätze Uber das internationale

PriTatreciit in das B*G.B, aufgenommen werdend

Die Frage, welche Bestimmungen das B.G.B, hinsieht'

lieh des internationalen FrivatrechtB treffen soll, setzt voraoSi

dafs ttberhaupt die Aufnahme derartiger Bestimmungen in das

Qesetzbueh notwendig oder doch wünschenswert sei. Diese

Voraussetzung raufs geprüft werden, bevor an die Beant-

wortung j<*ner Frage herangetreten wcrtlen kann. Denn ab-

gesehen dfivon , rlnfn jene Voran-sseti^nng niclit als selbstver-

ständlich betrachtet werden kann, da sie von beaclitcnswerten

Stimmen für unzutreffend erkiHrt wird, sind die Ortinde^

welche zur Bejahung der Bedttrfnisfrage führen, zugleich ron

Bedeutung fElr den Umfang und den Inhalt der zu treffenden

Bestimmungen*

Jene Vorfrage ist von folgenden Gesichtspunkten aus zu

priiien

:
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I. £8 ist simäclist die Natur der Probleme klarzalege%

welche das internationale Privatrecbt dem G^efsgeber stellt.

H. Es ist zvL prüfen^ ob jene Probleme geseteliche

Nonnierong fordern oder ihre Behandlung Tidmehr der Praxis

und der Wissensehaft tm überlassen ist

III, Ks ist ferner zu untersuchen, ob nicht etwa die Ge-

setzgebung- des Deutschen Reiches <z;ut thuu wird, die Kegeiung

des internationalen Privatrechts einstweilen auszusetzen, um
sie der Regelung durch internationale Vereinbarung zu tiber-

lassen.

L

Die Frage, ob das iiiternationnle Privatrocht im Rahmen

des heute bestehenden Rechtszustandes international geltendes

Becht oder Privatrecht der einzelnen Kechtsgebtete sei, wird

verschieden beantwortet^. Ftlr den Gesetzgeber reduziert

sie sich darauf, inwieweit er in der Behandlung des inter-

nationalen Privatrechts durch völkerrechtltche Schranken

gebunden sei. Innerhalb dieser Schranken kommen inter-

nationale Rücksichten de lege ferenda mafsgebend in Be-

tracht. Aber sie sind t'oruiell ni(;ht bindend und müssen den

nationalen Rücksichten nachstehen. Nun darf es jedenfalls als

iraglos bezeichnet werden, dal's viele der wichtigsten Probleme

des internationalen Privatrechts noch nicht völkerrechtlich ge-

tost und zum Teil sogar von den Gesela^bungen d«r einzelnen

Staaten widersprechend normiert sind, ohne dafs sich behaupten

liefse, es sei hier das Völkerrecht verletzt. Die völkerrecht-

liche Bindung des Gesetzgebers ist also kcinenfalls eine grund-

sätzliche und totale, und es ist daher nicht nur erlaubt, son-

dern geboten, dafs der Gesetzgeber die Probleme des inter-

^ Für tetsteres vgl. Nicmejer, Positives intemationales Privat«

reeht Leipsig 1894, und „Zur Methodik des internationaleii Privat*

reehts", Leipsig 1894
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nationalen Priyatreehtä prinzipiell als Fragen des iuländischeii

' Privatrechto in Angriff nimmt.

Eb gilt nvokf die Natur dieser Fragen nfther ins Auge 2tt

&88eii. Man hat gesagt, sie entsprängen aus der Koexist^iz

erschiedener territorial geltender Rechtsordnungen. Das ist

nicht ganz zutreffend. Denn nicht der Umstand^ dafs

andere Rechtsordnungen wegen der rftumlichen Be-

ziehungen gewisser ThMtbestiindc iur tiie»e mafsgebend

sein wollen, veranlafst grundsätzlich den einzelnen

Gesetzgeber, jene Beziehungen in Betracht zu nehmen. Viel'

mehr ist die selbständige Fragestellung mafsgebend, ob es ge>

recht und aweckmälsig sei, die einheimischen Rechtssätse auch

hinsichtlich solcher Thatbestände für mafsgebend zu erklären,

welche gewisse regelmäfsig vorausgesetzte räumliehe und per-

sonalc Beziehungen zur einheimischen Uceiitsonlming nicht

haben. Der erste Gedanke des (le.setz^ebers l>t nicht: „\A'clehe

.von den vorhandenen Kechtsoixlnungen soll tur die zu nor-

mierenden Thatbestände maüagebend sein?'', sondern: „Habe

ich Veranlassung, die Geltung meiner Eechtsvorschriften mit

Rücksicht auf die räumlichen (und personalen) Beziehungen

der Thatbestände einzuschränken?'' Oder anders ausge-

drückt: ^Auf welche Thatbestände soll, räumlich und persön-

lich betrachtet, meine Rechtsonliiung Anwendung linden?"

Daran schliefst sit^i sodann die fernere Frage, ob für die von

der Anwendbarkeit der heimischen Kechtssätze ausgeschlossenen

Thatbestände entweder 1) überhaupt keine Rechtsregeln auf>

gestellt oder 2) in selbständiger Weise besondere Rechtsror*

Schriften („Fremdenrecht", Jus gentium**) gegeben werden

sollen, oder ob 3) jene Frage durch Bezugnahme auf die

Recht'tsätze anderer Rechtsordnungen erledigt werden soll.

Vielfach sjiringt man sofort auf die dritte der zuletzt an-

gegebenen Möglichkeiten über, woraus sich dann eine falsche

Fragestellung ergiebt. Es ist aber daran zu erinnern, dafs die

Gesetzgebungen sich keineswegs überall im Sinn dieser letzten
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Möglichkeit entachieden haben. Einselne Gesetagebungen

haben absolute Geltang aller ihrer Rechtssätze beansprucht,

fast alle die absolute Geltung von einzelnen ilirer Kechtöäätzc.

Manche l-leehtssysteme ferner haben die Anwendung ihrer

eigenen Rechtssfitze auf gewisse Thatbeständc ausgeschlossen,

ohne Bestimmung darüber zu treffen, welche Normen fiir diese

maiflgebend sein soUeo, z. B. fiir Ehescheidung fremder Unter-

thanen.^ (Folgerichtig verbindet sich damit die Unsustftndigkeit

der einheimischen Grerichte.) Andere Rechtsordnungen haben

ferner den Weg selbständiger Normierung der von auswärtigen

Beziehungen getragenen Thatbestände beschritten, sei es iui

ganzen, wie z. B. die moderne ägyptische Gesetzgebung, oder

doch im einzelnen.

Vergegenwärtigt man sich diese Möglichkeiten, so stellt

eich die gesetageberiache Aufgabe gegenüber dem internatio-

nalen Privatrecht in zwei Stufen dar:

1. Feststellung des Anwoidangsbereiches der heimischen

Rechtsstttze in internationaler Hinsicht;

2. Feststellung der Normen, welche fiir solche Thatbestände

gelten sollen, die nach 1) nicht durcli die heimischen

Kechtssätzc gedeckt werden (eventuell Ablehnung solcher

Feststellung).

Die Richtigkeit dieser Auffassung der legislatorischen Auf-

gabe wird nicht in Zweifel gestellt durch die Wabrheit, dafs

das Bedürfnis, ja die innere Notwendigkeit besteht, auf die

Existenz und den Inhalt der koexistierenden Rechtsordnungen

Rücksicht zu nehmen, oder, ötiirker ausgedrückt, durch das

Ideal einer internationalen Rechtsgemeinschaft. Denn dieser

Gesichtspunkt kann nur inhaltlich die Entscheidung des Ge-

setzgebers beeinflussen, nicht seinen Standpunkt verschieben.;

Der Gesetzgeber hat nicht die Aufgabe und nicht die Macht,

die internationalrechtUchen Fragen internationeszu r^ln^

^ Ein Beispiel int aiicli der § 8 der Gehhardsdien Entwürfe.
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er soll nnd kAnn nur die inter nsttoneB entotahenden privat-

recktliciieiL Fragen vom Staadpankte seiner RecktaRifdiiuig

ans ins Auge fSuwen^ nnd von diesem Standpunkte ans stellen

sich jene Fra^^en in der vorliin gezeichneten Gestalt dar.

Der Be^^riti „Anwendungsbereich der heimischen Rechts-

sätze" bedarf noch schärferer Beleuchtung. Viele deutsche

Schriftsteller haben geglaubt , den Bereich der in Betracht

kommenden Rechtsfragen autreffend an kennseichnen mit Ans-

drttcken wie „Örtliche Grenzen der Rechtsregeln'' (Sayigny,

System, Bd. 8; Roth, System, Bd. 1, § 5; Stobbe, Hand-

buch de:* deutschen Privatrechts, 3. Aufl., § 29; Hub er,

System und Geschichte des schweizerischen Priratrechts,

Bd. I, § 8); „räumliche Grenzen der Rechtssätze** (Wind-

scheid, Pandekten, § 34); ,,örtliche Geltung der Rechts-

sätae* (Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts, 2. Atifl.,

I 375 ff.); ^Lokalisierung der Rechtsfragen" (Bekker, Con-

ponsprozesse, S. 56) ;
„Herrschaftsgebiet der Rechtsnormen in

räumlicher Beziehung" (Böhlau, Mecklenburgische« Land-

recht, I 415). — Aber diese Bezeidmun^^'^en sind zu eng, um

alle in Betracht kommenden Fragen zu decken und sie sind

gefährliche weil sie leicht zur Unterschätzung jener Beziehungen

führen, wdclie hier als „personale'* bezeichnet werden sollen,

während sie heute gew<}hnlich mit dem Stichwort ^.Kationalität'^

bezeichnet werden. Diese letzteren Beziehungen sind in der

deutschen Reehtslitteratur Öfters vernachlässigtworden. Die Wür-

digung ihrer Bedeutung und ihres Verhältnisses zu den lokalen

Beziehungen ist al)er wichtig, und durch sie werden erst die

Fragen des internationalen Privatrechts in das richtige Licht

gerückt. Der Ausdruck „Anwendungsbereich" (der wohl auch

besser ist als : Geltungsbereich, Herrschaftsgebiet) dtlrfte allen

in Betracht kommenden Beziehimgen gerecht werden.

Um das Wesen der Sache zu treffen, mnfs man zunächst

auf die sich leicht einschleichende Vorstellung verzichten, als
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oh es sich um di« Anwendangssphftre der RechtaorchiUDg im
gftnsen handle, nach Analogie der räumlich begrenzten Oe-

hietsboheit dei Staates. Es wäre zwar an und für sieh denk-

bar, dafs die in Betracht kommenden Fragen ftlr alle Rechts-

sätze eine einheitliche Beantwortung fanden, nämlich derart,

dafs für alle Rechtssätze absolute Geltung iu Anspruch ge-

nommen würde. Aber diese Lösung ist für den heutio^en Ge-

aetageber eine UnmOgHchketi Und schon die bloise Möglich-

keit Toraohiedener Behandlung der einseinen Rechtasätze mufs

dasu führen, die Frage fflr die einseinen Rechts-

sfttze zu stellen. Grundsätzlich ist die Aufgabe des Ge-

setzgebers also die, l^r jeden einzelnen von ihm formulierten

Rechtssatz * die oben gestellten Fragen zu beantworten. Da-

rtiber hinaus kann sich seine Aufgabe erweitern, indem sich

das Bedürfnis eigeben kann^ auch für andere Rechtssätae jene

Frage zu beantworten, sei es für ältere Beditasätae, die er

vorfindet und fortbestehen läfst, sei es für künftige Reehts-

sätse, deren Entstehung er ins Auge &f8t (Gewohnheitsrecht,

Partiknlarrecht). Gmndsätslich bleibt seine Angabe auch

für diese Fülle dieselbe.

Dieser grundsätzliche Standpunkt bleibt natürlich yoU-

ständig gewahrt) wenn die Beantwortung zusammen&ssend ge-

geben wird. Das Wesentliche ist nur, dafs bei der Beant*

wortung das Bewufstsein nicht verloren geht, dais' es sich in

erster Linie um Bestimmung der Thatbestände der

inländischen llechtssätze nach ihrer räumlichen und

personalen Beziehung, und in zweiter Linie um die Bestim-

mung der Rechtsfolgen für solche Thatbestände

handelt, welche wegen ihrer lokalen oder perso*

^ Unter Rechtssätzen werden hier nur die eigentlivheu, das hei£rt

die normgebenden Rechtssfttfee yeratanden. BeMtionell setsen idch

dieselben bekanntlidh Öfter ans mohr^n Sätzen suBanmiMi, die daam

einseln keine »Beehtasfttse* sind.
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nalen Beziehungen den inländischen Rechts-
sätsen nicht unterworfen sein sollen.

Eb kann nun keinem Zweifel unterliegen, dafs der heutige

Gesetzgeber Ton den oben (S. 28) bezeichneten Wegen regel-

mftfsig den letsten einschlagen^ d. h. die Rechtsfolgen der zuletzt

bezeichneten Thatbestände durch Bezugnahme auf

andere Rechtsordnungen bestimmen raufs. Die Ideo

der internationalen Kechtsgemeinschaft fordert hier ihr Recht,

und wenn auch eine völkerrechtliche Exekutive nicht besteh^

80 mufs es dennoch als eine internationale Pflicht beseichnet

werden, die Geltung des auslündischen Rechtes wenigstens in-

soweit SU respektieren
I

dalfi deren Existenz nicht ignoriert

wird und die von der inländischen Rechtsordnung freigelassenen

Tiiatbestände gemäfs derjenigen Rechtsordnung behandelt

werden , auf welclie die lokalen oder personalen B^iehungeu

jener Thatbestände hinweisen.

n.

Wenn die im vorstehenden vertretene Auflassung richtig

is^ so folgt daraus unmittelbar, dafs der Gesetzgeber es nicht

ablehnen darf, die Anwendungssphftre seiner Rechtssfltze in

dem vorher entwickelten Sinne selbst zu bestimmen. Denn

die aufzuwerfenden international rcclitlichen Fragen sind jeder

einzelnen legislatorischen Frage immanent Der Gesetzgeber

darf sich der Aufgabe nicht entschlagen, den Bereich der von

ihm normierten Tliatbestttnde auch nach ihren lokalen und

personalen Merkmalen abzugrenzen. Die Feststellung dieser

Merkmale ist nicht eine Zutfaat zu den Rechtsnormen, welche

sich auf anfsergewdhntiche, sozusagen krankhafte Bedürfnisse

bezieht, und auf welche man deswegen verzichten kann, ohne

dem normalen Kechtsbedürfniüse etwas schuldig zu bleiben.

Vielmehr fehlt jedem Rechtssatz ein wesentliches Glied, ein

fundamentaler Teil, solange für ihn die intemationalrechtliche

fVage nicht gelöst ist
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Damit ist nicht gesagt, dafs die Beantwortung jener Frage

überall ausdrllßklich, vnd noch weiuger» dafs sie kasuistisch

erfolgen müsse. Der von dem Gesetzgeber einem Rechtssats

zugedachte Anwendungsbereich kann sich aus dessen Zweck

und Zusammenhang auch stillschweigend mit völliger Sicher-

heit ergeben, und ein einziger Generalsatz kann genügen, um
prinzipiell das oben begründete Postulat zu criiillen.

Keinenfalls aber — dies folgt aus dem entwickelten

Prinzip mit Notwendigkeit — darf der Gesetzgeber die

Lösung der internationalrechtlichen Fragen ab-

lehnen in der Erwartung, dafs „Wissenschaft und
Praxis** diese Frage lösen werden.

Gegen solchen Staudpunkt spreclien aufser dem Prin-

zip aber auch zwingende praktische. Gründe von teils all-

gemeiner, teils spezeller Natur. Die allgemeine Erfahrung

lehrt, dafs Wissenschaft und Praxis g^enüber den vom

Kodtfikator offen gelassenen Fragen recht schwer zu einem

allgemein anerkannten Resultat fangen, jeden^dls aber nur

langsam und nach Schwankungen und Kämpfen, welche die

Rechtssicherheit inzwischen gefährden. Dafs die Natur der

Sache ubjcktiv gegeben sei, ist ein sclilechter Trost gegenüber

der Thatsache, dafs sie nur subjektiv beurteilt werden kann.

Auf dem Gebiet des internationalen Privatrechts ist die

Wahrscheinlichkeit sicherer und einhelliger Resultate der Dok-

trin nicht grüfser als anderwttrts. Die wachsende Anteil-

nahme^ welche dem internationalen Privatrecht in der Gegen-

wart gewidmet wird, bringt für die nSchste Zukunft yielleicht

in mancher Hinsicht eine Vervielfältigung der Meinungen an-

statt deren Ausgleichung mit sieh. Je mehr insbesondere

auch die Praxis sieli zum ]'>''wui"st.sein bringt, dafs Sie sich

nicht darauf beschränken darf, landläufigen Sätzen und Aus-

sprüchen der Schriftsteller zu folgen, dafs sie vielmehr in £r^

mangelang gesetslicher und gewohnheitsrechtlicher Sätze

selbständig zu prüfen und zu entscheiden hal^ was äet Natur
N i«in«y«r, ToneliUc». I. 3
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der Sache entspricht, uniBomehr mufs sich aeigen, dafs die

Katnr der Sache sich suljektiv sehr verschieden ansieht;

lind wenn auch zu erwarten ist, dd!s im Austausch der

Meinungen mit der Zeit sich mehr und mehr Einhelligkeit

herausbilden wird, so dart' do( Ii dnr rrcsetzoreber es nicht

darauf ankommen laj>sen, ob und wie sich »olciie Eutwickelung

vollzieht.

£s ist vielleicht angezeigt , hier dem £inwände vonEU"

greifen, dafs in solcher AufFasaung eine UnterschStsung der

juristischen Wissenschaft liege. Dieser Einwand würde vor-

aussetzen, dafs der Gesetzgeber sich nicht als ebenbürtige

wissenschaftliche Potenz zu betrachten habe. Damit wäre den

gesetzf^ebendcii Instanzen überhaupt die Fähigkt it zur Ge-

setzgebung abgesprochen und ein Standpunkt eingenommen,

welcher die Aufwerfung der besonderen gesetzgeberischen

Frage, um die es sich handelt, von vornherein abschneiden

und die Diskussion auf einen Punkt surflckwerfen würde,

welcher hier als überwunden yorausgesetst werden mufs. Denn

von dem Kodifikator mufs nicht nur die Beherrschung des

vorhandenen wisseiiöchaftlichen Bestandes, sondern auch eine

Intuition erwartet werden, welche in gewisser Weise der

Wissenschaft vorauseilt; und was objektiv von dem Kodiiikator

zu erwarten ist, das mufs er sich selbst zutrauen.

Zu diesen allgemeinen Erwägungen treten fUr den

deatschen Gesetzgeber Gründe besonderor Ar^ welche ihm die

Kodifikation des internationalen Privatrechts zur unabweisbaren

Pflicht machen.

Zur Zeit bestehen in Deutschland für die Fra^ren de.-* inter-

nationalen Privatrechts partikul.irroehtlichc X'orschrittfMi , di<^

teilweise fundamental voneinander abweichen. Für das Gebiet

des preufsisc hen Land rechts kommen namentlich in Be-

tracht: Einleitung g§ 22—35, 41—45, Teil I Titel 5 §§ III

bis 115, 148, Titel 12 §§ 40, 537, Teil II Titel 1 §§ 347, 350-55,

495, Titel 17 § 173. Das sächsische bürgerliche Ge-

i
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setsbuch enthftlt eingehende Bestimmangen in den §§ 6-^20,

172. Fflr Baden enthalten Kollisionsnormen die Sätze 8, 3 a,

999, 1000, 1001 des Landrechts, das Konstitutionsedikt vom

4. Juni 1808 §i? 2, 13 (R.B. 1808 Nr. 18), die Verordnung

vom 16. Juni 1818 (R.B. 1818 S. 85), das Einführungsgesetz

zum HandelsgesetzVsuf], Art. 10 (R.B. 62 Nr. 40), die Gesetze

Tom 4. Juni 1864 (R. B. 1864 Nr. 24) und vom 20. Februar 1868

(R.B. 1868 S. 309). Fttr Bayern sind namentlich der Codex

Maximilianeus Teil I Kap. 2 g 17, Teil m Kap. 12 § 1, der

Codex juris judiciarü von 1753: XIV § 7 Nr. 8 und die Ver-

ordnung vom 11. Juni 1816 (K. B. I81G 8. 388) zu nennen.

Aufserdem bestehen indessen in den einzelnen Rechtsgebieten

noch zaiilreiche andere Gesetze und Verordnungen tür einzehie

Fragen, insbesondere z. B. für das eheliche Güterrecht.

Endlich ergeben sich partikularrechtliehe Verschiedenheiten

aus den Militärkonventionen und den Rechtshülfe*

Verträgen der einseinen Staaten*.

Die Reichsgesetzgebung würde nun, wenn sie die Kodi-

hkatiun des internationalen Privatrechts unterlielse, vor die

Wahl gestellt sein, jene partikularreelulichen Kollisionsnormen

in Qeltung zu lassen oder sie au&uheben.

Wttrde das Partikularrecht in Qeltang erhalten, so wäre

damit die Rechtseinhett in bedenklichster Weise durchldchert.

Es würde nicht nur neben dem Reichszivilgesetzbuch, son-

dern in B e 21 u g auf diesem die bunteste Rechtsverschiedeu-

heit bestehen. Die Fartikulargesetzgebung wurde übrigens

nicht in der Lage sein, ihrerseits passiv zu bleiben. Viele der

partikularrechtlic'hen Kollisionsnormen würden auf den neuen

Rechtszustand offensichtlich nicht passen, da sie sich (völlig ent-

sprechend dem oben entwickdten Prinzip) nicht nur materiell,

sondern auch formell als Vorschriften ttber den 0eltungs-

* Vgl. Niemejer, Positive» iutcni. Priv.-ß. I, 8. 6901, 75 ff.

3«
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bemch der einzelnen partiknlarrechtlichen Zivilrechtssätze

darstellen. Als Beispiel bierfllr sei g 12 des süchsischen

bürgerlichen Gesetzbuches (s. unten Teil II Nr. 365) erwtthnt

Derartige Vorschriften wttrden mit dem Reichszivilgesetsbuch

von seihst ihre Kraft verlieren. Bei anderen Vorschriften

würde die fernere Geltung unter dem gleichen Gesichtspunkt

wenigstens zweifelhaft werden, so bei Vorschriften Uber das

eheliche Güterrecht. Partikukrrechtliche Gesetzesrevisionen

würden sich also als nötig herausstellen. Die Folge würde

sehliefslich wahrscheinlich sein, dafs denn doch naobtrüglich

das gebieterische Bedürfnis nach reichsgesetzlicher Regelung

erfüllt würde, da die Sinnwidrigkeit partikularrechtKcher Neu-

regelung dieser ragen angesichts eines Ueichdzivilgeöetzbuches

jedermano klar vor Augen stehen würde.

Andererseits ist an eine reieh^esetzliche Aufhebnng der

partikularreehilichen Vorschriften ohne gleichzeitige Nor-

mierung der Materie im Ernste gar nicht zu denken. Selbst-

verständlich kommt überliaupt nur die Aufhebung der

gegenwärtig geltenden Bestimmungen in Frage.

8chon dieser Art der Aufhebung stehen vcrfassungsrechtlu he

Bedenken entgegen. Ein Verbot für die Zukunft vollends

ohne gleichzeitige Regelung wilrde den Sinn des Art 4 der

ReichsTcrfiissung gröblich verkennen. Wenn aber den Par-

tikularstaaten die Freiheit selbständiger Normierung bleibt, so

hat die Aufhebung des bestehenden Rechtes keinen Sinn. Die

partikularrechtliche (Tesetzgebung würde sicherlich alsbald die

Lücke aufs neue uuslüllen. Soweit dies aber nicht geschehen

würde, wäre die Gefahr unsicherer und auseinandergehender

Rechtsprechung um so gröfser, als in Ermangelung gesetzlicher

Bestimmungen bei den Unteigerichten wahrscheinlich die Nei-

gung sich geltend machen würde, die bisher maßgebend ge-

wesenen Grundsätze auch fernerhin zu befolgen.
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III.

Wenn clfe vorstehenden Ausführungen richtig sind, so

ist die gcsctzlicho Ro^':olu.iig des iiitcrnationaleti Privatreclits

durch die ReichHij;est;tzgebiing eine unabweislichc reclits-

polittschc Notwendigkeit, und damit ist prinzipiell der Ge-

danke abgethan, dafs es sich empfehlen könnte, die gesetz-

liche Regelung der Materie einstweilen auszusetssen, um sie

der Ydlkerrechtlichen Vereinbarung vorzubehalten.

Indessen ist gegenüber der konkreten Sachlage ein näheres

Eingehen auf diesen Gesichtspunkt nach der Seite seiner prak-

tisichen Bodeutung dennoch notwendig. Denn glaubhaftem

Vernelimen nach ist es gerade dieser Gesichtspunkt, welcher

veranlafst hat, dafs die in der ersten Kommission ausgearbei-

teten 26 Paragraphen von der Publikation ausgeschlossen sind,

und es verlautet neuerdings, daXs die Reichsregierung auch

g^nwärtig jenem Gesichtspunkt entscheidende Bedeutung

beilege.

Die Rllcksicht auf den Abschlufs von Staatsvertrügen

kann in doppelter Weise in Betracht kommen: kosmo-

politisch und nationalpolitisch.

Die kosmopolitische Erwägung würde die sein, dafa

die internationale R^lung des internationalen Privat-

rechts um so schwieriger sei, je mehr die nationale Verschie-

denheit der Bdiandlung des internationalen Frivatrachts durch

gesetzliche Normen festgelegt sei und Konsistenz gewonnen

habe. Vom Standpunkte der deutschen Reichsregierung aus

würde dies bedeuten: Das Bestehen von reichsreclitliehen

Kollisionsnormen wird die Reichsregieruug beim Abschlufs

von Staatsverträgen insofern hemmen, als zum Schaden der

internationalen Regelung die reichsgesetzlich fixierten

Grundsätze beim Abschlufs von Vertragen nicht gut verlassen

werden können.

Die nationalpolitische Erwägung wftre die^ dafe die
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auBvritrtigen Mttchte sur ertra^mSTBigeii Zuricherung gerechter

Behandlung deutscher InteresBen sich nicht leicht bereit finden

werden, sofern in Deutschland die gerechte und übende Be-

handlung ausländischer Interessen gesetzlich vorgeschrieben

und damit dem Auslände ohne Gegenleistung verbürgt ist

Es ist nicht zuzugeben, dafs solche Erwägungen gegen

die reichsgesetsUche Regelung als solche mafsgebend ins Ge-

wicht faUen. Es ist nur susugeben, daTs sie znm Teil bei

der reichsgesetelichen R^elung inhaltlich berttcksichttgt zu

werden verdienen, zugleich aber ku behaupten, dals ihnen auf

diese Weise völliges Oenii^o geschehen kann.

Was das erste der erwähnten Bedenken betrifft, so ist

or allem nicht einzusehen, inwiefern reichsgesetzliche

Bestimmungen der internationalen Regelung grOfsere Hemm-

nisse bereiten würden, als die jetzt bestehenden oder die

etwaigen künftigen partikularrechtlichen KoUtsions-

normen. Die reichsgesetziiche Normierung bietet willkommene

Gelegenheit, die partikularroclitliehen Bestimmungen zu revi-

dieren und damit der künftigen internationalen Regelung den

Weg zu ebnen. Wenn die deutsche Kodifikation diesen Gesichts-

punkt, wie es wünschenswert ist, ins Auge £afst, so wird bei

künftigen internationalen Verhandlungen wenig Veranlassung

sein, von der Basis der Keichsgesetzgebung abzuweichen. Die

Reichsr^iemng wird dann vielmehr in der Lage sein, dem

Ausland gegenüber auf die deutsche Kodifikation als Muster

und Grundlage der internationalen Ver(>inl)arting hinzuweisen.

Soweit behufs Abschlusses von Staatsvertriigen indessen trotz-

dem Abweichungen erforderlich sein sollten, wird die Kodi-

fikation den Abschlufs nicht wesentlich erschweren, weil

ja nach Artt. 4^ 11 AI. 3 der Reichsverfassung die Zustimmung

von Bundesrat und Reichstag fiir die Gültigkeit der fraglichen

Staatsvertrftge erforderlich ist, auch wenn die Verträge keine

Abänderung bestehender Keichsgesetze enthalten. Den ge-

Digitized by LiOOgle



Votfragen, 39

scbAilüichen und politischen Schwierigkeiten^ welche allerdings

thatBächlicfa gröfaer sind, wenn es sidi um atudrfickliche Ab-

änderung bestehender Gesetze als wenn es sich um die still-

schweigende Modifikation des geltenden Rechtes durch Staats-

Verträge handelt, läfst sich vorbeugen durcli die Aufnahme

eines generellen Vorbehaltes zu Gunsten von Staatsvertriigen,

wie ihn z. B, das sächsische Gesetzbuch enthält (s. unten

Teil II Nr. 15), und wie er sich in vielen ausländischen Ge-

setebflcbern findet ^

Was den Yorhin als |,national politisch** beseichneten

Gesichtspunkt angeht» so erfordert dieser eine eingehendere Er-

örterung. Es ist nöthigi dabei festzuhalten, dafs es sich hier

nur darum handelt, inwiefern die Rücksicht auf abzu-

schliefsende Staatsverträge gegen die reichsgesetzliche

Kodifizierung des internationalen Privatrechtes spricht, nicht

etwa darum, inwiefern sonst die politische Aktion und der

Schuta der deutschen Interessen im Auslande durch die Kodi-

fizierung behindert werden konnte.

Hier ist nun wieder die Bemerkung an die Spitae zu

stellen, dafs es im allgemeinen keinen (Jnterschied machen

kann, ob das internationale Privatrcelit durch reichsgesetzliche

oder durch partikiilarreelitliche Normen lixiert ist. Nur inso-

fern würde der Zustand partikularrechtlicher Normierung ein

stärkeres Kompelle für die ausländischen Staaten zur Ein-

gehung von Staatsverträgen mit Deutschland darstellen, als

|ene Normierung inhaltlich ein solches Eomp^e enthielte.

Dies ist nur zum geringen Teil der Fall.

Überall in Deutschland ist die Gleichstellung der Aus-

länder mit den Inländern in Fragen des materiellen Zivil-

rechtes ^ grundsätzlich anerkannt Von diesem Grundsatz giebt

> S. z. B. unten Teü II Nr. 12, 17, 19, 205.

' Vom Pvoxefs- und Kookniareeht ist hier abzusehen , da es «ieh

niir am die Materien des B.G.B. handelt
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es allerdings Ausnahmen, welche Beachtung fordern. Dies ist

besonders der allgemeine Vorbehalt des Retorstons*

rechtes, wie er fUr Baden, Bayern, Preufsen, Wttrt'

temberg, Sachsen > besteht. Die Frage, inwiefern das Be-

dürfnis der Ketor:>ion de le^^e ferenda besteht, ist in einem aiuleren

Zusamniciiliang zu erihtern. Sie kann hier aus dem Grunde

dahingestellt bleiben, weil solches Bedürfnis, soweit es be-

steht, besser durch eine reicbsgesetzliche Kormiemng, als durch

Aufrechterhaltnng des bestehenden Rechtsaustandes gedeckt

wird. Da es die Reichsr^erung is^ welche die auswärtigen

Angel^nheiten wahrzunehmen hat, so ist es sachgemäfs, dafs

die Voraussetzungen und Modalitäten ds » Ketorsionsrechtes

für das ganze Gebiet des Reiches gleichmäfsig bestimmt werden.

Bei der gegenwärtigen Sachlage ist für einen Teil Deutsch-

lands die Möglichkeit der Retorsion im geltenden Recht

gar nicht vorgesehen. In Bayern setzt ihre Ausübung

eine kdni^iche Verordnung, in Sachsen für Untergerichte

die Genehmigung des Justizministers voraus. Hinsichtlich

Preufsens ist die Fortgeltung des in § 44 der Einleitung

filr Untcrriehter vorgesehrieheneu Erfordernisses der Ge-

nehmigung: der Vorfreaetzten bestritten. In Baden (und an-

seheinend gewohnheitsrechtlich auch in Württemberg) liegt die

Retorsion im Ermessen jeder einzolnen Behörde. Thatsächlich

wird indessen in zivilistischer Hinsicht in allen diesen Rechts^

gebieten von dem Retorsionsrecht, soviel man erfährt, so gut

wie gar kein Gebrauch gemacht Es ist auch nicht sehr zu

wünschen, dafs es reichlicher geschehe, da der Reichsgewalt

zur Zeit hier ein direkter Einflufs nicht zusteht, und somit

die Besorgnis besteht, dafs der auswärtigen Politik durch die

Retorsion anstatt Unterötutzuug möglicherweise Schwierigkeit

» S. unten Teil II Nr. 77, 79, 93, 94; üb.;r Württemberg vgl.

Wächter, Handbuch des i. K. W. geltenden Privatrechts II 82 ff.

und liinsichtlich Bayerns: Roth, bayrisehes Oivilrecht, 3. Aufl. I 120.
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bereitet wird. Die Retorsion iBt ihrem Wesen na^h nicht eine

dem Rechtsprinzip entfliefsende Konsequenz, sondern eine

politische Operation, die entweder durch Gesetz für das ganze

Reichsgebiet gleichmäfsig vürausbcstiinmt sein oder von Fall zu

Fall (lurcli die Organe der auswärtigen Politik des Ueichu^)

angeordnet werden muf».

£in wenig anders ;ds mit den bisher besproelienen all-

gemeinen Retorsionsbestimmungen verhält es sich mit den be-

sonderen Resiprozittttsbestimmungen, wie sie z. B. für

das Erbrecht in dem badisehen Gesetz vom 4. Juni 1864 § 2,

in den sonstigen deutschen Gebieten des französischen Rechtes

(aufser Elsafs-Lothringen) in den Artt. 720, 912 des code civil,

im prenfsischen Landrecht in I 12 §40* (s. unten Teil II

Nr. 78, 93), für Württemberg in den Generalreskripten vom

8. Dez. 1725 und vom 29. Dez. 1728 getroffen sind». Diese Be-

stimmungen berühren einen Gegenstand, der, wie besonders

durch den Fall Zappa jüngst wieder bemerkbar geworden

ist, der internationalen Regelung besonders bedürftig ist. E2he

man jene Bestimmungen reichsgcsclzlich beseitigt, inufs man

bedenken, dafs dfimit ein Int^trument aufser Anwendung tritt,

welches das zum Sclmf/o deutscher Interessen im Auslände

wünschenswerte Zustandekommen von Sttiatsverträgen über die

Behandlung von Hinterlassenschaften recht wirksam zu unter-

stützen geeignet ist. Dieses Instrument wird nicht ganz gleich-

wertig ersetzt durch die blofse Möglichkeit künftiger Anord-

nung der Retorsion, wie sie die Gebhardschen Entwürfe in

§ 39 vorsehen. Denn zu solcher Anordnung wird mau .sit li uirlit

anders als bei schwerer Veranlassun.i;- entsehliefson. Grunde

der allgemeinen Politik können sie verbieten, wo das besondere

Interesse der Rechtspflege sie foi-dern würde. Nur eine reichs-

1 A.L.K. H 17 § na butritit nur das Ahscholsrecht uud ist, da

dieses nirgeud» mehr gilt, ohne praktische Bedeutung.

Vgl. Wächter a. n. O.
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gesetzliche Bestimmung, welche nach Art jener partikular-

rechtlichen Vorschriften die Veiigeitiiiig unmittelbar anordnet^

warde der internationalen Vertragspolitik ein Äquivalent ge-

währen. Schon hier sei nun darauf hingewiesen, wie mils*

lieh es ist, eine Rechtsvorschrift blofs deswegen best^en

zu lassen, damit der Staat einen Tauschgegenstand in der

Hand habe, den er als Preis für die voti anderen Staaten zu

erlangenden Konzessionen hingeben könne. Möchten indeseeu

auch diese und andere Krw.ögungen nicht anzuerkennen sein,

welche weiterhin^ gegen jene Reziprozitätsklausei geltend ge-

macht werden sollen, so spricht doch das Bedürfnis der Rezi-

prozitfttsklausel wiederum keinenfalls gegen die reichs-

gesetKliche Kodifisierung des internationalen

Pr i V a t rec h ts, sondern höchstens für die Aufnahme einer

entsprei lienden Bostiinmung in das B.O.B.

Eine andere Bewandtnis hat es mit dem gleichfalls gelegent-

lich aufgetauchten Gesichtspunkt, der Gesamtzustand des

g^enwiirtig in Deutschland geltenden internationalen Privat-

rechts , insbesondere das Fehlen gesetaslicher KoUisionsnormen

in den meisten gemeinrechtlichen Gebieten und die Zweifel-

haftigkeit so vieler Fragen auch im Gebiet des französischen

Rechtes und des prciilsisclion Landreehtes soi eine günstigere

Basis für die Anbalmung von Staatsvertragen aU eine er-

schöpfende reichsgesetzliche Kc^j^olung, Diesem Gedanken liegt

in der That eine richtige Beobachtung zu Grunde. Man denke

z. B, an die persönliche Fähigkeit der Nupturienten zur Ehe-

schliefsung. In Deutachland wird die Frage , nach welchem

Recht sie zu beurteilen sei» verschieden beantwortet. Wfin-

schenswert ist ihre internationale Regelung nach dem Prinzip

der Staatsangehörigkeit (cf. Beschlüsse der liaager Konferenz

Art, 3, unten 1'h. II Nr. 246). Hier wird ein auswärtiger

Staaty welchem daran liegt, dals seinen Unterthanen in Deutsch-

1 S. unten § 9.
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land die Behandlung nach diesem Prinzip gewährleistet werde,

zu vertragsmäfBiger Ziisicherang gleicher Normierung gewife

leichter zu bew^en sein, solange Deatschland eine ent-

sprechende reichsgesetsKche Bestimmung nicht hat, als wenn

solche Bestimmung vorhanden ist. Aber dns Argument leidet

au dem Fehler, dai's es zuviel beweist. Denn wenn man ihm

stattgeben wollte, so Avürde es zu der Forderung führen, den

RechtszQstand in Deutschland vor Vervollkommnung zu be-

wahren, um dem Auslande Grund zur Unzufriedenheit zu geben.

Das würde an den Knaben erinnern, der seine Hände er-

frieren liefs, um dem Vater zu demonstrieren, wie unrecht

dieser gothan, ihm keine Handschuhe zu kaufen.

§ 2.

Welche Materien soUeu geregelt werdend

Die Antwort auf die in der Überschrift formulierte Frage

ergiebt sich prinzipmäfsig ohne weiteres aus der im § 1 ent-

wickelten Grundauffassung, und es f,nlt hier nur noch, die

Kons« '([Uenzen daraus zu ziehen und einzelne Zweifel zu be-

seitigen.

Die Aufgabe des B.G.B. besteht darin, für alle durch das

B.O-.B. geregelten Materien und nur fiir diese den Anwendungs-

bereich der Rechtssfttze zu bestimmen. Namentlich ist es nicht

die Aufgabe des B.G.B., die Anwendungssphäre der in an-

deren Reichsgesetzen geregelten Materien, ins-

besondere des Handels-, See- und Weciitielrechtes, sowie der

Materien der Zivilprozcfs - und der Konkursordnung, zu be-

stimmen. Desgleichen fällt es nicht in den Bereich der Auf-

gabe, die Anwendungssphäre der partikularrechtlichon

Rechtssätze zu bestimmen, welche neben dem B. G. B. in Kraft

bleiben oder künftig in Kraft treten werden Vollends scheiden

' Es ist vielleicht nieht N'ölliij: üV)eHlüf sig, gegen die Verwechse-

lung der im Texte beliandelten Frage mit der vielfai^h erörterten an-)
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alle nicht zivilrechtliclien Materien, insbesondere das

formale Prozefs- und Konkursrecht, aus.

Per Gedanke, dafs es sich empfehle, das gesamte inter^

nationale Privatrecht unter einheitlichen Qesichtspunkten im

B.G-.B. so zu kodifisieren, dafs auch die nicht im B.G.B. ge*

regelten Materien des Privatrechts eingeschlossen würden, ist

eutjjchiedcu zu verwerfen. Wenn man geltend macht, dafs

für die sonstigen privatrechtlichen Verhältnisse dieselben Grund-

sntze mafsgebcnd sein mtlfsten, wie für die Materien des

B*G.B., so ist dies nur im grofsen und gansen richtig und

mufs im eineeinen erheblich eingeschränkt werden. Eine

Reihe von Fragen (2. B. des Seerechtes ^) bedarf dringend der

speziellen Regelung. Es ist sehr schwer zu üb^ehen, inwie-

forn für die zahlreichen sonstigen reicbsrechtlichcn nnd parti-

kularreclitliehen Vorschriften, die neben dem 1^ U. H. in Kraft

bleiben, Abweichungen angezeigt sind, und unmöglich ist es

vollends hinsichtlich künftiger Keehtsvorschriften. Die imter^

achiedslose Einbeziehung der Kollisionsfiragen allw dieser

Materien in das B.G.B, würde nicht nur prinzipiell falsch,

deren Frage zn pTotestieren: „ob die Kollision Tcrschiedener Pftrttkular«

rechte dessolboii Stiiatsganzeii iku Ii 'IriiJ^clbcn Grundsätzen zu be-

handeln sei, wie die Kollision do-< K< rlitrs nnaltlinn^^iger Staaten". —
Diese namentlieli von Savigny (System VIII 27i nnd H a r (Theorie 1

119 ff-, Lehr))uch 22 ff.) bejahte, von Wacht, i . (An 1h\ XXIV 274,

XXV 3 ff., Pandekten I 152) verneinte Frage intere>sj<it'rt liier gar nieht.

Denn ai]ch die Bejaher denelbeti behaupten ja nicht die Identität von

allgemeinem und p&rtiknl rem Becht hinsiehtltch der Grundsätze der

StatutenkolUsiont sondern sie behaupten (de lege lata) und fordern

(de lege ferenda) eine inhaltliche Kongrnenx. Die Konsequeas

auch der bejahenden Ansicht ist alr^o nur die, dafs för die Kollision

der Partikiilarrechte mö/^liclist die f^leiehen Crundsatze wie die im

li.(i.H. gegenüber d* in iUts!;in(i;??rhpii Rp( lit aufgestellten gelten sollen,

liicht aber, jinfs dies im liJjr.U. aus/.usproclun <<ei.

» Vgl. darüber Jiar, Theorie II löoff., Lehrbuch lHö, Böhm 160, Nie-

meyer, Positives internationales PriTatreeht I §§ 94 ff. — Vgl. aber

die Vorschriften des Entwurfes des B.G.B. §§ 1166 ff. aber das Pfand-

recht an Schiffen.
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unsystematisch und unpraktisch, sondern auch undurchführbar

sein. Soweit aber das Bedürfnis möglichst einheitlicher Be-

handlung aller nvilrediüichen KoUisionsfragen anzuerkennen

ist» kann demselben dadurch entsprochen werden, dars in das

Einführaiigsgeset« zum B.G.B, folgende Vorschrift auf-

genommen wird:

„Die §§ ^ des BwG.B. linden entsprechende An-

wendung:

1) auf alle durch Beichsgesetze geregelten Materien des bttr^

gerlichen Hechtes, soweit nicht abweichende reichsgesctz-

liche Vorschriften bestehen;

2) auf alle nicht durch Ueiehägcüetze geregelten Materien

des bürgerlichen Rechtos, soweit nicht abweichende landes-

gesetzliche Vorschriften bestehen."

£s ist damit der Wunsch zu Terbinden, dafs aus Veran«-

lassung des B.G.B, der privatrechtliche Inhalt der Reichs-

gesetze darauf gepriitr werde, inwiefern besondere Kollisitais-

normen für die einzelnen Gesetze eiuzufuiiren und die vor-

handenen b izubehalteu oder zu beseitigen sind^. Dement-

sprecliende Bestimmungen würden gleichfalls im Einführungs-

gesetz zu treffen sein. Beispielsweise wttrde, wenn die in

dieser Schrift gemachten Vorschläge sonst Annahme fänden,

in der Wechselordnung Artikel 84 au%ehoben werden können,

während der Art 85 im wesentlichen beizubehalten, jedoch

zu ergänzen, Art. 80 aufrecht zu erhalten wäre.

Den Partikulurstaaten wird in Bezug auf das in Kraft

bleibende Landesrecht dieselbe Aufgabe zufallen. Die Aus-

fUhrungsgesetze zum B.G.B. werden bestimmen müssen, in-

' Inser. die Ziffern der das internationale Trivatreulit botreffuudeu

Paragraphen.

* Mit dtn- Autgabe des UM. Ii. wie derjenigen der gegenwärtigen

Schrift steht diese RoTirion nur in einem äafseren Zusammenhang. Sie

mufs daher hier auf sieh berahen bleiben.
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wieweit ältere Vorschriften beizubehalteu und neue zu

geben sind.

Zu den Reehtssätsen, deren Anwendungsbereich hiernach

im B.0.B. beatimmt werden muf«, gehören auch diq'enigen

Sätze des B.G.B., welche an eine prozessualische

Thatsache eine privatrechtliche Folge knüpfen.

Diese Sütze bedürfen einer besonderen Erörtermig, weil hier

Zweifel entstehen köuuen bezüglich der Abgrenzung gegen

das prozessualische Gebiet.

Der Bestand derartiger Sätze ist in dem veröfientlichten

Teil des zweiten Entwurfes erheblich orUndert gegenüber dem

ersten Entwurf. Da das Erbrecht im zweiten Entwurf noch

nicht vorliegt, so läfst sich noch nicht Uberseheiiy um welche

Sätze es sich hier handeln wird. Da aber die in Rede stehenden

Fragen nur im AnschluiV: an bestimmte gesetzliche Vorschriften

exakt erörtert Averdcn können , ao soll im folgenden von der

Annahme ausgegangen werden, daTs der zweite Entwurf in

der vorliegenden Gestalt Gesetz werden wird. Die erbrecht'

liehen Vorschriften sollen aufser Betracht bleiben. Die für

diese Sachlage hier gemachten Vorschlllge würden später

gemäfs der definitiven Gestalt des Gesetzbuches zu modifi-

zieren sein.

Die Gebhard'schen Entv^iirfe entlialten (§§ 36 , 37 , 40)

nur Vorschriften bezüglich der Wirkungen des Prozefs-

beginnes und des Urteils, obwohl in dem ersten Entwurf

des B.G.B. auch an andere prozessualische Momente privat*

rechtliche Folgen geknttpft waren. Im zweiten Entwurf

werden privatrechtliehe Folgen gleichfiills an die Rechtshängig-

keit und an das Urteil, ferner aber an eine Reihe anderer

pruzessuulischer Thatsachen geknüpft. Die liinsiclitlicli dieser

Bestimmungen für das internationale Privatrecht sich er-

hebenden gesetzgeberischen Fragen sind

:

1) Welche lokalen oder personalen Thatbestandsmomente

sollen aufser den in jenen Sätsen speziell bezeichneten That-
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beständen vorhanden sein, damit die Sätze Anwendung

finden?

2) Welches Recht soll mafsgebend sein, wenn das B.G.B.

wegen Fehlens der zu l) geforderten Merkmale keine An-

wendung findet?

Die erste Frage spaltet sich wieder in zwei UntertVagen,

entsprechend den beiden Gliedern, welche die in jenen Sätzen

bezeichneten Thatbestände enthalten« Diese Glieder sind:

a) der Thatbestand, welcher nach Vorschrift jener Sätze

infolge «der prozessualischen Thatsache eine Veränderung er^

fahren soll (der Kürze halber soll es tm folgenden als das

Grundverhältnis bezeichnet werden), b) die pro-

zessualische Thatsache. Demeutsprechcnd sind dio

beiden Fragen aufzuwerten: u) Welche lokalen und personalen

Merkmale des Grund Verhältnisses bedingen die Anwend*

barkeit des B*G.B.? b) Unter welchen Voraussetzungen

ist eine prozessualische Thatsache der fraglichen Art

(ProzeJsbeginn , UrteÜ u. s. w.) im Sinne jener Vorschriften

vorhanden? Die letetere Frage läuft praktisch darauf

hinaus, inwiefern prozessualische Thatsachen der fraglichen

Art auch dann wirken sollen, wenn sie sich im Auslande

vollziehen. In dem Gebhardschen zweiten Entwürfe ist die

Antwort auf die Frage a) bezüglich des Prozefsbeginnes

in Alinea 1 des § 36 enthalten: ,Die Wirkungen, welche der

Prozefsbeginn auf das der gerichtlichen Elntscheidung unter-

stellte Rechtsverhältnis (— das „Qrundverhältnis* —) äufsert»

werden, soweit sie dem bürgerlichen Recht angehören, nach

den Gesetzen beurteilt, welche über das Reclitsverhältnis, bei

dem sie in Frage kommen, entöcheiden." Die Antwort auf

die Frage b) giebt Alinea 2 des § 36: „Den Wirkungen

des Beginnes eines vor einem ausländischen Gterichte an-

hängigen Prozesses ist, ohne Unterschied, ob sie dem
bürgerlichen Rechte oder dem Prozessrechte

angehören, die Anerkennung versagt : wenn" etc* etc.— Be>
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ziiglieh (l<\s Urteil es ist die Antwort auf Frage a) enthalten

in Alinea 1 des 37: „Die Wirkungen des Urteils bestimmen

sich nach den Gesetzen des Staates, welchem das Proaeüs-

gericht angehört* Die Antwort auf Frage b) enthalt Alinea 2

des § 37: „Dem Urteile eines ausländischen Gerichtes ist die

Anerkennung versagt: wenri etc. etc.* —
Aber die Gelilinrclsi hcn B* -tiiaininig^on bezüglich der

Frage b) enthalten mehr die Autwort aut jene Frage. iSie

greifen hinüber aut das rein prosessualische Qte^

biet Sie bestimmen die Anwendangssphftre von Reehtssatsen,

welche nicht im B.G.B., sondern in der C.P.O. stehen. —
Eklatant wird dieser Umstand in dem I. Ekitwurfe durch den

§ 40 y welcher folgerichtig bestimmt: ^An die Stelle des

1361 der Z i v i ) j) r o z e Ts o r d n u ng tritt folgende Stelle:*

u. s. w. II. s. w. — Diese letztere Vorschrift hat Gebhard

selbst im 11. Entwürfe zurückgezogen. Aber die {555 36, 37

sind aufrecht erhalten, und wenn auch die Erstreckung

auf die prozessualischen Folgen im. § 87 nicht wie im § 86

ausdracklich ausgesprochen ist, so mufs sie doch auch fUr das

Urteil aus dem Zusammenhang des § 87 mit dem § 36 ge-

schlössen werden. Mit diesem Sachverhalt steht die Bemer-

kung nicht im Kiiikhuiii;, welche sich in der (amtlichen) Aus-

gabe des Entwurfeti eines Einführungsgesetzes zum B. G.B.

aufS. 15 findet: „Sollte der von der Kommission beschlossene

Abschnitt über die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen

in das Gesetzbuch aufgenommen werden, so wird der § 661

der O.P.O. dahin zu ändern sein:

„Das VoUstreckungsiirteil ist ohne Prüfung der Gesetz-

mäfsigkeit der Entscheidung zu erlassen.

Dasselbe ist nicht zu erlassen, wenn die Anerkennung

des Urteiles des ausländischen Gerichtes nach den Vor*

Schriften des bttrgerlich en Rechtes ausge-

schlossen ist"
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Der letetere Sats würde nieht richtig gefafst sein^ wenn

er blos eine Bezugnahme auf die im bürgerlichen Gesetz-

buch enthaltenen Vorschriften ausdrucken sollte.

Denn prozefsrechtliche Vorschriften kann man nicht deshalb

als Vorschriften des bürgerlichen Hechtes bezeichnen, weil sie

ihren äufseren Platz im bttrgerlichen Gesetzbuch haben.

Darnm ist der Schliiiji nahe gelegt, dafs die Qesetzgebungs-

kommission in ihren nicht bekannt gewordenen Beschlttssen

die Gebhardschen Vorschlfige derart modifiziert hat, dafs

lediglich die in dem B.G.B, bestimmten privat recht liehen

Polg-en des Prozcr.sbeginn.s und des Urteils in ihrer inter-

nationalen Beziehung bestimmt wertlcn. Damit würde ein

zweifelloser Fehler der G.'sehen Vorschläge beseitigt sein.

Es ist jedoch zu erwttgen, ob nicht aus Opportunitäts-

gründen noch weiter zu gehen ist und die Beantwortung der oben

mit b) bezeichneten Frage wegen ihrer nahen Beziehung zum

formalen Prozcrsreeht so erfolgen soll, dai's im B.G.B, dieser-

halb auf die Prozor«ge.setzc verw iesen und üuniit ein Verfahren

eingeschlagen wird, welches dem von der Gesetzgebungskom-

misston a. a. O. befürworteten entgegengesetzt ist. Für ein

derartiges Verfahren kann yor allem geltend gemacht werden,

da(jB es natürlich und wünschenswert sei, die Anerkennung

prozeTsrechtlicher Folgen einerseits und materielirechtlicher

Folgen andererseits hinsichtlich der im Ausland sich voll-

ziehenden prozessualischen Thatsachen nicht von vers(diiedenen

Voraussetzungen abhängig zu machen, dafs aber der Schwer-

punkt der Bedeutung prozessualischer Thatsachen im ProzeCs«

rechte liege , in diesem Sinne also die Prozefsgesetze sedes

materiae seien. Indessen, dieser an sich zutreffende Gesichts-

punkt überhebt doch nicht den Gesetzgeber der Aufgabe, im

einzelne zu prüfen, inwiefern die rorhandenen Vorschriften

des internationalen Prozefsrcchtes für die in Frage stehenden

materiellen Rechtssätze passend erscheinen. Nur soweit es

Iflemeyer, Vorschlag«. J. 4
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der Fall ist, wird aus dem angegebenen Gesichtspunkte die

Verweiaiing auf die Prosefsgesetse aus ftuTseren Gründen 2u

empfehlen sein. Soweit es nicht der Fall ist, wird zn prüfen

sein, ob sieh cmptiehlt, auch die bestehenden Vorschriften des

internationalen Prozer.srcchtes entsprechend den Grundsätzen

zu ändern, welche für das internationale Privatrecht zum Ge-

setz erlioben werden sollen. Im Bejahungsfall wird es dann in

der That richtiger sdn, die betreflfenden Vorschriften den

ProzeüegesetEen einzttfligen und im B.G.B. darauf Beasug zvl

nehmen. Das ist aber sp&tere Sorge, und es ist hier einst-

weilen nur das Resultat ku Terzeichuen, dafs die Frage b)

nicht weniger als die Frage a) materiell im B. ü.ß. ent-

schieden werden mufs. Es ist ^eiion liier darauf hinzuweisen,

dafs CS sich dabei nicht nur um Pruzefsbeginu und Urteil

handelt, sondern um eine Keihe anderer proze£sualischer

Momente.

§3.

Sonstige leitende (iieslchtspunkte.

I.

£s kann hier nicht die Aufgabe sein^ die Prinzipien der

Gesetzgebungskunst zu erörtern , was ohne Eingehen auf die

Ghrundfragen der juristischen Wissenschaft und überhaupt der

Gesellschaftslehre nicht möglich ist Aach die theoretischen

Grundlagen des internationalen Privatrechts können und

brauchen hier nicht weiter, als bereits geschehen, behandelt

zu werden. Da aber ohne SteUunguahme zu jenen Grund-

fragen eine methodisch sichere Behandlung auch einer ein-

zelnen Gesetzgebungsfrage nicht stattfindet, so seien die Haup^

geaichtspunkte, yon denen die folgenden Vorschläge und deren

begründende Erörterungen ausgehen ^ hiermit programmarttg

angegeben

:
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1) Die juristische Technik, das heifst die logische

Verwendung fester Begriff^ ist durcsh das Bedürfnis gleich-

mäÜfliger and konsequenter Rechtspflege geboten. Ihre Be-

wahrung und Ausbildung hat der Gtesetzgeber sich im Än-

schlufs an die juristische Wissenschaft zur Aufgabe zu machen.

2) Die Gesetzgebung hat aber den Gosichtspunkt for-

maler Folgerichtigkeit den Kul turaufg'abeu unterzuordnen,

für deren Erfüllung die rechtliche Ordnung Mittel und Voraus-

setsung ist.

3) Diese Kulturau^aben sind zur Zeit wesentlich im

Bahmen der nationalen Gemeinschaft zu erfüllen. Die In-

teressen dieser Gfemeinschafi sind daher Yorerst und haupt*

sächlich wahrzunehmen.

4j In zweiter Linie kommt die internationale Kul-

tur- und Rechtsgemeinschaf t in Betracht. Es ist Auf-

gabe der Reehtaordnung des einzelnen Staates, diese Gemein-

schaft zafbrdern, soweit es das wohlverstandene Interease des

nationiden GemdinweBens erlaubt. Dem wohlverstandenen

nationalen Interesse entspricht die vOlkerrechdiche Idee^ dafs

die Gesetzgebung des einzelnen Staates die intemationalrecht>

liehen Fragen unter dem Gesichtspunkt dei- Kultur- und Rechtö-

genieinsehaft der Nationen zu beheandehi hat. Mit dieser Idee

steht es nicht im Wiflersjiruch, sondern es ist zu ihrer Gel-

tendmachung notwendig, dafs gegenüber (lenjenigen Staaten,

die dieser Idee widerstreben , die Nachteile engherzig

nationaler Bechtspolitik Aihlbar gemacht werden.

IL

Zwei Gesichtspunkte grundsätzlicher Natur, die gleichtalU

bei jeder gesetzgeberischen Autgabe in Erwägung kommen,

bedürfen hier noch besonderer Betrachtung. Es sind die

Fragen: a) inwieweit der Anschlufs an das vorlian-

dene Recht zu erstreben sei, b) wie weit in der Ka-
suistik der Rechtsfragen gegangen werden solle.

4*
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a) Die erste Frage i-it hier in dem Umfange zu verstehen^

dafs sie nicht nur die Frage der historischen Kon-
tinuität innerhalb des eigenen Rechtsgebietes, sondern auch

die Rücksicht auf das in anderen Staaten geltende

Recht um&rst

Was die Beobachtung der historischen Kontinuität

anlangt; so ist diese t&r viele Fragen ausgeschlossen durch

die in Deutschland bestehende partikulare Rechtaverschieden-

heit in Sachen des internationalen Privatrechts, und in

vielen anderen Fragen durch die bestehende Zweifelhaftig-

keit Soweit aber für das Reichsgebiet durch Gesetz oder

Gewohnheit einhellige Ghrundsätze zur Anerkennung ge-

langt sind, haben diese Anspruch auf Beibehaltung in dem

Sinn, dafs besondere Grttnde vorliegen müssen, wenn von

ihnen im B.G.B, abgewichen werden soll ^ Eine ähnliche

Kraft mufs denjenigen Grundsätzen beigemessen werden,

welche in reichagesctzlichen Normen bereits Anerkennung ge-

funden haben, wenn auch nur in einzelnen Anwendungen

oder in Staatsvertrügen gegenüber einzelnen auswärtigen

Staaten.

Was die Berücksichtigung des in anderen Staaten

geltenden Rechtes angeht, so kommt hier weniger diebe-

lehrende und anregende Kraft in Betracht, w(!khe in der ver-

gleichenden Betrachtung auswärtigen Rechtes stets zur Wirkung

kommt, als das praktische Bedtirfnis möglichster Annäherung

des Rechtes der verschiedenen Staaten. So gewifs es ist, dafis

die Idee eines absolut einheitlichen Weltrechtes verfehlt is^ so

' Von Kontinuität im stTPngPTi Sinn kann natürlich nur insoweit

die Rede sein, uls aueli die iieciittiäätxe »elbät, deren Anwendungs-

Sphäre durch die Kolimonsnoimoa bestimmt wird, im alten vaad im

nenen Rechte übcnrehistimmen. Pxaktiscb aber kann auch dort von

Kontinnit&t gesprochsn werden, wo die Prinxtpien der KoUisions-
normen bmbehalten wetdsn. Im letiteren Sinn ist hiw davon die

Rede.
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gewifs ist 68 andererseits/ dab die Rechtsentwickelung des

Erdballs die Tendenz der Vereinheitlichung hat und haben

mufs. Weil der Weltverkehr ein Kulturbedürfois ist, so ist

auch ein Weltverkehrsreclit Kulturbedürfiiis. Soweit daher

internationale Übereinstimmang in Bezug auf das internatio*

mile PriTatrecht ganz oder annähernd bestehti soU der Gesets-

geber sich dieser Übereinstimmang nicht ohne besondere

Orttnde entziehen, und zwar ist dieser Gesichtspunkt von noch

stärkerer Bedeutung als die Beobachtung der historischen

Kontinuität der Rechtsentwickelung im eigenen Rechtsgebict,

80 dafs Sonderbe.stimmungen des bislang in Geltung befind-

lichen deutschen Kechtes, welche dem sonst geltenden Rechte

widersprechen, aufgegeben werden müssen, wenn nicht be-

sonders starke GrtLnde fUr die Beibehaltung sprechen.

h) Die Verfehltiieit der spezifisch kasuistischen gesetz-

geberischen Methode ist in der Gegenwart allgemein aner-

kannt. Das Streben nach erschöpfender Kasuistik ist auch

auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts aus dcuselbeu

Gründen wie auf anderen Gebieten verwerflich. Es kommt

aber hier noch ein besonderes Moment hinzu. Jede vom Gesetz-

geber zu lösende internationakechtliche Frage setzt sich, wie

oben ausgeführt wurde, aus zwei Fragen zusammen, einmal:

wann die eigenen Rechtssätze nicht Anwendung finden sollen

und dann: welches fremde Recht in die Lücke eintreten soll.

Die erste Frage könnte, rein theoretisch genommen, in an-

nähernd erschöpfender Kasuistik beantwortet werden. Die

kasuistische Behandlung der zweiten Frage ist durch das

Weseu der Sache absolut ausgeschlossen. Denn sie würde

die durchgehende Kommen surab i 1 i tät der Rechtssätze der

verschiedenen Rechtsordnungen voraussetzen, während in Wirk-

lichkeit die Rechtsordnungen selbst der kulturverwandten

Staate in den Einzdheiten derart auseinandergehen, dafs

genau korrespondierende einzelne Rechtssätze sich nur aus-

nahmsweise und immer nur für einige Staaten in unmittelbaren

Digitized by Google



54 Erstes Kapitel.

Vergleicli stellen lassen. Damit ist zugleich der Mafsstab be-

seiclmet ftlr die im B.G.B, inneznhaltende Oekonomie. Das
B.G.B, wird in seinen Kollisionsnormen Gruppen
von Rechtssätzen zusammenfassen müsöen, welclie

durch Rechtsbegriffe gedeckt werden, die den

Kulturstaaten gemeinsam sind. Wo die Differen-

zierung der Beehtsbegrifie beginnt, bdrt die Möglichkeit der

kasuisttschen R^elung auf. Beispielsweise sind die Begriffe:

Geschäftsfkhigkeit, dingliches Recht, Rechtsgeschäft, uner-

laubte Handlung „einende" Rechtsbegrifle und daher eine

geeignete Grundlage für die Normierung. Dagegen würden

z. B. die Begriffe: notarieller Abschlufs. Dienstbarkeit , Aus-

lobung, Schuldiibemahme, in einer Kollisionsnorm nicht vor-

konmien dürfen, da sie nicht den Reohtssjstemen aller Kultur-

völker gemeinsam sind. Praktisch bereitet die Abgrenzung

Jceine erheblichen Schwierigkeiten, weil jeder Versuch, in der

Kasuistik weiter zu gehen, als die einenden Rechtsbegriffe

reichen, von selbst scheitert, und weil die Probleme des

internationalen Privatrechtes demgemäTs sowohl in der Gesetz-

gebung als in der theoretischen Litteratur im AnschluTs an

die einenden Rechtsbegriffe typische Gestalt gewonnen haben.

Diesen Kategorieen mufs der Gesetzgeber sich anschliefsen.

Es ist Klarheit darüber notwendig, warum dies geschehen

mufs. Wegen der in Bezug auf die Katcgorisierunpf selbst

herrschenden Einhelligkeit bedarf aber die im folgenden zu

Gründe gelegte Abgrenzung de^s Stoffes im allgemeinen keiner

weiteren Begründung. Jbn einzelnen wird sich Veranlassung

eigeben, auf den gnmdsAtzlichen Gesichtspunkt zurttckzu-

konmien.

§4.

Redaktionelles.

Der im vorhergehenden vertretene Standpunkt führt folge-

recht zu der Forderung, dals auch in redaktioneller Hin-
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sieht die beiden Funktionen der gesetzlichen KoUisionsnormen

nicht ohne Not Terdunkelt werden, die negative, welcLe den

' Anwendungsbereich der heimischen Bechtssätze ausschlierst^ und

die positive, welche eine fremde Rechtsordnung in dieLUcke

beruft. Fast selbstverstftncllich erscheint diese Forderung in

Bezug auf solche Bestimmungen, welche nur die negative

Funktion haben. Eine solche Vorschrift ist z. B. Ab-

satz 1 des § 8 der öebhardschen Entwürfe, woftir un-

bedingt die Fassung zu empfehlen sein wttrde: ,Die Vor-

schriften der §§ finden auf Ausländer keine Anwen>

dung/ ^ Aber nicht weniger ist jene Forderung prinzipiell in

Bezug auf solche Vorschriften zu stellen, welche beide Funk-

tionen orfüllen sollen. An Stelle z. B. des § 6 der Gebhard-

scheu Entwürfe würde denigemäfs grundsätzlich etwa folgende

Fassung zu empfehlen sein: „Die §§ — — dieses Gesetz-

buches finden keine Anwendung auf Personenvereine, Stif-

tungen und andere juristische Persönlichkeiten, welche ihren

Sitz im Auslande haben. Hinsichtlich dieser sind die Gesetze

des Ortes mafsgebcnd, an welchem sie ihren Sitz haben."

Desgleiehen würde folgerecht § 7 Abs. 1 den 11. Gcbluird-

scheu Entwurfes etwa die Fassung erhalten mUssen: „Die

§§ dieses Gesetzbuches finden keine Anwendung auf

Ausländer. Fttr diese sind die Gesetze des Staates anzuwenden,

dem sie angeboren.*

Indessen sprechen Oppurmnitätsgründe gegen die konse-

quente Durchführung dieser Forderung. Ihre Durchführung

würde unter anderem voraussetzen, dafs der Wortlaut des

Gesetzbuches danach eingerichtet wäre. Dies ist hinsichtlich

des vorliegenden Entwurfes des B.G.B. vielfacb nicht der

Fall, und es ist praktisch ebenso aussichtslos als unnötig, zu

' Der Absatz 2 gehört, wie schon hier bemerkt «ei, niclit in das

B.O.B^ sondern in das Einföhruogsgesets.
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fordern I dals der Text des Entwurfes von diesem Gesichts-

punkt aus umgearbeitet werde. Es würde z, B. redaktionell

ungeschickt sein zu sagen: „Der § 1 des B.G.B. ^ findet auf

Ausländer keine Anwendung. FOr diese ist das Recht des

Staates mafsgebend) dem sie angehören", obwohl materiell

die Frag^e wolil aufzuwerfen ist, inwieweit beispielsweise aus-

ländische RocLtssätze, welche nicht nur die vollendete Geburt,

sondern die Lebensfähigkeit fordern, und inwiefern die nach

ausländischem Recht in Qestalt des „bflrgerlichen Todes" ein-

tretende Rechtsunfilhigkeit anzuerkennen sei. Wie hier, so

ist in allen den Fällen die fragliche Formulierung anstöfsig,

wo es steh um einen Satz handelt, dessen allgemeine Aner-

kennung auch seitens des ausländischen Hechtes im Sinne

eines Maximums vorauszusetzen ist, hinsichtlich dessen aber

etwaigen einschränkenden Bestimmungen des auswärtigen Rech-

tes BerClcksichtigung gewährt werden soll.

Aus diesen und anderen änfseren Gesichtspunkten Er-

scheint es nicht opportun, die künse<juente Durchführung der

Nonnalfomiel für das B.G.B, zu fordern. Es kann auf sie

aber auch ohne praktische Nachteile verzichtet und an ihre

Stelle die von den meisten modernen Qesetzhüchern und Ge>

setzesYorschlägen, insbesondere auch von den Gebhardschen

Entwürfen gewählte Fassung gesetzt werden, welche die nega^

tive Funktion nur konkludent bezeichnet und die positive

Funktion so ausdrückt, als ob der Gesetzgeber prinzipiell den

Anwendungsbereich aller auswärtigen Rechtssysteme in der-

selben Weise mitbestimmen wolle, wie diejenigen seines

eigenen Gesetzbuches^ dafs es sich also um eine Gesetzgebung

„inter nationes** handle. Diese Fassung wird um so unbedenk-

licher anzuwenden sein, als ja materiell der Gesetzgeber

^ „Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der vollendeten

Geburt und endigt mit dem Tode.**
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«ich in der That möglichst auf den Standpunkt der inter-

nationalen Kultur- und Rechtsgemeinschaft stellen soll und

den Organen der Keclitspflcge dieser Standpunkt durch jene

Ausdrucksweise nficlidriickliciibt zum Bewiii'^t.sein gebrjudit

wird, was nicht übedlüssig erscheint, da die ( )rgane der

Bechtspflcge erfahrungsgemäfs ans menschlichen Gründen dem

exklusiv nationalen Standpunkte mehr zuneigen. —



Zweites Kapitel.

Allgemeine Grundsätze.

§5.

Ergänzende ail^emeiue Vorschrift fUr die nicht dareii

besondere Bestlmmniigen geregelten Fragen.

In der Theorie des internationalen Privatrechts stehen

sich in Besug auf das Prinzip, nach welchem Lttcken des po-

sitiven internationalen Privatrechts ausanfüllen seien, awei

Ansichten gegenüber, die als die Wächtersche (Archiv XXIV
265 fF., Pandekten I 146) und die Savignysche (System

VIII 27 ff.)* oder als ., E x kl u s i vi tä ts p r i nz
i

p** und

„Interuationalitätsprinzip'*^ bezeichnet werden können.

Wächters „Hülfssatz" lautet bekanntlich: „Im Zweifel mufs

der Richter das Recht seines Staates anwenden**, während nach

Savigny der Richter sich in Ermangelung ausdrücklicher

Kollistonsnormen auf den Standpunkt der völkerrechtltchen

Genioinschat't der X.ationeii zu stellen und von hier aus das

anzuwendende Hecht internationalistisch zu ermitteln, „den

' Vgl. Bar, Theorie I 72 ff., Lehrbuch 15.

* Niemeyer, Zar Methodik des intern. Privatrechte, S. 30.
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Site des einselnen Rechtsrerhältnisses aufzusuchen" liat Die

Saviguysche Ansicht ist von der grolseii Älehrzahl der Theo-

retiker aller Kulturländer und in der Praxis der meisten

Hechtsgebiete adoptiert und insbesondere in Deutschland (hier

wesentliGh unterstUtst durch das einfluisreiche Buch Bars) su

solcher Herrschaft gelangt, dafs im gemeinrechtlichen

GeMete die gewohnhettsrechtliche Geltung des Sayignyschen

Hülfssatzes hehauptet werden kann ^. Trotzdem ist entschieden

zu bestreiten, dafs das Internationalitäts{)rinziji bich von selbst

verstehe, das heilst, dafs es überall dort, wo nicht etwas

anderes durch ausdrückliche Kechtsnormen bestimmt sei, als

positiTee Becht anzuerkennen sei. Solche Geltung könnte nur

entweder auf dem Völkerrecht oder auf dem positiven Inhalt

der einzelnen Rechtsordnung beruhen. Das Völkerrecht fordert

aber zweifellos nicht den SavignyscVeV.'Hülfssatz, denn in

einer Reihe voti Gcisetzbiiclicrn r.«t :;1fl>5*TTegenteil bestimmt,

dafs nämlich das heimische Recht stets giazuwenden sei, soweit

nicht das heimische Recht selbst etwää «anderes ausdrücklich

bestimme, — und niemand hat bi«her^l>eh|uptet, dafs jene Be-

stimmungen einen Bruch des VölkerrecfiCs* enthalten. Ebenso-

wenig Iftfst sieh aber behaupten, dafs jede einzelne Rechts^

Ordnung , die nichts anderes ausdrücklich bestimme , den

Savignyschen Satz anerkenne. Es sei einmal zugegeben, dafs

die Natur der Sache in dem Sinne positives Recht schaffe, dafs

im Zweifel die Natur der Sache entscheiden mufs. Aber ist

damit positive Geltung erwiesen für irgend eine Meinung Uber

das, was Natur der Sache sei? Solange verschiedene Mei-

nungen darüber bestehen, sicher nicht Der Gegner kann die

Gegenmeimin^ ftir gänzlich unverständig erklären und damit

Recht haben, aber er wird damit so wenig; die positive

Geltung seiner eigenen Rechtsansicht beweisen, wie jemand

^ Ni.emeyer, Positives internationales Privatrecht I 86.
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einen Gegner dadurch tOtet, dafs er behauptet, derselbe

existiere nicht.

Es fragt sich nun, wie der Gesetzgeber sich zu der FraQo

stellen soll.

Die Gebhardflchen Entwürfe enthalten keine Bestim-

mung über das Prinzip, RochoUs Vorachläge stehen auf dem
Boden des ExklusiTitätsprinsipes (woran natürlich der Vor-

behalt „des öffentlichen Rechtes und der Staatsvertrüge*^ nichts

ändert). Momnisen scliliigt „für das Gebiet und die An-

gehörigen des Deutschen Reiches** das Kxklubivitätsprinzi]) vor

und läfst die Frage für ausländisches Gebiet und für Nichtr

deutsche dahingestellt.

Das Verlahren Mommsens ist nicht geeignet^ Zweifelii

SU begegnen, sondern Zweifel su erzeugen. Denn es ist nicht

abzusehen, wie danach Fälle behandelt werden sollen, in denen

Deutsche und Aualimdcr an demselhen Rechtsverhältnis be-

teiligt sind. Die Tragweite ferner des Begriffes „Gebiet"* bleibt

durchaus zweifelhaft und endlich, wenn auch c contrario die

Absicht mit einiger^ Wahrscheinlichkeit zu schliefeen ist, dafs

Air Ausländer und ausländisches Gebiet die „Natur der Sache*

gemäfs dem Internationalitätsprinzip entscheiden soll, so ist

. dieser Absicht doch nicht mit der wttnschenswerten Deutlich-

keit Ausdruck verliehen.

Roch oll 8 Vorschlag, mit welchem eine Reihe der vor-

handenen Gesetzbücher, insbesondere das sächsische Gesetz-

buch (§ 6), übereinstimmt, hat den Vorzug ydlliger Deutlich-

keit und glatter Erledigung aller Zweifelsfragen. Es läfst sich

auch nicht sagen, dafs eine solche Bestimmung an sich eng-

herzig in dem Sinne sei, wie das Exkhisivitiit^^prinzip unter

Umständen wirken kann. Inwieweit das der Fall sein würde,

kommt darauf an, welche speziellen KoUisionsnorinen der Ge-

setzgeber aufstellt. Als Httlfssatz neben einer eingehenden und

dem Intemationalitätsgedanken Rechnung tragenden Kodi-

fikation, wobei für Zweifelsfragen denn nur ein schmaler Raum
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tlbrig bliebe, hat das Wflehtersche „in dubio lex fori" eine

ganz andere praktische Bedeutung, als in einem Rechtsgebiet,

wo positive KoUisionsnonnen so gut wie gar nicht existieren.

Neben eingehenden und umsichtig gehaltenen positiven Kol-

lisionsnormen bedeutet eine dem Kochollschen Vorschlage ent-

sprechende Bestimmung* nur die redaktionelle Zusammenfassung

einer Beihe Ton einheimiBchen Bechtssätsen, für welche ab-

solute Geltung bestimmt wird« Unter solchen Voraussetz-

ungen schwindet aber auch der sachliche Wert einer solchen

Bestimmung auf ein sehr geringes Mafs zusammen, und der

Gesetzgeber wird sich daher leicht entschliefsen können, auf

sie zu verzichten, wenn für solchen Verzicht Veranlassung

erliegt.

Solche Veranlassung dürfte vorhanden sein, zwar nicht in

Gestalt logisch zwingender Grttnde, aber in Gtestalt von all-

gemeinen Erwägungen, die sich namentlich auch auf Er-

tahrungen in den Kcchts^ebietcn stiitzen, wo, wie im König-

reich Sachsen, eine entsprechende Bestimmung in Kraft .steht.

Hieruach ist nämlich die Gefahr begründet, dafs die KechtB-

pflege eine solche an sich gar nicht engherzige Bestimmung

doch im Sinne engherziger Exklusivität handhabt, indem

auf sie in allen Fällen zurtlckgegriffen wird, wo Interpreta-

tionsschwierigkeiten und Zweifel in Bezug auf die speziellen

KollisionsTiormen auftreten. Mit anderen Worten: eine sulclie

Bestimmung wird leicht im Sinne einer Präsumtion zu

Gunsten der Anwendbarkeit des heimischen Rechts gehand-

habt und beeinträchtigt auf diese Weise praktisch den inter-

nationalen Gedanken und die diesem Gedanken entsprechenden

KoUisionsnonnen.

Es kommt hinzu, da(s in der Sache selbst Bedenken gegen

die Klausel der subsidiären Geltung der lex fori, auch nehen

einer sorgßlltigen Kodifikation, vorhanden sind. Die Umsicht

des Gesetzgebers reicht niemals an die Fülle und Mannig-

üsltigkeit des praktischen Bechtslebens heran, am wenigsten
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auf dem Gebiete des internationalen Privatrechts, wo jeder

Tag neue ttberraechende Kombinationen der rechtlichen Be-

ziehungen hervorbringt. Ee bleibt stets eme grofse Reihe von

mdglichen Erscheinungen vom Gesetzgeber unvorhergesehen,

die der Richter entscheiden mufs, ohne unmittelbaren Anhalt

in der positiven Rechtsordnung zu tindeu. Wenn der Grund-

satz der subsidiären Exklusivität des heimischen licchts vom

Gesetzgeber proklamiert ist, so mufs es dazu kommen, dafs

viele Fragen nach der lex fori beurteilt werden, die der Ge<

setzgeber, wären sie ihm vor Augen gewesen^ anders normiert

haben würde. Der dem Baco zugeschriebene Satz: „optima

lex quae minimum relinquit judicis arbitrio" A«r(, um An-

spruch aut'Kic iitigkeit zu machen, jedenfalls niclit so verätaudeu

werden, dafs um jeden Preis (U'V Gesetzgeber den Richter

binden müsse. In der vorliegenden Frage kann das Schweigen

des Gesetzgebers, wie oben ausgeführt» nicht als Ausdruck des

IntemationalitftlBprinzipesgelten, was die Gebhardschen Entwürfe

ad oculos demonstrieren, da aus ihnen in der That weder das

eine noch das andere Prinzip zu ersehen ist Die ausdrück-

liche Anordnung des Internationalitätsprinzips ist daher not-

wendig.

ErgSDzendci allgemelDe Besttinmiing der absoluten Gel-

tung gewisser elnheimiseliep und der Ntehtanerkennnng

gewisser ausläiidihclicr Recktssätze.

Die modernen Zivilgesetzbücher und die Vorschläge zur

Kodifikation des internatiunalcn Privatrechts enthalten meistens

eine clausula generalis bezüglich solcher heimischer Rechts-

sätze, welche in der neueren deutschen Litteratur mit dem

— wenig passenden — Kamen ^Prohlbitivgesetze'^ zu-

sammengefafst zu werden pflegen^, während in der auiser-

* Bühlau, Mecklenburgisches Laudrecht I 491 wendet den

besseren Ausdruck „exklusive'' Rechtssätze an.
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d^tschen jnrtstiscHen Litteratur ' das Stichwort „ordre public"

(italienisch: ordine pubblico, spanisch: ordcn piibMco, eng-

lisch: public Order, griechisch: xoivt) rd^ig, StjfAoaia td^ig etß.)

eich dafür eingebürgert hat. Bar (Theorie I 127) sagt: ^All-

gemein wird der Sats aufgesteUt, dafs in gewiwen Fällen aus-

wärtige Rechtsnormen '^on aller und jeder Anwendimg oder

Berücksichtigung ausgeschlossen seien, nämlich dann, wenn sie

sogenannten zwingenden oder Prohibitivgesetzen

des Inland es widerstreiten." Ein Erkenntnis des Reichs-

gerichts (Entäch. XII 311j bezeichnet es als einen in der

deutschen Gerichtspraxis anerkannten Satz, dafs das aus-

ländische Recht, obgleich es prinzipiell entscheidend wäre,

doch ausnahmsweise dann ausgeschlossen bleibt, .wenn nach

Geist und Zweck der Rechtsnormen des Inlandes die An-

Wendung des betreffenden ausländischen Reelites zu einem Er-

gebnis ftihren würde, welches den absolut gebietenden

oder verbietenden Normen des inländischen

Rechtes widerspricht'^. — In den GesetzesvorschUgen und

in den Oeseteen ist die Klausel sehr Terschieden gefaTst.

Domin PetrashoTecz, Laurent, Rocholl wenden den Ausdruck

„öffentliches Recht"* (droit public) an, die GesetzbOcher

von Griechenland, Montenegro, Italien sowie der lierner Ent-

wurf sprechen von „ o ffe n 1 1 i c h e r O r d n ii n g und guten

Sitten", das italienische Gesetzbucli auch von „ieggi pro-

ibitiye'', der Entwurf der belgischen Revisionskommission

on ,^int^rgt social*^, das argentinische Gesetzbuch ^n
ndffentlichem Recht, Kriminalrecht, Geist der

Gesetzgebung, Religion, religiöser Toleranz,

Moral und guten Sitten, Geist der Gesetz-

gebung etc.", der Code Napoleon und die ihm nachgebildeten

Gesetzbücher von ^lois de police et de sdret^" (»^O'

' £ine monographische Abhandlung darüber (spanisch): Butta-
mente, JSI erden püblieo. Habsna 1893.
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lizei- und Sicherheitsgcsctzon*'^ „leyes de policia

j de seguridad", «leggi di polizia e sicuressa

pubblica'y ^tk^qI aavvpofilas %ai aag^aXgiag

¥6iioi>* etc.), wozu bemerkt werden mufs, dafs die zuletzt

aDgefUbrten Bestimmungen zwar keine spezielle und ausdrück-

liche Beziehun^^ zum iiUenintionalen Privatrecht haben, aber

in der Praxis mehr oder weniger aligemein im Sinne einer

KoUisionanorm angewendet werden.

Bar (Theorie I 132) schlägt die Formulierung vor:

„Die Anwendung auswärtiger Rechtsnormen ist insoweit

ausgeschlossen, als sie dazu dienen würde, im Gebiete des

Staates Rechtsverhältnisse zu verwfrklich<'n oder Handlungen

und Leistungen zu erzwingen, welche nach der Gesetzgebung

des Staates daselbst nicht geduldet
, beziehungsweise daselbst

nicht erzwungen werden sollen.*^

Mommsens Vorschlag schliefst sich wörtlich dem sttch*

sischen Gesetzbuch an, das einen eigenen Weg einschlägt, auf

den nachher näher einzugehen ist. Die Gebhardschen Entwürfe

sind ebenfalls demnächst besonders zu erörtern.

Der Kern des gesets^berischen BedürfnisseSi woraus alle

diese Formulierungen hervorgegangen sind, ist yon Savigny

(System VIII 32 ff.) dahin bezeichnet, dafs es zwei Gesichts-

punkte gebe, unter denen die Anwendung ausländischen Rechts

ausgeschlossen «ein könne. Der eine sei die „streng po.sitive,

zwingende Natur" der heimischen Rechtssätze, der zweite der,

dafs das. in Frage kommende Bechtsinstitut des ausländischen

Bechtes dem nnsrigen überhaupt nicht anerkannt sei".

Zu den Fällen der ersten Art zählt 8 a v i g n y die-

jenifrcn ^absoluten Gesetze, welche auf sittlichen Gründen

und auf Gründen des öffentlichen Wohles (utilitas pu-

blica) beruhen. Als Beispiele führt er an: a. das Verbot der

Polygamie und die Gleichstellung der Eonfessionen, b. die

besehrankte Erwerbsfähigkeit der toten Hand und der Juden.
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Als einzige Beispiele fUr die AusscUiefsung der zweiton Art

führt er an: den bürgerlichen Tod und die Sklaverei.

Savignys Ausführungen sind von Bar (Intern. P. R.

108, Theorie I 92, 127, Lehrbuch 24) und Mommseu (194)

mit Recht bekämpft worden.

Was xunilchst die zweite Kategorie anlangt, so ist die

Frage I
wann ein fremdes Rechtsinstitut bei uns „überhaupt

nicht anerkannt werde**) eine petitio principii; die Kriterien

der Nichtanerkennung hat Savigny anzugeben unterlassen.

Die gänzliche Ignorierung eines fremden Recht.sinstitutes

schiefst aber auch in jedem Fall über das Ziel hinaus, da es,

wie Bar mit Recht bemerkt , meht gerechtfertigt wäre, z. B.

dem durch einen Sklaven fUr den Herrn im Auslande ge-

machten Eigentomserwerb die Anerkennung zu versagen oder

(wenn man die Polygamie hierher rechnet) die Descendenz

eines Mohamedaners aus polygamischer Ehe als unehelich zu

behandeln.

Biir und Mommsen* haben die Formulierung bezüg-

lich der Behandlung dieser Kategorie dahin verbessert, daCs

die heimische Rechtsordnung nur die Mitvrirkung zur Reali-

sierung derjenigen Wirkungen eines von uns perhorres-

zierten Rechtsinstitutes zu versagen habe, welche wir als solche

verwerfen. „D^y Stamm, der in fremder liechtsorduung

steht, ist unserer Einwirkung entzogen, und würde der Zweig

oder Schöfslingy der bei uns hervortritt, eine schädliche Wir-

kung zu äufsem nicht vermögen, würde er nicht mit uns^r
Rechtsordnung in Kollision treten, so wAre es verkehrt und

ungerecht, ihn deshalb zu vernichten, weil der Stamm, wenn

er auf unserem Boden stände, hier nicht geduldet werden

könnte.** *

^ Desgleichen Goldschmidt, Handbuch des Handelsrechts

2. Aufl., Im
* Bar, Theorie I 129.

lCi»ni«y*r, Voni«hlig«. I. 5
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Was die Voraussetsungen betrifft^ unter denen im

Sinne dieser Darlegung das einheimische Recht sich ablehnend

verhalten soll, so wird weder von Bar noeh von Mommsen
die aiwt?ite Kategorie Savignys g^efsundert ins Auge getaldl,

anscheinend deswegen, weil die Unterscheidung beider Ka-

iegorieen yon ihnen tüLv wertlos oder falsch gehalten wird.

Bar spricht nur in Besag auf das ganze Problem von ^^stark

abweichenden sittlichen und socialen Anschauungen** (Theorie

I 182), Mommsen von einem Resultat, „welches nach dem

einheimischen Recht als ein unsittliches zu bctrachtea ist",

während Savigny zwar zugiebt, dals bei der Sklaverei die

sittliche Verwerflichkeit zu dem von ihm zu Grunde gelegten

Prinzip hinzutrete^ aber eben dadurch den sittlichen Qesichts-

pnnkt aufe deutlichste als unmafsgeblich für seine zweite Ka-

tegorie bezeichnet Obgleich hiemach diese zweite Kategorie

in Ermangelung gehöriger Prftzision untauglich zur gesetz-

gebcrisehcn Verwertung erscheinen könnte, so liegt, wie weiter-

hin gezeigt werden soU, ihr dennoch ein richtiger Gedanke

zu Grunde.

Zunttchst bedarf noch die erste Kategorie Sayignys

einer kurzen Erörterung. Auch sie ist von Savigny fidsch

abgegrenzt. Auf Grttnden des öffentlichen Wohles be-

ruht die ganze Rechtsordnung, und es giebt eine grofse Reihe

von Rechtssätzen (insbesondere im Gebiete des Familienrechts),

welche auf sittlichen Gründen beruhen , und welche

zweifellos niemand als Prohibitivgesetze im Sinne des inter-

nationalen Privatrechts behandelt wissen will.

Trotzdem, wie gesagt, liegt in der Savignjschen Unter-

scheidung ein richtiger Gedanke ^ dem Bar und Mommsen
nicht gerecht werden ^, und dessen Nichtbeachtung die ge-

setzgeberische Formulierung dieser Schriftsteller mit einem

1 Die Zweiteilung wird aaerkaimt von Stobbe I 288, Roth
I 383, Unger I ISS» während Windseheid I 79 sie erwirft.
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Mangel behaftet. Der richtige Gedanke ist der, dafs es zweier-

lei ist, ob die einheimischen Rechtasätzc positiv abv lut*

Geltung beanspruchen, so daXs die Anwendung ausländisclieu

Rechtes gar nicht in Frage kommt, oder ob an und für sich

die Anwendung des ausländischen Kechts zugelassen ist und

nur gegenüber dem besonderen Inhalte eines bestimmten aus-

ländischen Rechts die heimische Rechtsordnung sich negatir

verhält. Diese Unterscheidung ist augenscheinlich begründet

und bedarf hier um so weniger der Ixechtfertigung, als sie aus

der hier zu Grunde gelegten Anschauung mit logischer Not*

wendigkeit unmittelbar hervorgeht.

Die Formulierungen von Bar und Mommsen, ebenso

wie die beiden Gebhardschen Entwürfe- treffen nur den

zweiten Gesichtspunkt Das Gleiche gilt von dem Beschluüs

des Institut de droit international (Oxford), den Ver-

tragsentwürfen von Lima und Montevideo sowie dem

argentinischen Gesetzbuch. Umgekehrt wird nur der

erste Gesichtspunkt getroffen durch Laurents Avantprojet

und den berniachen Entwurf sowie die Vorschrift des

Napoleonischen Gesetzbuches Art 8, AI. 1 bezw. deren

Wiederholungen in anderen Gesetzbüchern. Dagegen haben

beide Seiten des Verhältnisses Ausdruck gefunden in dem

italienischen Gesetzbuch, dem griechischen Oe-

setz von 1856 und dem belgischen Entwurf, während

das montenegrinische. Gesetzbuch nicht über eine etwas

modifizierte, wenig klare Wiedeigabe der Savignyschen Formu-

liemng hinausgekommen ist

Für das B.G.B, ist hiemach zunächst die Frage aufzu-

werfen, ob eine Bestimmung im .Sinne des ersten Gesichts-

punktes Aufnahme tinden soll. Die Frage ist zu bejahen.

Eine generelle Bestimmung über die Exklusivität gewisser

Vorschriflen des B.G.B. ist nicht zu entbehren. Die exklu-

siven Sätze einzeln aufzuzählen^ verbietet sich schon aus redak-

tionellen Gründen. Eine solche Aufzählung würde aber auch
5*
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sachlich mangelhaft sein. Sie wttrde teils zu eng, teils zu weit

sein, weil die sni ziehenden 0renssen der ExklttsiritSt nicht

Äufserlich mit den im Gesetz gcformelten Sätzen zusammen-

fallen. Ebensowenig glücklich würde aber der Versuch sein,

allgemeine Merkmale für die Exklusivität aaCsustelleu. Die Be-

stimmung der Merkmale wttrde wieder entweder zu allgemein

ausfallen und darum nichts ntttzen, oder zu speziell und darum

&lsch werden* Den letzteren Fehler zeigen das argen-

tinische G-esetzbuch und der Laurentsche Entwurf.

Dem eräteron P^>hler ht die Theorie des „ordre public" * und

die Keihe derjenigen Koditikationbversuche verfallen, welche

das Merkmal mit den Schlagworten „intärSt social", „gute

Sitten**, „Polizei- und Sicherheitsgesetze „öffentliches

Recht* etc. zutreffend bezeichnet zu haben glauben. Mit

Recht haben Bar und Mommsen' geltend gemacht, dafs mit

solchem „Hülfs- und Hausmittel alles und nichts begründet

werden kann und es vergebliche Mühe ist, allgemeine Merk-

male von wirklieli kennzeichnender Art zu suchen. Dafs der

Terminus „öffentliche Ordnung"^ ungeeignet ist, ist in dem

Entwurf des B.Q^.B. zweiter Lesung (gegenüber den §§ 106,

684
, 743, 747 des ersten Entwurfes) stillschweigend an-

erkannt. Damit ist auch die schwache äufsere Stütze gefallen,

wclelie für die Anwendung des Terniinus im Gebhardöchen

Entwürfe allenfalls geltend gemacht werden konnte.

Die Freiheit der Beurteilung, welche jene aUgemeinen

Eüauseln thatsächlich herheifUhren, und welche in Wahrheit

' S. da>vider Bar, Theorie I 95 fF., und die daselbst angeführte

Litteratur, besonders in Note 5. — Wie willkürlich die Theorie des

ordre public ist, zeigt sich auch lehrreich in der Schritt von Busta-
mente.

* Vgl. aufserdem namentlich Bö hl au (1490), Windscheid (I 79),

Bernburg, preufs. Privatrecht (I § 26).

* Vgl. dagegen unter anderem Zitelmann in Bekker und Fisehexs

Beiträgen, Heft 8 (1880), 8. 58.
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«inem Bedürfnis entspriclit, wird der Gesetzgeber, der sie ge-

währen will, am besten oflfen formulieren, anstatt sie in der

täuschenden Gestalt eines „Kautschukbegnties" zu präsentieren.

Die Frag^ ob aoTserdem eine Klausel in das B,G.B. auf-

genommen werden soll, welche die Anwendung gewisser aus-

ländischer Rechtsvorschriften wegen ihres besonderen Inhaltes

ablehnt, ist, nachdem ihre logische Notwendigkeit dargethan

ist, nun nach ihrer materiellen Seite zu prüfen. Es fragt sicli, ob

ein praktisches Bedürfnis besteht, die Nichtanwendbarkeit aus-

ländischen Rechtes, das nach den allgemeinen Grundsätzen an-

wendbar sein wttrde, ansnahmsweise zu statuieren. Das ist in

zweifacher Bichtnng zu bejahen. Einerseits g^ebt es Rechts-

einrichtungen , deren Verwirklichung nach der bei uns herr^

sehenden i\Lift'assung sittlich verwerflich sein würde.

Der Kreis und die Tragweite solcher ausländischer Reehts-

einrichtuugen läfst sich nicht kasuistisch ei-schöpfen. Sklaverei

und Polygamie
y

yertragsmäfsige Schuldknechtschafit, Zttch-

tigungsrecht des Ehemanns, jus vitae ac necis des Vaters sind

Beispiele dafür. Aber es ¥rttrde kurzsichtig sein, derartige

Fälle durch Einzelnbestimmungen treflfen zu wollen, da

deren Bestand im wechselvoUen Rechtsinventar des Erd-

balls sich nicht Ubersehen läfst, ganz abgesehen davon, dafs

die Formulierung ftlr die einzelnen Fälle kaum erschöpfend

sein könnte und immer Zweifel übrig lassen wttrde.

Gemäfs den von Bar und Mommsen gemachten Vor-

Schlägen ist die Auwendung des auswärtigen Rechts nur in-

soweit abzulehnen, als sie die Verwirklichung von

Rechtsverhältnissen oder Rechtsansprüchen im

Inlande enthalten würde, welche uns verwerflich erscheinen

mfifste. Dabei ist nur das sittlich Verwerfliche zu berttck-

siehttgt Die blofse Verschiedenheit der sozialen Anschauung

(Bar) oder das soziale Interesse (belgischer Entwurf) reicht

nicht hin, eine derartige Ablehnung zu rechtfertigen, welche
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nur als Abw^r der stärksten Gegenstttse fttr seltene Ans-

nahmefidle gutzuheirsen ist

Es giebt aber noch eine zweite Reihe von Möglichkeiten,

für welche eine ablehnende Generalklausel iiotwenclig ist, ob-

wohl merkwürdigerweise die QesetzbUcher und Gesetzesvor-

schlSge sie ignorieren und auch sonst in der Litteratar de»

internationalen Privatrecbts davon kaum anders als mit einer

fluchtigen Bemerkung die Rede ist. Es bandelt sieh um das

Recht unzivilisierter Völker. ReohtBordnungen , in

denen der Religiouskultus mit der Kt-ehtsordnung ven^uickt.

Straf-, Prozeis- und Privatrecht noch nicht getrennt, geschweige

die feineren Begriffe des Zivilrechts ausgebildet sind, können

nicht auf eine Stufe mit den Rechtsordnungen der Kultur-

Völker gesetat werden. Die Vorschriften über internationales

Frivatrecht, die ftür den Verkehr der aivilisierten Nationen

berechnet sind, würden sich hier gröfstenteils als nndurchflihr-

bar, durchweg aU unangebracht erweisen. Damit ist nicht

gesagt, dals die Berücksichtigung des Rechts der unzivilisierten

Völker ausgeschloHsen sein soll. Alle Kolonialmächte haben

sich genötigt gesehen, das Recht der Eingeborenen mehr oder

weniger zu berficksichtigen. Auch für die deutschen Schutz-

gebiete erweist sich dies als unumgänglich^. Aber Ziel und

Methode sind hier anders als bei der Regelung des Privat-

rechtsverkehrs der Kulturvölker. Insbesondere wird auch»

wenn das B.G.B, für die Konsulargerichte und für die »Schutz-

gebiete eingeführt werden wird, was in Abänderung des Reichs-

gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit und der ftlr die

Schutzgebiete bestehenden Gesetze nötig sein wird, auf eine

entsprechende Modifizierung der Vorschriften über das inter-

1 Vgl. darüber Zeitschrift für interiiatioualeö Privat- ujiU Straf-

redit m 839 £ und Niemeyer, Positives internatiotialei Privatredit

I 24. Über die lehzreiclieii V^h&ltnisse Im Gongostaat vgl. HRhette

(L.) und Petit (L.), Lea codea du Gongo, 2. Ausgabe > Brfisael und

Paris im, S. VIIL
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nationale Privatrecht Bedacht au nehmen sein. Für die

Rechtspflege im Gebiete des Deutschen Reiches

ist eine Vorschrift angezeigt, welche den Richter ermächtigt,

das Recht unzivilisierter Volker, soweit es sich nicht zur Be-

rücksichtigung eignet, von der Anwendung auszuschliefsen.

Es ist aber herrorzuhebeni dafs nicht das Recht eines un-

ziyilisierten Volkes als solches, sondern nnr dessen inkommen-

sarable Bestandteile abzulehnen sind.

8 7-

Bestimmung üher die ZulSissigkeit prlTatnntonomlsclier

Unterwerfung unter auslftndiselies Beeht.

Die „stillschweigende Unterwerfung der Parteien" unter

ein bestimmtes Recht spielt seit Savigny (System VIII HO,

169» 20S ff., 248, 828, 381, 803) in Theorie und Praxis des

internationalen Privatrechts eine herrorragende Rolle. Auch

viele Gesetzgebungen haben die Frage in ihren Bereich ge-

zogen, teilweise negativ, das heifst die S c Ii r an k c n der Privat-

autonomie bezeichnend (in diesem Sinn behandelt die Praxis

die Bestimmung in Art. 6 des französischen Gesetzbuchs und

in den zahlreichen, ihn wiederholenden Bestimmungen anderer

Gesetzbücher)', teils positiv, das heilst die Privatautonomie

ausdrücklich anerkennend, sei es allgemein (so z. B. die Gesetz-

bücher von Peru, Sachsen, Schaffhausen, Zug,

Zürich), sei es für das Gebiet der Vertragsobligationen

' S. Teil TT S. 9 ff., wo die Koproduktion en rlos rode Napoleon in

Beispielen mitgeteilt Bind. — In Art. 6 (und dessen Wiederliolnngen)

if?t augenscheinlich nicht zunächst an das internationale Privatrceht

gedaclit. Aber die Vorschrift wird in diesem Sinn fast durchgehends

verwertet. 8. Niemeyer, Positives internationales Privatrecht 1 79,

99. Vgl. Barasetti, Einführung in das fraaxdsisehe Givllreclit 164,

207; Zaeharift von Lingenthal, Handbuch des fransösisclien Civil-

rechts I lia
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(Argentinien, Canadai Congoataat, Griechenland,

Italien, Liy«, Est- und Kurland, Luzern, Mon*
tenegro, Österreich, Schaffhausen, Serbien, So'
lothurn, Unterwaiden, Zug)*.

Mit Kedit ist von Bar (Theorie II 3 ff., Lehrbuch 106),

Unger (I 180j, Thöl (130, 174) und anderen darauf hin-

gewiesen, da(s das mafsgebende Recht lediglich durch die

Rechtsordnung bestinunt werde und dem Privatwillen Be-

deutung nur kraft der Rechtsordnung sukomme. RegeU-
berger (Pandekten I 167) gpitst diesen Gedanken zu der

Bemerkung zu: „Dus positive Recht unterwirft die Personen

und ihre Verhältnibse seinor Herrschaft ganz unabhängig von

ihrer Wahl. Die Parteien sind nur frei in der Herstellung

der thats&ehlichen Voraussetaungen für die Herrschaft eines

Rechts. Welches Recht darauf in Anwendung kommt, ent-

scheidet eine ihnen überlegene Macht, die Rechtsordnung. Die

Parteien können zwar bestimmen, dafs für ihr Vertragsver-

hältnis, z. B. für ihre ehelichen Güterverhiiltnisse, ein be-

stimmtes örtliches Recht, z. B. das Ansbacher Provinzialrecht,

gelten soll. Allein damit wird nicht das Herrschaftsgebiet des

Ansbacher Provinzialrechts erweitert, sondern es wird .diejenige

Regelung zur vertragsmäfsigen erhoben, welche sich im Ans-

bacher Provinzialrecht als gesetzliche findet." Dernburg
(Pandekten I 109), der gegen diese Bemerkung polemisiert,

giebt den Regelsbergerschen Gedanken nicht rielitig wieder,

"vvenn er sagt: „Für Regelsberger ist die Beachtung des

Partei willens bei Bestimmung des mafsgebenden Rechts

nichts als ein falscher, auch in gerichtlichen Erkenntnissen

viel spukender Gedanke." Denn die „Beachtung des Partei-

willens" lehnt Regelsberger nicht ab. Nur stellt er den Ge-

sichtspunkt richtig, unter welclieni die Beaehlua;; stattzufinden

hat Freilicli macht sich in den EinzclausfUhrungen Regels-

I S. Teil II & 92 ff.
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bergeFB, insbesondere besüglich der Vertragsobligationen, eine

thatsttchliche Unterschätsang des priyataatonomischen Momentes

geltend, welche durch das toxi ihm an die Spitee gestellte

richtige Prinzip nicht bedingt ist. und dieser Unterschätzung

gegenüber ist wiederum Dernburgs Bemerkung gerecht-

fertigt: „In der That handelt es sich um einen praktisch

zweckmafsigen, ja kaum entbehrlichen, durch den Qerichts*

gebrauch befestigten RechtssatE.*

Die rechtsdogniatische Frage nach der Natur der Priyat-

autonomie* und deren Verhältnis zum dispositiven Recht, in

welcher der Schwerjuinkt der im vorstehenden berührten

Kontroverse liegt, braucht liier nicht verfolgt zu werden, da

es nicht fraglich sein kann, da£s der Gesetzgeber es in der

Hand hat, die ^Willkürung*^ ausländischen Bechtes nach Art

und Hafs zu bestimmen.

Als das Mafs, in welchem die Zulassung der Willkttrung

legislatorisch zu cmplciih ii i.st-, ergiebt sich giuiz von selbst

das in dem sächsischen Gesetzbuch und dem Vorschlage

Mommseus bezeichnete Gebiet, nämlich der Bereich des

dispositiven Rechts, fisist kein prinzipieller Grund dafür

vorhanden, die klau sulari sehe oder auch konkludente

Unterwerfung unter ein fremdes Recht auszuschltersen» soweit

die Befugnis vorhanden ist, durch spezielle und aus-

drückliche Festsetzung den Inhalt des fremden Rechts

zum Inhalt einer rechtsgeöchHftliehen Willenserklärung zu

machen. Beides kommt begrifflich auf dasselbe Resultat hinaus.

1 Vgl. (lavübfT HnrnbuTg, Fand. I 71, Holder, P;md. I 67,

Kegelsberger, Fand. I Lotmar, Causa 10 ft'., Kohler, Jahr-

bücher f, Dogmatik XVril l.U Ö., Lenel, ebenda XIX 153 ff., Thii-

diclium, ebenda XXI Ii 146, liechinann, Kaut 11 1 ff., Thon, Rechts-

norm 350 ff., Bülow, Archiv f. civil. Praxis 64, 87 ff., Hartmann,
Jahrb. f. Dogmatik XX 78, Bar, Theorie I 94» H 4.

* Vgl Windsoboid, Fand. I 82, Anm. 8: „Es macht sieh hier

der G^gwmtz swischen swiugend^n und nachgiebigem Rechte geltend.**

Vgl. auch Stobbe I 284, Bdhlau I 457.
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Allerdings lä&t sich geltend machen , dafs es sich aus

praktischen Gründen empfehle, die verweisende WiUkürung

EU verbieten, nämlich entweder um eine Garantie zu schaflen,

dafs die Betoilicrten sich die Tra^eite ihrer Erklärungen ge-

nau zum Bewulütsein bringen, oder um die Willktirung aus-

wärtigen Hechtes zu erschweren wegen der dadurch bedingten

Schwierigkeiten der Bechtsanwendung und wegen der Be-

sorgnis
,

^das Lebendigwerden der neuen Rechtsordnung zu

gefidirden*^. Von diesem Gksichtspunkte geht augenachein-

lieh § 1832 des Entwurfes des B.G.B, (g 1834 des

ersten Entwurfes) aus, welcher bestimmt: „Der Güterstand

kann nicht durch Verweisung auf nicht mehr geltendes oder

auf ein ausländisches Gesetz bestimmt werden.** Zu dem

gleichen Kesultate könnten die gleichen £rwHgungGii, m&-

besondere auch für die Bestimmung der Erbfolge durch Testa-

ment und Erbyertrag, aber auch für das Gebiet des Obliga-

tionenrechts fahren.

Jene Erwägungen haben indessen kein durchschlagendes

Gewicht.

Die Vorschrift des § 1332 des Entwurfes kann dabei als

Prü£itein dienen , da in der That beim Ehevertrag jene Et'

wflgungen schwerer als sonstwo ins Gewicht fallen*. Ge-

rade hier zeigt sich, dafs die Ausschliefsnng der verweisen-

den Willkürung nicht zu empfehlen ist. Denn sie verfehlt

ihren Zweck. Eine solche Willkürung, sofern sie überhau})t

auf Bewufstsein beruht, was ja nach allgemeinen Grundsätzen

Voraussetzung ihrer Berücksichtigung ist, wird praktisch nicht

stattfinden, ohne dajs die Beteiligten zureichende Kenntnis des

fremden Rechts haben, und ohne dafs sehr starke Motive für

die Willkürung vorhanden sind. Wenn dies aber der Fall ist^

so erledigen sich clainit einerseits obige Bedenken gegen die

verweisende Willkürung zum guten Teil, andererseits wird,

< Vgl. dazu die „Motive'' zum I. £ntwurf Bd. IV 909 iF.
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soweit sie bestehen bleiben, materiell durch eine ausschlicfseiule

Vorschrift nach Art des § 1332 nichts genutzt. Die Mo-

tive a. a. O. sagen: „Selbstverständlich ist es den Ehegatten

(durch § 1934) nicht verwehrt , ihren GUteratand nach Mab-

gäbe des materiellen Inhalte eines fremden Rechts durch Ehe-

ertrag au regeln, soweit dies mit den allgemeinen Gnindsätaen

des Gesetsbuches vereinbar ist. Kur die allgemeine Bezug-

nahme auf ein ausländisches Gesetz in Eheverträgen ist

ausgeschlossen." Von jener Befugnis wird aber Gebrauch

gemacht werden, so oft es den Beteiligten überhaupt darum zu

thun ist, das ausländische Recht zu Grunde zu legen. Es wird

dies dank der durch § ld83 des Entwurfes voigeschriebenen

Hülfe des Notars oder des Gerichtes in der durch technische Fer-

tigkeit 2« ermöglichenden Ausdehnung stutilinden. Aus diesen

Gründen ist die Streichung des § 1332 auf das entschiedenste zu

emplehicn Aus denselben Gründen sind alle anderen Ein*

Bchränkungen ähnlicher Art abzulehnen, und ist die im säch-

sischen Gesetzbuch und von Mommsen adoptierte Regel

materiell jedenfalls festzuhalten. Dafs sie auch formell aus-

gesprochen werde, ist darum zu beförworten, weil den

beiden in der Theorie bestehenden Auffassungen auf diese

Weise Genüge geschieht und künftiger Fortsetzung der

Kontroverse dadurch vorgebeugt ist. Aufserdem aber ist

es wünschenswert, dadurch die Verwechselung des privatauto-

nomischen Gesichtspunktes mit einem anderen Gesichtspunkt

auszuschliefsen, welcher sich sehr häufig sowohl in der theo-

retischen Litteratur als in der Judikatur in schädlicher Ver-

quickung mit dem Gedanken der Willkürung rindet. Dies

ist der Gesicliispunkt der präsumtiven Intention der

Beteiligten, wobei es sich in Wahrheit nicht um die Fest-

' t\es „iiiclit mehr geltendoti Rechts" und der gefürch-

teteu „Anliiinglichkeit" an dasselbe (Motive iV 310) gelten die Er-

wägungen des Textes in verstärktem MaTse.
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steUimg des konkreten Inhalte einer rechtagesdiilfilicheii

Willenserklärung, sondern um die Entscheidung einer nicht in.

das Bewafstsein der Beteiligten getretenen Frage nach Er-

wägungen der Billigkeit handelt ^

In Bezug auf Vertragsobligationeu wird später auf die

Frage zurückzukommen sein.

§8.

Bestimmung ttber die Eriiütteluiig auswftrtigeii Keclites.

Der Gesetzgeber mu£$ mit der J Tatsache rechnen, dafs

die Ermittelung des ausländiselien Rechtes nicht nur oft

Schwierigkeit bereitet, sondern häufig praktisch unmöglich

ist. Selbst wenn der Qesetzgeber sich entschliefsen sollte^

dem Richter die Festetellung ausländischen Rechtes grundsätz-

lich gerade so zur l'Hiclit zu uiachen, wie solche Pflicht nach

dem ( Jruudöatz „jura novit curia" ])0züß:li(:'h dos eiidicimischen

Höchtes besteht) ist eine Vorschrii't unentbehrlich t'ur den Fall,

dafs der Inhalt des auswärtigen Hechtes, dessen Anwendung

vorgeschrieben ist, trotz aller aufgewendeten Bemühungen nicht

zu ermitteln ist, oder doch die Ermittelung mit solchen Schwierige

keiten und Opfern an Zeit, Kraft und Geld verbunden ist, dafs sie

praktisch ao gut wie uiiuubführbar ist (Unkenntnis der frem-

den Sprache beim Mangel jeder Dolmetscherhülfe). Wenn

für den Fall der Nichtermittelung des ausländischen Hechtes

der Gesetzgeber keine Bestimmung treffen würde, so würde

der Richter notgedrungen zwischen folgenden beiden Aus-

kunftsmitteln wählen müssen: Entweder er müfste verfahren

wie der III. Senat des Reichsoberhandelsgerichts in dem be-

rühmten Erkenntnis vom 28. April 1870 (Entscheidungen des

K.O.H.G. XXV 53 ff.), nämlich den in Frage stehenden An-

1 Vgl Bar, Theorie II 8 4F.
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Spruch abweisen, ein Verfidireo, welches das R.O.H.G. a. a» O.

sehwer&llig im Äusdruck, aber fn der Sache sutreffend dahin

charakterisiert: „demjenigen IJehelf, zu dessen Durclüuln ims^ die

Subsumtion des für deuaelben fundainentalen Thatbestandcj> unter

das Recht des Auslandes notwendig ist wegen der Unmöglich-

keit, den £Ur diejenige Partei, welche jenen Behelf geltend

macht, möglicherweise gOnstigen SchluTs zu yollziehen nicht

Geltung gewähren, also die Konsequenzen ziehen, welche sich

ei^eben, wenn jener Behelf nicht durchgreift". Der zweite

Weg besteht darin, dafs der Richter präsumiert, „das aus-

ländische Recht stimme mit dem einheimischen Recht überein".

Dieser Weg- ist z. B. von dem R. O. H. G. in den Erkennt-

niBsen Bd. U S. 39, Bd. III S. 44, Bd. VII S. 6 ^ eingeschlagen

und ist der von der Praxis fast aller Rechtsgebiete bei weitem

am häufigsten benutzte'.

Der erste Weg ist der korrekte. Die in dem ge-

nannten Erkenntiii.-j des R.O. H.G. enthaltenen Ausführungen

sind vollkommen zutreffend, wenn man nicht die positive Gel-

tung des Eechtssatzes voraussetzt, dafs der Inhalt des aus-

ländischen Rechtes im Zweifel als mit dem inländischen tiber-

einstimmend anzusehen sei. Dafs indessen das Ergebnis jenes

Verfahrens dem Rechtsbedttrfnis zuwiderläuft, kann nicht

bezweifelt werden. Es kommt unter Umständen einer Rechts-

verweigerung gleich, bewirkt aber jedenfalls das gerade

Gegenteil von dem, was die Regeln des internationalen Privat-

rechts erreichen wollen: die Sicherheit des internationalen

Rechtsverkehrs.

Darum ist für das B.G.B. eine Bestimmung im Sinn der

zweiten Alternative geboten, was übrigens schon dann der

Fall sein würde, wenn mau Zweifel darüber hegen könnte,

^ Unter Berafang auf Goldachmidt, Handbuch des Handels-

reehts 2. Aufl. | 38 Note 19.

• YgL Bar, Theorie I 183 ff.
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ob wirklicli im Falle des Schweigen« der Richter das zuerst

gekennzeichDete Verfahren einschlagen müCste. Die Uofse Mög-

lichkeit des hier ttbereinstiinmend mit dem R.O.H.G. einge-

nommenen Standpunktes macht es rätlich, die Torg^schlagene

Bestimmung eu treffen.

Es kann sich nur fragen, ob iiocli weiter gegangen und

— in Übereinstimmung mit den GresetzbUchern von Argen-

tinien, Costa Kica, Guatemala, Montenegro — die

Anwendung ausländischen Rechtes abhängig gemacht werden

soll von dem Beweise seines Inhaltes durch diejenige Partei,

welche „einen Behelf darauf stützt**. Eine solche Behandlung

setzt voraus, dafs die Behauptung eines von der inländischen

Rechtsordnung!; abweicheiulen Inhaltes des ausländischen Ueohtes

von Seiten einer Partei die Voraussetzung der Anwendaug

des ausländischen Rechtes bildet, läuft. also darauf hinaus, dab

ausländisches Recht nur auf Anrufen einer Partei zu

geschehen hat, wie diee das argentinische O-esetzbuch

folgerichtig vorschreibt^*. Dieser Standpunkt, der von der

Theorie sowie von der dcutciclien Praxi« ^^e^enwärtig ziemlich

allgemein verworfen wird^, entspricht nicht den Gesichts-

^ VgL Mittermai er. Über den Beweis auslSodiifcher G^eaetse in

Beehtsstreitigkeiten, Archiv f. d. civ. Praxis XVIII 67 Landen-
beck, Bftiträge zur Ldu-o von dem Beweise fremder Rechte vor in-

ländischen Gerichtcu, Archiv f. d. clv. Praxis XL! 129 S.

2 Über die Anwcntbinnf des cfleifhen Gruiidsatzi'^ in der Judikatur

VOuEngland, Fr an kr r ic Ii , Italien, Holland vgl. Bar, Theorie I

132, sowie Journal de droit interuat. prive : 1891, S. 257, 1892 S. 681,

990, 1898 S. 630, 1894 S. 6ul. Auch in der deutacheu Praxis war die

entsprechende Auffassung früher häufig zu finden. Vgl. z. B. Seuffert,

Arehiv Vni 124» XI 321, Striethorst, AtcUt XXVI 49. Heute trifll

man sie seltener.

* Vgl. Wichter XXIV 310 ff., Goldselimidt, Handbuch des

HaodelsreehtB 2. Aufl. I m, Stobbe I 232, Bar, Theorie I 132, II 183

und die dort angeführte Littetatnr. Aua der Judikatur vgl. Seuffert,

Archiv XU 78, Entsch. des B,O.H.G. VII 6, VIII 12, XXV 54,

£atsch. des K. 6. 2LXIII 32.
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punkten, welche für das internationide Privatrecht leitend

sind. Die Anwendbarkeit ausländischen Rechtes wird nicht

als eine Konzession an das Belieben der Parteien blofs zu-

gelassen, sondern auf Grund objektiver Erwägungen vom Gesetz-

geber l)efohlen. Zutreffend hat das zuerst angeführte Erkenntnis

des R. O. H. G. hinsichtlich des geltenden Rechtes (vor Inkraft-

treten des § 265 C. P.O.) ausgeführt, es könne zwar eine Partei,

deren Behelf sich auf ein nach dem ausländischen Recht za

beurteilendes Verhältnis grttndet, faktisch in eine der Stellung

einer beweisptiiehtiii^en und beweist'älligen Partei gleichartige

Lage geraten : diese Lage lierulie aber auf einem wesentlich

anderen Grund, als die eigentliche Beweislast und die zivilpro-

zessuale Beweisführung. „Einer Partei den Nachweis der

Abweichung des ausländischen Rechtes aufisuerlegen bei Ver-

meidung der Annahme der Übereinstimmung mit dem inlän-

dischen Rechte", hält das R.O.H.G. mit Grund nur dann fttr

zulässig, wenn eine positive Gesetzesvorschritt dazu nötigt.

Auf keinen anderen Standpunkt stellt nach richtiger Auf

fassung^ der § 265 der lleichszivilprozefsordnung den Iiichter,

und es würde verfehlt sein, von diesem Standpunkt im B.G-.B.

abzuweichen.

Hiemach ist insbesondere auch die Fassung des § 172

des sächsischen Gesetzbuches zu verwerfen, desgleichen

die Wendung der Gebhardschen Entwürfe: „Wird, uu Laufe

des Rechtsstreites von den Parteien nicht nachgewiesen etc. —
In der Sache selbst will auch Gebhard damit keinen anderen

als den hier vertretenen Standpunkt zur Geltung bringen, wie

aus dem Schlufssatz hervorgeht: „Die Befugnis des Gerichtes,

ausländische Rechtsnormen von Amtswegen zu ermitteln (0. P. O.

§ 265), wird durch diese Voi-schrift nicht berührt.'' Aber ab-

gesehen davon, dafs es Uberflüssig und gegenüber dem sonst.

1 Vgl. 8. B. L. Senffert, Kommentar, Planck, Lehrbuch des

CivilpioiefBiechtes I 44i ff.
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im Ekitwurf dem B.O.B. beobachteten Verfahren inkonseqaent

sein wttrdey im B.G.B, die Auireehterfaaltimg einer Vorschrift

der O.P.O. anasusprechen, ist diese Formulierung auch sonst

nicht ansprechend. Der Zusate ist augenscheinlich aus der

— berechtigten — Besorgnis hervorgegangen, in dem ersten

Satz möchte die Auffassung Nahrung finden, es handle sieh

um eine Beweislast im technischen Sinne. Diese Intention

durfte aber geeigneter durch die im nachstehenden Entwurf

orgeschlagene Fassung ausgedrückt werden. Es ist in der>

selben auf § 265 G.P.O. Bezug genommen, mit leichter Her-

vorhebung der dort mehr voraus<resctzteu als niisgesproehenen

Verpliichtung des Richters, die ihm selbst zu Gebote stehenden

Uül&mittel seinerseits zu erschöpfen.

§9.

KUckTerwelsuug i

Die Gebhardschen Entwürfe (§ 31) haben das in der

neuesten Litteratur vielverhandelte Prinzip der ßückverweisung

für diejenigen Fälle angenommen, in welchen grundsätzlich

die Staatsangehörigkeit mafisgebend sein soll (Familiengater-

und Erbrecht, Handlungsülhigkeit, Eheschliefsung, Eheschei-

dungi Eltern' und Kindesyerhältnis, Vormundschaft). Oesets-

geberisch ist das Prinzip der Rückvcrweisung bisher, soviel

bekannt , nur in den Kodifikationen von 8 c h a ff h a u s e n

(§ 2), Zürich (§ 3j, Zug (§ 2) und öraubündeu

(§ 1 No. 4y b) sowie in dem schweizerischen Q-esetz

Tom 25. Juni 1891 Art 28 No. 2 ausgesprochen^.

Bar hat sieh mit den Gebhardschen Vorschlügen (Lehr-

buch 49 Anm. 5 am Ende) Yorbehaltlos einverstanden erklärt

Im übrigen ist die Frage de lege ferenda no gut wie gar

1 S. unten Teil II Nr. 203, 28i, 212, 493, 205.
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nicht behandelt Die in der theoretischen Litteratur und in

der Judikatur für und gegen die Zulassung der RUckrer-

Weisung laut gewordenen Ansichtsäufserangen beziehen sich

auf das geltende Recht. Die Frage wird indessen fast durch-

weg mit Argumtinten behau fielt j welche nicht auf der Inter-

pretation einzelner positiver Rechtssätze, sondern auf Er-

wägungen allgemeiner Natur beruhen, die im wesentlichen

auf eine verschiedene Auffassung von der Au%abe und Funk-

tion der Kollisionsnormen Überhaupt hinauslaufen. Wie daher

die Gründe für und wider hinsichtlich der verschiedenen

Rechtsgebiete die gleichen sind, so decken sie sicli auch de

lege lata und de lege ferenda zum groiaeu Teil.

Gegen die Itückverweiaung haben sich ausgesprochen;

Laurent (Sirey 1881 IV 41), Labb^ (Journ. de d. intern.

XII IfF.), Kahn (Jahrb. f. Dogm. XXX 21 ff.), Olunet

(Journ. de dr. intern, XITIl 74, Note), Regelsberg er (Pand. I

164, 165), fllr die Rttckverweisung: Broch er (Journ. de dr.

intern. VIII 13), Martin (Journ. de dr. intern. X 31), Bar
(Theorie I 278 ff., Lehrbuch 48 ). Fiore (Jourii. de dr. intern.

XIII 173), Jaques (Verhandlungen des 18. deutschen Juristen-

tagee, 1886, U 135, 136). Die Praxis der Gerichte, in

DeutschUnd wie im Ausland^ ist meist schwankend. Die

Rtlc.k-(und Weiter-)verweisung wird in konstanter

Praxis von den badischen O-erichten angewendet^ Für

die Rückverweisung hab(ni sich ferner entschieden z. B. die

Erkeniituiäääe des deutschen Reichsgerichts vom 4. Juni 1886

(Bolze m No. 28), 27. Januar 1888 (Entsch. XX 351),

22. September 1891 (Annalen der bad. Gerichte LI 373)^

sowie das Erkenntnis in Seufferts ArchivXIV 163. Ausländische

Urteile in demselben Sinn sind bei Kahn a. a. O. S. Off. miU

geteilt. Die italienische^ franseösische, englische Praxis scheint

der Rückverweisung tiberwiegend stattzugebeu. Gegen dieselbe

* Niemeyev, Positives interu. P. R. I § 128.

Xieraey*»r, VorschLagc. I. $
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haben eich in neuerer Zeit erkUirt: die Erkenntntsse des dent

sehen Reichsgerichts vom 8. Mai 1880 (Entsch. II 13),

4. Januar 1882 (Entsch. Vn 21), 31. Mai 1889 (Entsch.

XXIV o2*"> i, ferner ein Erkeiiiitnis dcc Landj^erichts Strafsburg-

vom 13. Juni 1802 und ein äolclies des Oberlandesyerichtä zu

Kolmar vom 19. Mai 1893 (Zeits< hrtft für internationales

Privat- und Strafrecht lU 520, IV 152). Es darf wohl gesagt

werdeui dafs, wie namentlich die zuletzt genannten Urteile er-

kennen kssen, die Tendenz der Rechtsprechung in Deutsch-

land neuerdings gegen die RUckverweisun^ gerichtet ist Es

ist anzunehmen, dafs die Ausführungen Kalm.s a. a. O. dazu

beitragen werden, diese Tendenz 7m verstärken. Dieselben

sind so eingehend und überzeugend, dal's auf sie hier rundweg

Bezug genommen und darauf die Forderung g^rttndet werden

kann» von dem Gebhardschen Vorschlage abzusehen. Nur

folgende Bemerkungen sind noch hinzuzufügen.

Für die Kückverweisung hat Bar (Theorie I 279) geltend

gemacht: wenn das inländische Recht die Staat8an<:;ehörigkeit

zur Grundlage des Personalstatuts mache, so sei die Trag-

weite solcher Norm begriiflich insofern vom ausländischen

Recht abhängig, als es das ausländische Recht in der Hand

habe, zu bestimmen, wann eine Person die dortige Staats-

angehörigkeit habe. Wenn aber das ausländische Recht

das sog. per.sönliclie Recht vom Wohnsitz und nicht von der

Staatsangehörigkeit abhängig mache, so heifse das nichts

anderes „als dafs es nach dieser Gesetzgebung eine Stiiatsan-

gehtfrigkeit im technischen Sinne für das Gebiet des Privat-

rechts nicht gebe**. Darum bleibe dann nichts tlbrig, als die

lex domicilii anzuwenden. Kahn a. a. O. S. 85 richtet

gegen diese Argumentation die zntreffbnde Bemerkung, dafs,

wenn die Staatsan;?chörigkeit zur Grundhige genommen werde,

damit nicht eine eigens zu konstruierende privatrechtliche

Staatsangehörigkeit, sondern dasjenige gemeint sei, was man

allgemein darunter yerstehe. De lege ferenda aber kommt
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jenes Barsche Argument gar nicht in Betracht, weil

jeden£Bm8 der Gesetzgeber frei bestimmen kann, in wel-

chem Sinn er die Staatsangehörigkeit sa Grande legen

will. Es kann daher hier auch darauf verzichtet werden, die

sonstigen Fehler des Barschen Argumentes zu erOrtern. Bar
fllgt aber die de lege ferenda relevante Bemerkung hinzu,

seine Auffassung führe aiu h zu einem praktisch besserenEr-

gebnfs (Theorie I 280); aus der gegenteiligen Behandlung ent-

stehe sehr leicht eine unheilbare Verwirrung der Rechtsver-

hftltnisse der Beteiligten (Lehrbuch 49), während die Aner-

kennung der Rückverweisung eine auch in dem anderen Staat

anerkannte Entscheidung liefere, „um so mehr, da die Gesetz-

gebung dieses letzteren Staates 8clnveili< h, wenn sie die Ent-

scheidung materiell dem Domizilgesetz zuweist, sich selbst,

d. h. den eigenen Gerichten noch eine prozessuale Kompetenz

vorbehalten wird" (Theorie I 281). Die letztere Bemerkung

entbehrt sieher jeder praktischen Bedeutung. Nach der

von Bar selbst (Theorie II 478 ff.) festgestellten Lage der

Sache ist nicht zu besorgcu, dafs einem deutschen Urteil die

Anerkennung in einem auswärtigen Gebiet deswegen versagt

werde, weil das in jenem Gebiet geltende Recht zu Grunde ge-

legt worden ist und nicht das deutsche^ Recht. Äufsersten-

falls könnte es sich um ganz vereinzelte Urteile handeln, und

Bar selbst hat sich a.. a. O. mit guten Gründen gegen solches

Verfahren erklärt. DaXs aber ein fremder Staat den eigenen

Gerichten in solchem Fall n > Ii la/.u die Kompetenz absprechen

sollte, weil er nicht will, dals sein eigenes Recht angewendet

werde, wäre vollends unerhört und widerspricht aller £r&hrung

1 YeKweigerung der Anerkennung im umgekehrten Fall ist

seitens en|^cher Gerichte vorgekommen. 8. die hei Wharten, Gon-

flietof taws, § 647, mi1;geteilten englisehen Entscheidungen* Aber nach

dem Zeugnis von Gillespie in der Übersetzung des Barschen Werkes

(2. Aufl. S. 953 Anm. 41) ist die Praxis in England nunmehr davon zu*

xnckgekommen.
6*
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und WfthrflcheioHchkeit Worin daher die ven der Ablehnung

der Rackverweisung nach Bar su befürchtende Verwirning

bestehen sollte, ist nicht einzusehen. Mit mehr Grund könnte

man zu Gunsten d<*s Geblmrdschen Vorschlages anführen, dafs

dadurch die Zahl der „ausdrücklichen Gesetzeskollisionen"

im Gebiete des internationalen Privatrechtes vermindert

werden würde. Das ist aber nur unter der Voraussetzung

richtig; da(s nicht in dem anderen Rechtsgebiet nach

dem gleichen Grundsatss verfahren wird. Denn wenn dort

ebenfalls die Kückvcrweisung befolgt wird, so ist die Zahl

der Ditferenzen dieselbe, wie wenn beide Rechtsordnungen

die Rückverweisung ablehnen, nur dafs die Rollen der Staaten

vertauscht sind. Dafs aber die deutsche Gesetagebung, wenn

sie nach dem Gebhardschen Vorschlag verAUire, ohne Nach-

ahmung bleiben wttrde» darf nicht erwartet werden. That-

sächlich wird das Ausland dem Vorbilde um so mehr zu

folgen geneigt .sein, als gerade die Autorität Bars solchem

Vorgehen da« Wort redet. Andererseits verstöfst es gegen

die höheren Gesichtspunkte, die der Gesetzgeber sich setzen

muis, wenn er ohne Not ein Ver&hren einschlägt, dessen ver-

allgemeinerte Anwendung er selbst nicht wttnscht. Übrigens

wird die Zahl der ausdrücklichen Gesetzeskollisionen, denea

durch die Rückverweisung entgegengetreten werden könnte,

um -0 geringer werden, je mehr die bisher an der lex domi-

cilii als Personalstutut noch festhaltenden Staaten veraulafst

sein werden, anstatt dessen die Staatsangehörigkeit zu Grunde

zu legen. Diese Veranlassung wird um so stärker sein,

je energischer und vorbehaltloser in anderen Kodifikationen

das letztere Prinzip vertreten wird. Dentschlands büxger-

llches Gesetzbuch ist berufen, Epoehc zu niachi-n. Eh hiefse

das Ansehen der deutsciien GeHetzgebungsarbeit (das im Aus-

land gröfser ist, als in dem kritikgeueigten Vaterlande selbst)

unterschätzen und gefkhrden, wenn man allzu ängstlich Oppor^

tunitäten erwägen und auf abweichende Rechtsordnungen über-
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triebene BUcksicht nehmen würde, anstatt die fUr richtig er-

kannten Frinsipien mit vorbildlicher Konsequenz selbstitndig

zu Terfolgen,— Dies gilt oUends gegenüber dem Gedanken,

dafs zufolge des Rttckverwetsungsprinzipes die deutschen Ge-

richte seltener in der Luge sein würden, ausländisches Recht

anzuwenden.

Während somit die für die Rückverweisung geltend ge-

machten praktischen Momente von geringer Kraft sind,

sprechen andere Erwflgungen praktischer Art auf das ent*

Schiedenste dagegen.

Soweit das Prinzip ausführbar wäre (was, wie sogleich

gezeigt werden soll, teilweise nicht der Fall sein würde), würde

das Ergebnis im wesentlichen sein, daüs die in Deutschland

wohnenden Ausländer grundsätzlich in zwei Klassen za*fielen,

solche, die nach ihrem Heimatrecht beurteilt würden, und

solche
f

die nach deutschem Recht beurteilt würden. Zur

ersten Kategorie würden z. B. gehOren: Österreicher, HoU
länder, Belgier, Franzosen, Spanier. Portugiesen, Italiener,

Oriet'licn, Rumänen, vScliwedeu, die Angehörigen der zentral-

amerikanischen und der meisten südamerikanischen Staaten,

zur zweiten Kategorie: Engländer, Dänen, Norweger, Argen-

tinier^. Dem unbefangenen Rechtsbewnfstsein würde dieses

EIrgebnis als eine unbegründete Bevorzugung der ersten

Kategorie und als eine Zurücksetzung der zweiten erscheinen,

mindestens aber als eine unerklärliche Zwiespältigkeit der Be-

handlung. Sowohl das Reclitsbewufstsein der deutschen Be-

völkerung als dasjenige der beteiligten Ausländer würde die

Unterscheidung als Willkür des Gesetzgebers empfinden, und

es würde auch forlgesetzter Übung schwerlich gelingen, Ver>

«tttndnis und Anerkennung ftlr das in der Rückverweisung

> Die Angehörigen der sfidamerikanlechen Staaten, welche dem

Vertrage von Montevideo beigetreten sind, gehören nicht hierher, weil

jener Vertrag das Bomisflprinzip nur Im Verhältnis der beteiligten

Vertragsstaaten einflkrt
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liegende juristische Kunststück zu erzeugen. — Der KuuctgriflT

würde aber auch teilweise vertagen oder doch mit uner-

trilglichen Schwierigkeiten verbunden sein. Dais erstere gilt

fiir diejenigen Staaten, in denen lokale Kechtsvenchieden-

heiten hinsichtJÜch des „Peraonalstatuts* bestehen^ nament-

lich in Rnlsland, wo für fist-, Liv- und Kurland gesetzlich die

lex domicilii, fbr Polen die Staatsangehörigkeit mafsgebend

ist*. Das zweite gilt für diejenigen Kechtsgebiote, in denen

die Nachforschung nach dem daselbst geltenden Keciat zu

zweifelhaften Resultaten führt, weil gesetzliche Bestimmungen

fehlen und die Praxis achwankend ist, wie z. B. bezüglich

Ungarn s , in gewissem Sinn auch hesOglich Englands. Der

Grundsatz, dafs im Zweifel die Übereinstimmung des auslündi-

schen Rechts mit dem einheimischen anzunehmen sei, würde hier

eine Zuflucht gewähren, die der Intention des Rückverweisungs-

gedankens schlecht entsprechen und zu dem wunderlichen Re-

sultat fuhren wttrd^ dalii im Zweifel ausländisches

Recht anzuwenden wäre. Das nobile officium judicis würde

aber darum doch nicht befreit von vorgängigen Erhebungen

unerquicklicher und unfruchtbarer Arl^ die der Gesetzgeber

den Gerichten ersparen kann.

§ 10.

Gleichstellaug der Ausländer mit den luläudem«

Retorsion.

Die Gesetzgebungen enthalten über die Rechtsstellung der

Fremden mannigfaltige Bestimmungen, welche zwischen den

Extremen prinzipieller Rechtlosigkeit der Fremden und un-

bedingter Gleichstellung der Äuslftnder mit den Inländern sich

abstufen: a) Einige Gesetzgebungen (z. B. Chile, Columbia,

* Im übrigen BnfBlotid bevomigt die Praxi» die Staatsangeliörigkeit.
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Bolivia, Venezuela) sprechen nur die Gleichstellung in Beeng

auf die Kechtspflichten aus, b) andere die Gleicli-

berechtigung (z. B. Congostaat, Italien, Spanien), c) wieder

andere Gesetzgebungen (z. £. Holland, Ticino) fassen beide

Seiten objektiv zurammen; d) das franaösische 2jivilge8ets-

buch und einige seiner Tochtwkodifikationen (z. B. Baden,

Belgien, Boliyiay Qteo£) stellen die Fremden den inländem nur

in denjenigen Beziehungen gleich, in denen durch Staats-

verträge den Inländern die Gleichstellung in dem betreffen-

den ausläiidisclien Staate verbürgt ist; ©) der code civil des

Kantons Waadt räumt den Fremden nur Becht ein „d'apr^

les lois qui leur 8ont relatives*'^; f) andere Qesetzgebungen

(z. B. Bayern, Monaco, österreidi, Serbien, Wallis) bestimmen

die zivilrechtliche Gleichberechtigung der Fremden unter der Be-

dingung der Reziprozität, oder g) belialten sieh allgemein

die Retorsion vor; (so die oben S. 40 angeführten deut-

schen Rechtsordnungen und z. B. Bern, t'reiburg, iSolothurn,

Montenegro); h) einige Gesetzgebungen schlielsen die Fremden

in Bezug auf einzelne Rechtsinstitute aus (oder beschränken

ihre Rechte), soweit die Inländer in dem betreffenden fremden

Staat in gleicher Weise zurückgesetzt werden; (so z. B. in

Bezug auf das Erbrecht Baden
,

Chile, Ecuador, l' raukreich,

Holland, Honduras, Salvador, einige Schweizerkantone) ^

;

i) endlich schliefsen einzelne Gesetsgebungcn die I- reinden

Ton gewissen Rechten ganz oder t^lweise — «shiechthin

aus. (So z. B. Rumänien* bezttgUch der Erwerbung von

Grundeigentum.)

Aus dieser Stufenfolge kommen {fir die Kodifikation des

iiiLeniiitionalcu Privatrechtö im B. Gr. B. eruötlich in Betracht

* Huber, System und GpHchiclite I 14B, bemerkt mit ßeeiit, dafa

die letztgenannten Uestintmiiii^'tMi prinzipiell die Rechtlosigkeit der

Fremden bedeuten. Vgl. auch liar, Theorie I 283 ff*

« Vgl. darüber Hub er a. a. O. I m.
* BuiDlIsiisehe VerfossuDgsnrknnde von 1879 Art, 7 $ 5.
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nur die Gesichtspunkte der Reeiprozität und der Retor>

sion (f, k).

Die zu a) genannten Klauseln sind der Ausdruck des

Grundsatzes, dals auch die Fremden dem im Staate geltenden

Recht unterworfen sind. Soweit dieser Grundsatz materiell richtig

ist, ist er selbstverständlich und bedarf daher keiner gesetzlichen

Formulierung, sofern sich nämlich fUr Kulturländer von selbst

Terstehti dafe nloht die Fremden als solche exterritorial

sind. Der Qrundsatss ist aber nicht zutreffend, soweit die

Exterritorialität reicht, und er ist ferner zum Teil un-

zutreffend für diejenigen Keclitsverhältnisse, für welche die

Staatsangehörigkeit als Personalstatut gilt. In erstercr Hin-

sicht ist darauf hinzuweisen, dafs, wenngleich die Exterri-

torialität prinsipmäCsig nur die Befreiung Ton der Jurisdiktion

und der poHseilichen Exekutive bedeutet , die Konsequenz

dieser Exemtion auch das Privatrecht ergreift, da durch

die Zuständigkeit der Heimatgerichte auch die Anwendung

des für diese mafsgebciiden Ifcehts, also insbesondere der für

sie mafsgebenden Grundsätze des internatioaaleu Privatrechts,

bedingt ist. Es kommt also eher in Frage, ob nicht, wie

B. B. im preufsischen Landreeht (Einleitung §§ 86 bis

39) und im österreichischen Zivilgesetzbuch (§ 88), eine

Bestimmung hinsichtlich der Exterritorialen aufgenommen

werden soll. Dies ist indessen abzulelmen, da das Privat-

recht eben genau nur soweit durch die Exterritorialität be-

rührt wird, als die inländische Amts<4ewalt durch sie hp-

Bchränkt wird. Der Sitz der Materie ist also nicht im B. Gt. B.,

sondern in den die Amtsgewalt betreffenden Gesetzen. Für

das deutsche Reich ist die Materie hinsichtlich der Jurisdiktion

folgerichtig in §§ 18—21 des Gerichtsverfassungsgesetzes

geregelt*.

Ebensowenig ist die Aufnahme einer Bestimmung der zu

' Vgl. Bar, Theorie II 621 ff.

9
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b) und c) bezeichneten Art in daa B.GI-.B. angezeigt. Von

dem Satze zu c) gilt hinsichtlich der Verpflichtungen
der Ausländer dasselbe, was zu a) bemerkt wurde Was aber

die Gleichberechtigung der Ausländer betririi, so ist es

überflüssigi sie auszosprecheu. Es versteht sich insbesondere

bei der von uns zu Grunde gelegften Auffassung von selbst^ dais

das B. G.B. auf Auslander nur insoweit nicht Anwendung findet,

als das B.G.B, dies bestimmt. Es ist die Aufgabe der spe-

ziellen Kolliöionsnornien, darüber Vorschriften zu geben. Die

dem italienischen Gesetzbuch in der internatiünaUstischen

Litteratur so hoch angerechnete Bestimmung *
: „Lo straniero

h ammesso a godere dei diritti civili attribuiti ai cittadini*^ hat

einen Isjmpathischen Klang. Aber eine materielle Bedeutung

hat sie nfcht Es ist ein Programmsatz, dessen Wert und In-

halt davon abhängt^ vne weit im einzelnen damit Emst gemacht

ist; im italieniücheu Geüctzbuch ist das, nebenbei gesagt, in

liberalster Weise geschehen

Der Grundsatz des französischen Gesetzbuches sowie der-

jenige des code vaudois stehen in offenbarem und schrodRsm

Widersprucli zu der Idt^e der internationalen Kechtsgemein-

schaft und zu den Bedürtiuijscn des Kechtaverkehrä. De lege

ferenda kann dafür kein anderes Moment geltend gemacht

werden, lüs daß» dem Staate damit ein starkes Mittel gegeben

ist, die Fremden im Interesse der Politik zu bedrUck^. Mit

Recht bemerkt dawider Bar (Theorie I 287): „Man untere

grftbt dadurch geradezu einen durch Praxis und Gewohnheits-

recht bestehenden befriedigenden Keehtszustand, um dafür die

unsichere Aussicht auf internationale Verträge einzutauschen^

» Vgl. Gemma im Archivio giuridico Bd. 49 S. 432 Bar,

Theorie 1 285.

* Über Art. 6 des hoUändischeu Gesetzes vom lo. Mai 1829 Vgl.

T. M. C. Aäscr iu der Revue de droit internatioual I 113 ff.
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deren AbschlaiB von den mauuiglachsten Zufälligkeiten ab>

hängt."

Noch schroffer und kulturfeindlicher sind zum Teil die in

einzelnen Lttndem geltenden direkten ^eeetaslicken Beschrän-

kungen der Fremden (1). Zum andern Teil sind sie

allerdings harmloser und nicht ganz ohne Berechtigung. 80

z. B. wenn Angehörige fremder Staaten von der Führung

einer Vormundschaft ausgeschlossen werden. Inwieweit der-

artige Beschränkungen für das B.G.B. su empfehlen sind, ist

innerhalb der Spezialmaterien zu untersuchen.

Es erübrigen die Gesiehtiqiunkte der Reziprozität und

der Retorsion

^

Beide Verfahrensarten beruhen auf demselben Grundge-

danken^: Durch Vergeltung soll auf Beseitigung der rechtlichen

Zurücksetzung der Angehörigen des die Vergeltung ftbeuden

Staates im Auslande — präventiv oder repressiv — hingewirkt

werden. Der Gesichtspunkt der „Ahndung" im Sinne der Be-

strafung oder der RHche, das 'J'alionsj)nnzip in diesem Sinne^

kommt daneben für den Gesetzgeber nicht in Betracht, wenn-

gleich die Retorsion unter Umständen auch im Sinne einer Genug-

thuung wirken kann. Es fragt sich vielmehr nur, ob und wie

weit das praktische Bedürfnis vorliegt, den Deutschen im

Auslande einen solchen Schutz zu gewähren^ und ob hierfbr,.

sei es der Grundsatz der Keziprozität, sei es die Ketorsiou

ein genügeudtis Mittel gewährt.

* Nur um Retorsion im speziellen Sinne (,quod quisque juris in

altenun ststaerit, ut ipse eodem jure ntatur" Dig. 2,2) kann es sich

handeln^ niekt am iigwidwelcbe Bepressalien. Solche kann em
Gesetshuch nicht vorsehen. Sie kSnnen nur von Fall zu Fall, sei es

dttreh Gesetse» sei es dureh administrative oder militärische Xliifs-

r^eln bewirkt werden.

2 S. Bar, Theorie I 299: „Retorsion und Reziprozität sind in

WaTirlipit ein uik! dasselbe Prinzip; nur ist bei beiden die Präsumtion

verschieden angewendet."
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Dais bei dem gegenwllrtigen RecKtsziuttiiid und den der-

zeitigen politischen Verhältnissen des Erdballes rechtlicbe

Zurttoksetzuiigen der Freden überhaupt und der Deutschen

insbesondere nicht in berilcksichtitcenswerten Mafse vor-

handen oder zu besorgen seien. läfsL sich nicht behaupten.

£«s ist sogar gegenwärtig bei mehreren europäischen Staaten

unverkennbar eine steigende Tendenz binsichtlicb der Zurück-

Setzung der Fremden vorhanden. tKe Nichtanerkennung aus-

lilndischer juristischer Personen und die Ausscbliefsung der

Fremden vom Ghrundeigentum sind notorische Beispiele aus

dem Gebiete speziell des Privatrechts , und zwar desjenigen

Teiles des Privatrechts, den das B. G. B. regelt. Andere Zurück-

setzungen können leicht im Gebiete des Erbrechtes erfolgen,

nicht zu gedenken der Fragen des materiellen Prozefsrechtes,

auf welche in anderem Zusammenhang nfther eingegangen

werden mufe.

Der Grundsatz der Reziprozität kann nun gegenüber

solchen — vorhandenen oder möglichen — Zurückset7Aingen

entweder ailgeuieiti oder speziell aufgestellt werden. Beispiele

allgemeiner Formulierung gewähren die Zivilgesetzbücher von

Monaco und von Serbien^, Beispiele von speziellen Rezi-

prozitfttsklauseLn die oben S. 41 genannten Vorschriften, sowie

die in der Note* bezeichneten Bestimmungen.

Dafs mit speziellen Reziprozitätiklauseln das Bedürfnis

nicht voll gedeckt werden kann, um welL-lies cn sich liandelt,

bedarf keiner eingehenden Begründung, da es auf der Hand

liegt, dafs sich die mannigfachen Formen nicht Übersehen,

namentlich nicht voraussehen lassen, in denen privatrechüiche

Zurilcksetzangen der Deutschenim AuslandevorkommenkOnnen,

Kasuistische Erschopt un^ ist nicht möglich. Wenn das Prinzip

der Reziprozität überhaupt richtig und üeine gesetzgeberische

1 Tdl IE Nr. 90^ 95.

* Unten Teil II Nr. 474, AT^ 483, 490, 492, 499, 500, 51«, 526.
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Anwendung empfehlenswert ist» dann ist seine Anwendung

gegenüber »llen Möglichkeiten geboten, das heifst es muss

entweder eine allgemeine Reziprositätsklausel oder

eine allgemeine Retorsionsklausel' in das B.G.B.

aufgenommen werden. Inwieweit eventuell neben der

letzteren spezielle Ii eziprozitäts klausein für ein-

zelne Rechtsmaterien angezeigt sein könnten, ist eine daneben

an und für sich noch offen bleibende Frage. Keinen£alls wird

durch spezielle ReziprozitKtsklauseln die Retorsionsklansel ent-

behrlich.

Die Alternative „Allgemeine Reziprozitftts- oder Retorsions-

klausel" ist nun mit Entschiedenheit zu Gunsten der letzteren

zu lösen, und zwar namentlich deswegen, weil in der weit

überwiegenden Mehrzahl der in Betracht kommenden intern

nationalen Beziehungen die Gegenseitigkeit tbatsächlich Ter-

bttrgt isti also die statistische Rechtfertigung fär die dem

Ausländer ungünstige PrSsumtion fehlt. Wenn dem in Deutsch-

land Recht suchenden Ausländer der Nachweis abgefordert

würde, dal's sein Ileimatstaat die Deutschen nicht zurück-

setze, so würde das zudem eine auch bei thatsächlichem Vor-

handensein der Q-ieichstellung formell oft schwer zu erfüllende

und daher unbillige Beweispflieht bedeuten. Sofern aber dem

nobile officium judicis die Prüfung der Reziprozitilt auferl^t

würde, wäre das eine ebenso lästige, als in den meisten Fällen

überflüssige Belastung für die ( )rgauo der Rechtspflege. KuilUch

würde wahrscheinlich durch die Rcziprozitätsklausel das Gegen-

teil von dem erreicht werden, was dadurch erreicht werden

soll. Denn es liegt äufserst nahe, dafs die (die Mehrheit dar-

stellenden) Staaten y welche bisher liberal yerfahren, dadurdi

veranlafst werden würden, nun ihrerseits Retorsion zu üben.

Es kann nun aber ferner nicht zweifelhaft sein, dafs die

> Nur sog. absolute Besipioiit&t kommt in Frage. 8. Bar,
Theorie I 280, Note 23.
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gleichen Erwägungen auch g^en alle speaieUen Reasiprozitäts-

klauseln sprechen. Es wird damit eine Frage wieder auf*

genuiujuen, welche bereits (oben 8. 42) berührt wurde.

ist hier zu wiederholen, dafs die aus den Oegensei tigkcits-

klanseln sich für die internationale VertragspoUtik eigcbenden

Vorteile nicht erheblich genug sind, um die gegen dieselben

vorhandenen Bedenken anfsuwiegen. ESnghensiges Mifstrauen

pHegt sich überdies auch in der internationalen Politik schlecht

bezahlt zu machen. Die Vorteile, welche auf dem W^e der

Reziprozität zu erreichen sind, können im wesentlichen bei

eneigischer Handhabung auch durch die Betorsiousklausel er-

zielt werden.

Zu Gunsten der letzteren spricht auch das Vorbild des

§ 4 der Reichskonkursordnung, während die §§ 102 (AI. 2

Nr. l}y 106, 661 (AI. 2 Kr. 5) der Keichszivilprozeiaordnang,

die allerding:s die GegenseitigkeitskLaiisol enthalten, wegen der

Beöouderheit der betreftendeu Keclitsvoraehriften liier nicht in

Vergleich kommen. Bar (Theorie I 286 ff., 299) spricht sich

auch fUr die Retorsion aus. Er scheint (Lehrbuch 51 Anm. 3)

auch dem Vorschlage in § 39 der Gebhardschen Entwürfe

zuzustimmen. In der That dürfte nichts anderes gegen den

Gtebhardschen Vorschlag einzuwenden sein, als das, was sich

gegen jede Retorsion skiausel sagen läi'st, welche die Ketür^ion

iu die Hände der Staatsregierung logt, dafs sie nämlich praktisch

nicht das leiste, was man theoretisch von ihr erwarten könne.

Dieser Einwand ündet allerdings eine Stütze in den firfahrungen,

welche mit den bisher in Deutschland geltenden Retorsions-

bestimmungen, sowohl mit denen des Partikularrechts, als mit

§ 4 der Konkursordnun^ gemacht sind. Diese Erfahrungen

lehren , dafs die Staatsregierungen durch Riicksieliti-n der

allgemeinen Politik im Gebrauch der ihr vom Gesetzgeber

eingeräumten Retorsionsbefugnis beengt sind. Reichskanzler

und Bundesrat werden sich nicht leicht entschliefsen, die

privatrechtliche Zurücksetzung der Deutschen im Auslande
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zum Aiüafs einer politiBcfaen Aktion su nehmen, und solche

bedeutet freilich die Retorsion in den Händen dieser Instanzen

stets. Aber der Nachteil, der ans einer Yeriraltung des

Retorsionsrechtes dnrch Gerichte ttnd andere Behörden

entstehen würde, wäre uocli gröfser, du die Kücksichten des

allgemeinen Staatswohles, welche durch solche Verwaltung

verletzt werden könnten und deren Wahrung durch die

Kompetenz des Reichskanzlers und des Bundesrates ermöglicht

wird, wichtiger sind, als die Wahrung der priyatrechtlichei)

Interessen deutscher Unterthanen im Auslande. — Daher ist

dem Gebhardschen Vorschlag beizutreten.

§ 11.

Form der Rechtsakte.

Im geltenden Recht ist durchweg dem Recht des Ortes,

wo eine Rechtshandlung, insbcBondere ein Rechtsgeschttfit vor-

genommen wird, bezüglich der FormvorSchriften eine

mehr oder weniger erhebliche Bedeutung zugewiesen. Auch die

vorhandenen Gesetzesvorschläge stimmen damit ttberdn. Dieser

Behandlung wird laudlaiifig mit der Formel „locus regit actum''

Ausdruck gegeben und der allgemeine Gebrauch, dessen sich

diese Worttbrmei erfreut, kann bei oberflächlichem Ansehauen

die Meinung erwecken, als ob es sich hier um die aUgemeine

Anerkennung einer festen Rechtsregel handle. Das istthat-

sächlich nicht der Fall. Der Sinn, in welchem die ParOmie ge-

braucht wird, ist sehr wechselnd, und sachlich ist die inter-

nationalistisclie Behandlung der Formvorscliriften in den ver-

schiedenen Itechtsgcbieten und von seilen der verschiedenen

theoretischen Schriftsteller sehr verschieden. Der einheitliche

Gedanke, welcher in der Mannigfisdtigkeit der durch das Motto

„locus regit actum*^ bezeichneten Reditssätze und Dogmen als
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'Kern eu erkennen ut, besteht lediglich in der Verbindung der

Begriffe „Formvorschrift" und „lex loci actus^

Die gesetzgeberische Frage, welche sich daran anschliefst,

^ebt somit, ganz allgemein formuliert, dahin, inwiefern eine

solche besondere Verbindung angezeigt ist, oder anders aus-

gedrückt, inwiefern flär die Rechtasätze, welche die Form der

Rechtshandlungen betreffen, als solche der Anwendungen

bereich durch d^ Ort der Vornahme bestimmt werden soUi

unabhängig (und eventuell verschieden) von dem Anwendungs-

bereich der ttbrigen die Rechtshandlungen betreffenden Rechts-

sätze. Die Frage ist, da sie alle juristischen Willenserklärungen

betrifft, bei denen FormVorschriften vorkommen, eine das

ganze Rechtssystem im Querschnitt berührende; sie betrifft in

diesem Sinne einen allgemeinen Grundsatz. Die Berechtigung

desselben ist, wie sich zeigen wird, filr die einzelnen Rechts-

materien verschieden zu beurteilen. Aber da der Begriff

^FormVorschrift" ein allgemeiner ist, ist auch das Prinzip

auf der Basis des ganzen Privatrcclitssystems zu erörtern.

Der Begriff „Formvorachrift" reicht weiter als der Begriff

„Rechtsgeschäft", weswegen in der Überschrift dieses Para-

graphen der allgemeinere Ausdruck „Rechtsakte'' gebraucht ist.

Praktisch handelt es sich aber nur um Rechtsgeschäfte (wenn

man das Wort im weitesten Sinne nimmt}, weswegen im

fol^'cndeii der geläutigere Ausdruck Rechtsgeschäft gebraucht

werden soll.

Die zunächst aufzuwerfende Vorfrage ist nun die, ob es

gerechtfertigt ist, in internationalistischer Hinsicht einen grund-

sätzlichen Unterschied zu machen zwischen Formvor-
schriften, wie sie hier fortan kurzweg genannt werden

sollen, und materiellen Vorschriften (einem ungenauen,

aber zwcckmärsigen Ausdruck).

Schwierigkeit bietet von vornherein die Bestimm uiig der

Grenze zwischen beiden Arten von Rechtssätzen. Zwar läfst

sich bei einer Reihe von Bestimmungen entschieden sagen,
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dafs sie Formvorschriften sind*, bei einer Reihe von anderen

Rechtssätsen el>eiiso entschieden, daf« sie keine FormTOi^

Schriften sind. Bei anderen Rechtssätsen aber kann die Antwort

Bweifelhaft sein*. In Theorie und Praxis gehen denn auch

die Ansichten Uber die Tragweite des Begriffes FomiTorschrift

außeinander*. Selion (Witse Unsicherheit der Grenze epricht

gegen die jj^rundsätzliche Trennung der beiden Kategorien.

Entscheidend spricht aber gegen dieselbe die negative Er-

wägung, dafs es keinerlei inneren Grund giebt, wodurch

sich die grundsätzliche Absonderung der FormTorschrifiten

rechtfertigen liefse. Die alteren Versuche, eine innere Not>

wendigkeit dafür zu deduzieren, sind beute als mifsglückt all-

gemein anerkannt^, und zutreÜt'ud sagt Bar (a. a. O. 340):

„Die Form eine« Reclitsgo.sc-hJiftes ist eine der Voraussetzungen

des letzteren und muls daher nach demselben Kechte beurteilt

werden, dem das Rechtsgeschäft überhaupt unterliegt** Dieser

prinzipiellen Auf&ssung geben auch die Gebhardschen Entwürfe

im ersten Satze des § 9 Ausdruck. Der Satz Ist an und für sieh

selbstverständlicli. und er würde völlig überflilssig sein, wenn

nicht eine abweicliende Auftassung- im Anschlufs an die Regel

j^locus r^t actum" aufsei ordentlich verbreitet und es deshalb

nötig wäre, den Standpunkt des Gesetzgebers gegen alle

Zweifel sicherzustellen. In den Gesetzgebungen von Aar-

1 Au8 (lein Eiit^vurf des H.G.B, gehören dahin z. B. 105, 108,

26a, 46o, 794 ft., 1222 ff., 1833.

- Vgl. z. B. Entwurf des B.G.B. 107, 143, 269 AI. 1, 288 AI. 1,.

31U, 1114.

» Vgl. Bar, Theorie I 345 ff.

* 8. die Littenitar bei Bar, Theorie 1 887 ff. (besonders Wftchter,

XXiy 287 ff. Q. XXV 869 ff.).

* Vgl. auch die bei Bar, a. a. 0. Anm. 13, angeföfarte Litteratur,

sowie Regelsberger, Pandekten I 170 (,»I>te Form eines Rechts-

geschäfts wird durch dasselbe örtliche Recht bestimmt, dem das zu

gründeude, abzuändernde, aufzuhebende« Rechtsverhältnis uuterliegf*).

Übereinstimmend Unger I 207. S. auch äavigny VllI 349.
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gau, Argentinien, Baden, Bayern, Bern, Chile,

Colambten, Ecuador, G-riechenland, Holland,

Honduras, Luzern, Rumänien, Salvador, Solo-

thurn, Spanien, Unterwaiden, Uruguay ist das ent-

gegengesetzte Prinzip zum vorbehaltlosen Ausdruck gekommen,

desgleichen in den Keehtshülfey erträgeu der deut-

schen Staaten^, in den GesetzesVorschlägen von £äpp eil,

Rocholl, Dudley Field und in dem Vertragsentwurf von

Lima. — Aber auch diejenigen Formulierungen, in denen

die Regel ,,locas regit actum'', wie man sich auszudrucken

pllegtj nur fakultativ-, das heifst mit dem Vorbehalte aus-

gesprochen ist, (bifs auch die Beobachtung des sonst für das

Rechtsverhältnis („materiell ) malsgebeuden Hechtes „genüge",

kehren das natürliche Verhältnis nm. Dies gilt namentlich

auch von dem Mommsensehen Vorschlag, wacher im

flbrigen vor den anderen hierher gehörenden G-esetsesvor-

schlägen (abgesehen von dem Laurentsehen Entwurf in

Art. 212j uud gesetzlichen Bestimmungen sich dadurch aus-

zeichnet, dafs er allein „das Recht, dem das Geschäft über-

haupt unterworfen ist", als das in der Alternative stehende

bezeichnet Von den übrigen Gesetzesvorschiägen und Gesetzen

wird statt dessen teils „das Recht des Ortes, an welchem das

Geschflft in Wirksamkeit treten soll*, genannt, (Bernischer

Entwurf, Liv-, Est- und Kurland, Vertrag von Monte-
video, Sachsen)*, teils das Ileimatrecht der beteiligten

Personell* (Belgischer Entwurf^ C ongostaat, Freiburg,

Japani sch orEntwnrf, 1 talien, Venez uela), teils Heimat-

recht und Recht des Erfüllungsortes (Oostarica, Guate-

> S. Niemeyer, Positives i. P. R. I, §§ 118—120.

* 8. Ssvigny VIU 6S&
* So fonnnltsren auch für dss gemeine Recht Wi ndsch e id, Fand.

I g d5; Dernbnrg» Fand. I 109; s. auch RG. Entsch. I 322.

* & auch z. B. Savigny ViH 359} Bar» Theorie I 857-^
ITiomeyer, Yorsohlige. Z. 7
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toala, Mexico), teils auch die lex fori (Honten egTO,

Schaffhausen, Zürich, Zug).

Dem hier vertretenen Standpunkt entsprechen die Gesetz-

gebungen von ('anada und G ra u b ü nde n \ indem sie unter

Verschweiguug des als selbstverständlich vorausgesetzten

Prinzipes, wonach die Form eines Rechtsgeschäftes demselben

Recht untersteht, wie das betreifende RechtsverhAltnis, ledig-

lich die Ananahmebestimmung aussprechen, dafe die im Aus-

land gemafs den dortigen Formvorschriften geschlossenen

Rechts^jeschatte nicht wegen Fonnniangels uiigülti«; sind. —
Der Gebhardsche Entwurf ist aber der erste gesetzgeberische

Versuch, das Verhältnis von Prinzip und Ausnahme in der

natürlichen und sachgemäfsen Weise rund au formulieren, wie

es sich darstellt, wenn man sich der Voreingenommenheit

entschlägt, welche durch die traditionelle Zauberformel „locus

regit actum" erzeujart wird. Die Abweichungen der in dem

nachstehenden Entwurf vorgeschlagenen Bestimmung von dem

Gebhardschen Entwurf sind nur redaktioneller Natur.

Wächter '(XXIV 287, XXV 369 ff.) und Savigny

(Vni 349, 858) haben Übereinstimmend und mit ttberseugen*

der Energie darauf hingewiesen, dafs die Regel locus regit

actum sich entgegen der Rechtskonsequens, lediglich aufOrund

eines praktischen Bedürfnisses herausgebildet habe. Dafs ein

solches Bedürfnis thatsächlicli vorhanden ist, wird durch die

fast völlige Einhelligkeit bewiesen, mit welcher der Grundsatz

in Praxis und Theorie adoptiert worden ist. Dafs man seine

Ausnahmenatur verkennt und ihn zum Prinzip erhebt, spricht

aufs stärkste ftir das Bedürfnis, wenngleich gegen das Vor-

handensein zutrefiiender Würdigung des juristiBchen Gesichts^

puuktes.

Das Hauptmoment, welches für die (fakultative) Berück*

1 Qraubünden (§ 2) s. Teil II im Anhang. — Wallis (Kote 8)

würde hierher su rechnen aem, wenn es anfaer Zweifel stflnde, dafs

diese VorBchrift sich auf die Form beziehe.
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fliefatigiizig der lex loci actus spricht , liegt darin, dafs nicht

Uberall die Erflallung der Formen möglich ist^ welche durch

das materiell entscheidende Recht vorgeschrieben sind. Typisch

dafür ist das von Savigny (YIII 350) angeführte Beispiel/

welches nur insofern der Korrektor bedarf, als man unter-

stellen mufs, eine in Preufsen domisilierende Person habe

VdFanlassnng, in Frankreich ein Testament zu errichten. Sie

kann dies nicht in der (genchtliohen) Form, welche das preufsi-

sehe L.R. vorschreibt, weil nach dem Code civil Artt. 971 ff.

in Frankreich die Gerichte sich nicht mit Testamentsaufnahme

befassen. Ein anderes Moment zu Gunsten der lex loci actus

besteht darin, dafs bei Abgabe der Willenserklärung nicht

immer mit Sicherheit voransausehen ist, welches Recht dem*

nächst materiell ttber das Reditsrerhldtms entscheiden wird.

Dies gilt namentlich von letstwillfgen Verfiigungen, in ge-

wissem Mafse auch von Ehevertragen, aber auch von allen

denjenigen Rechtsgeschäften, M'elche infolge positiver Diffe-

renzen des internationalen Privatrechts der verschiedenen Gre-

biete yerschiedener Beurteilang^ 7j»rfalien, je nachdem die Ge-

richte des einen oder des anderen ^tobietes mit der Entschei'

dung etwaiger Streitigkeiten bofaßt werden. Wenigjer Mit

ins Gewicht, dafs häufig eine gewisse BewulSrtseinsbeBiehung

der beteiligten Personen zu den Formvorschriften des Orts-

rechtes vorhanden ist. unter dessen Herrschaft ein liethls-

geschäft abgeschlossen wird. Dagegen spricht sehr entschieden

fiUr das Ortsrecht der Geschäftserrichtang die ttbereiostim-

mende Berttcksichtigung desselben in fast allen modernen

Gesetaigebnngen K Auch Artt. 85, 86 der Deutschen Wechsel-

ordnung stehen auf dem gleichen Standpunkt.

Die Schwierigkeiten, welche sich der Feststellung des

Ortes der Geschäftserrichtung entgegeuäteilen können, nament-

1 Säne eigentümliche Ausnahme bilden die Gesetzgebungen von

Georgia und Louisiana.
7*
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lieh wenn ein Vertrag inter absentes geacMosaen ist, erledigen

sich damit, dafe dann die Ausnahmebestimmung) da sie steh

nicht anweiulbar erweist, aufser Betracht bleibt und das für die

materiellen Keclitsvorschriften mafsgebende Recht anzuwenden

ist. Sofern dieses gleichfalls die lex loci actus ist, somit hier

dieselben Schwierigkdten eintreten, muls gesetsgeberische Für-

sorge für sachgernftTse Lösung getroffen werden. Dieserhalb

ist aolftCslich der einzelnen Materien näheres zu erwägen.

Eine Ausnahme ron der Ausnahme rnnfs ftir die Rechts-

geschalte bestimmt werden, welche auf Begründung, Über-

tragung, Aufhebung von dinglichen Rechten gerichtet sind;

Theorie und Praxis sind darüber einig. Insbesondere hat sich

auch die deutsche Judikatur dafür entschieden K Die Grttnde

dafür eigeben sich aus den Überhaupt für die lex rei sitae

sprechenden Erwägungen, während die Air die lex loci actus

geltend gemachten Argumente hier wegfallen.

Umgekehrt nötigen 'tnfPige' Gründe dazu, in Bezug auf

die Form der Eheschliei'ts'u'ng die Kegel „locus regit

actum" im absoluten Sii^ne vorzuschreiben. Dies ist im Zur

sammenbange der eherechtUchen Vorschriften näher zu er-

örtern, ..*•''*

Ein Vorbehalt ist für diejenigen Rechtsgeschäfte zu machen,

welche vor diplomatischen oder konsularischen Vertretern des

Deutschen Reiches innerhalb der Zuständigkeit derselben vor-

genommen werden. Nach Sinn und Zweck der betreffenden

Vorschriften müssen diese Rechtsgeschäfte von deutschen Be-

hiJrden^ insbesondere Ckrichten, absolut respektiert werden.

Materiell yersteht sich das von sdbst Die Aufnahme mner

entsprechenden Klausel in das B.G.B. ist deswegen zu empfehlen,

damit der mehr bewegliche Charakter jener s}>i/.iellcn und

durch wechselnde Bedürfnisse bedingte Bestimmungen zu den

> Vgl. die Kachweisungen bei Bar, Theorie I 615 ff., sowie

Regelsberger, Fand. I 170.
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KollisioiiBiionnen des B.0.B. 211x11 angemesseaen Ausdruck ge-

bracht wird^

Keine Berücksichtigung verdient der Gesichtspunkt der

„in fraudem legis domosticae'* im Ausland abgeschlossenen

Rechtsgeschätte. Die deutsche Wissenschaft und Praxis ist

darüber einigt.

' Vgl. über die Materif Bar, Theorie I 3ö9.

* Vgl. darüber Bar, Theorie I 350 ff. und die dort angeführte

T.ittemtnr, besonders Wächter XXV 413 C, ferner RegeUberger,
Pand. 1 170.



Drittes Kapitel.

Die Anknüpfungsinomeiite für die

speziellen Kollisionsnormen«

§ 11.

Prinzipielle C^esielitepiiiikle.

Die Aufgabe des Gesetzgebers gegenüber dem inter-

natioiialeii Frivatrecht besteht, formal betracbtet, wie oben

(S. 27 ff.) auBgefÜhrt ward^ darin, die lokalen und personalen

Thatbestandsmoxnente zn bestimmen, durdi deren Vorhanden-

sdn der Anwendungsbereich der einheimischen Rechtssätze

in internationaler Hinsicht bciUiigt sein soll, und eventuell in

der Bestimmung desjenigen ausländisciien ivcclitcs, welches in

die Lücke treten soll. Jene Thatbestandsmomente sollen hier

als AnknUpfungsmomente^ bezeichnet werden. £s fragt

sich nun, wdche Anknüpfiingsmomente der Gesetzgeber

wählen und wie er sie verwerten soll. Von dem Gesichtspunkt

* „Anknüpfungsmoineiite*' und nicht „Auknüpfungsbegrifie" ist

gewählt mit Rfickdcht auf die von Kahn a. a. 0. eingefahrte Tennino-

logie» wonach der letstore Ausdruck weiter reicht und s. B. den Begriff

„InunohUiarqnalitftt* umfaTst.
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ausgehend, dafs diese Fra|,^e prinzipiell zn beantworten sei,

kann miin sie bezeicliiibii als die Frage nacli dem iiiateriellen-

Prinzip des internationalen Privatrechts*. Man

muTs sich aber klar darüber sein, dafs die Frage nicht da»

Ottta und oberste Problem des internationalen Privatrechts

betrifft Jene Frage- bew^ sich nur innerbalb des Kreise«,

in weleluraa der Gesetzgeber sich entscUie&t, internationa-

listisch vorzugehen , das heifst, einheimisches nnd aus*.

ikiidisches Recht gleichwertig nebeneinander zu stellen und

die Anwendbarkeit des einen und des anderen von einem, ein-

heitlichen Ai^knüpfungsmoment abhängig zu machen. Dabei

wird die negative und die positive Funktion der KolUsions-

normen (s. oben S. 55) durch ein und dasselbe Anknttpfungs-

momenlverbunden, was nicht begriffiinotwendig, aber praktisch

durchaus geboten ist (s. oben S. 32, 56). Es handelt sich

hiernach, genau gesprochen, um das materielle Prinzip der

speziellen. Kollisionsnormen. Darum ist auch erst

hier, nach Erörterung der aUgemeinen Grundsätze (Kapitel II),

durch, welche das Gebiet der spezieilen Kollisionsnormen um-

schränkt wird, der Ort, die aufgeworfene Frage zu verfolgen.

Hier nnn erst ist auch der Punkt, wo man sagen kann (vgl.

oben S; 28), dalis es die Koexistenz verschiedener Rechts-

ordnungen ist, welche den Grund des internationalrechtlichen

Problems enthält, nämlich insofern, als für das internationa-

listische Vorgehen des Gesetzgebers die Erwägung mafsgebend

ist, dafs der internationale Verkehr schwer beeinträchtigt und

* Die hier de lege ferenda gestellte Frage Ist iiioht identisch,

aber kongruent mit der gleichlautenden Frage de lege lata, sofern

die Privatrcchtsordnnngen dem "Richtfr und bezw. der Wissenschaft

überlassen, die KolliBionsfragen zu lösen. Praxis und Wisäeuschaft

haben hier im wesentlichen dieselbe Aufgabe, wie <ler Gesetzgeber.

Durum darf im folgenden von der begriffliclieu Differenz des iStand-

punktes abgesehen und auf die Meiuungsäufseruugeu der Schriftsteller

Bezug genommen werden, ohne Unteracbied, ob sie de lege lata oder

de lege ferenda sprechen.
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der Bechtsaicherheit beraubt ist» wenn jede der verschiedenen

PriTatrechtaordnungen ihre Vorschriften rlleksichtslos zur

Geltung bringt, wenn also die rechtliche Behandlung eines

Thatbestandes des Verkehrslebeiis so oder uiuiers ausfallt, je

nachdem — lui vorhersehbar — die Beteiligten in dem Macht-

bereich dieses oder jenes Staates Rechtsschutz zu suchen ge-

zwungen sind. Remedur gegen diese ,Rechtsunoninung'' ist

das Ziel, welches dem Gesetzgeber vor Angen steht, wenn er

sich anschickt, den Anwendungsbereich seiner Rechtssätze ein>

zuschrftnken zugunsten ausländischer Rechtssäfese.

Bei Verfolgung dieses Zieles ist der Gesetzgeber nun in

der unbehaglichen Lage, sich sagen zu müssen, dass die völlige

Erreichung des Zieles aufserhalb seiner Macht liegt. Eine

wirkliche Remedur ist schlechterdings nur im W^e einer für

alle Rechtsgebiete übereinstimmenden Regelung möglich. Auch

wenn der G^eirotzgeber die liberalsten und sachgemärsesten

Beatimmungen triti't, so nützt das dem internationalen

Verkehr wenig, wenn nicht die übri{2:en Staaten das gleiche

Verfahren einschlagen. Der Umstand, dals im Maclitbereiche

eines einzelnen Gesetzgebers eine von internationalistischem

Geiste getragene Behandlung der Kollisionsfragen stattfindet,

hebt die Unsicherheit nicht auf, die darin liegt, dafo in dem

Machtbereich anderer Gesetzgebungen die gleichen Fragen

eine abweichende Behandlung erfahren.

Aber das internationalistische Vorgehen auch des einzelnen

Gesetzgebers leistet doch dem internationalen Rechtsbedttrfnls

relativ erhebliche Dienste.

V^or allem i^t einleuchtend, dals auch der einzelne Gesetz-

geber zur Verminderung der Zahl der Kollisions-

fäile beitragen kann. Dies ist freilich nicht dadurch zu er-

reichen, dafa der Geset^eber den Idealplan eines intematio'

nalen Privatrecbts entwirft und ohne Rttcksicht auf das in

anderen Staaten positiv geltende internationale Privatrecht
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jenen Plan sam Gesets erhebt. Dadurch wttrde teilweise das

Gegenteil von dem erreicht werden, was beabsicliti^i ist.

Denn wenn andere Gesetzgeber sich von der internationalen

Idealordnung eia anderes Bild machen und ihre Gesetzgebung

danach gestalten , so werden auf jene Weise — gleichgültig^

welches Bild das bessere ist — nur neue Konflikte enseugt^

Damm kann es geraten sein, die noch so wohlbegrttndete

eigene Ansicht von dem Idealplan hintan zu stellen gegenüber

der Rücksicht auf den IStand di s in anderen Staaten geltenden

positiven Rechtes. BeisjueUwei.se , wenn auch die stürksten

sogenannten inneren Gründe dafür sprechen möchten, Ver-

tragaobligationen dem Hecht des Erfüllungsortes su onter^

«teilen y so könnte es doch, fidls sich eigäbe, dafs die aus-

ländischen Gesetzgebungen sämtlich oder doch weit Über-

wiegend die lex loci contractus filr mafsgebend erklären, richtig

sein , auch im B. G. B. das Recht des Vertrajirsorteb zu

Grunde zu legen. Das Gleiche gilt z. B. auch hinsichtlich

der Frage, ob Wohnsitsrecht oder Heimatrecht als Personal-

statut SU bevorzugen sei.

Indessen, die Anpassung an das anderwärts geltende inter-

nationale Privatrecht ist nicht der einzige und keineswegs der

vorwiegende Gesichtspunkt, welchem der Gesetzgeber zu folgen

hat. (S. auch nl>en 8. 84.) Grnndsfitzlich wiciitisrer als die

unmittelbar zahlcnmäi'sige Verminderung der international-

rechtlichen Kollisionsfälle ist der Gesichtspunkt, dafs der Ge-

setzgeber in seinem Wirkungsbereich den internationalen

Rechtsfragen eine an und für sich dem Ideal der intematio*

nalen Rechtsgemeinsehaft (s. oben 8. 51) möglichst angenäherte

Lösung giebt. Denn wenn die internationale Ubereinstimmung

in der Behandlung der KolHsionsfragen als letztes gesetz-

geberisches Ziel festzuhalten ist, so folgt daraus doch nicht,

dafs es fiir den internationalen Rechtsverkehr gleichgültig

> Vgl. Kahn, Jahrbücher f. Dogmatik XXX 1 ff.
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witre« in welcher Weiae die einzelnen Staaten inzwiBchen die

KoUisionsfragen behandeln. Und zwar ist die intemationar

listische Behandlung nicht nur ein auf der luftigen Grundlage

des Ideals erwachsender frommer Wunsch, sondern ein durch

das wohlverstandene nationale Interesse gebotener

Gnmdsstz.

Das li^ in manchen Besiehungen klar zu Tage.

Es giebt gewisse Orandansehauungen Uber die „Natur

der Saclie" und gewisse praktische Bedürfhisse, welche mit

öülcher Kruft ausgestattet sind, dafs ihre Nichtberücksichtigung

von den betroffenen Personen unbedingt als Unrecht empfunden

wird. Zu diesen Sätzen gehört z. B. die Begel, dafs der

Schutz erworbener Rechte dem Berechtigten nicht lediglich

infolge einer von seinem Willen unabhftngigen Örtlichen Ver-

änderung von Sachen oder Personen versagt werden soll'.

Ferner gehurt dahin der Grundsatz, dafs die Folgen von

Rtchtsgeschätten niclit nach einem Recht beurteilt werden

sollen, mit welchem die beteiligten Personen bei der Errichtung

gar nicht rechnen konnten, da dasselbe ganz au(swhalb ihres

Gesichtskreises lag. Der Verkehr vertraut unbewufst darauf^

dafs derartige Grundsätze im positiven Kechte der Kultor-

staaten anerkannt und befolgt werden. Wenn das Ausland in

dem Ver trauen auf diu \\ ahning solcher Grundsätze getäuscht

wird , und wenn den darauf gegründeten Ansprüchen und

Interessen der Rechtsschutz versagt wird, so mufs der Staa^

der sie versagt^ seinen Rechtskredit einbtiXsen. Seine Bürger

werdien diesen Verlust unter Umstibidett teuer bezahlen

müssen, da er den Verlust ihres wirtschaftlichen Kredites

' Dit'yes in der älteren Litterntur in seiner Bedciitung üb<'r-

schät^tc Prinzip (s. die Nachweiüuugen bei Wächter XX.\ IS.) iat

nenwlieh bei den Juxistm in tmvenlieiiteii lififskredit gekommen. Lw-
beflondere ist W&ehter a. a. 0. ihm nicht gans goreeht geworden (vgl.

aber auch Fand. 1 158). Bar, Theorie 1 67, 109 nimmt einen satieffenden

vermittelnden Standpunkt ein.
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herbeiftihren kann. Sind aber die Rechtauchenden selbst An-

gehörige deä Staates, so liegt es auf der Hand, dafs der Staat

unmittelbar die Rechtsschutzpflicht verletzt, die er seinea

Borgern acholdet. Und dafs auch die eigenen Staatsangehörigen

iiü internationalen Verkdir oh genug in die Lage kommen^

die Anwendung ausländischen Rechtes durch die heimischen

Gerichte gemftfe den angedeuteten Omndsfttzen voraussetzen

und wünschen zu müssen, bedarf keiner näheren Ausführung,

wenn man sich erinnert, wie grofs die Zahl der im Ausland

lebenden Deutschen ist, und wie zahllose Rechtsgeschäfte od
Deutschen im Ausland errichtet werden.

Das Vorhandensein eines nationalen Interesses an der

internationalistischen Behandlung der EolHsionsfragen liegt nun

allerdings nicht immer so klar zu Tage. Aber das Interesse

ist keineswegs nur da vorhanden, wo es zu Tage liegt. Das

Verhältnis des einzelnen Staates zu der Staatengesellschaft

steht unter demselben Gesetz, wie das Verhältnis des Indi-

viduums zur staatlichen Gemeinschaflt. Das Interesse des

einzelnen Gliedes der Gemeinschaft an der rechllichen Ordnung

darf nicht beurteilt werden nach Hafsgabe einer einzielnen^

aus dem Zusammenhang des Ganzen herausgerissenen Be-

ziehung. Gegenstand des Interesses ist vielmehr das Ganze

der Bechtsorduung. Diurum nimmt der Gesetzgeber die

Interessen seiner eigenen Staatsangehürigen am besten wahr

und handelt der Rechtsschutzpflicht des Staates am gemäfsesteni

wenn er die Koinzidenz der in&mationalen und der natio*

naleri Interessen als regelmäfsig vorhanden voraussetzt und

dementsprechend grundsätzlich so verftihrt, wie ein inter-

nationaler Oesetzgeber vernünftigerweise verfahren müfste.

Der vorbildliche Wert, welchen dieses Verfahren für die.

internationale G^amtentwiokelung enthält^ kommt dabei zwar

nicht als bestimmendes Ziel, aber als bedeutsame Reflexwirkung

in Betracht. (S. oben S. 38, 84.)

Als materielles Prinzip, welches der Gesetzgeber bei der
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WaKl und Verwertiuig der AnknflpfuDgsmomente zu befolgen

hat, Iftfst sicli hiernach die Idee der internationalen

Rechtsgemeinschaft bezeichnen. Diese^ Idee giebt

nun allerdings so wenig eine unmittelbare Anweisung für den

Inhalt der zu treffenden Entscheidungen, wie es die Idee der

staatlichen Rechtsgemeinschaft für die einzelnen innerstaat-

lichen RechtSTorschriften giebt. £ine erschöpfende, allgemein-

gttltige Formel, unter welche man die einzelnen zu regdnden

Fragen einfach zu subeumieren hätte, um die Entscheidung

zu finden, darf aber auch gar nicht verlangt werden. Sie ist

fLir das interuationale Privatrecht so unmöglich wie für das

interne Privatrecht, weil die Rechtsfragen so verschieden sind,

dafs eine Zusammenfassung nur in hik^hst allgemeiner Form

möglich ist Will man die Idee der internationalen Rechts-

gemeinschaft noch näher charakterisieren, so kann das nur

insofern geschehen^ als die Idee des Rechtes und der Begriff

der internationalen Gemeinschaft einer analysierenden Be-

trachtung unterzogen werden. Man gelangt dann zu Um-

schreibungen, wie sie z. B. Regel sberg er (Pandekten I 165)

giebt, wenn er als Aufgabe des Richters bezeichnet: „aus dem

Wesen der zu beurteilenden Thatsachen nach dem Bedürfnis

eines gesicherten Rechtsyerkehrs, kurz aus der Natur der

Sache die rechtliche Unterwerfung zu ermitteln* oder, wie ea

an anderer Stelle* bezeiclinet wurde, dasjenige Recht zu Huden,

„dessen Anwendung geniäfs dem Wesen und der Autgabe der

Rechtspflege im Sinne friedlicher und gemeinsamer Kultur-

arbeit der Terschiedenen staatlichen Verbände remttnftig er-

scheint", oder, wie Bekker (Kouponsprozesse 67) kurz und

treffend sagt: „friedliche Weiterbildung des Retorsions-

rechtes*.

Spezieller gefafste Formeln erweisen sieh bei genauer

Betrachtung als zu eng. Das gilt insbesondere von dem

^Niemejerf Positives intematioDales Privatrecht I § 166.
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Savigny sehen Bilde des „Sitzes der Rechtsrerhältnisse im

Riium'', einer Formel, welclie insbesondere nicht dem An-

knüpfungsmoment „iStaatsangeliörigkeit" gerecht wird*,

dessen Unentbehrlichkeit de lege ferenda heute aufser Zweifel

steht Wenn man der Staatsangehörigkeit eine ortsanseigende

Funktion beimilBt, so beruht das auf Täuschung. Man „pro-

jiziert**, psychophysiologisch gesprochen, die rftumlichen Be-

ziehungen der durch die Staatsangehörigkeit in Bezu^^ ge-

nommenen Rechtsordnung auf den zu regelnden Thatbestund,

indem man sich durch die Vorstellung „Staatsgebiet" irreleiten

läfst. In Wahrheit bezeichnet die Staatsangehörigkeit an

sich ebensowenig ein räumliches Verhältnis, wie es z. B. die

Eigenschaft eines Gesandten thut, obwohl an sie die Exterri'

toriaiität geknüpft ist. Der Gesetzgeber giebt einem That-

bestand eine räunilieiie Beziehung zu dem Raumgebiet des

Heimatstautes, indem er das „Heimatrecht" der beteiligten

Person für maisgebend erklärt. Das ist aber etwas anderes,

als wenn er die in einem Thatbestand an und fttr sich liegende

räumliche Beziehung als Anknttpfnngsmoment h e n u tz t Wenn
fUr eine Rechtsfrage das Heimatrecht einer beteiligten Person

fUr mafsgebend erklärt wird, so sind hierfBr andere Er-

wägungen malsgebeud, als die liucktjicLt auf die in dem

regelungbbedürftigen Thatbestand an und für sieh enthaltenen

rftumlichen Beziehungen. Sollte man einwenden, dafs die

Savignysche Formel hier doch insofern passe, als eben der

Gesetzgeber dem Bechtsverhältnis einen Sitz im Baume gebe,

so ist dies an und f%lr sich richtig, und es ist zuzugeben, dafs

Savigny selbst die Formel so gebraucht, dafs sie die Lokali-

sierung auch in diesem Sinne eiubegreift. Aber es ist nur

' Savifruy il^vstem VIII 15) ^nert selbst: ^Oir" Volksabptnmminig

(Nationalität) als (iruud und Grenze der Reehts;,^(-iiiein8elint't hat zu-

nächst einen ganz persönlichen und uusichtbaren Charakter." Darauf,

dafs die „Nationalität durch die „TenritoriaUtät" verdrängt sei, gründet

er a. a. 0. (S. 17—18, insbesondere auch Note e) gerade seine FonneL
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insofern zuzugeben, dafs die Formel auch hier „pafst", als sie

dem Wortlaute nach sutrifft Da», was aie bedeuten mfUbte,

um den gewflnacbten Dienst einer Riebtschnur für die einselnen

EntBebmdnngen su leisten, bedeutet sie hinsichtlich der Staats-

angehörigkeit nichts So bleibt es denn dabei, daTs Savignys

Formel nur eine Verhüllung dns Umstandcs ist, dafs die einzelnen

Entdciieidungeu sich aus keinem anderen gemeinsamen Prinzip

ableiten lassen, als dem, dafs gemäfs der Idee der intemationalen

RechtagemeiDaehafIt, der Anwendungsbereich der verschiedenen

Rechtsordnungen gegen einander abzugrenzen ist Mehr All-

gemeingültiges läfst sich nicht sagen* Insbesondere ist auch

nichts damit gewonnen, daf» man etwa das Prinzip aufstellt,

es müsse für einen Thatbestand diejenige Rechtsordnung für

mafsgebend erklärt werden, zu welcher der zu regelnde That-

bestand vorwiegend in Beziehung stehe. Denn die Ühii-

scheidung darüber, welche Beziehung als vorwiegend ansusehen

sei, hMngt von Gesichtspunkten ab, die sich wiederum nicht

«nheitiich bezeichnen lassen.

Die Zalil der praktisch in Betracht kommenden An-

kuüpfungsmomente ist nicht grols. Es sind:

a) Aufenthaltsort, Domizil, Staatsangehdrigkeit

eines Menschen;

b) Sitz einer juristischen Person^

1 Auch der Parteiwille, als AnknüpfuDgsmoment betrachtet,

stellt keine lokale Beziehung des Thathestandps eine-? Rechtsgeschäftes

dar. Die Eigenschaft eines lokalen Anknüpfuiigäinumentes ihm beizu-

legen, kann man nur dadureh verlötet werden, da& man die Lokalen

Benehuogen der gewillkfirten Rechtsordnung mit den lokalen Momenten

des BeehtBgeschfiftea yerweehselt. Die gewillkürten Reehtasfttse (rich-

tiger: die gewillkürten Beehstfolgen) brauchen übrigen» gar keinen

territorialen Anwendungsbereich zu besitzen. Man denke z. B. an die

in manchen Ländern anerkannte personale Geltung des mohameda-

ni-^clun und dos jüdischen fiechtes aowie an das moderne igyptische

Fremdenreclit.
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e) Sita einer Behörde, insbesondere eines Ge-
richtes;

d) Lage einer Sache;

e) Ort eines Ereignisses, eines stattgefundenen

(z. B. Verira^sschlufs) oder eines zu erwarten-

den (z. B. Erfüllung);

f) Parteiwille.

Theoretisch kommen noch manche andere OesichtafniBkie in

Frage, so z. dafs der Gesets^her die Anwendbarkeit seiner

eigenen Vorschriften ausschliefsen und an deren Stelle aus-

läiidisclies Recht för mafsgebend erklären könnte (innner oder

in gewesen Fällen), wenn eine ausländische Kechtsordnuug

Anwendung beanspracht; femer die direkt materielle recht-

liche Exterritorialität von Personen und Sachen. Praktisch

aber kann yon diesen und anderen Möglichkeiten abgesehen

werden, da sie für das B.G.B, nicht emstlich in Frage kommen.

Es würde nun zweifellos lehrreich sein, zunächst jedes einzelne

jener Anknüptuugsmouieute in der Weise einer Betrachtung

zu unterwerfen, dafs Wesen und Wert derselben grundsätzlich

festgestellt und so vorweg ein allgemeiner Mafsatab für ihre

Verwertung bei den einzelnen Rechtsfragen gewonnen wttrde.

Indessen würde diese Betrachtung do^ alsbald ergeben , dals

bezüglich der unter b) bis e) genannten Anknfipfungsmomente

die Erörterung thatöuchlich auf eine \V liidigung der speziellen

Kollisionsfragen hinausliefe. Anders ist es bezüglich der zu

a) und f) genannten AnknUpfungsmomente. Von Parteiwillen

ist schon in anderem Zusammenhange die Bede gewesen*.

* Der Parteiwille inufste äclion oben («j 7) einer prinzipiellen

Erörterung nnterzogeu werden, dem Parteiwillen vielfMh eine Be-

detittuig zugesprochen wird, welche Über die Funktion eines An*

knfipfimgBmomenteB hinansgeht. Dieee Übesaehfttning moTste dort

sarüekgewiesen werden und es war sweckmärsig, sogleieb bei jener

Qelf^enhoit atidi festzustellen, in welchem Umfang es sieh If^lstorisch

empfiehlt, den Parteiwiüen als Anknüi^angsniomait sn verwerten.
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Dagegen sind die zu a) genannten AnknOpfungnnomente nun-

mehr snnächat einer allgemeinen Würdigung zu unterEiehen.

§ 12.

StaatsangeliSrlgkelty WohnsItK.

Die legislatorisclie Bedeutung der in der Überschrift ge-

nannten Anknttpfungsmomente Mit susammen mit dem Problem

des „atatutum personale**. Das will nur sagen, da& der Aus-

druck „Personalstatut'* als Stichwort dient Sachlich herrscht

über den Kern des Problems wenig Einvernehmen und nicht

immer Klarheit. Nur in Bezug auf die W i r k u ii g ist man

einig. Kach dieser Seite bin besteht das Wesen des Personal-

Statuts unzweifelhaft darin, dafs es zur Anwendung kommt

fUr alle juristischen Thatbestände, an welchen die Person be-

theiligt ist^ gleichgültig, welche räumliehen und personalen Be-

ziehungen die in Frage stehenden Thatbestinde sonst ent-

halten. Dagegen besteht nielit blofs hinsichtlich der Voraus-

setzungen im Einzelnen eine erhebliche Verschiedenheit der

Anschauungen sowie der positiven Kechtssätze, sondern es

fehlt auch Klarheit in betreff des die ganze Kategorie be-

stimmenden Grundgedankens. Um den Inhalt und die Be-

rechtigung dieses Grundgedankens festzustellen, wird man fragen

müssen, welche Erwägungen dazu führen, den Anwendungs-

bereich gewisser Rechtsbiitze in der angegebenen Weise mit

der Person zu verknüpfen. Diese Frage mufs dahin beant-

wortet werden, dafs es Rechtssätze giebt, welche ihrem Sinn

und Wesen nach die Bechtsbeziehungen der Person als solcher

gleichmäXsig und dauernd zu regeln bestimmt sind, und

deren Anwendungsbereich darum durch ein Anknüpfungs-

mument bedingt werden mufs, welches die Person dauernd

mit einer bestimmten Reehtsordnung verbindet. Dieser Ge-

sichtspunkt der dauernden Verknüpfung wird in den zahl-

reichen Erörterungen Uber den Gegenstand meist nicht aus-
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gesprochen, sondern stillschweigend vorauegesetet. Dafs er

aber die Lehre vom Personalstatut thatsächlich beherrscht^ ist

unverkennbar. Der Gedanke des Personalstatuts ist also nicht

zu Ende gedacht, wenn man die ratio desselben darauf stützt,

dafi» es sich handle um den „Zustand der Person an sich"

(Unger l 163), „die allgemeine Rechtsstellung der Person"

(Stobbe I 2M, Regelsberger, Fand. I 166» Verhand-

lungen des 18. Deutschen Juristentags II 120), „den Mittel-

punkt der privatrechtlichen Persönlichkeit" (Böhlan I 470),

„den Mittelpunkt des juristischen Daseins" (Unger I 164).

Diese Forinnlierungen ebenso wie die Ausdrücke: Kechts-

zustand, Status, ^tat, stato, estado, Staat etc. sind Konsequenzen

der Vorstellung, dafs die Hechtsordnung den Personen £igen>
Schäften gebe. Aber es ist eben doch nur ein (naheliegendes

und treffendes) Bild, wenn man von rechtlichen Eigenschaften

einer Person spricht. Die sachliche Grundlage dieses Bildes

besteht darin, dafs an perscinliche 'riiatbestandsmomentc Rechts-

folgen geknüpft sind. Wenn nun das internationale Anwen-

dungsgebiet solcher Rechtssätze derart bestinunt wird, dafs sie

auf die in einer bestimmten fiesiehung zu der heimischen

Bechtsordnung stehenden Personen Anwendung finden sollen,

gleichviel, welche sonstigen räumlichen oder personalen Be-

ziehungen einem in Frage stehenden Thatbestande eigen sind,

so liegt CS nahe, zu sagen, dafs dies deswegen geschehe, weil

rechtliche Eigenschaften die Person überall hin begleiten^.

^ Ohrtrakteristisch ist dip von Meili, Gc?f*hicht(» und Rvstem 66

mitgeteiitti Jicincrkung ll\il)('rs: .,qiialit.ates persoualeü certo loco

alicui jure iinjircssas iiljiqiic cireurnferri et personatn coinituri cum

hoc effectu ut ubivis locorum co jure, quo tales persouae alibi

gaudent vel snbjecti sunt fraantur et subjiciantar." Desglcicheji

Glück (Pandekten I 898): »Der statas ... ein Zakteht^ dner Person,

wdcher derselben anklebt und sie überall hin begleitet, wo sie Bich

auch immer aufhalten mag."
Ki«iii«7«r, Toraohlig«. I. 8
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Der eigentliche Gestchtapunkt ist aber der» dafs jene personalen

Thatbestandsmomente vorhanden sind, wann und wo immer

die Person an einem Thatbestande beteiligt ist. Da jene Eigen-

schaften nicht nur die Bedingung, sondern aiu h den Grund der

daran gckniipltou Rechtsfolgen bilden, so müssen — dies ist

der weitere Gedanke — die Rechtsfolgen eintreten, unabhängig

von den zufälligen raumlichen Besiehungen eines in Frage

stehenden Thatbestandes. Wie man siehl^ ist damit nichts fUr

die Frag(> gewonnen^ welche Rechtsordnung fflr jene Rechts^

folgen luaisgebcnd sein soll, sondern nur der Grundsatz auf-

gestellt, dafs immer d i e s el b e RechUordnung mafftgebend sein

soll*. Der Kern des Personalstatuts ist demnach nicht der

Gesichtspunkt der rechtlichen Eigenschaften der Per-

son, sondern derjenige der dauernden Besiehung
einer Person zu einer bestimmten Rechtsordnung.

Der letztere Oesichtspunkt reicht weiter als der erstere. Bei-

spielsweise die Anwendung des Heimat- oder Wohnsitzrechtes

des Erblassers in Be7:ui; auf das Erbrecht ist aus dem erstereu

Gesichtspunkt nicht abzuleiten, wohl aus dem letzteren.

Der Ausdruck Personalatatut ist bei alled^ eine brauch-

bare Bezeichnung für das Verhältnis, nicht nur weil er ein-

gebürgert ist, sondern weil es ja in der That die Person ist,

um deren dauernde Beziehung es sich handelt. Soweit ferner

als Persoualstatut das durch die Staatsangehörigkeit bezeichnete

Recht fungiert, kommt hinzu, dafs die personale Natur des

Anknllpfungsmomentes dadurch angemessen zum Aus-

druck gebracht wird.

Von dem so gewonnenen Standpunkte aus kann keinen

Augeublick bezweifelt werden, dafs das Heimatrecht^ als

^ Gierke, Deuteln-; Privatreclit I 220: „Im Persoupnrocht

cutsthoidot grundsHtzlieli da» Keclit des Gebietes, mit dem die Per-

sönlichkeit dauernd verknüpft ist. Man bezeichnet dieses

Beeilt noch heute als Peraonalstatut"

' ,Heimatte cht" soll hier (vgl. auch Niemeyer, Zur Metho-
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Personalstatut grundsätzlich den Vorzug verdient vor dem

Wohn sitz recht. Dr-iui os braucht niclit weiter ansg'eführt

zu werden , dafs die feuiataangehörigkeit seltener gewechselt

wird, als der Wohnsitz. Der Gesetzgeber wird grundsätzlich

daa HeiiDAtrecht überall vor dem Wohnsitsrecht beroizugen

müssen, wo das Bedürfnis anzuerkennen ist, ein AnknUpfungs-

moment zu verwenden, welches die Person dauernd mft einer

bestimmten Rechtsürdiiunu verbindet. Dieser Grundsatz wird

nur dann eine Einschränkiuig erfahren müssen, wemi entweder

das Kriterium der Staatsangehörigkeit den Dienst versagt —
namentlich wenn eine Person keine Staatsangehörigkeit be^

aitzt^ —, oder soweit Rücksichten des Verkehrs und der Billig-

keit stSrker sind als das Prinzip,

Dieses Ergebnis steht im Einklang mit den nieiateu

neueren Gesetzgebungen, sowie mit der in der heutigen Doktrin

herrschenden AuüEassung, und insbesondere nehmen die Ge-

aetzgebungSYorschlfige fast durchweg den gleichen Stand-

punkt ein.

Von den Gesetzgebungen sind zu nennen-: Aargau^

Baden, Belgien, Bern, Chile, Columbien, Congo-
staat, Costa Bica, Ecuador, Frankreich, Frei-

burgf Freiburg, Oenf, Graubünden, Griechenland,

Haiti, Holland, Honduras, Ionische Inseln, Ita-

lien, L u z e r n 5 e x i k o , 21 o n a c u
,

Montenegro,

Neuenbürg, Idolen, P or tugal, Kumäni en, Salvador,

dik 13) das Kecht des Staates bcisi iclmcii , dem die rei?oii aiigt liürt,

während „W olui si tzr echt'" das Eecht bezeichuen soll, welched ain

Domizil der Person i^ilt

* S. aber auch imton 8. 125 ff.

« S. unten Teil II Nr. 151, 153, 156, 159, 160, 161, 235, 485, 162,

166, 167, lüö, WJ, 171, 172, 244, 494, 173, 174, 175, 179, IbO, 254, 187,

191, 192, 377, 194, 196, 197, 200, 201, 202, 273, 328, 379, 203, 275, 204,

206, 207, 208, 209, 210, 211, 212, 213, 284, 535.

8*
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Sachsen, Schaffhausen, schweiEeriBches Bundes*

gesets ttber die Handlungsftth
i

gk ei t, SolotKarn,

Spanien, Ticino, Unterwaiden, Urug:uay, Vene-
zuela, Wallis, Zug, Zürich. Gewohnheitsreclitlicli ^nlt

das Heimatrecht als Personalstatut in Rufsland^ und

Schweden^
Von deutschen Schriftstellem haben sich mehr oder weniger

entschieden Air das Heimatrecht ausgesprochen: Bar (Theorie

1263 ff.), Bähr (Jahrb. f. Dogm. XXI 343), Böhm (D. r«uin-

liche Ilcrrscliaft der Rechtsnormen 31 ff.), Bulracrincc[ (Hand-

buch des öffentl. Rechts V 1, 2 § 33), G i e r k e ( Deutsches Privat-

recht 1221), Goldschmidt (Handbuch des Handelsrechts,

2. Aufl. 1882)) Jaques, Revue de droit international XVIU
568 ff., König (Das Oesetz ttber die civilrechtlichen Verhftlt-

ntsse der Niedergelassenen und Aufenthalter, Basel 1889).

Kenaud (Dcutsclie^ rrivutreclit 103), Rosshirt (Arch. f. d.

civ. Praxis 4o 311 ff.). Martin (Arcli. f. prakt. Rechts-

wissenschaft V 262 ff.), Monnnsen (Arch. t. d. civ. Praxis 61

S. 150 ff., s. auch unten Teil II Nr. 190, 265, 350, 876, 515),

Sicherer (Personenstand 184 ff.), Regelsberger (Pan-

dekten I 167), Rocholl (s. unten Teil II Kr. 199), Stobbe

(Deutsches Privatrecht I 289 bei Anm.

* Lt'hr, Elementj^ ile droit civil riisse I G; Asser in der Revue

de droit internatioual I 402; Zeitschrift für üaudelsrecht XXXVI 433.

* AsBer in der Reyue de droit international ¥11401; Zeitachrilt

fflr internationales Priyat- und Strafrecht 1227 Anm. 2; Böhm, Hand-

buch der internationalen Naehlafsbehandlong, 2. Aufl. S. 405.

* Die auslindischen Schriftsteller, abgeseben von der en^^Usdien

und nordatnerikanischen Litteratur, treten fast durcliweg filr das Prinzip

des Jleimatrochtes ein. — Martens Völkerrecht, deutsche Aut»gabe

von IJergboliiii II 207) änf:Jert charakteriftiBch: „Selbst in I>t'ntschlaud

lassen bioIi Stiimiieii vcrncliinen , welche die Vorzuge dieses Priuzipes

vor dcui (»ebet;^ des Wolini«itzes hervorlielieii." ^'trl. feniiT bcispiels-

weiße A sse r-li i V i c r , Elemente de droit iuteruatioual l.'i tf., Laurent,

Droit civil iutemational II 206 ff., Fiore, Diritto internaziouale privato,

a edisione I 80 ff.
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Von besonderer Bedeutung ist, dafs der 18. deutsche

Juristentag (unten Teil II Nr. 163) sich mit sehr grofser

Mehrheit für daa Prinzip der Staat.sangeliörijrkeit ausgesprochen

hat, und dafs sich bei der Beratung nur eine Ötimme ent-

schieden dagegen geäafsert hat

Von formulierten Oesetzes- bezw. Yertragsvorschligen

folgen dem Qmndsats des Heimatrechtes: die belgischen

Entwürfe (unten Teil II Nr. 155, 181), der bemische und

der japanische Entwurf (Teil II Nr. 157, 176, 442),

Käppolis Entwurf (Teil II Nr. 255), die Beschlüsse dea

Institut de droit international (TeW II Nr. 177, 178,

253, 504), der Haager Konferenz (Teil II Nr. 246, 495)»

des Kongresses von Lima (Teil II Nr. 182, 259
, 507), des

mexikanischen Gödigo de estranjeria (Teil H
Nr. 188).

Für das W o h n s i t z r e c h t als Per^onalstatut hat .sieh

bekanntlich Savigny (Öystem VIII 95 ff.) ausgesprochen, und

ihm ist die Doktrin und Praxis des gemeinen deutschen

Bechtes fast einhellig gefolgt^. Savignys Ausführungen sind

aber ohne Belang für die gegenwärtige gesetzgeberische Frage.

ßie besweckten lediglich die Feststellung des damals geltenden

Rechtes auf der Basis der historitichen Eiitwickeliin^-. Die

Staatsangehörigkeit konnte hierfür nicht in lietracht kommen,

weil der Begriff derselben in Deutschland zu weuig entwickelt

war^; de lege lata war Tolikommen richtig, was Savigny

(in Bezug auf das preufsische Gesetz vom 81. Dezember 1842,

> Vgl. Windscheid, Fand. I 80, Roth, System I 2>3, Stobbe

I 284, Dernburg, Fand, l 104, BegeUb erger, Fand. 1 167, Gierice,

DeutschoB Privatrecht [ 290.

* Bezeichnend für die Sachlage ist, dafs Wiicliter Wohnsitz und

Staatsbürgortnm in dem Atifsatz von 1841 (Archiv f. d, civ. Praxi«

XXIV, XXV) gar niclit auseinander hält, wälirend iu den (nach seinem

Tode ver^ffientHehten) Pandekten (1 140 ff.) lediglich vom Staatabargertom

die Bede ist.
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G.tS. 1843 8. 15) geltend machte, dafs nämlich die Gesetze

Uber die Staatsangehörigkeit nur Verhältnisse des öffentlichen

Böchtes zu regeln bestimmt seien. Auch die Ausführungen

2u Gunsten des Wolmsitzrecbtes Ton Böhlau (Mecklenburg.

Landrecht I 470) und Unger (I 1C5) stehen auf gleicher

Basis. Dafs die ftlteren deutschen Gesetzgebungen^ da»

Wolinjsitzrecht als Personalstatut verwenden, erklärt sich

gleichfalls aus der damaligen Kechtslage. In gleichem Schritt

mit der Entwickelung der Staatsangehörigkeit bat sieb unwider«

Stehlich die Tendenz der Gesetzgebung geltend gemacht, das

Heimatrecht als PersonaUtatut zu verwenden. Die „Gravi-

tiition' der Entwickelung n.u h der Seite des Heimatrechtes

ist sehr gut darj^elegt in einem Erkenntnis des Reichsgerichtes

vom 0. Juni 1883 (Entsch. IX 393).

Insbesondere hat auch die Gesetzgebimg des deutschen

Beiches in Art. 84 der Wechselordnung sowie in §§ 61, 62

des Gesetzes vom 11. Juni 1870 (B.G.B. 1870 S. 358) und

des Gesetzes vom 9. Januar 1876 (R.G.B. 1876 S. 8) das

Prinzip deü Heimatrechtes adoptiert. In allen Staats Ver-

trägen des Reiches ferner, welche die Fra^c berühren, ist

der gleiche Grundsatz in Bezug auf Vormundschaft und £rb>

recht angenommen'* — Fttr Militttrpersonen statuieren die

Militärkonventionen im Verhältnis deutscher Bundes-

staaten dasselbe Prinzip*. Von besonderem Gewicht ist die

Stellungnahme des fsächsi sehen Gesetzbuchs*.

Dasselbe historische Entwickeiungsverhältnis zeigt sich

1 Preurscu 8. uiitt-n Teil II Xr. 198, 3-3^, Bayern, Nr. 102, 108,

476, vgl. auch Österreich, Xr. 19ö.

' Die Bestimmungen sind abgedruckt: Niameyer« PosttivM tatet'

nationaleB Privatreeht I 90 ff. — Hinsuzufügen ist der Vertrag mit

Columbien vom 28. Jnli 1892 (R.G.R 1894 S. 471 ft,).

* At^druckt sind die Bestimmungen: Niem ejer a. a. 0. 8. 70 ff.^

Vgl. dazu Xiemeyer, Methodik S. 18.

* Unten Teil U Nr. 202.
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auf dem gänsen Erdball. AllerdingB wird gewohnheitarechtlich

das WohnBitzprinzip noch festgehalten in Dänemark', Nor-

wegen^, England* und den Vereinigten Staaten

von Nordamerika*; auf älterer gesetzlicher Grundlage gilt

es ferner in Esth-, Liv- und K u r la n d Aber mit Recht

bemerkt Bar (Theorie I 91), dafs die Beibehaltung im all-

gemeinen nicht auf inneren Momenten, sondern auf der Macht

der Tradition beruht

Pas letztere ist nun allerdings nicht YöUig zutreffend

hinsichtlich der in neuerer Zeit erfolgten gesetzlichen Ein-

fuhrung dcö Doiiii il] 1 iiizipes in Argentinien (unten Teil II

Nr. 152, 474) und der Schweiz (Teil II Nr. 205, 528)«,

sowie hinsichtlich des Vertrages von Montevideo (Teil II

Nr. 193
y 351, 518). Hier liegt ein neues bewufstes Mo-

ment zu Grunde y dem der Juristenkongrefs von Lissabon

» Zeitschr. f. intern. Priv.- u. Strafrecht I 104, 227, II 391 ; Jouraal

de droit int. prive XX 280: Höbm, Handbuch. 161} Actes de la conf(g-

remce de la flayf, La Ilayo l)-^93 ]> 47

- Zt itschr. f. intern. Priv,- u. Ötraftecbt I 227, Böhm, Hand-

buch löü.

* Westlake, Lehrbuch, deutsche Ausgabe, S. 51, Gillespica

Übersetzung von Bars Theorie etc. I 199.

* Wfaarton §§ 20 ff., Story §^ ff.

» Unten Teil n Nr. 184, d46, 509.

* Der Standpunkt des schweinischen Bandesgesetzes vom
25. Juni 1891 hat scharfen Tadel erfahren durch König a. a. 0.,

welcher n. a. (S. 18) sagt: „Wenn sich daher ergiebt» dafs für den bei

weitem gröfsten Teil der schweizerischen Bevölkerung das Hoimat-

prinzip die Regel bildet UTid in der ^ranzen })i*torii?choTi Entw5ckclnn«r

begründet ist, po darf man mit Krclit die Fra^c aufwrrfeii, wie die

Bundrsbcliiirdt n dazu koniiuen, das «gerade ( Jpjujcnttnl zu empfelilen

;

und wenn alle umliegenden Staaten unwiderstehlich dem Nationalitäts-

prinaip zutreiben, so darf man doch erwarten. Gründe an vernehmen,

weshalb In der Schweiz gleiche Ursachen entgegengesetzte Wirkungen

hervorbringen sollen, und welches Interesse dieselbe haben könne,

sich von allen umgebenden Staaten in so wichtigen I^ragen zu

isolieren und Gfrondsfttze aufzustellon , welche Konflikte mit ihnen

herbeizuführen geeignet und überdies nicht durchführbar sind."
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(s. unten Teil II Nr. 183) eine relative Berechtigung in der

These zuerkannt hat, dafs in Europa und in allen anderen

Oebieten mit ständiger und einheitlicher Bey<(lkerung das

Kationaütatsprinzip, dagegen in Lindem mit wechselnder und

internatiuiial gemischt » r Hevölkerung das Wohnsitzprinzip sich

empteiile. In ähnlichem fc>inne haben sich auch Bar (Krit.

Vierteljahrsschrift XV 61, Theorie I 272), Ooldschmidt

(Handbuch des H.K. 2. Aufl. I 882), Stobbe (1 241), Gierke
(Deutsches Privatrecht I 221 Anm. 13) ausgesprochen. Auch

Wharton (§ 32) rechtfertigt die Geltung des Domizilprinzipes

in den Vereinigten »Staaten aus dem gleichen Gesichtspunkt.

Aufserdcm tritt zu dem voräteheiid hervorgehohenen Gesichts-

punkt ein zweiter hinzu, nämlich die Auffassung, dafs daa

Domizilprinzip sich fUr diejenigen Gebiete empfehle, wo Yer>

schiedene Rechte in demselben Staat bezw. Bundesstaat neben-

einander bestehen.

Keiner von diesen beiden Gesichtspunkten ist geeignet,

für das dcutselie Gesetzbuch die Kmpfehlung des Wohnsitz-

priiizipcs zu begründen, weil die thatsächlichen Voraus-

setzungen hier fehlen. Die Rechtszersplitterung in Deutsch-

land Mit f^r die durch das B.G,B. geordneten Materien

künftig hinweg, und die Bevölkerung in Deutschland weist

keine stärkere internationale Mischung auf, als diejenige irgend

eines anderen grofsen Kulturstaates. Aber auch für Staaten

mit lokalen Rechtsveröchif^denheiten und für Länder mit

stärker fi;eniischter Bevölkerung enthalten jene Gesichtspunkte

keine stichhaltigen Argumente gegen das Staatsangehörigkeits-

prinzip. Wenn man auf den Grund geht, so mufs man sich

überzeugen, dafs es sich um Bedürfnisse handelt, die überall

die gleichen sind, und welche fUr kein Rechtsgebiet zur Ver-

werfung des Staatsangehörigkeitsprinzipes, sondern lediglich

zur Aufstellung gewisser üidfsnormen führen, die in allen

Gebieten so ausreichend als wünschenswert sind.

Der dem Beschlüsse von Lissabon zu Grunde liegende
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'Gedanke» welcher bemerkenswerter Weise aucH bei den Ver-

Jiandltmg^en des 18. deutschen Juristentages ^ als hauptsäch-

lichstes Argament gegen das Heimatprinzip geltend gemacht

wurde, beruht in dem Bedürfnis, dafs die Kriterien der Hand-

lungsfähigkeit einer Person für jedermann
,
der mit ihr Ver-

kehrsgeschäfte schliefst, leiclit erkennbar sein müssen. Mit Recht

macht man geltend, dafs es oft nicht thunlich und fast immer

mit Schwierigkeiten verbunden ist, sich ttber die Staats-

angehörigkeit und ttber den Inhalt des Heimatrechtes einer

Person zu unterrichten , und dafs bei den Geschäften des

täglichen Verkehrs der Gedanke an Besehriinkungen der Hand-

lungsfähigkeit, die das ausländische Ileiraatrecht eines Mit-

kontrahenten verfügt, aufserhalb des Gesichtskreises des

anderen Kontrahenten liegt. Natürlich macht sich dieses

Moment um so mehr fUhlbar, je mehr eine Bevölkerung inter-

national gemischt ist. Daraus ergtebt sich aber nur das Be-

dürfnis einer Bestininning, welche für zweiseitige Verkohrs-

geschäfte die Anwendung des Personalstatutes zu Gunsten des

Ortsrechtes des Geschäftsschlusses ausnahmsweise beschränkt,

und deren Inhalt an anderer Stelle^ genauer erörtert werden

BoU. Mit solcher Bestimmung findet der bezeichnete Gesichts-

punkt seine vOUige Erledigung. Die Prinzipienfrage wird

dadurch nicht berührt.

Was den zweiten Gesichtspunkt betritVt, .so handelt es sich

ebenfalls um ein für alle Rechtsgebiete im Prinzip gleich-

artiges Bedürfnis. Die lex domicilii mufs als Ersatz für die

Staatsangehörigkeit eingestellt werden, soweit letztere den

Dienst versagt infolge des Umstandes, dafs in einem Staate

verschiedene Rechte gelten*. Auch diese Notwendigkeit

macht sich deutlicher und häutiger bemerkbar in einem

1 S. besondera Bd. II S. 122.

« S. unten S. 168 6P.

• Vgl unten Teil n Nr. 176 (§ 8), 177, ferner Bar, Theorie 1 275,

8tobbe I 239, Gierke I 231.
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Staate, der selbst verschiedene Rechtsgebiete umfalst, als in

einem Staate, der Kechtseinheit besitzt. £s ist aach begreiflich^

wenn der Gesetzgeber eines solchen Staates, für dessen ünter"

thanen also lediglich die lex domicilii als Personalstatat

möglich ist, sich nicht darauf einläfst, Aaslttnder ihrem

Heimatrecht zu unterstellen. Billigeuswert ist vom inter-

nationalistischen Standpunkt aus solches Vorgehen nicht.

FUr das B.ti.B. fehlt« wie gesagt, jede Veranlassung zu diesem

Verfahren.

Das emstlichste Bedenken gegen das Heimatrecht als

Personalstatat ist das Vorkommen mehrfacher Staatsangehörig-

keit und des Mangels jeder Staatsangehörigkeit ^ Mehrfache

Staatsangehörigkeit tritt namentlich in den zahlreichen Fällen

ein, wo in einem Staate, welcher allen in seinem Gebiet ge-

borenen Personen seine Staatsangrohörigkeit oktroyiert*, Kinder

geboren werden^ deren Eltern einem Staate angehören, welcher

seinerseits den Kindern der eigenen Unterthanen seine Staats-

angehörigkeit zuweist', sowie wenn Naturalisation erfolgt,

ohne Entlassung au.s dem bisherigen Staatsverbandc ^, und

ferner bei dem viellacli erleicliterten * Rücktritt der Witwe in

die vor der Verheiratung besessene Staatsangehörigkeit

während ue zugleich Angehörige des Staates bleibt, dessen

Angehörige sie durch die Verheiratung geworden ist Die

' Vgl. zum Folgenden Kahn, Jnlnb. t\ Dogm. XXX 57 ff.

^ Vgl. Cahn, Das Rcichsgesetz vom 1. Jnni 1870, Uerlin 1889,

S. '21 ff., 8. 340 ff., Weil«, Trait^ theorique tt pratique de droit inter-

national priv6 Paris 18^2 1 222 &\ und über die Konflikte überhaupt

I 677 ff. — Sehr zahlreiche Fälle doppelter Staatsauge hürigkeit werden

durch die fransösischen Gssetze vom 26. Juni 1889 und vom 22. Jttli

1893 (vgl. darüber Annuaire de UgiBlatioit fran^aise 1894 S. 186)

yeranlafst.

* 8. § 3 des Reiehsgeseties vom 1. Jnni 1870 und dazu Cahn
a. R. O. S. 19, S. 340 ff., Weifs a. a. 0. I r>l ff . 212 ff.

* Cahn a. a. 0. S. 72 ff"., S. 340 ff., Weii's m. a. O.

» Cahn a. a. 0. S. 41 ff., Weifs a. a. 0. I ö70 ff.
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Falle des Mangels jeder Staatsangehörigkeit sind swar nicht

so sahireich ^ wie diejenigen der mehrfachen Staatsangehörig-

keit, kommen aber gerade bei ehemab'gen Deutschen infolge

der raift^liclicn VerjMhrungsbestimmung in § 21 des Reichs-

gesetzes vom 1. Juni 1870 (B.a.B. 1870 S. dö5) oft genug

vor*.

Auch diese Bedenken sind aber nicht imstande, die Momente

aufisuwiegen, welche zu Gunsten des Heimatprinzip . ^ sprechen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dafs ähnliche Schwierig-

keiten auch bei Bestimmung des Domizils obwalten. Ins-

besondere bildet auch hier tlie Verschiedenheit der in ver-

schiedenen Kechtsgebieten geltenden DomizUkriterien eine Quelle

von Verwickelungen^. £s kommt aber noch ein anderes

Moment in Betracht Während mehrfache Staatsangehörigkeit

und Heimatlosigkeit lediglieh Ausflttsse der bestehenden Ver-

schiedenheiten hinsichtlich der Kriterien der Staatsangehörig-

keit sind, die im Rahmen einer einzelnen KechtBordnung zu

vermeiden sind^, und deren anzustrebende und zu erhoffende

Ausgleichung durcli internationale Vereinbarungen eine Kon*

Sequenz des Begriffes ist^ sind doppeltes Domizil und Domizil-

losigkeit in den einzelnen Kechtsordnungen selbst anerkannt

und vorgesehen. Man kann in diesem Sinne sagen, dafs Mehr-

heit und Mangel der Ötaat.^angehörigkeit pathologisch, llehrheit

und Mangel des Domizils normal .sind. Vielleicht ist man

versucht, hiergegen einzuwenden, dafs de le^^e ferenda kein

Hindernis bestehe , den Domizilbegriff im B.Gr.B. so zu be-

stimmen, dafs Mehrheit und Mangel des Domizils ausgeschlossen

sind^. Aber wenn dies geschehen wttrde, so wäre damit ein

Begi iff des Wohnsitzes geschaffen, welcher verschieden ist von

> S. Cahn a. h. 0. S. I"! fF.

« S. Kahn, Jahrb. f. 1 >ogu.. XXX 70 flP.

• Innerhalb Deutschlands ist die melufache Stuatsaugehörigkeit

bekanntlich noch möglich, S. Bar, Theorie I 257.

* Vgl. § 77 des Entwurfes des B.G.B.
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dem in der Lehre vom Personalstatut bislang zu Grunde ge-

legten und de lege ferenda empfohlenen, dessen Vorzug und

Wesen ja darin gefunden wird, dafs er sich an das rein that*

sttchliche Verhältnis des Wohnens anlehnt Der Bomizilbegriff;

der in Gestalt des notwendigen und des abgeleiteten Domizils

sich ohnehin von der rein lakiischen Grundlage erheblich ent-

fernt, würde von der realen Basis des Wolmens noch mehr

losgelöst werden. Die internationale Rechtsausgleichung würde

zudem durch solches Verfahren nicht gefördert werden. Die

erörterten Bedenken erledigen sich hinsichtlich der Staats-

angehörigkeit dadurch, dafe für die Fälle der mehrfachen

Staatsangehörigkeit und der Heimatlosigkeit Aushülfebestim-

mungen getroffen werden. Es ist zweckmiifsig, hier sogleich

zu erörtern, in welcher Weise dies im B.G.B, geschehen soll.

Keine der bestehenden Gesetzgebungen berücksichtigt den

Fall der doppelten Staatsangehörigkeit Auch die Gebhard-

sehen Entwürfe sehen ihn nicht vor. Die belgischen Ent-

würfe (Teil II, Nr. 155, 176) und der japanische Ent-

wurf (Teil Ii, Nr. 176) nehmen lUicksicht auf ihn. Die Be-

stimmungen der belgischen Entwürfe sind kunstlich und unbillig.

Der japanische Entwurf, mit welchem Bars Ausführungen

(Theorie I 261) übereinstimmen, trifft offenbar in der Haupt-

sache das Richtige. Wenn die deutsche Staatsangehörigkeit

mit einer anderen konkurriert , so kann das B.G.B. nur die

erstere geltend lassen, da die Staatsangehörigkeit ihrem Be-

griffe nach aus.schliefslich ^ ist und daher der deutsche Gesetz-

geber hier lediglich seine eigenen Rechtssätzo entscheiden

lassen mufs. Wenn aber mehrere fremde Staatsangehörig

keiten konkurrieren, so ist zu unterscheiden, ob der Erwerb

derselben gleichseitig oder successiv erfolgt ist. Ln ersteren

Fall (es ist der häutigste) versagt das Moment der Staats-

angehörigkeit den Dienst, und es bleibt nichts übrig, als das

^ S. auch Mommaen a. a. O. S. 162.
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Wohnsitzrecht entscheicleii zu lassen. Loa letzteren Fall bietet

sich die Alüglichkeit, die zuerst oder die zuletzt erworbene

Staatsangehf^rigkeit zu Grunde zu legen. Die Gesetzgebung

wird sich gemäfs dem Prinzip des Personalstatutes im letzteren

Sinn zn entscheiden haben ^, weil die zuletzt erworbene

Staatsangehörigkeit dem Erfordernis der Dauerbeziehung am
ToUkommensten entspricht. Denn wenn man die Hauptlfllle ins

Auge fafst (Naturalisation ohne Entlassung, Rttcktritt der

Witwe in die vor der Verheiratung besessene Htaats-

angehörigkeit), so zeigt sich, dals die zuerst erworbene Staats-

angehörigkeit sozusagen nur widerwillig getragen wird, um

möglichst bald abgeschüttelt zu werden. Die betreffende

Person selbst und diejenigen Personen, welche mit ihr in Be-

rührung kommen, werden regelmllfsig nur die neuerworbene

Staatsangehörigkeit als mafsgebend betrachten, meistens sogar

sie als allein vorhanden ansehen, da es vom Pubiikuui im all-

gemeinen als selbstverständlicli angesehen wird, dafs der Er-

werb einer neuen Staatsangehörigkeit den Verlust der bisherigen

zur unmittelbaren Folge habe.

Was den Fall angeht , dafs eine Person keinem Staate

zugehört, so ist zunächst derjenige Thatbestand ins Auge zu

fanssen, welcher bei weitem am liäuhgsten ist, dafs nämlich die

Person früher eine Staatsangehörigkeit beiessen hat. Das

montenegrinische Gesetzbuch (Teil II, Nr. 192) entr

hält für diesen Fall die Bestimmung, dafs die frühere Staats-

angehörigkeit entscheidet Mommsens VorschIi(ge (Teil II,

Nr. 190) und dieGebhardsohen Entwürfe' stimmen damit

überein. Diese Behandlung erscheint durchaus sachgemäfs.

Die „Nationalität" bildet auch dann noch ein starkes

Band, wenn die staatsrechtliche Beziehung zur Heimat gelöst

ist Der Fall, welcher deutschen Gerichten am häufigsten

' Vgl. aucli Lehr, lievue de droit international XII 316.

* S. auch Bar, Lehrbuch 49. Gierkc, Deutsch. Privatr. I 221.
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vorkommen wird, ist der, dafs deutacHe Unterthanen ihre

Staatsangehörigkeit durch Verjährung verloren haben ohne eine

andere Staatsangehörigkeit erworben zu haben. Das Heiclisgesetz

vom 1. Juni 1870 21 AI. 4 und 5) erkennt an, dafs hier

das rechtliciie \'erhältni8 der betroffenen Person zum deut-

schen Vaterlande blofs gelockert, nicht zerstöit ist, indem dem

Expatriierten die deutsche Staatsangehörigkeit wieder erteilt

werden mufs, wenn ersieh im Reiche niederlfifst, und verliehen

werden kann, anch ohne dafs letzteres geschieht, wenn er

keine andere .Staatsangehörigkeit erworben luit. Damit stimmt

die thatsächliclie liandliabung de» diplomatischen und kon-

sularischen Schutzes überein, welcher Personen von deutscher

Nationalität nicht versagt zu werden pflegt, die durch Ver-

jährung im Bechtssinne die Eigenschaft als Deutsche verloren

haben. Dem entspricht es, dafs gemäfs § 11 des Reichs-

militärgesetzes die durch Verjährung expatriierten Deutschen,

welche eine ändert' Staatsangehörigkeit nicht erworben haben,

der Militärpflicht unterliegen, wenn sie ihren dauernden Aufent*

halt wiederum in Deutschland nehmen.

Diese Bestimmungen beruhen auf der billigenswerten

AufiEassung, dafs die vollen Konsequenzen des Verlustes der

Staatsangehörigkeit nicht gezogen werden sollen, solange der

Expatriierte nicht eine andere Staatsangehörigkeit erworben

hat. Die uleieh(^ Auft'atj.sung findet sieh auch in auslfindiseliea

Oes( tzgebungen, namentlich im französischen Zivilgesetzbuch ^

und dessen zahlreichen Kachbildungen.

Der seltene Fall, dafs eine Person auch früher keine

Staatsangehörigkeit besessen hat, betrifft hauptsächlich die

Kinder von solchen Eltern, die ihre Staatsangehörigkeit verloren

haben. Ks ist konsequent und entspricht zugleich der Billig-

keit, dafs diese so behandelt werden, wie ihre Eltern. Dafs

auch die Eltern niemals eine Staatsangehörigkeit besessen haben,

* Art 18, abgefindert durch das Gesetz vom 26. Jtmi 1889.
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wird äufserst selten vorkoimnexi. In diesen Fällen mufs die

aus praktischen Gründen anch sonst unentbehrliche Bestimmung

aushelfen, dafs das Woliiisitzrecht raafsgebend ist hinsichtlich

der Personen, deren Staatsangeliörigkeit nicht zu ermitteln ist.

Mit dieser Bestimmung wird auch § 33 der Gebliardschen

£ntwfirfe entbehrlich.

Der japanische Entwurf (Teil II, Kr. 176), die

Oxforder Beschlüsse des Institut de droit internatio-

n a 1 (Teil 11, Nr. 177) und das L a u r e n t s e h e avant-}trojet

(Teil II, Nr. 181) wollen beim Mangel der Staatsanjrehörigkeit

das Wohnsitzrecht entscheiden lassen. Es ist zuzugeben, dals

das Wohnsitsrecht in diesen Fällen den Vorzug leichterer

Kenntlichkeit besitzt und dafs die verlorene Staatsangehörig-

keit nicht immer die vorwaltende und dauernde Beziehung

einer Person darstellt Aber der Regel nach wird letzteres

doch der Fall sein, und die Konsequenz fordert, dafs von dem

Staatsangeliörigkeitsprinzip nur abgewichen wird, soweit es un-

bedingt notwendig ist EiS ist dabei zu bedenken, dafs die Frage

des Personalstatutes eine nationalpolitische Seite hat, welche

in gewisser Hinsicht wichtiger ist als die technisch juristische

Seite. Nachdem die Mehrzahl der Staaten das Heimfttprinzip

angenommen hat, fordert das deutsche Nationalbewufstsein und

insbe^jundere die Kücksicht auf die im Ausland wohnenden

Deutschen, dafa das Staatsangehörigkeitsprinzip in möglichst

energischer Weise zur Geltung goLraeht wird. Das Entgegen-

kommen gegenüber dem NationalgefUhl der in Deutschland

wohnenden Ausländer wird nur dazu dienen, das Ansehen der

deutschen Rechtspflege und somit des deutschen Reiches im Aus-

lande zu fördern. Gegenüber den bislanfr noch dem W<ilmsitz-

prinzipe huldigenden Staaten wird endlich durch weitgehende

Anwendung des Heimatprinzi|)es die gleiche Behandlung der

Deutschen wirksam vorbereitet.

Noch erübrigt die Frage, wie die Eventualitäten mehr-

fachen Domizils und der Domizillosigkeit behandelt werden
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soUeo. Der erstere Fall bedarf offenbar besonderer Bege-

lung nur dann^ wenn die Domizile in verschiedenen

Rechtsgebieten liegen. Savigny (System VIII 101) UtTst

hier den zuerst erworbenen Wohnsitz entscheiden. Diese

Entscheidung erledigt zwar niclit den Fall, dafs beide

Wohnsitze gleichzeitig begründet wurden. Aber dieser Fall

ist von solcher Seltenheit, dafs er keine Berücksichtigung er-

heischt. Jeden&Us aber wäre es falsch , auf Grund dieser

Möglichkeit fUr alle Fälle mehrfachen Domizils das Becht des

Aufenthaltsortes zu substituieren, da der Aufenthaltsort

z. B. des Krblassers zur Zeit des Todes ein dritter Ort sein

kann, dessen Zugnuidelegung dem Prinzip des Personalstatutes

schlecht entsprechen und unter Umständen hr)chst mifsliche

Konsequenzen haben würde , welche durch Annahme der

Sayignjrschen Lösung vermieden werden. Wenn eine Person

keinen Wohnsitz hat, so führt der Grundgedanke des Personals

Statuts zur Substituierung des zuletzt innegehabten Wohnsitzes.

Die von Mommsen (Teil II, Nr. 190) vorgeschlagene und

auch in dem Vertrag von Montevideo enthaltene Heran-

ziehung des Aufenthaltsortes, dessen Kocht insbesondere für

die Konsequenzen eines Todesfalles (Erbrechl^ Vormundschaft)

der inneren Beziehung völlig ermangelt, ist nur dann zu em-

pfehlen , wenn auch ein frttherer Wohnsitz nicht zu ermitteln

ist, was nur sehr selten vorkommen wird. Savignv (System

VllI, 102), Stobbe (1, 239), Gierke (1, 220) äiifscrn sich

in demselben Sinn, und im Kern steht auch § 18 der deutschen

Zivilprozefsordnung aufdemselben Standpunkt ' : „Der allgemeine

Gerichtsstand einer Person, welche keinen Wohnsitz hat, wird

durch den Aufenthaltsort im deutschen Reich und, wenn

ein solcher nicht bekannt ist, durch den letzten Wohnsitz be-

stimmt"

* Vgl. auch Art. 5 des schweizerischen Geöetzeö vom 25. Juui

1891 (Teil II, Xr. 205).
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Personenrecht.

§ 13.

Natürliche Personen. Trennung Ton Recktsfähigkeit,

Haudlaugsfählgkeit, Status,

Früher herrschte im allgemeinen' unbefangenes Einver-

ständnis darüber y dab das Personalstatut unterschiedios über

Bechts- und Handlangsülhigkeit und Status der Personen

entscbetden müsse. Neuerdings hat sich die Erkenntnis Bahn

gebrochen^ dass die Frage nicht in Bausch und Bogen erledigt

werden darf, dals vielmehr Unterscheidungeii (irforderlich sind.

Diese Erkenntnis ist numcutlich durch Bar (Intern. Privat-

und Strafrecht §§ 42 ff., Theorie I 377 If., Lehrbuch 59 ff.)

gefördert und in der deutschen Litteratur durch Stobbe

(I 241 ff.) f neuestens durch Begelsberger (Pandekten

(I 168 ff.) vertreten*.

' Anders die eDglisch^nordamerikamsche Pmxis. S. unten S. 169,

Note 1.

* Vgl. auch Martens, Völkerrecht U 297 ff.

Ifiemeyer, Voxiehlage. I, 9
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Auch die Gebhardschen Entwürfe folgen dieser Richtung^

indem sie Rechtsfähigkeit (§ 5), Oeschftftoföhigkeit (§ 7),

sonstige Handlungsfähigkeit (§§ 12, 16) und StatUÄVcrhältnisse

(vgl. 21, 22, 25, 26, 28) unterscheiden, und indem .sie die

Kt'chtsftthigktiit (Ji 5) nicht dem Personalstatut initerstellen,

bezuglich der Geschiit'tsi'ähigkeit dem Ort der Geschäfts-

errichtuDg eine wesentliche Bedeutung zuerkennen. Die Au»-

scheidung der Rechtsföhigkeit aus dem Bereich des Personal-

statuts findet sich auch in dem montenegrinischen

G csctzb u ( Ii , die lierücksielitiirunp: des Ortsrechtes de^ Ge-

schättsschlusses in mehrfacher Abätutung in den Gesetz-

gebungen von Bern, Griechenland, Sachsen, Ticino,

Zug, in der schweizerischen Buudesgesetzgebung,

desgleichen in d^n berniachen, japanischen^ Laurent-

schen, Mommsenschen Entwurf. Die englisch-amerika-

nische Praxis mifst der lex loci actus eine souverSne Bedeutung

bei, und die franzrisiseh l)el<,n>(li<' .Jurisprudenz räumt ihr

wenigstens eine bedingte Wirksamkeit ein.

Es kann in der That keinem Zweifel unterliegen, dafs der

Gesetzgeber die Begriffe Rechtsfilhigkeity Handlungsfähigkeit,

Status trennen und die einzelnen Anwendungen dieser Be-

griffe ins Auge fassen mufs, um zu einer sachgemäfsen Ent-

scheidung zu gelangen. Die summarische Behandlung, welche

sich an die Stichworte „Rechts- und Handluiigötiiliii^keit",

„ötat et capacitö", ..personel, civil capacity", ,,stato e capacita",

„estado j capacidad", „estado e capacidade", „starea civila ?i

capacitatea persdnelor*' zu knttpfen pflegt^ ist kurzsichtig und

unzureichend. Volle Zustimmung verdient die Bemerkung

Bars (Lehrbuch 50): „Es mufs zwischen den die Rechts-

fähi^k it einer- und den die Handlungsfähigkeit andererseits

betiN Ht lidon R 00 h t SS ii tz e n unterschieden werden, und so

wenig der iSatz, dass der Süitus einer Person überall derselbe

sein müsse, ist juristisch hinsichtlich der Konsequenz ver^

wertbar der Ausdruck Fähigkeit: denn der sogenannte Status
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«iner Person ist nicht eine natürliche; überall sich gleich-

bleiliendc Eigeiisdiaft, sondern bezeiclmet mir kurz eiue

Summe von Rechteesiitzen, welclie uuf eine Person Anwendung

^nden, und welche selbstverständlich in einem anderen Terri*

torium andere sein können, während die Schlufsfolgerung aus

dem Ausdrucke „Fähigkeit'' deshalb verkehrt ist, weil eine

Menge von Bechtssätzen, bei welchen keineswegs das Personal-

Statut ausschliefslich Platz greift, z. B. Rechtssätze, welche die

Form der Rechtsgeschäfte betreffen , als Fähigkeiten der be-

teiligten Personen sich bezeichnen lassen."

Rechtsfähigkeit und Handlungs fähigkeit sollen

in den beiden folgenden Paragraphen erörtert werden. Hier

soll zunächst der Begriff des Status und seine Bedeutung

fUr das internationale Privatrecht klargestellt werden.

Beim Gebrauch des Worte« Status (und der ent-

sprechenden andt'i'öspraclii^-cn Ausdrücke) wird vieli'acii

zweierlei vermengt: Status als Thatbes tan d begriff und

Status als Rechtsfolgebegriff. Einen Thatbestandbegriff

bezeichnet das Wort, sofern damit die natürlichen und recht-

lichen Eigenschaften (Alter, Geschlecht, Geist^ustimd, Adel,

Ausländereigenschafl^ Ordensmitgliedschaft, Beamteueigenschaf)^

Sklaverei) begriffen werden, an welche die Rechtssätze über

Rechts- und Handlungsfähigkeit anknüpfen. Einen Rechts-

folgebegriff bezeichnet das Wort insofern, als damit gewisse

Eechtsstellungen von dauerndem Charakter und absoluter

Natur begriffen werden, wie Kamenrecht, Stand, Verwandtr

Schaft, Ehe, Prodigalität« Die Verwechselung beider (Ge-

sichtspunkte wird dadurch veranlafst, dafs der Status im

letzteren Sinne zum Teil auch zugleich Status im ersteren

Sinne ist.

Hier öoll nur von dem Rechtsfolgebegriff die Rede

sein. Kur dieser ist den Begriffen Rechtsfähigkeit und Hand-

lungsfähigkeit koordiniert. Soweit der Eechtsfolgebegriff sa-

gleich als Thatbestandbegriff für die Normierung der
9*
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Kechts- und Haadlungsi^bigkeit fuDgiert, wird die Behandlung,

der die letsteren betr^enden RechtssätEe natürlich durch die

für den StatuB mafegebenden Grundsätze mitbeBtimmt

Seinen Schwerpunkt findet der StatusbegrifF innerhalb des

öffentlichen Rechtes. Staatsangehörigkeit, Gemeindeangehörig-

keit, Gewerbestand, Beamtentum, Öoldateneigenschaft, Genufa-

und Ausschliefsung der bürgerlichen Ehrenrechte
,
Zugehörig»»

keit zu einer ReligionBgemeinschaft als Becbtsfolgebegriffe be-

ziehen sich nur ausnahmsweise auf privatrechtliche Rechts-

Terhältnisse, und soweit letzteres der Fall ist, besteht der In-

halt der Kechtsfolge lediglieh darin, dal's Rechts- iiiid Handlungs-

fähigkeit durch den Status beeinfluPHt werden. Diese Funktion

des Status wird im Zusammenhang der Hechts- und Hand-

lungsfähigkeit ihre Erörterung Huden. Einen selbständigen

zivilrechtlich^ Rechtsfolgeinhalt
i
das heilst einen Inhalt, der

Uber die Funktion eines Thatbestandmomentes für die Be-

stimmung der Rechts- und Handlungsftlhigkeit hinausgeht, ent-

hrtlt das Statusverhältnis der Sklaverei (hier im weitesten

Sinn genommen). Dieser Rechtsl'olgein halt, nämlieh das absolute

UnterwerfungSYerhältnis gegenüber dem Herrn, kann gemäfs dem

Gesichtspunkt ethischer Verwerflichkeit (s. oben S. 69) von

uns schlechterdings nicht anerkannt werden, und es ist nur

die Frage aufzuwerfen, ob dieserhalb eine besondere Be-

stimmung für das B.G.B, zu empfehlen ist, wie sie sich z. B.

in dem montenegrinischen Gesetzhuch (Teil H Nr. 48)

findet. Die Fragte ist zu verneinen, da die allgemeine Klausel,

welche oben (S. 69) erörtert wurde, dem Bedürfnis genügt.

Der Einflufs der Sklaverei auf die Rechts- und Handlungs-

fllhigkeit des Sklaven ist später (S. 144 ff.) zu erörtern. —
Eine andere Gruppe von Statusverhältnissen bleibt deswegen

hier aufser Betracht, weil sie Rechtsmaterien angehören, welche

nicht im ß.G.B. , sondern in anderen Reichsgesetzen geregelt

sind, so die Kaufmannseigenschaft, das Firmenrecht und andere

„Persönlichkeitsrechte'' im Gebiet der Immateriellen Rechte.
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Alle ttbrfgen Statasverhältnisse und Persönlidikeitsrechte ge-

hören dem Familf enrecht an. Dies gilt auch vom

N a m e n r e c h t u 1 1 1 vorn A d e 1 s r e ch t , welche, von besonderen

publizistischen Begründungs- und Verlustarten abgesehen, sich

«Is Ausflüsse familien rechtlicher Beziehungen darstellen. Hier-

nach kann der Gesichtopunkt des Status an dieser Stelle auf

Steh beruhen bleiben und seine fernere Erörterung dem Rahmen

<les Familienrechtes überlassen werden.

§ 14.

Natfliilehe Personen. AeditsfShlgkeit.

Mit dem Worte Rechtsfähigkeit bezeichnet man zweierlei,

und es ist ein Mangel der herrsehenden Terminologie, dafs

die beiden Bedeutungen dos Wortes nicht .schart" auseinander

gelialten werden. Einerlei ta versteht man unter RechtsfHhig-

keit die Fähigkeit, überhaupt Träger von Rechten und Rechts-

pflichten zu seinf, das heifst die Rechtspersönlichkeit,

andererseits die Ffthigkeit, Triger bestimmter Arten von

Rechten und Rechtspflichten zu sein, oder anders ausgedrückt:

•die besonderen Rechtsfähigkeiten. Wenn man diese

beiden GesichLspunktc als ^Vorhandcn.sein der Rechtsfähig-

keit" und „Umfang der llechtsfähigkeit" bezeiclniet ^, so

schliefst das die GMahr in sich, zu denken, es handle sich

bei dem sogenannten Um£ang der Rechtsfähigkeit um ein

Mehr oder Minder der Rechtspersönlichkeit. Die Rechts-

persönlichkeit ist aber ein Unteilbares. Sie ist rorhanden oder

nicht vorhanden; sie kann nicht in höherem oder geringerem

Mafse vorhanden sein. Darum soll im folgenden die Rechts-

fähigkeit im erateren ^inue aU Rechtspersönlichkeit

* Vgl. statt aller Regelaberger, PsDd. I 284.

* Vgl. s. B. Gierke, Deutsches Privatrecht I 223, 356.
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bezeichnet werden und der Ausdruck Rechtsfähigkeit nur

für die besonderen Bechtsfilhi'gkeiten verwendet werden.

Was nun die Recbtsstttse betrifft, welche die Voraus-

setzungen der R e e h ts p e r s i) 11 1 i c h k e i t („Erwerb", Verlust"^

„Aus.schlufs" ) bestimmen, so sclicint es auf den ersten Blick un-

bedingt geboten, sie dem Fersonalstatut zu unterstellen. Denn ea

scheint, es sei hier mehr als in iigend einem anderen Verhäitnis-

das Bedürfnis begründet, den Anwendungsbereich der Bechts»

sfttze durch eine dauernde Beziehung zu bestimmen. In-

dessen, wenn man die einseinen in Betracht kommenden Rechts-

beziehungen genauer uiitersiu lit, so ergiebt sich, dafs das Herr-

schaftsgebiet des Personalstatutes durch entgegengesetzte beson-

dere Gesichtspunkte erheblich beeinträchtigt wird und dafs für

das Personalstatut nur ein verhAltnismäHsig kleines Gebiet übrig

bleibt

Die Rechtssatze und dementsprechend die Rechtsdifferenzen,.

welche in Betracht kommen, sind von zweierlei Art. Eines»

teils liandelt es sich um die rechtliche Entscheidung von

Zweitein betreffs des natürlichen Beginns und Endes der

Persönlichkeit, andernteils um die Versagung der Rechts-

persönlichkeit in Fällen, wo die physische libcistenz ketneni

Zweifel unterliegt

Was die erste Art von Rechtssätzen anlangt, so gehören

aus dem (zweiten) Entwurf des B.G.B, hierher: die Vor^

Schriften über die Todeserklärung (ijv? 2— 9), ferner § 1: „Die

Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der vollendeten

Geburt und endigt mit dem Tode", und § 10: ,äind mehrere

Menschen in einer gemeinsamen Gefahr umgekommen, so wird

vermutet, dafs sie gleichzeitig gestorben seien/

Um zunächst die Todeserklärung zu erörtern, so ist

bemerkenswert, dafs der erste Entwurf des B.( r B. namentlich

insofern von dem zweiten Entwurf und von den Gebhardschen

Vorschlägen abweicht, als er die internationalistische Frage im

Zusammenhang der Verschölle n hei ts bestimm ungeik
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im § 5 beiithrt» welcher lautet: ^Ein Deutscher, welcher

erschollen iet, kann durch Urteil für todt erklärt werden**,

während die Ge})hardschcn Vorschlüge (bezw. der Kom-

missionsentwurf) und der zweite Entwurf des B.G.B, die Be-

stimmung des internationaleii Anwendungsbereiches in den

Zusammenhang der KoUisionsnormen verweisen. — Das

letztere Ver&hren verdient den Vorzug, weil kein Grund vor-

handen ist, die internationalistische Frage hier anders zu be-

handeln, als sonst, das heifst anders als im Zusammenhang der

Kollisionsnormen.

Die Frage umfafst begrifflich zwei Momente: einmal die

Zuständigkeit der deutschen Gerichte Und ferner die Frage

des materiell mafsgebenden Rechtes. Das Verhältnis beider

Momente ist aber ein anderes als das Verhältnis der Lehre

vom zivilprozessualischenForum gegenüb^dem—materiellen —
internationalen Brivatrecht. Bei letzterem Verhältnis sind

beide Momente auch praktisch trennbar: bei der Todes-

erklärung kann kein anderes Recht als die lex fori mafsgebend

sein, so dals mit der Zuständigkeitsfrage auch die materielle

Frage entschieden ist. Das ergiebt sich aus folgendem:

Während der Inhalt des zivilprozessualischen Urteils aus der

Fassung des letzteren selbst erkennbar ist, läfst die Todes-

erklärung in der Regel an und für sich völlig? im Dunkeln,

was sie besagen soll. Ihr Inhalt ist nur gegeben in der still-

schweigenden Bezugnahme auf das Keeht des Gerichtssortes.

Die Wirkungen der Todeserklärung können lediglich

nach diesem Becht bestinunt werden , wenn nicht die Todes*

erklärung selbst ausspricht, dafs ein anderes Recht dafür mafs-

gebend sein solle, oder anders ausgedrückt, dafs es sieh nicht

' In beachtenswerter Weise ist hier die Einsicht durchgedrungen,

dafs die Feststellung des Anwendungsbereiches der Recktssfitse ein

„wesentliches Glied* der einzelnen Reebtssfttze bildet» wie oben 82

ansgefflhrt wurde.
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um eine Todeserklärung im Sinne der lex fori, sondern um
eine solche im Sinne eines anderen Rechtes handle, also z. B.

um „döclaration d'absence" gemäfs Art. 115 ff. des franzß-

sischen Zivilgesetzbuches oder um eine Todeserklärung gemäls

Art. 684 des montene^uischen Gesetzbuches oder um eine

Verschollenheitserklärung gemäfs dem russischen Kecht (vgl.

Lehr, Elements de droit civil russe 1 156 ff.). Die Voraus-
setzungen der Todeserklärung können aber in jedem ge-

gebenen Falle nur durch dasselbe Recht bestimmt werden, wie

ihre Wirkungen. Dies gilt sowohl von den materiellen

Voraussetzungen als von der Form des Verfahrens. Sämt-

liche Bestandtdle, Vorbedingungen und Wirkungen des Ver-

fahrens hängen untrennbar zusammen. Wenn hier also ttber«

haupt ausländisches Recht angewendet werden soll, so mufs

dies in jeder Beziehung geschehen. Dies durchzuftihren,

erweist sich aber als einfaeli unmöglich. Es bedarf blofs

eines Blickes z. B. auf das französische und auf das russische

Becht, um. sich zu überzeugen, dafs das VerschoUenheits-

yerfahren dieser Rechtssjsteme nur möglich ist im Lande

selbst. Es ist abhängig von der Oerichtsverfassung
,
ja teil-

weise von der Organisation der allgemeinen Staatsverwaltung.

Es ist normiert in der Voraussetzung, dafs nur die inländischen

Behörden damit hctaist werden können. Um^^ekelirt ist das

Verscholleuheitsverfahren (Aufgebot!) des B.G.B, so geartet,

dafs seine Anwendung im Auslande nicht zu erwarten, teil-

weise nicht möglich ist.

Hiemach vereinfacht sich die gesetzgeberische Au%abe

dahin
f

dafs die internationalistischen Voraussetzungen zu be-

stimmen sind, unter denen deutsche Oerichte eine Todes-

erklärung erlassen sollen, und diejenigen, unter wekhen eine

ausländische Todes- oder Verschollenheitserklärung als wirk-

sam anzuerkennen ist. Diese Frage ist grundsätzlich im Sinne

des PersonalStatuts zu entscheiden. Ob, unter welchen

Digitized by Google



Personenrecht. 187

Yorausseteuogen und mit welchen Wirkungen eine Person

für tot oder verschollen erklärt werden kann, mufs prinzipiell

nach demjenigen Recht entscliieden werden, welches über die

Rechtswirkungen entscheitlet, die sich an den wirklich ein-

^tretenen Tod kniipfen. Denn auch von der Todeserklärung

kann man sagen : naturam' imitatur. Nun ist zwar nicht sussu-

geben (vgl. Bar, Theorie I 374), dafs es sich dabei nur um
Familien- und Erbrechtsverhältnisse handle. Man denke z. B.

an Persoiuil^servituten und Lebensversicherung. Aber dafs in

den Fragen des Familien- und Erbrechtes der Schwerpunkt

der Todeserklärung liegt, ist unleugbar, üa nun, wie später

ausgeführt werden soll, fUr Familien* und Erbrecht das Per-

sonalstatut zu Grunde zu legen ist, so ergiebt sich folgerecht

die Mafsgebliehkeit des letzteren auch für die Todeserklärung.

Es kommt hinzu: Wenngleich die Todeserklärung veranlafst

wird durch das Verlangen derjenigen Pers>uuen, welche die

Todeberklärung wünschen, so beruht doch andererseits das

Verfahren wesentlich auf dem Gedanken, dafs die Interessen

des Verschollenen durch die Organe des Staates amtlich wahr-

genommen werden, und 'dafs vor der Zulassung der Inter-

essenten zu den durch den Tod bedingten Rechtsfolgen alle

zu Gebote stehenden Mittel erschöpft werden sollen, um dem

Verschollenen, wenn er lebt, Gelegenheit zu geben, sich zu

melden. Dieeser Geesichtspunkt eines dem Verschollenen zu

gewährenden Schutzes f^llt jedenfalls bei der Lösung der inter-

nationalistischen Frage wesentlich ins Gewicht Es entspricht

«bei)SOWohl dem internationalen als dem nationalen Rechts*

gedanken, dafs soweit als möglich der Heimatstaat darüber

wacht, dafs ein Verschollener in seinen Rechten nicht ver-

kümmert werde. In diesem Sinne ist die Todeserklfliuni; ein

nationales Rechtsinstitut. Das Prinzip des § 8 der Gebhard-

schen Entwürfe verdient dalier völlige Billigung. Nur ist

nicht einzusehen , warum die Todeserklärung von Ausländem
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lediglich negativ ^ behandelt und insofern die inteniationaUstische

Frage nur halb gelöst ist AU Ergänzung der Gebbardacben

Yorschriften fordert daa internationalistische Prinzip die Be-

stiTTimung, dal« die Todes- oder Ver-scliollenlieitserkiaruiig eines

Ausländers anzuerkennen iat, wenn sie von einem nacli dem

Heimatrecht des VerschoUencn zuätrtndigen Gerichte aus-

gesprochen ist, und zwar mit den Wirkungen , welche das

Recht des Gerichtsortes bestinunt. £s ist kein Grand Tor-

handen, die Todeserklärung von Ausländem nach einem

anderen Prinzip zu behandeln, als deren Familien- und Erb-

recht. Es ist aber auch positiv durch daa nationale Bedürfnis

dringend geboten, die Todeserklärung von Ansiändern im.

B.G.B, zu regeln. Es liegt auf der Hand, dal« für die Fälle,

wo TerschoUene Ausländer deutsche Erben oder Erbschafts-

objekte in Deutsehland hinterlassen, die Gebbardschen Voi^

Schläge eine LUcke aufweisen. Aber auch wenn es sich z. B.

um die deutsche Naturalisation der minderjährigen Kinder oder

der Ehefrau eines versehollenen Ausländers oder um die

Fälligkeit einer Lebensversicherung handelt, wobei der Dcsti-

natär ein Deutscher ist , oder die Versicherungsgesellschaft

ihren Sitz in Deutschland hat, macht sich das gleiche Be-

dtlrfnis geltend.

Eben dieses Bedürftiis macht es nun aber nötig, von dem

soeben entwiekclten Grundsatz eine Ausnahme zu machen,

wenn zufolge des im Ausland bestehenden Keclu-zut-tandes die

Todeserklärung eines bestimmten Ausländers nicht möglich

ist, während doch innerhalb der Aufgaben der deutschen

Rechtspflege das Bedürfnis entsteht, die durch die Verschollen-

heit bedingte Unsicherheit zn beseitigen. Nicht alle Rechts-

systeme kennen die Todes- oder Verschollenheitserklfirang.

1 Dafs es nicht etwa die Meinnng der Gebbardschen Entwürfe

war, die Todeserklftrang gemäfs § 87 der Entwürfe zu behanddn, geht

ana dem Zusammenhang deutlich hervor.
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Nicht nur in unztvilisierten Gebieten , sondern z. B. auch in

England^ und in dem grOfsten Teil der Vereinigten Staaten

von Amerika ist das Institut der gerichtliclien Todeserklnrung

unbekannt'*. Indessen auch in Ländern, wo das Institut be-

steht^ wird es infolge der dort geltenden Zustftndigkeita-

bestimxnnngen oft unmöglich sein^ die diesseitig erwflnschte

Todeserklärung dortiger Unterthanen zu erUngen. Dies gilt

insbesondere gegenüber den Staaten , deren Gerichte für die

Todeserklärung nur zuständig sind, wenn der Verschollene

seinen letzten bekannten Wohnsitz in jenem Lande gehabt

hat^. Will man daher nicht auf die Todeserklärung fUr viele

internationalistisch gelagerte Fälle ganz verzichten, für andere

Fälle ihre Durchführung wenigstens fraglich lassen , so mufs

man sich entschliefiien, die Kompetenz der deutschen Gerichte

weiter auszudehnen, als es nach dem entwickelten Prinzip an

und für sich angezeigt wäre. Der Entwurf zweiter Lesung

(Note 1 zu § 9) schlägt vor, in die C.P.O. die Bestimmun«:

einzufügen: „Zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirk der

Verschollene den letzten inländischen Wohnsitz hatte. In £r^

mangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Gre-

richt fUr Angehörige eines deutschen Bundesstaates von der

obersten Justizverwaltnngsbehörde dieses Staates, fQr andere

Verschollene von dem Reichskanzler bestimmt." Diese Vor-

^ Lehr, Elements de droit dvil aaglais. Paris 1885, S. 80.

* S. Stimflon, American Statute Law, Boston 1886, § 3510 ff. —
Die Todesvanntttiing auf Grund teils siebei|jllmg», teils fän^iUiriger,

teils fünfzehnjähriger Abwesentheit deckt das Bedürfnis nicht, 8ofem

flie nur als Insiden^nnkt in einem gerichtlichen Verfahren entschieden

werden kann und nur inter partes rechtskräftig wird.

^ Vgl. liinsiclitlicli des französischen Rechtes Vincent und

Prnaud, 1 Hctionnairc de droit international priv^ nro. 14 If., besonders

uro. 20, Zachariä v. Lingenthal, Handh. des französ. Givilrecht»,

8. Aufl., bearb. r. Crome, Freiburg 1894, S. 243. Auch das mansche

Becht scheint auf demselben Standpunkt zu steh^; Lehr, i^Uments

de droit cItU mase, Paris 1877, I 156 ff.
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Schrift IttfBt, entsprechend dem hier behauptetes BedttrfniB,

die Möglichkeit offen*, dafs auch Ausländer, und zwar auch

solche, die niemals einen Wohnsitz in Deutschland besessen

haben, von deutschen Gerichten für tot erklärt werden können.

Sie ist daher wünschenswert. Indessen es wUrde dem inter-

nationalistischen Prinzip und naheh'egenden Zweckmäfsigkeits-

erwägungen suwiderlaufen, wenn die Bestimmung in der Weise

ausgeführt würde, dafs ohne Rücksicht auf die Konkurrenz

ausländiächer Geriehte in allen Fallen, in welchen die Todes-

erklärung eines Ausländern beantragt werden würde, der

Reichskanzler ein deutsches Gericht mit dem Verfahren beauf-

tragen dürfte. Auch würde es bewährten Grundstttaen wider«

sprechen, wenn die Entscheidung, ob die Thfttigkeit deutscher

Gerichte eintreten solle oder nicht , im Verwaltungswege

erginge. Es ist Aufgabe der Gesetzgebung, zu be-

stimmen, unter welchen Voraussetzungen deutsche Gerichte

mit Todeserklärungen von Ausländern befafst werden sollen,

und zwar mufs, wie nach dem vorher Gesagten nicht näher

begründet zu werden braucht, das B.G.B. dies bestimmen,

nicht etwa die C.P.O.

Hier ist nun festzuhalten, dafs es sich um eine Ausnahme-

bestimmung handelt, welche nicht weiter gehen darf, als das

Bedürfnis es durchaus gebietet. Wenn man die Todes-

erklärung von Ausländern allgemein zuläfst im Falle des Ilervor-

tretens irgend welchen Bedürfnisses in Deutschland, so bringt das

die Gefahr mit sich, dafs die Todeserklärungen deutscher Ge-

richte im Auslande überhaupt nicht anerkannt werden, und

dafs derselbe Verschollene mehrmals für tot erklärt wird,

woraus infolge der Verschiedenheit der Voraussetzungen und

1 Zwiii^n nd ij^t der Scliiufs, dafs au dics<> M;»jrlichkeit gedacht sei,

nicht, weil au den Fall der Keichsangehöri/^fkeit olme Zugehöripkoit zu

einem Bundesstaat gedacht sein kann. (§ 6 des Gesetzes , hetr. die

Bechtererh&ltniase der dentselieii Schatsgebiete rom 15* HArz 1888,

B.6.BI. S. 71 ff.)
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Wirkungen der TodeaerkläruDg in den verschiedenen Recht»*

Systemen sich die mifslichsten Folgen ergeben. — Das in

Frage stehende Bedürfnis ist nach zwei Seiten bedingt. Einer-

seits mufö der Effekt der Todeserklärung ?>ieli in Be-

ziehungen äufsern, deren Regelung als Aufgabe der deutschen

Kechtspflege zu hetrachten ist. Dies ist der Fall, wenn sich

entweder Vermögen des Verschollene im Deutschen Beich

befindet^ oder wenn an der Todeserkljlrung Personen interessiert

sind, denen das Dentsche Reich Bechtsschutz schuldig ist.

Das letztere Kriterium ist zweifellos gegeben, wenn die Inter-

essenten Deutsche sind, die in Deutschhind wohnen. Es kann

in Zweifel gezogen werden, ob es auch gegeben ist, wenn die

Interessenten Deutsche sind, die im Ausland wohnen. In-

dessen mufs dies bejaht werden in Konsequenz des Gbund*

Satzes des Art 8 der Reichsverfassung: „Dem Auslande gegen-

Uber haben alte Deutschen gleichmäfsig Anspruch auf den

Schutz des Reiches" ^ Dagegen ist es nicht als AuJgabe der

deutsehen Itcchtsptiege an/.uerkenneu , sich mit der Todes-

erklärung eines Ausländers zu befassen, wenn nur Ausländer

daran interessiert sind, mögen diese auch ihren Wohnsitz in

Deutschland haben. Die zweite Bedingung ist die, dafs im

Heimats^t des Verschollenen die Todeserklärung oder eine

im wesendichen dieser gleichstehenden Verschollenheitserklftrung

nicht zu erreichen ist, sei es, dafs ein derartiges Institut nicht

bekannt, sei es, dafs gegebenenfalls die Zuständigkeit der

dortigen Gerichte nicht begründet ist oder die TudeserkläruDg

im konkreten Fall von den ausländischen Gerichten aus einem

anderen Grunde abgelehnt ist.

1 Ah Aiialof^ie kann § 568 AI, 2 C.P.O. angeführt Averden. Vgl.

dazu Entseh. des K.G. IX S. :'.07 und die Aiisftihninjrpn S. 77 ff. der

Motive eine.« Einfühningsgesetzeü zum B.G.B., Amtlichi' .Aus^j^alM-, Berlin

und Leipzig 1Ö8Ö. — Vgl. auch lieicLsgesetz v. 4. Mai lö70 (li.G.ßl,).
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Es ist nunmehr zur Erörterung der übrigen Rechtssfttze

ttber Beginn und Ende der Persönlichkeit fiberzugehen.

Was die liest immimg in ^5 1 dcü zweiten Entwurles des

B.G.B, angeht, so i^t sie entbehrlich und sollte gestrichen

werden. Positiven Inhalt hat sie nicht, da weder ein norm-

gebender Rechtssatz, noch eine rechtliche Detinidon darin ent-

halten ist Allem Anschein nach haben die Redaktoren in der

That nur im Sinn gehabt, etwas Kegatives auszusprechen,

dafs nämlich Beginn und Ende der Rechtspersönlichkeit nicht

durch andere Voraussetzungen als durcli Geburt und Tüd be-

dingt sein sollen. Dies auszusprechen, ist aber im Rahmen

einer Kodifikation überflüssig, sofern damit nur gesagt sein

soll, dafs das Gesetzbuch keine Rechtssätze enthalte, wdche

engere Grenzen aufstellen. Soll damit aber mehr gesagt

werden, dafs nämlich derartige Rechtssätee, wenn sie sich in

ausländischen Rechten finden, ron den Organen der

deutschen Rechtspflege nicht angewendet werden sollen, so ist

das nicht zureichend ausgedrückt, würde übrigens in den Zu-

sammenhang der Kollisionsnnrmon gehören und vor allem: es

würde inhaltlich nur zum Teil zu billigen sein. Die Vor*

Schrift kann daher hier nicht als Ausgangspunkt dienen. Es

mnfs die Frage dahin gerichtet werden, ob und inwiefern aus-

ländische Rechtssätze, welche als Voraussetzungen der Rechts-

persönlichkeit ander«.' Kriterien als Geburt und Tod aufstellen,

Anerkennung linden sollen. — Die hauptsächlichste Frage,

welche in Betracht kommt, ist die, wie der Anwendungsbereich

der Rechtssätze zu behandeln sei, welche das Kriterium der

Vitalität aufstellen. Den weitestgehenden Ausdruck giebt

dem Gesichtspunkt der Vitalität das bernische ZiyiN
gesetzbuch (Satz 9): „Die Persönlichkeit eines Menschen

hebt in dem Zeitpunkte an, wo er lebendig und lebens-

fähig zur Welt kommt. ' Das spanische Zivilgesetzbuch

(Art. 30) bestimmt : ,,Para los efeotos civiles, sdlo se reputarÄ

nacido el feto que tuviere figura humana 7 viviere
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einticuAtro ho ras enteramente desprendido del seno

materno." Das ])eruaiii8che ZivilgesetebucH (Art. 4) be-

stimmt: „El uacido y el que estu por nacer nocesitan, para

C'oii^ervar y trasmitir estos derechos, que su iiaeimiento m
veritique pasados seis meses de sa concepciön; que Tiraii

cuando m^nos veiDticuatro horas, y que tengan figtira hunuma."

Das französische Zivilgesetzbuch (Artt. 725 , 906) fordert

Lebensfähigkeit als Voraussetzung der Erbfilhigkeit und der

Erwerbsfkhfgkeit ftbr Schenkungen. Das italienische Ziril-

ge^etzbucli (Art. 724) fordert für die Krbtahi^keit Vitalität,

prfisumiert jedoch die letztere. Auch sonst ündeii sich in den

Gesetzgebungen mannigfache Abstufungen. Fragt man nach

der praktischen Bedeutung derartiger Vorschriften, so mufs

man sich überzeugen, dafs auch fUr diejenigen Recfatsgebietei

in welchen die Vitalität zur allgemeinen Voraussetzung der

Rechtsföhigkeit erhoben ist, praktisch allein die aktive und

passive E r L f ;i h i g-k ei t des Kindc«j in Betracht föllt. Schen-

kungen au ein Kind in den ersten Lebennstundeu kommen

niclit oft vor und kaum jemalr^ unter solchen Umständen,

dais daraus ernstliche rechtliche Differenzen entstehen. Andere

Rechtsgeschftfte des Kindes sind thatsftchlich und rechtlich

ausgeschlossen. Die Statusyerhältntsse sind nach dem Tode

des Kindes ntir noch indirekt von Belang. Es ergiebt sich

somitj dafs es sich praktisch bei den Vitalitütsbestimmungen

nicht eigentlich um die Rechtspersönlichkeit, sondern nur um
besondere Rechtsfähigkeit im Sinne der oben vor-

geschlagenen Terminologie handelt Es soll nachfolgends

dargethan werden, dafs es sachgemftfs ist, die besonderen

Rechtsföhigkeiten durchw^ nach denjenigen Gesetzen zu

beurteilen . welclie — um mit § 5 der Gebhardschen Ent-

würfe zu reden — ..über das Rechtsverhältnis, bei dem sie in

Frage kommen, entscheiden". Für die Anwendung dieses

Ornndsatzes auf das Erfordernis der Vitalität und also gegen

die Anwendung des Personalstatutes spricht die besondere
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£rwftgung, dafs es sich hier gar nicht um die eigenen Intern

essen des Kindes handelt , dem ja die in Frage stehenden

Rechte nur theoretisch zufallen, sondern um die Interessen seiner

Erben. Das Kind kommt nicht als Träger von Rechten^

sondern nur als gred achter Durchgangspuukt in Be-

tracht.— Eine Prühiug der sonstigen ßechtssStzc Uber Geburt

und Tod ergiebt, dafs es mit ihnen eine ähnliche Bewandtnis

hat, wie mit den Vitalitätsbestimmungen. Ihrer praktischen

Bedeutung nach charakterisieren sie sich als Torwi^nd oder

ausschliefslich erbrechtltche Bestimmungen. Das gilt z. B.

von der Bestimmung des ar^j^en tinischen (Art. 88) und

des s }j a n i s e h en Zivilgesetzbuches (Art. 31 ) über das Alters-

verhältnis der Zwillinge, von der in schweizerischen Gesetz-

büchern (vgl. Huber, {Schweizerisches Privatrecht I 100)

enthaltenen Präsumtion für Lebendiggeborensein^

Ton den Rechtssätzen über den nasciturus, sowie endlich von

den RechtssStzen ttber Kommorienten. Ihr internationaler

Anwendungsbereich ist gegeben durch den Anwendungsbereich

der erbrechtlichen 6ätze , so\vie der etwa sonst noch in Be-

tracht kommenden besonderen Eechtsinätitute. — Es ist zu

erwähnen, dafs die Lebensvermutung hinsichtlich eines

Verschollenen, sofern eine solche sich an die Verschollen-

heitserklärung knüpft, nicht hierher gehört Vgl. aber

Entsch. R.a. XXV S. 148.

Die Ver.sa^amg der Rechtspersönliehkeit in

Gestalt der Sklaverei gehört zu denjenigen Kechtsein-

richtungcn, zu deren unmittelbarer Verwirklichung unsere

Rechtsordnung die Hand nicht bieten darf. Darüber herrscht

Einverständnis ^ Fraglich ist indessen, wie weit in der

^ Vgl. Bar, Theorie I 406 ff. und die dort angefahrte Litteratnr,

ferner Giurkc, Deutschee Privatreeht I 223, Begelsberger, Pan-

dekten I 168.
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Kichtflnerkennang dieser Rechtseinrichtung gegangen werden

soll. Der Gesichtspunkt der sittlichen Verwerflichkeit ist nicht

ohne weiteres durchschlagend. Daraus, dafs in unserem

eigenen Kulturgebiet der Gruiid«utz der Freiheit und Gleich«

heit alles dessen, was Menschenantlitz trügt, als sittliches Ideal

empfanden wird (ein Ideal, mit dem doch nur in einzelnen

Beziehungen Ernst gemacht wird), folgt nicht, dafs der

Sklayeneigentttmer unsittlich handelt, wenn er sich der Rechts-

form der Sklaverei in einem Lande bedient, wo eine andere

Form des DienstAerhaltnisses unbekannt ist. Noch weniger

folgt daraus, dafs keiaerlei Konsequenzen dieses Kechtsver-

hältnisses im Bereich unserer Kechtsordnung anerkannt werden

dürfen» Insbesondere ist nicht zuzugeben, dafs infolge der

Mtfsbilligung der Yersagung der Rechtspersdnlichkeit

wir dem Sklaven unbeschrttnkte Erwerbsf&higkeit oder

gar völlige II a n d 1 u n g s t a Ii i g k e i t vindizieren
,
geschweige,

dafs wir sein Verhältnis zum Eigentümer in Anseluuig des

für diesen gemacliten Erwerbes ignorieren müssen. Das würde

sich gar nicht durchführen lassen. Indessen es ist nicht er-

forderlich, hier die sehr heiklen Fragen zu verfolgen, welche

in der Fortsetzung dieser Gedankenreihe li^en. Denn einer-

seits werden die Fälle, in welchen derartige Fragen auftreten,

]ir;ilui.-rK ungemein selten sein. Andereraeits würde es ver-

gebliche Mühe sein, die möglichen Schwierigkeiten im voraus

übersehen und kasuistisch regeln zu wollen. Der Gesetzgeber

mufe sich auf eine sachgemäfse £inzelbehandlung dieser Fragen

durch die Gerichte verlassen und es bei der clausula generalis be-

züglich der Kichtanerkennung gewisser ausländischer Rechts-

sätze bewenden lassen, welche oben (S. 62 ff.) empfohlen wurde.

Auch eine Nacliahmung der Bestimmung des prenisisehen

Gesetzes vom 9. März 1857: „Sklaven werden von dem

Augenblick an, wo sie preufsisches Gebiet betreten, frei. Das

Eigentumsrecht des Herrn ist von diesem Zeitpunkt ab
Niemeycr, VorschUg«. I. 10
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erloschen"^, ist nicht zu empfehlen. Ea filhrt, wie Bar
(Theorie I 406 ff.) mit Recht geltend macht, zn unhaltbaren

Konsequenzen^ wenn an ein blols voiiiborgehende.s Verweilen

des Sklaven im Gebiet des DeuUclieii Keicliess, konsequent

also auch an das Betreten eines deutschen »Schiffes, die Rechts-

folge geknUpft wird, dafs nach der Rückkehr in den Sklaven-

Staat der Sklave von uns als freier Mann betrachtet wird.

Die Sklaveneigenschaft mufs vernünftigerweise in diesem Falle

g< nau so viel und so wenig berttcksichttgt werden, wie wenn

der Sklave das Gebiet des iSkluvcnatautes niemals verlassen

hätte.

Was von der Sklaverei gilt, trifft im wesentlichen für alle

Rechtsinstitute zu, wodurch einem Menschen die Rechts-

persönlichkeit versagt wird, m9ge die Versagung unter dem

Tsamcu Leibeigenschaft, b ü i c rl i c he r Tod oder

sonstwie auftreten. Diejenigen Konsecjuenzen dieser Begrifte,

welche uns unsittlich erscheinen, müssen im Bereich der

deutschen Hechtspflege abgelehnt werden, andere Konsequenzen

sind anzuerkennen, wenn nach sonstigen Grundsätzen die An-

wendung des betreffenden Rechtes geboten ist. Es hiefse

das Kind mit dem Bade ausschütten, wenn man den Be-

schränkungen der Rechtsßihigkeit, weicht wu einzeln nicht

für unsittlich halten, die Anerkennung versagen wollte, falls

sie in der Häufung und als Konsequenz eines Institutes auf-

treten, das wir als solches für unsittlich halten. Nur den-

jenigen Beschränkungen müssen wir die Anerkennung ver-

sagen, welche ihrem Inhalte nach (z. B. Versagung der

Parteifalii^keit im Zivilprozefs) oder dem Motive nach

(z. 1>. licchtabeäcltriüikunp'U au.s konfessionellen Gründen)

uns als unsittlich erscheinen. Wenn z, B. nach dem an und

1 Ähnlich sächsisches bfirgerlickcs Gesetzbuch § 31, österreichisches

bÜTgerl. Gesetibueh § 16 AI. 2, lioUfindisches burgorlijk wetboek

Art 2 AI. 2.
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für sich mafsgebenden Recht eine Person, deren ErV
berechtigung in Frage steht

^
bürgerlich tot ist^ so wird man

kein Bedenken tragen dürfen, ja genötigt sein, sie von der

Erbfolge aubzuäscliliefsen. Die Zulassung zur Erbfolge ^vürde

weder durch den sittlichen noch durch einen anderen

zwingenden Mafsstab gerechtfertigt sein. Die Sachlage wäre

ihrem Wesen nach nicht anders, als wenn es sich z. B. um
die Erbberechtigung eines nach Sibirien deportierten Russen

handelte, welcher nach russischem Recht (Lehr, ^l^ments de

droit civil russe I 399) succef^yion.suutahig (niclit ])iirgerlich

tot) ist. Kasnistise-lio RestimTnungeu Uber die Grenze, bis zu

welcher die Rechtskonsequeuzen des bürgerlichen Todes anzu-

erkennen sind, sind so wenig am Platze, wie hinsichtlich der

Sklaverei.

Die zuletzt erörterten Fragen berühren bereits das Gebiet

der besonderen Rechtsfähigkeiten. Wenn die Versagung der

Rechtspersönlichkeit im Sinne der vorstehenden Ausführungen

gebandhabt wird, so heifst das mit anderen Worten : die Ver-

sagung der Rechtspersönlichkeit gemäfs einem auslän-

dischen Recht ist als solche nicht anzuerkennen; jedoch^ sind

diejenigen Beschränkungen der Rechtsfähigkeit und

die sonstigen Eonsequenzen anzuerkennen, welche nicht gegen

absolute Grundsätze unserer Rechtsordnung verstofsen. Damit

ist die Frage, welches Recht über die aus der Sklaverei

u. 8. w. entspringenden MUngel der RechtsfHhigkeit entscheiden

solle, reduziert auf die Frage, wie die besonderen RechtsfUhig-

keiten behandelt werden sollen. Zur Erörterung dieser Frage

soll nunmehr übergegangen werden.

* Mau ilari nicht einweiiUen, daTs damit der oben ein^jfenommene

Standpunkt verlassen Bei, wooach eine quantitative Teilung der Rechts-

pers5nliehkeit begrifflieh ausgeschlossen ist. Das hier eingeschlagene

Verfahren beruht darauf, dafs die Rechtspersönlichkeit aller

Menschen schlechthin anzuerkennen ist.

10*
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Die Frage ist, wie schon angedeutet in Übereinstimmung

mit § 5 der Oebhardscben Entwttrfe* dabin zu beant-

worten , dafs diejenigen Gesetze entscheiden müssen, welche

im übrigen über das bctrcrtende Kechtsverhältnit» entscheiden,

— lex ciiusae kann man vielleicht sagen.

Die Berechtigung dieses Standpunktee ergiebt sich haapt*

sächlich daraus y dais die verschiedenen Beziehungen eines

und desselben Rechtsverhältnisses nicht ohne Not auseinander

gerissen und vers».liiedenen Rechtssysteinen unterstellt werden

dürfen. DieTrennung, welclie im Gebiet des internationalen Privat-

rechts mehrfach unvermeidlich ist, ist doch stets nur als cia

notwendiges Übel anzusehen» und wegen der bestehenden

Unvollkommenheiten in der Normierung der StaatsangehSrig-

kett ist die Konkurrenz mehrerer Personalstatute beson-

ders unerwünscht. Die Erwägungen , welche oben (S. 95 ff.)

gegen die Trennun^^ von Formvorschriften und materiellen

Vorschriften grundsätzlich geltend gemacht wurden, linden

hier eine Analogie. Die Analogie betrifft auch die Schwierig-

keit (in vielen Fällen Unmöglichkeit), aus einem Rechtsvei^

hältnis das subjektive Moment der Rechtsfilhigkeit herauszu-

lüsen. Diese Schwierigkeit zwingt die grundsätzlichen

Vertreter des Personalstatutes, thatsächltch hinsichtlich der

Rechtsfähigkeit einen sparsamen Gebrauch vom Personalstatut

zu machen.

Es giebt verhältnisraäfsig wenige Rechtssätze, welche sich

unter dem Gesichtswinkel der «besonderen Rechtsfähigkeiten"

betrachten lassen. Dazu kommt, dafs für die als Beschrän-

kungen der Rechtsfilhigkeit charakterisierbaren Rechtssätze,

lafst man sie einzeln Revue passieren, gröfstenteils aueh aus

besonderen Gründen die Behandhing nach dem Prinzip des

Personalstatutcs sich ak unangebracht erweist. Im folgenden

1 Übereinstimmend auch Bar, Lehrbuch S. Stobbel 240—41,

vgl. Wbarton § 98.
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«ollen die wichtigsten in Betracht kommenden Etnzelfragen

«iner summarischen Erörterung unterzogen werden.

Eine l>esondere Botrachtung fordern zunllchst rVw Kechts-

beschräiikungeii der g eist liehen Orden sper so n en. Ob

durch das B.G.B, die partikularrecbtlichen Vorschriften über

«Len Klostertod aufgehoben werden, wie der Entwurf will

<Einmhmng8gesets §§ 32» 48 und Motive dazu S. 168 ff.), läfst

Bich nicht vorhersehen. Es ist in der gegenwärtigen politi«

sehen Lage nicht ausgeschlossen, dafs die Beibehaltung von

gewisser Seite verlangt und clurcbjz^esetzt Avirr), In diesem Falle

mufs grundsätzlich auch das Partikularrecht die Kollisions-

frage entscheiden. Geschieht dies aber nicht und wird die

oben (S. 45) yorgesohlagene Bestimmung Gesetz, so ist bei

Regdnng der hier zu erörternden Frage auch auf die innerhalb

^es Deutschen Reiches verbleibenden Rechtsverachiedenheiten

Rucksicht zu nehmen. Die für die Entscheidung mafsgebenden

Erwägungen sind indessen in dieser Iliiisiclit keine anderen

als die im Verhältnis zum Auslandrecht in Betracht kommenden.

Das Besondere in der Rechtsstellung der Ordenspersonen ist

nun lediglich quantitativer Art und liegt darin, dafs es sich

nicht um Ausschliefsung einer einzdnen Rechtsf^igkeit^ son-

ctern um eine gröfsere Summe von Rechtsbeschrttnkungen

handelt. Die Bezeichnung „bürgerlicher Tod" („mundo mor-

tuus'* c. 8 C. XVI qu. 1), welche oft für das Verliältni.s ^Ge-

braucht wird, ist eine Übertreibung. Wenn z. B. das jireufsi-

ache Landrecht, II 11 § 1199, bestimmt, dafs Mönche und

Nonnen in Ansehung aller weltlichen Geschäfte als ver-

storben angesehen werden, so statuiert es damit nicht den

bürgerlichen Tod im eigentlichen Sinne. Es braucht nur

<larauf hingewiesen zu werden, dafs nach jij; 1193 ff. a. a. 0.

i,die Sachen, und Effekten, welche der in das Kloster tretenden

Person zu ihrem eigenen Gebrauche niitgegeben werden",

Eigentum der Ordensperson bleiben und dafs hinsichtlich der

Kostbarkeiten, die dazu gehören, die Ordensperson ab intestato
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beerbt wird. Eine vergleicliende Betrachtung der verschie-

denen Rechtssysteme lehrt, dafs im aualändiscben Recht Sonder-

bestimmungen Uber die priyatrechtHche Stellung der Kloster-

por.sonen sich tiberhau}»t nur selten und fast durchweg

iu einer Form liiiden, welche keinen Zweifel darüber läfst,

dafs es sich nur um einzelne Beschränkungen der Rechts-

fkhigkeit handelt; so s* B. im österreichischen Zivil-

gesetzbuch §§ 63, 192, 573, im russischen Recht (vgl

Entsch. des R.a XXXII S. 178 ff.), im peruanischen Oe-

setz vom 28. Dezember 1809 > *. Sollte aber irgend ein Recht

Avirklich den bürgerlichen Tod an das ( )rdens;^elü})de knüpfen,

so würde in dieser Hinsicht das vom bürgerlichen Tud oben

Gesagte zu wiederholen sein, das heifst, es würde sich fiir

uns doch nur ura eine Summe von Rechtsbeschränkungen han-

deln, deren Behandlung von Fall zu Fall zu ervjfgen wäre.

Hiemach ist die Frage des Kbstertodes nicht wesentlich ver-

schieden von der Fra^c der Rechtsfähigkeit der Ausländer,

Juden, Beamten, Soldaten, Frauen in B( zug auf Immobiliar-

sachenrecht, Erbrecht, Vormundschaftsrecht, der Adeligen

in Bezug auf Familien^deikommisse, Lehen u. s. w.

Was die Beschränkungen der Ausländer angeht, so

bedarf es keines Wortes der Begründung, um die Un-

beachtlichkeit der im Auslandrecht enthaltenen Rechts-

beschränkungen der Ausländer darzuihun. Was aber die nach

Inlandrecht etwa geltenden Reclitsbeschrankungen der

Ausländer angehi, so ist deren absolute Kraft im Inland

ebenso selbstverständlich.

Die Beachtung der im Ausland bestehenden Rechts-

beschränkungen der Juden ist ausgeschlossen, weil darin ein

* Gödigo civil del Penl .... por M. A. de La Lama, lima 1898^

8. 392.

2 Das französische Recht kennt den Klostertod nicht, des-

gleichen nicht das schweizerische Hecht (Huber I 141, II 85).
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Ventofs gegen ethische Prinzipien tmserer Bechtoordnung

liegen wtirde.

HinBichtlich der Beamten, Soldaten, Frauen ist

festzustellen, dafs Beschränkungen derselben im Gebiet des

Vermögensrechtes kaum in Rctraclit koiiiinen. \on

Belang sind nur die Kechtsbeschraukungen derselben im

VormundschaftsrechL Hier aber ist die Einheitlichkeit

der rechtlichen Behandlung so augenscheinlich geboten, dafs

auch die prinzipiellen Vertreter des Personalstatutes meist der

Einheit des Verhältnisses das Wort reden K Die „Fähigkeit zur

Vormundschaft* ist nichts anderes, als die Gewährleistung der-

jenigen Eigenschaften, welche das Interesse des Bevormundeten

fordert) und es leuchtet ein, dals diese Frage nicht ans dem

Zusammenhang des ganzen vormundschaftlichen Verhältnisses

losgelöst werden darf. Nicht das Personalstatat des Vor^

mundes, sondern das des Mlindels mufs hier bestimmend sein.

Qeht inan andererseits von den verschiedenen Rechts-

materien aus, so gelangt man gleichfalls durchgehends zu

dem Postulat der Beurteilung der Kechtstähigkeit gemäfs der

lex causae.

Besondere Erwügungen stehen der üurchführung unseres

Prinzipes zunächst hinsichtlich des Immobiliaraachen-

reehtes zur Seite. Zwar hat sich noch neuestens Gierke

(Deutsches Privatrecht I 227) in dieser Hinsicht zu Gunsten

des Personalstattttes' aiiägesprüchen, indessen ohne in die

Prüfung der besonderen Fragen einzutreten. Der vorliegende

* So Gierke I 242. Vgl. im übrigeu JJar, Theorie I 582 If.

• S. dagegen Bar, Theorie 1 623, Lehrbuch 99—100, Roth,

Deutsch. Frivatrecht I 292, Regelsberger, Paod. I 169. — Auek
Dem bürg, Fand. I 106 ist, obgleich Gierke ihn für seine Auf-

fassung aufhift, ansckeinend in der Sache mit uns einverstanden.

Er will die Frage der Handln ngsfäli I g k < i f dein Personalstatut unter«

stellen, setzt aber lnnz\i: „Dugr^Ton sind die Immobiliarstatutcn mafs-

grcbcnd, soweit sie die Füliij.'^kcit zum Envcrb von Grundstücken von

besonderen Erfordernissen abhängig machen."
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Entwurf des B.G.B, enthält keine Keehtssätze, welche für den

Erwerb dinglicher Rechte an Immobilien besondere Eigen*

Schäften, etwa die deutsche Staatsangehörigkeit! oder für

Rittergüter die Adelseigenschaft Torschreiben. Ware es der

Fall, so wflrde schwerlich ein Zweifel daran bestehen können,

dafs die N'orsc'iirifttii uUöuhjte Anwendung hinsiclitlich deutscher

Immobilien finden niiifsten. Der innere Grund dafür beruht

darin, d»h derartige speziell Immobilien betreffende Reehtssätze

ihrem Sinn und Zweck nach exklusiv gemeint sind. Man
mala aber weiter gehen und behaupten, dala auch die Aner*

kennung ausländischer Rechtsbeschränkungen, welche an und

för sich nicht blofs für Immobiliarrechte ^,^<'lten, also z. B. der

Klüstertod, in Beziehung auf deutsehe Immobilien durch Sinn

und Zweck des deutschen Immobiliarsachenreehtea ausge-

schlossen ist. Dem System der Grundbücher wohnt der Ge-

danke ausschlieislicher Geltung der lex rei sitae auch in dieser

Beziehung inne. Die Berücksichtigung ausländischer Bechts-

beschrftnkungen widerstrebt dem Prinzip des Öffentlichen

Glaubens und dem Konsensprinzip oder, besser gesagt, dem

Korrelat de.s.s«>lben: der Ausöchliefsung der UftizialthätTgkcit

(vgl. den Entwurf einer Grundbuchordnung, Motive S. 73—74).

Ohne eines dieser beiden Prinzipien unzweckmäfsig zu be-

schränken, ist eine praktisch wirksame Berücksichtigung aus-

ländischer Rechtsfilhtgkeiten nicht möglich.

Was das Mobiliarsachenrecht und das Obliga*

tionenrecht anlangt, so ist hier die praktische Bedeutung

der Reehtsunfaliigkeit ungemein gering. Diese kommt, so

weit sich iihersehen läfst, nur in der Form der allgemeinen

Vermögensunf^higkeit vor. Die Behandlung nach dem von

uns yertretenen Prinzip wird hier praktisch keine Schwierig-

keiten ergeben. Wenn Ordensleute Yermögensklagen an-

stellen, für deren Beurteilung ein anderes als das Recht des

Personalstatutes mai'sgebend ist, so wird praktisch allen be-

rechtigten Kücksichten auf das OrdensVerhältnis unter dem

i^iy j^ud by Google
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Oesichtspunkt mtsprochen, dafis dielegitimatioadcausam

nicht dem Kläger, sondern dem Orden sasteht, sofern der

Erwerb des in Frage stehenden Rechtes yon selten des

Klägers in Stellvertretung des Ordens geschehen ist. Dasselbe

gilt fÖr den Fall, dafs ein Sklave ein Recht geltend macht,

welches nach Mafsgabe des Sklavereiverhäitnisses dem Herrn

bestimmt ist. Wenn ein KlostergeisÜicher oder ein Sklave

ein Objekt, das ihm übertragen war, einem Dritten weiter

übertragen hat, so läfst sich der letztere Rechtsübertragungs-

akt als unwirksam betrachten, gleichfalls unter dem Oesichts-

pankt des StellTertretnngsverhftltnfsses bei dem ersteren Rechts^

tibertragungsakt. — Soweit nach auülündischen Rechten Ver-

sagung der Vermögensfahig'keit ohne Vermögenssubstitutcn

vorkommt, also namentlich beim (eigentlichen) bürgerlichen

Tod, werden allerdings nur dann die Vermögensklagen jener

Personen abzuweisen und Rechtsübertragungen an sie und

Ton ihnen als wirkungslos zu betrachten sein, wenn es sich

um Rechtsfragen handelt, für welche das Personalstatut zu»

gleich lex causae ist.

Was das Gebiet des Erbrechtes anlangt, so läfst sich

eine Transmission des Erb- oder Vermächtnisrechtes auf den

Orden oder den Sklayenherm unter dem Gesichtspunkt des

Stellrertretungsverhältnisses nicht konstruieren. Nach unserem

Prinzip mufs dem Erben oder Vermächtnisnehmer, der nach

eeineiu Perbonalstatut vermögen»- oder doch erhimtahig ist^

Erb- oder Vermächtniarecht zugestanden werdeu, wie es nach

•dem für den Erbfall sonst mafsgebenden Recht jener Person

zukommt ^. Dies ist durch das Wesen der Erbfolge wohl be*

gründet, da der Nachlafs nach Jeder Richtung hin einheitlich

* "Eme andere, Mer nicht zu orörterndc Fra<j:e ist, ob nicht eine

Sonderbestinimung angezeigt ist, welche auch deu indirekten Erwerb

der toten Hand , der in diesen Fällen ja su erwarten ist , ausschliefst

oder beschränkt.
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behandelt werden mufs, soweit dies irgendwie ausführbar ist.

Ein Hauptergiiment für diesen Qrundsats liegt in der Be-

ziehung des Erbrechtes sum Willen des Erblassers. Der Erb-

lasser mufs die vermögensrechtliche Tragweite seines Todes

möglichst fthersehen können. Kr mufs wissen können, inwie-

weit zur Herstellung einer bestimmten Successionsoniiiung

seine letztwilligen Verfügungen nötig sind. Dies ist nicht

der Fall oder doch erschwert^ wenn die Erbfähigkeit sich nicht

nach demselben Recht richtet wie die sonstigen erbrecht-

lichen Fragen. Der Erblasser wttrde, wenn die Erwerbflähig-

keit sich nach dem Personalstatut der Bedachten richtete, nur

dann mit Sicherheit testieren ('xler je nach Umständen von

letztwilUgen Dispositionen absehen) können, wenn er einerseits

die Staatsangehörigkeit, andererseits das in dem Heiniatstaat

hinsichtlich der Erwerbf^igkeit geltende Recht bezüglich der

in Betracht kommenden Personen Übersehen könnte. Dafs

die. hierdurch bedingten Schwierigkeiten und Zweifel nicht

gerade häufig eine praktische Rolle spielen werden, verschlügt

nichts, da es .sicli hier nur darum handelt, wie die Fälle zu

behandehi sind , in denen sie thatsächlich vorliegen. — Wie

der Erblasser, so werden auch alle anderen am Schicksal des

Kachlasses interessierten Personen, Gläubiger , Erben, Vei^

mächtnisnehmeTi eventuell der Fiskus, durch HineinsiehuDg

des Personaktatutes der bedachten Personen in eine unsichere

Lage versetBt Vom Standpunkte der juristischen Technik

lälit ferner gegen das Personalstatut der JJcdaehten int, Gc-

Avielit, dals e8 öfters schwer zu bestimmen ist, ob die Aus-

schlielbung dejj Erwerbes bestimmter Personen als persönliche

Unj^igkeit oder als Vorrecht der an ihrer Statt berechtigten

Personen anzusehen ist. Mwi denke z. B. an das relative

Pflichtteilsrecht der Geschwister gegenttber einer persona turpis,

an Indignität und Inkapasität nach römischem Recht

Im geltenden Recht ist die hier erörterte erbrechtliche

Frage nur ausnahmsweise zum Gegenstand einer positiven

. ly j^ud by Google
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Bestimmung gemacht Das argentinische Zivilgesets-

buch (s. unten Teil II Nr. 474), welches das Wohnsitz-
recht des Erben über dessen „capacidad para succeder* ent-

scheiden läfst, steht, soweit sich übersehen liifst, allein. Die

Bestimmung berulit. wie sich aus der Note in der oftiziellen

Ausgabe ergiebt (Cödigo civil de la Repüblica Argentina^

Buenos Aires 1890), auf SaYtgnys Autorität Das englisch*

amerikanische common law steht auf dem von uns yertretenen

Standpunkt (Wharton §§ 576 fF.). Die Praxis der Übrigen

Länder* schwankt. Die älteren deutschen Schriftsteller haben

sich meist zn Ciunsten des Peröonalstatutö ausgesprochen.

Neuestens ist Grierke (Deutsch. Privatrecht 1 245) dafür ein-

getreten. Im allgemeinen überwiegt heute aber die entgegen«

gesetzte Meinung. Insbesondere wird sie von Bar (Theorie

I 814 ff., Lehrbuch 160), Roth (Deutsch. Privatrecht I 294),

Dernburg (Pand. I 107), Kegelsberger (Pand. I 182)

vertreten. Stobbe (I 286) will die absolute Erbunfähigkeit

(z. B. der Mönche) und die relative Erbfahi^^keit (z. B. unehe-

licher und legitimierter Kinder) unterscheiden und nur erstere

nach dem Personalstatut des Erben bestimmen; ebenso Gierke

(1245). Das Institut de droit international hat sich in

den Ozforder Beschlüssen (unten Teil II Nr. 504 verb. „quant

k la determination des personnes successibles**) für unser

Prinzip entschieden, desgleichen der Entwurf von Lima
(s. unten Teil II Nr. 507 Art. 20) und der Vertra;^- von

Montevideo (unten Teil II Nr. 518 Art. 45b). Dagegen

hat die Konferenz im Haag (Teil II Nr. 495) sich für das

Personalstatut erklftrt; aus welchen Gründen, Ist nicht bekannt

* Über d\o. französische Praxis vgl. Vincent und Pe na u d , Diction-

naire S. t^'2l) iL S. im übrigmi die bei Bar, Theorie 1 314 ff. , an-

geführte Litttratur sowie Böhms Handbuch der iutem. JJachlafs-

behaudlung, passim.
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gewarden K Im allgemeinen darf behauptet wwdeni dafs die

Vertreter dieses Standpunktes sich mehr durch die Begriffs-

konsequenz als durch praktische Envägungen leiten lassen,

und dafs sie wesentlich von der Vorstellung der „rechtlichen

EigeiibcLaften der rersonen'' bestimmt werden. Bedenkt

man, dafs der K»'rn der Lehre vom Personalstatut, wie oben

(S. 113 ff.) dai^gelcgt wurde, durch diese Vorstellung nur an-

gedeutet , nicht gekennzeichnet wird, und dafs nur das Be-

dürfnis dauernd gleicher Beurteilung gewisser

Rechtsfragen bei ein und derselben Person die An-

wendung des Persoiinlstatutes rechtfertigt', so wird man niclit

zaudern , de lege lerenda aucli bezüglieli des Erbrechtes dem

Gebhardftchen Standpunkte sachlich zuzustimmen.

Im Vorstehenden sind die RechtsbeschrAnkungen noch

nicht berücksichtigt, die an ein Strafurteil geknüpft

sind. Wenn man vom bürgerlichen Tod absieht, so kommen

von derartigen Kechtsbeschränkungen nur in lietracht: die

Erbunfähicfkeit , die Unüihigkeit zur Vdrmundschaft (im

weitesten »Sinne; vgl. I{.St.G.B. § 34 Nr. 4) und die Un-

fl&higkeit, Instrumentszeuge zu sein. Die Strafe des bürger-

lichen Todes ist in fast allen Kulturstaaten abgeschafft'.

Soweit sie noch vorkommt, ist sie nach den schon entwickelten

Grundsätzen (oben S. 147) nicht als Versagung der Rechts-

per.sCuilichkeit anzuerkennen, sondciii als Summe einzelner

Kechtsbeschriinkungen zu behandeln.

Die Meinungen sind hinsichtlich der Behandlung der auf

StrafurteU beruhenden zivilrechtlichen Folgen geteilt zwischen

grundsätzlicher Nichtanerkennung ausländischer Urteile, also

1 Die „Actes de la 3« conförence de la Haje ... de droit ioter-

national priv^" 8. 126 enthalten gerade f&t Art 6 keine Be-

gründung.

- Vgl. nbor über die Gesct/.gebung einiger Schweuerkantone

liuber, Schweizer. Privatrecht I 140.
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in diesem Sinne lex fori\ und dem Prinzip des PerBonal-
statutes'. Keine dieser beiden Behandlungsarten befriedigt

vollkommen. Die erstere pflegt man auf die Grundsätze des

internationalen Straf- und Prozefsrechtes zu stützen. Indessen

die Kechtsfrage selbst ist docli zivilistischer Natur, und daran

wird nichts geändert durch den Umstand, dal« etwa die

T^oelitsminderung im Zusammenhang der strafrechtlichen Vor-

»ühriften ausgesprochen ist, noch dadurch, dafs das Urteil

die Recbtsfolgen eines Deliktes ausspricht, noch endlich da-

durch, dals Bechtskraft und Vollstreckbarkeit des Urteils auf

prozessualen Yomussetzungen beruhen. Hinsichtlich der zivil*

rechtlichen Folgen ist das 8truturteil ein 1 hatbestand wie

jeder andere. Wenn z. B. hinsichtlich des Krbr echtes das

russische Zivilgesetzbuch (Lehr, Droit civil russe 1 399) be-

stimmt: »Unfähig zu erben sind .... die Personen, welche

aller Familienrechte infolge von Verurteilung zu Zwangsarbeit

oder Deportation nach Sibirien verlustig gegangen sind," so

ist dies unzweifelhaft ein Zivilrechtssatz. Sein Anwendungs-

bereich im Verhältnis zum Auslaiulrocht i:?t nielit (jedontalls

zunächst nicht) nach den rjrundsätzen des intt rnationalen

Straf- und Strafprozefsrechtes zu bestimmen, sondern nach den

Gesichtspunkten des internationalen Privatrechtes. Es ist eine

erbrecbtlicbe Frage, um die es sich handelt. Ebenso gehört

die Frage nacb dem Anwendungsbereich eines Recbtssataes,

der an ein Strafurteil die Unf^lhigkeit zur Vormundschaft

knüpft, dem Vormundschaftsrecht an. Die Frage endlich nach

dem Anwendungsbereich eines Rechtssatzes, der als Folge

strafgerichtlicher Verurteilung den Verlust der Fähigk ei t,

als Instrumentszeuge zu fungieren, eintreten läfst, ist

* Bar, Theorie I 409 ff., Lehrbuch 61 und dort angeführte

Litteiatnr; französische Judikatur boi Viuccut undPiinaud, Dietion«

nairc de droit international priv6 S. 359 Nr. 61.

= Virl. z. H, H roch er. Hevue de droit iotematioual III 4^ £
Gierke, Deutsches Priv.-Becht I 223.
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eine fVage der Instrumentssolenoitäten, älao der

Form. Hieraus ergiebt sich, wenn man dem von vom sonst für

die Bechtsfähigkeit befürworteten Prinzip folgt: Unsere Rechts-

pflegeorgane müssen die Frage, ob eine zivilistischc Rechtsbe-

scliränkung der in Rede stehenden Art al« Folge «'incs ergangenen

Strafurteils im geL'»'hpnen Fall anzuerkennen «ei, bejahen, wenn

die Rechtsordnung die Frnge bejaht, welche durch unsere Rechts-

ordnung fUr das betreffende Recbtsverbältnis als sonst mafs-

gebend erklärt ist. Handelt es sich um die Erbschaft eines

Russen/ so ist gemäfs den für die intemationaie Behandlung

des Erbrechtes nachfolgend befitrworteten OrundsÄtzen das

russische Keeht jiueli dafür mafsgebend, ob eine zur Deportation

verurteilte Person erbfähig ist. Steht ein in Frankreich er-

richtetes notarielles Testament u\ Frage, so mufs, soweit nach

den Grundsätzen des B.O.B. das französische Recht für die

Formgttltigkeit ttberhaupt mafsgebend ist, das französische

Recht auch darttber entscheiden, ob ein beteiligter Zeuge in-

folge Strafnrtefls die Zeugiiisftihigkeit eingebttfst hat, und von

welchem EinHiif^ dies auf die Formgültigkeit des Testamentes

ist. Damit ist allerdings die Frage noch nicht unmittelbar

beantwortet, welchen Anforderungen iuternational istisch eiu

Strafurteil entsprechen mufs, damit unsere Rechtspflegeorgane

die von dem mafsgebenden Auslandrecht an ein solches Urteil

geknüpften Folgen als g^ben anzusehen haben, mit anderen

Worten die Frage, die Strafurteile welcher Gerichte in der

fraglichen Rücksicht als wirksam anzuerkennen seien. Diese

Frage ist dahin zu benntsvorten, dafs prinzipiell die Strafurteile

derjenigen Gerichte und nur dieser aiizuerketmen sind, welche

im Gebiet des sonst materiell mafsgebenden Rechtes ihren 8its

haben. Diese Lösung mag auf den ersten Blick befremden.

Ihre Sachgemäfsheit dürfte aber allen emstlichen Bedenken

entrttckt sein, wenn man folgendes erwägt. Einem Strafurteil

wie jedem anderen Urteil darf vernünftigerweise keine andere
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Folge geigeben werden , als diejenige, die es selbst bestimmt.

Das Strafurteil, welches eine Minderung der ztvilistischen

Rechtsßihigkeit ausspricht oder welches kraft der lex fori ohne

weiteres eine solche Minderung zur Folge hat, hat keine

anderen Zivilrechtüsatze im Auge als diejenigen der lex fori.

Wenn in § 34 des R.iSt.G.B. an die Aberkennung der bürger-

lichen Ehrenrechte unter Nr. 5 die Unfähigkeit geknüpft

wird, „Zeuge bei Aufnahme Ton Urkunden zu sein**! so ist

dabei an Zeugen und Urkunden im Sinne des in Deutschland

geltenden Rechtes gedacht, so gut wie unter Nr. 4 nur die

Ausiil)un^ politischer Rechte in Deutsclilaiul gemeint i.st.

Entsprechend ist in Nr. 6 a. a. 0. an Vormuudschafteii im

Sinne des deutschen Rechts gedacht. Der territoriale Charakter

der Aberkennung der Ehrenrechte findet auch in g 37 dea

R. St G.B. (Nachyerfahren behufs Aberkennung der Ehren-

rechte) eine indirekte Bestätigung. Entsprechendes gilt auch

Ton den ausländischen Strafurteilen. Deutsche Strafitrteile

wollen demnach im allgemeinen ihrem eigenen Inhalte iiucli

nicht auf solche Rechtsvcrhflltnisse angewendet werden, welche

ihren Mafsstab im ausländischen Zivilrecht finden. Man

kann dies umgekehrt auch dahin ausdrücken, dafs die Zivil-

rechtssfttse, welche an Strafurteile Rechtsbeschränkungen

knüpfen, steh nur auf Strafhrteile der inländischen Gerichte

beziehen. Man mag das Verhältnis von der einen oder von

der anderen .Seite betracliten: sowohl der Inhalt des einzelnen

Strafurteils als der Inhalt des die zivilrechtliche Folge be-

stimmenden Rechtssatzes ergiebt den unlösbaren Zusammen-

hang des Strafurteils mit dem inländischen Zivilrecht. Damit

ist natOrltch sehr wohl vereinbar, dafs die lex fori fUr die

Folge des inländischen Strafnrteik absolute Gteltung bean-

sprucht. Das heifst dann aber zugleich, dafs der betreffende

Zivilrechtssatz absolute Geltung beanspruclit. Sollte z. B.

das deutsche Recht (wie das russische Recht) als Folge eines

Strafurteils die Erbunfähigkeit kennen, so könnte dies im
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Sinne absoluter Geltang zu interpretieren and ein entsprechen-

des deatscbes Urteil von den deutschen Rechtspflegeorganen

auch dann als wirksam anzuerkennen sein, wenn es sieb um
einen im übrigen nach ausiandischem Recht zu beurtheilenden

Erbfall handeln würde. Es läge eine erbrechtliche Bestimmung

vor, welche ausnahmsweise das sonst tilr das Erbrecht geltende

Prinzip des Fersonalstatutes durchbräche. In entsprechender

Weise kann auch negativ die Anwendbarkeit ausländischer

Rechtssätze bezw. Strafarteile hinsichtlich der Rechtsmindening

ausschlössen sein oder sich doch de lege ferenda verbieten.

Aber derartige nationale Exklusivitäten sind nur durch das

bes(Jndere \N'(*!>eu der einzelnen Rocliis.iragt', nicht schon durch

das Dogma gerechtfertigt: „8 traf urteilen kommt keine

extraterritoriale Wirkung zu", ßomit ist die absolute Kraft

deutscher Strafarteile hinsichtlich der zivilrechtlichen capitis

deminutio sowie die absolute Ausschliefsang der Anerkennung

ausländischer Strafhrteile als Prinzip nicht zu billigen.

Was die Wirkung deutscher Strafurteile angeht, wofür nur

§ 34 Nr. 5 und 6 St.G.B. in Betraclit kommt, so ist hier auch

die ausnahmsweise Statuierung nicht geboten. Eine absolute

Wirkung hinsichtlich der Instrumentszeugeneigenschaft liegt

nicht im Bedürfnis. Die Frage nach der Wirkung hinsieht*

lieh der Vormundschaft erledigt sich durch den Grundsatz,

dafs das Gesetz des Staates mafsgebend ist, dem die Vor-

mundsc'haftsbehürdc angehört. Bei Vormundschaften, die zur

Kompetenz, deutscher Behörden gehören, sind die deutsehen

Strafurteile schlechthin mafsgebend. Die Wirkung auf andere

Vormundschaften auszudehnen, liegt thatsächlich kaum eine

Möglichkeit und in keinem Fall ein Bedürfnis vor. Was
andererseits die Berttoksichtigung auswärtiger Strafurteüe an-

langt, so lafst sich nicht Übersehen, inwieweit im einzelnen

J^'allc gebieterische Gründe die Ablelinung lordern. Das von

Bar (Theorie I 41<>i fi'ir die grundsiltzliche Ablelinung geltend

gemachte Argument, dafä „Ötrafübel durch unsereEechtsordnung
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nicht anders realisiert werden dttrfeni als wenn unsere Redite-

ordnung sich selbst nach Mafsgabe ihres Verßihrens Ton der

Gerechtigkeit des Übels überzeugt hat", ist offenbar nicht

durchschlagend, da einige durch Strafurteil begründete Rechts-

beschrftnkungen nicht oder doch nicht allein ein StrafUbel,

sondern vorheugenden Schatz fHa dritte Personen darstellen.

Das gilt namendioh im Vormundschaftsrecht. Aber auch im

Erbrecht kann dieser Gesichtspunkt 7orwalten. Die auf

Strafurteil beruhenden Erbrechtsheschrflnkungen unterscheiden

sich der Tendenz nach nicht wesentlich von der Indignität

und dem PÜichtteilsrecht der Geschwister gegenüber personae

turpes nach gemeinem Recht.

£äne besondere Bestimmung bezüglich der auf Strafurteil

beruhenden Rechtsbesehränkungen ist hiernach nicht erforder-

lich. Ihre Behandlung im Sinne der vorstehenden Aus-

führungen ergiebt sich aus dem ftir die Rechtsföhigkeit auf-

gestellten Prinzip.

Die Konkurseröffnung bewirkt nach den bekannten

Rechtssystemen nicht eine Beschränkung der Rechtsfähig-

keit, sondern eine Entziehung der Verfttgung über die

Eonkursmasse'. Es braucht daher der Eonkursfi&U hier

nicht berücksichtigt zu werden. Ebensowenig kommt hier die

Entmündigung in Betracht, da sie nach allen bekannten

Rechtsordnungen nur die H a n d 1 u n g s fä h i g k e i t einschränkt.

Soweit nach dem Recht irgend eines Staates Konkurseröffnung,

Entmündigung oder ein ähnliches gerichtliches Verfahren die

Rechts0Üiigkeit beeinflussen sollte, würde analog dem Uber

Strafurteile Gesagten zu 7er&hren sein. —

1 Ygt Entach. R. G. U 8. 405 ff.

Niemeycr, YorschlBge. I. 11
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8 15.
.

Natflrliche Personen. Handlnngsfühlgkelt.

Auch im Gebiete der Handlungsfähigkeit, das aU Domäne

des Personalstatutes bezeichnet werden kann^ ist nur mittelst

Wttrdigung der einzelnen Rechtsfragen zu einer sachgemftfsen

gesetzgeberischen Regelung zu gelangen.

ZunSchst ist innerhalb der Handlungsfilhigkeit die

De Ii k t s t u ii i gk ei t dem Bereiche des Personulstatut( ^ zu

entziehen und demjenigen Kecht zu unterstellen, welches die

rechtliche Beurteilung der Delikte sonst beherrscht. Dai'tiber

besteht Einhelligkeit, wenngleich der Grundsatz meist nur

stillschweigend vorausgesetzt wird. Auch der (zweite) Geb-

hardsche Entwurf spricht ihn nicht direkt aus, stellt aber

seine Anerkennung durch die Fassung der §§ 7 und 18 anfser

Zweifel. Nur iür die G e sc Ii ;i f t ff t ä h ig k e i t soll das Per-

sonalstatut n armgebend sein. Auch die Gesetzgebungen von

Frei bürg, Luzern. ]M o n t e n egr o , O s ter r ei c h , Solo-

thurn bedienen sich des Wortes Geschäftsfähigkeit^ wo-

gegen sonst in Gesetzen und GesetzesYorschlägen von Hand-
lungsfähigkeit die Rede ist G^en den Ausdruck Oe^

sehäftsftihigkeit läfst sich geltend machen, clafs er nach ver»

breiteten! Sprachgebrauch die Reelit.sliaiidhiiii;en niclit lun-

falst, die weder Delikte noch Rechtsgeschäfte im engeren

Sinne sind, z, B. Besitzerwerb, Hatihabitiou , Wohnsitz-

begrüudung, Verzicht. Indessen verdient jener Sprach-

gebrauch keine Billigung; das Wort GeschäftsfllhigkeLt steht

in keiner notwendigen Abhängigkeit von dem Worte Rechts-

geschäft. Auch das letztere Wort soll ttbrigens im folgenden

in dem weiteren Sinne, also gleichbedeutend mit Rechts-

handlung, gebraucht werden.

Zwei Grundgedanken sind bei Bestimmung des für die

Handlungsfähigkeit norrogebenden Rechtes zu würdigen. Auf
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der einen Seite ist das Bedürfnis vorhanden, die verschiedenen

Bezi( luing-fMi eines Reehtsverhflltnissos nach einem und dem-

eelben Recht zu bem'teileu. Auf der anderen Seite besteht

das liedtirfnis, d.af« ein und dieselbe Person in Fragen der

Handlungsfähigkeit möglichst überall und immer nach dem-

selben Recht beurteilt werde. Diese beiden Erwägungen

wirken in divergierender Richtung. Da nicht, wie beim

Parallelogramm der physischen Kräfte, eine mathematisch be-

stimmte Mittellinie den Widerstreit vermittelnd l'Jst so ist es

geboten, von Fall zu l?ali das Ubergewicht einer dieser beiden

ErwHgttngen festzustellen. Doch würde es verfehlt sein, die

Prüfung auf die beiden angegebenen Gesichtspunkte zu. be*

schränken, da deren Entscheidungskraft durch Erwägungen

besonderer Art teilweise aufgehoben wird.

Die Mafsgeblichkeit des Personalstatutes ftir die Handlungs-

faln;^kf'it g^eniefst fast ausnahmslose Anerkennung im Gebiete des

Familien rechts, also für die Fähigkeit zur Elieschliefsung,

Kindesanerkennung, Emanzipation, Adoption, zum Abachlufs

von Ehepakten. Die Zugrundelegung des Fersonalstatutes

bedarf hier einer besonderen Erörterung um so weniger, als

die communis opinio nicht nur für die Geschäflts^igkeit^ son-.

dern auch für die sonstigen Voraussetzungen und ftlr die

"W irkungen der Rechtsakte hier das Personalstatut fordert und

dieser Staudpunkt auch für das B.G.B, befürwortet werden

mufs.

Im Gebiete des Sachenrechtes liegt das Verhältnis

nicht ebenso sweifellos. Die Gründe, welche fUr die lex

causae hinsichtlich der Rechtsfähigkeit sprechen, lassen

sich mit einigem Schein auch hinsichtlich der Handlungs-

fähigkeit geltend machen, besonders in Bezug auf Immtd)ilien.

Indessen, die bache liegt dennoch bezüglieli der Geschäfts-

£ELhigkeit wesentlich anders , als hinsichtlich der Rechtsfähig-

keit Der „personale Charakter*^ (um gemttfs der herrschenden

Auffassung zu reden) der die Handlungsfähigkeit normierenden

U*
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Rechtssätze ist sehr ausgeprägt und die Trennung der sonstigen

Kechtsfragen von der Geächäftsfähigkeit läfst sich hier ohne

Schwierigkeiten vornehmen. Den Bedenken, welelie erübrigen,

wird wirksam hegega»t durch die weiterhin (S. 168) zu erörternde

AusnahmebestimmuDg flir die im Inlaode abgeschlossenen

Rechtsgeschäfte. Beim Sachenrechte eine andere Behandlung^

eintreten zu lassen , als beim Obligationenfechte, ist zudem

nicht ausführbar, so dafs sich an die Ablehnung des Personal-

Statutes hinsichtlich des Sachenrechtes konsequent die Ab-

lehnung für den ganzen Vermögensverkehr ansciilielsen müfate,

womit das Personalstatat in der Hauptsache autser Funktion

gesetzt wäre. Gesetzgebung ^ Litteratur und Judikatur haben

denn auch im Sachenrecht sich ilberwi^nd ftlr das Personal-

statut als Grandlage der Geschäftsftdiigkeit entschieden.

Keineswegs kontroversenfrei liegt da« Problem im Gebiet

des Erbrechtes. Zwar betreffs der Fähigkeit zum Erb-

schaftsantritt herrscht Einverstandniö zu Gunsten de« Personal-

Statuts ^ Dagegen haben sich Stimmen dafür erhoben^, dafs

für die Testierfähigkeit nicht das Personalstatat als

solchee, sondern das fUr die Erbfrage sonst normgebende

Recht malsgeblich sein mftsse. Da auch nach Meinung der

Vertreter dieser Ansicht das letzte Personalstatnt des Erb*

lassers Erbfolgegesctz sein soll, wie es zweifellos nach

dem B.G.B, der Fall sein mufs und wird, so reduziert sich

praktisch die Frage darauf, welcher Zeitpunkt oder welche

Zeitpunkte für die Testierfähigkeit malsgebend sein sollen.

Die Frage betri£ft sowohl die Errichtung als die Aufhebung

letztwilliger Verfügungen. Zweifellos ist nun von Tornhereini

dafs die thatsächlichen Grundlagen, an welche die

Fähigkeit durch die einzelne Kcchtsordnung geknüpft ist,

1 S. 2. B* Bar, Theorie II 342» Stobbe I 285 , 86, Regels-
bergsT I laa; Gisrke I 345.

s Wächter, Arehiv XXV 381, Fand. I 150, Bar, Theorie II

817 ff, Lehrbuch 161.
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lediglich nach dem Zeitpunkt der Willenserklflnzng

In Betracht konunen kOnnen. Niemand wird im Ernste foi^

dem, dafB in dieser Hinsicht auf diö Zeit des Todes gesehen

werde. Die Rechtsordnungen &st aller Kulturländer stimmen

darin überein, dafs nachträglich eingetretene Fähigkeit eine

wegen Handlungsunfkhigkeit zur Zeit der Errichtunpf ungültige

Willenserklärung nicht gültig macht, und dafs eine gültig ab-

gegebene Willenserklärung durch nachträglich eingetretene

Handlnngsun&higkeit nicht ungttltig wird. Wo in einzelnen

Fällen das Gegeniheil bestimmt ist, hat dies den Charakter

der Ausnahme. Es fragt sich hiemach nur, ob die aus der

thatsächlichen Sachlage zur Zeit der Willenserklärung hin-

sichtlich der Testierftlhigkeit resultierenden Rechtsfolgen nach

dem Personalstatut zur Zeit der Willenserklärung oder nach

dem letzten Personalstatut oder wahlweise nach einem von beiden

im Sinne des favor n^tii oder unter Zumulation der An-

forderungen beider beurteilt werden sollen.

Die Entscheidung mufs su Gunsten des Personalstatutes

zur Zeit der Willenserklärung ausfallen. —
Ztt Gunsten des letzten Personalstatuts bemerkt B a r: „Letzt-

willige Vertügungeu und Erbvertrage bi.^tehen ihrem Wesen

nach in einer Einwirkung des Willens des Erblassers auf die

gesetzliche Erbfolge", „Gesetze über Testamentsfithigkeit

haben wesenüich die Sicherheit und das Beste der Intestat-

erben im Auge", „Wenn tlber die Intestaterbfolge ein

anderes Gesetz entscheiden soll, als über die Testaraentsföhig-

keit, könnten Intestat- und Testamentserbfolge zugleich statt-

> Vgl. Winds cbeid. Fand. III § 563 Anm. 4, ferner beispiels»

weise; Huber, Sdiweis. Friv.*Becht II 170. Eine Ausnahme maeht

Art 588 des ZivUgesetsbnches f&r Wallis. — Es braucht kaum er-

wähnt sn werden, dafs hier nur von TestierHihigkeit im Sinne der

Handlungsfähigkeit, nicht vom Testierrecht im Sinno dt r Rechtsfähig»

kclt dieKede ist Vgl. Windscheid a. a. O., RegeUberger, Fand.

1 m.
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finden." Der erste 8atz beweist zu viel. Jede rechtsgeschäf^*

liebe WillenserklUrung besteht ibrem Wesen nacb in einer

Einwirkung auf bestimmte RechtsverhältDisse. Wenn der

Barsebe Sata durchschlngend wäre, würde bei jedem Recbts-

geschäft an die Stelle iles Personalstatut^ das sonst für das

Rechtsverhältnis mafsgebliche Recht gestellt werden müssen.

Der zweite Satz setzt voraus, dafs der Grund für die Mafa^

geblicbkeit des Pcrsonalstatuts lediglich in dem ächutz-

gedanken liege. Es ist aber nicht zuzugeben, dafs die Be-

schränkungen der Handlangs- und insbesondere der Testier-

föbigkeit" durchweg den Schutz des Handhingsunfflhigen

bezwecken. Man denke z. B. an Ehrenstrafen und Interdiktiou.

Wenn es aber auch wahr wJire, dafs die Handlungsunfähigkeit

immer den Selmtz der betreffenden Person bezweckte, so

würde daraus keineswegs folgen, dafs der entscheidende Grund

fhr die Marsgeblichkeit des Personalstatutes jener Schutz»

gedanke sei. Im letzten Grunde ist es thatsftehlich nicht der

Fall. Der Grund liegt vielmehr in dem Bedürfnis eines mög-

lichst dauernden ^Vakmipfungsniomentes für die Ikurtciliuig

der HandlunjS^sfähigkeit, wie oben (S. 113 ff.) aus*jefuhrt wurde.

Der dritte Barsche Satz ist gleichfalls nicht treffend. Es ist

unbedenklich, die Frage, oh ein vorhandenes Testament aua

dem Gesichtspunkt der Handlungsfähigkeit gültig sei', nach

dem einen Rechte zu beurteilen und im Verneinungsfalle die

Intestaterbfolge des anderen Rechtes eintreten zu lassen, wie auch

im Bejahungsfälle über die inhaltliche Gültigkeit des Testa-

mentes das letztere Keelit cntsrlicidet. Gegen die reine An-

wendung des letzten Persouaistatutcs sprechen ebenso wie

gegen die Zulassung einer favorahlen Wahl die Konsequenzen«.

Ein nichtiges Testament würde durch Erwerb einer anderen

Staatsaugeh^^rtgkeit seitens des Testators gültig werden, z. B.

wenn ein Englünder von 17 Jahren (Testierf^higkeit tritt nach

englischem Recht mit 21 Jahren ein. Lehr, Droit civil anglaia

S. 053j Deutseher wird. Ein gültiges Testament würde bei
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Anwendung des letzten PersonaJatatutes im umgekehrten Falle

entkräftet w^den. Dafs der Widerruf eines Testamentes,

welcher gültig erfolgt ist, durch Wechsel der Staatsangehörig-

keit ungültig wird (— soll das Testament hier wieder in Kraft

treten ? — ), wird seltener vorkonnncn. Die Möglichkeit ist ab(^r

krafs genug, um gegen die vorbehaltlose Anweiulung des letzten

Personalstatutes zu sprechen. Bar und ilie übrigen Vertreter

des letzten Personaktatutes erschliefsen sich einem Teil dieser

Bedenken nicht Sie wollen eine nach dem PersonalstatUt

ziir j Zeit der Errichtung ungültige Willenserklärung nicht

kbnyaleszieren lassen, wenn sie nach dem leteten Personal-

statut gültig sein würde. Sie kumulieren die Aulbrdei ungen

beider Statute. Praktisch weit wichtiger ist aber dei* um-

gokelirte Fall, Denn der Testator wird, wenn er einmal ein

gültiges Testament errichtet hat, sich darauf verlassen, dafs

er demgemllfs beerbt wird. Es wird bei Laien kein Ver-

ständnis finden, es wird mindestens dem Gesichtskreis der^

selben sehr fem liegen, dafs der Wechsel der Staatsangehörig-

keit eine giiltig' errichtete Willeiiöcrklärung solle liinfallig

machen. Bemerkenswert ist, dafs die englische Gesetzgebung

(Teil n Nr. 491) die angedeuteten Bedenken für schwerwiegend

genug erachtet hat, um gegenüber dem common law den von

uns vertretenen Grundsatz zur Geltung zu bringen. Auch

das schweizerische Gesetz vom 25. Juni 1891 (Teil II

Nr. 205, Art. 7) steht auf demselben Standpunkte. Sonst

findet sich der (rrundsatz in dem geltenden Recht* bisher

allerdings nirgendwo vertreten. Der Vertrag von Montevideo

(Teil II Nr. 518) und die Haager Konferenz^ (Teil II

^ Zur deutschen Judikatur vgl Entsch. des fi.Gr. XXXI 164.

* Zu Art 4 ist in dem Kommisaionsbericfat („Actes de la dcuxiime

Conförence de la Haye'* p. 12C, uro. 4) bemerkt: „II est certaln que

le testateur doit Stre capable de disposer, nu moment de son
dec^s et au moment ou il disposo, et que la eapacite, ai-quise par un

changement de nationaht^, eät »ans effet sur le testament." Dem
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Nr. 495) sind zu einem abweiciienden Ergebnis gelangt. Von

den GeBetsesvorschlägeii stehen die Oebkardechen Ent-

würfe und der Berner Entwurf (Teil II Nr. 480, 157)

auf unserem Standpunkt Ihn abzulehnen, weil er einiger-

mafsen isoliert ist, Hegt keine Veranlassung vor, Tntematio«

nalistisclie Rcchtsvcrwickelun^^en .sind aus seiner Festkaltung im

R. (t. B. nicht zu besorgen und das oben (S. 104 ff.) hervor-

gehobene Postulat mdgUchster Übereinstimmung mit dem

Auslandrecht greift hier nicht durch, weil das AuaUndrecht

mehr unentwickelt als bewufst abweichend ist und weil die

Änderung des Auslandrechtes hier su erstreben und mit der

Zeit zu erwarten ist

Dafs bezüglich der Erb vertrüge kein anderer Grund

satz gelten darf, als bezüglich der einseitigen Verfügungen

von Todeswegen, liegt auf der Hand. Die Gründe, welche

für das Personalstatut im Augenblick des Abschlusses sprechen,

werden hier noch verstärkt durch das Yertragsmoment
Der Mttkontrahent würde geprellt werden, wenn durch Wechsel

des Personalstatuts auf Seite des anderen Teils der Erbvertrag

hiuiüllig gemacht würde.

Bei den Kechtsgcschäften des Obligatio nenrecht es,

sowie bei den sonstigen bisher noch nicht erörterten Rechtshand-

lungen, wie a. B. Wohnsitzwechsel, Ratihabition, Versieht,

unterliegt das Prinzip des Personalstatutes keinerlei Bedenken.

Es kann hier von einer weiteren Erörterung abgesehen werden,

da darüber in Gesetzgebung, Doktrin und Praxis Einhellig-

keit waltet.

Es ist bereits (S. 121) gesagt, daf.s das Prinzip des Per-

sonalstatutes im Interesse der bicherheit des inländischen

Rechtsverkehrs eine Einschränkung erfahren mufs. Über die

letzteren ist beizustimmen; das erstere ist unrichtig:. Die in uuserem

Text aufpoworfene Frage sclieint in der Konferenz nicht nach allen

Seiten gewürdigt zu aeiu.
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Orense, bia zu welcher hier su gehen Ut, herrscht indessen

«ach unter denjenigen wenig Übereinstinunung, welche das

Bedürfnis an sich anerkennen.

Das englisch-nordamerikanische Reeht^ ist teil'

weise so weit p:e{2:angen, das PersonaUtatut im Interesse jenes

BedürfnisbL's überhaupt ubzulelineii und die lex loci contractus

schlechthin entscheiden zu lassen. Das Verkehrsbedürfhis

rechtfertigt eine solche Abkehr vom Prinzip des Personal-

statutes nicht Auch die englische Praxis neigt neuerdings

infolgedessen dem Personalstatat zu*.

In eigentttmlicher Weise trügt die französische Juris-

prudenz dem Bedürfnis Rechnung. Sie behandelt einen

Ausländer, der in Frankreich mit einem Franzosen kontra-

hiert, als handlungsfähig, wenn der Ausländer nach franzö'

«ischem Recht handlungs&hig sein würde, und wenn der

französische Kontrahent ihn „sans imprudence et de bonne

foi" für geschäftsfithig gehalten hat. Bar* (Theorie 1 400) billigt

diese Behandlung und hat die Bestimmung vorgeschlagen:

„Toutefois, une partie ayant agi de bouue foi etsans imprudence

grave, , le contrat serait valable quant ä la capacite personelle,

aelon la ioi du contrat/ Eine ithnliche Bestimmung des

Laurentsehen avant-projet (Teil II Nr. 181 Art 15) ist von der

belgischen Revisionskommission (Teil II Nr. 155) gestrichen.

Fttr das B.0.B. ist die Aufnahme einer derartigen Be-

stimmung nicht zu empfehlen. Das Kriterium des „guten

Glaubens'^ ist, wo es sich um die Beurteilung komplizierter

liechtstragen handelt, höchst bedenklich. Die Frage der Beweis-

last und die Beweisführung bieten unllberwindliche Schwierig-

keiten. Unlautere Manipulationen werden hier nahe gelegt

1 Wharton 175 £F., Story 96 £, Bürge I 27 ff., Foote 31; vgl

aber Oiliespie 300 ff., Westlake 50 ff. — S. ferner unten Teil It

Nr. 170, 186, 189.

* S. Gillespie a. a. 0.

* 8, auch Begeisberger, Pandekten l 169.
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Anstatt der Sicherung des Rechtsverkehrs wird das Gegenteil

bewirkt. Der Laurentsche Vorschlag vollends
,
d^, wie Bar

richtig bemerkt, eine Art professio legis einführen will^ ist

gekünstelt und unpraktisch; er niiide verkclircr,:!chwerend

wirken uud sein Sinn von dem Publikum, dem damit doch

eine Kicbtscbnur gegeben werden soll| nicht verstanden

werden.

Der gesetzgeberische Gedanke, um den es sich handelt^

ist der, dals die Uber das einheimische Recht hinausgehenden

auslftndlschen Beschränkungen der Geschäftsftlhigkeit bei

Verkehrsgeschäfteii im allgemeinen aufserhalb des Gesichts-

kreises des inländischen Rechtsverkehrs liegen. \\ eder Jie

Ausländereigenschatt eines Mitkontraheuten noch die Vor-

schriften des Heimatrechtes desselben pflegen und brauchen

den im Inland kontrahierenden Personen bekannt zu sein.

Der Sats: „quis cum alio contrahit vel est vel esse debet non

ignarus conditionis ejus" ist hier nicht anzuerkennen. Logisch
ist allerdings nur geboten, dafs, wenn im konkreten

Fa 11 e Unk<'nutiiis vorliegt dies der betreffenden Person niclit

scliaden darf. Aber praktisch muis man weiter gehen.

Der Gesetzgeber muis die Frage der konkreten Kenntnis

überhaupt ausschliefseD. Da Kenntnis der Ausländereigenschaft

und des Auslandrechtes im Inland bei Verkehrsgeschäften

nicht verlangt werden kann, mufs das Inlandrecht bei der-

art i;LCeu liilandjLjeschäften schlechthin zur Anwendung kommen,

fallö die Anwendung des Auslandrechtes den Mitkontrahenten

schlechter stellen würde, a\ii die Anwendung des lulaudrechteSy

dessen Mafsgeblichkeit vorausgesetzt werden durfte.

£s geht zu w&t, wenn das sächsische Gesetz-

buch (Teil II Nr. 202) die Handlungsfähigkeit des Aus-

länders in Bezug auf Inlandgeschäfte schlechthin dem In-

landrecht unterwirfifc. Das bedeutet Aufgeben des Prinzipes

des Personalstatutes. Mim braucht sich nur zu vergegen-

wärtigen, welches Verhältuis entstehen würde, wenn alle
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Staaten den gleichen Grundsatz aufstellen würden, um sich

von der internationalistischen Unhaltbarkeit des Satzes zu

überzeugen.

In anderer Hinsicht verstofscn gegen das internationa-

listische Prinzip die Gesf tzlnicher von Schalihausen und

Zug (s. Teil II Nr. 203, 213), welche stets, wenn Inländer

mit Aosiändern kontrahieren, — auch bei Vertragsschlufs im

Auslände —^ die Frage der Handlungsfllhig^eit des Auslitnders

dem Inlandrecht unterstellen. Auch diese Behandlung ist

offenbar nicht verallgemeinerungsf^hig.

Einen vermittelndcn Stand})unkt nehmen ein: das

griechische, montenegrinische und das ticinische

Gesetzbuch, das schweizerische Bundesgesetz
über die persönliche Handlungsfähigkeit,- der bernische,

japanische, Mommsensche und der G-ebhardsche

Entwurf. Jedoch weichen im einzelnen diese Gesetzes-

Vorschriften und -VorschlÄge in mehreren Beziehungen von

einander ab , und als völlig befriedigend kann keine der be-

zeichneten FornjuHcrungen anerkannt werden.

Unzureichend ist zweifellos die Beschränkung der Be-

stimmung auf die Fälle der Verpflichtung, wie sie sich

in den Gesetzbüchern von Bern und Ticino, in dem

schweizerischen Bundesgesetz und dem Mommsen-
sehen Vorschlage findet Dafs Veräu fserungen (im

weitesten Sinne) ebenso behandelt werden müssen, wie die

Eingehung von VerpHichtungen . kaim nicht wohl bestritten

werden. Es ist kein Grund ertindlich, warum bei dem Erwerb

dinglicher Rechte und beim Erwerb von Forderungsrechten

im Wege der Zession das Auslandrecht in höherem Mafse

berücksichtigt werden müfste, als beim f^werb obligatorischer

Rechte durch Schuldnerwillenserklärung.

1 S imtPn Teil TI Nr. 172, 192, 208, 204, ld7, 176, 190. Vgl.

auch Deutsche Wechselordnung Art. 84.
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Die Gesetzbücher von Oriechenland und Monte-
negro »owie der japanische Eintwurf sprechen nur von

Verträgen, die Geaetsbucher von Schaffhauaen nnd

Zug allgemeiner Ton ^VerkehrsTerhKltnissen swisehen Fremden

und Kantonsbürgerii". Die Gebhard sehen Entwürfe gehen

weiter, indem sie auch die einseitigen Rechtsgeschäfte ein-

beziehen. Diese Einbeziehung ist durchaus zu beftirworten.

Auslobung
y
Anweisung, bindende Offerte, Ratihabition , Voll-

machterteilung, Verzicht, Wohnsitswecheel, Dereliktion, Wid-

mung einer Sache Eum öffentlichen Gebrauch berühren die

Intei'cssen anderer swar nicht ebenso direkt, aber ebenso

stark, wie die mehrseitigen Rechtsgeschäfte und bedingen wie

diese das Bedürfnis, dafs das Vertrauen anderer auf die Rechts-

gültigkeit der Akte nicht durch unerwartete Intervention aus-

ländischer Rechtssätze getäuscht werde.

Andererseits schränken die Gebhardschen Entwürfe das

Gebiet der fraglichen Kechtsvorschrift ein, indem der erste

Entwurf die dem Familien* und Erbrecht angehörenden, der

zweite Entwurf die nicht vermögensrechtlichen Rechtsgeschäfte

ausschliefst. — Der Standpunkt des ersten Entwurfes ist de

lege ferenda zu empfehlen. Die Rücksicht auf den Verkehr

fordert nur bei eigentlichen Verkehrsgeschäften den favor

negotii im Sinne der fraglichen Bestimmung. Daau gehören

weder die Rechtsgeschäflte des Familienrechtes, noch die des

Erbrechtes. Bei den Verträgen des Familienrechtes und

des Erbrechts handelt es sich um Willensentschliefsungen,

welchen in jeder Hinsicht eine sorgsame Erkundigung und

Überlegung vorherzugehen pflegt und vorhergehen mufs^

Eheschliefsung
,
Ehepakten, Adoption, Erbverträge sind Yor-

gftnge, bei denen die Begeh ^quis cum alio contrahit est

el esse debet non ignarus conditionis ejus* in der That zu*

treffend ist Was aber die einseitigen Bechtsakte, wie

» Vgl. Bar, Theorie I 442, 443.
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Kindesaaerkennangf Voimundenieniiuiig, Emanzipatioiiy letst-

wiUige Yerfugung, Srbschalltoantretiing und -AtuBcblagung

betrifft, so ist hier die Rücksicht auf das Vertrauen in die

Rechtswirksamkeit des Aktes auf seiten der „Interessenten**

nicht am Platze. Diese Rechtsakte haben ihren Schwerpunkt

derart in der Person des Disponenten, dafs Konzessionen an

das VerkehrsintercBse nicht gerechtfertigt sind.

Es kann in Frage kommen, ob nicht an Stelle der Aus-

nahme die R^d auch fär solche Rechtsgeschäfte wieder ein«

treten soll, welche sich auf ausländische Immobilien beziehen.

Indessen dafür ist keine genügende Veranlassung vorhanden.

Obligatorische Rechtsgeschäfte dieser Art unterscheiden

sich nicht von anderen Inlandgeschäften. Di^ etwaige Nicht-

anerkennung der Gültigkeit solcher Geschäfte seitens des

Ortsrechtes der belegenen Sache rechtfertigt keine Sonder-

behandlung. Wenn auch die Realexekution ausgeschlossen ist,

so kann doch durch Geltendmachung des Interesses im

Inlande unserem Rechtssatz Konsequenz gegeben werden. Die

Sachlage ist keine andere, als hei anderen obligatorischen

Rechtsgeschäften, deren reale Exekution mir durch Anrufung

ausländischer Gerichte möglich ist Was aber die dingliche

Seite der Rechtsgeschäfte betriff^ so liegt keine Veranlassung

or, eine Bestimmung zu treffen, deren Realisierung gänzlich

aufserhalb des Bereiches der deutschen Rechtspflegeorgane

liegt.

Eine Ausnahme von der Ausnahme ist — mit Mommsen
— für den Fall zu befürworten, dafs Angehörige desselben

fremden Staates im Inlande miteinander kontrahieren. Für

die von Inländern mit Inländern im Auslande geschlossenen Ver-

träge wird die Anwendung des Heimatrechtes yon den S. 171 in

der Note bezeichneten Gesetzgebungen und Gesetzesvorschlägen

anerkannt. Die Versaguiig des entsprechenden Grundsatzes

für die V'erträge der Ausländer im inlande ist ungerecht, wird

durch das VerkehrsbedUrfnis nicht gefordert und führt zu
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dem Resultat, welches die Qesetegebung ro()glichst yermeiden

solly dafs derselbe Thatbestand von den Gerichten verschiedener

Kechtsgebiete erschieden beurteilt wird. Daher mufs fttr den

bezeichneten Fall die Hegel in Kraft hleibon. lu tlem

Monimsensclioii Vorschlag ist jedoch die Klausel zu streichen,

dafs der Mitkontrahent ^o'mc Kntide davon haben müsse, dala

der sich Verpflichtende demseiben Staate wie er selbst an-

gehört**. DaAir ist kein Bedürfnis vorhanden und die Frage

nach der konkreten Kenntnis der Staatsangehörigkeit kann

die Quelle unerwünschter Verwickelungen bilden, sowohl hin-

sichtlich der thatsitcbliclien als hinsichtlich der rechtlichen

Grundlagen. Wenn man don Koiiuaktschlufs Deutscher mit

Deutschen im Auslände ins Auge fafst, so wird man es nicht

für wünschenswert halten, dafs ein Kontrahent geltend machen

dürfe y er habe nicht gewufst, dafs der andere Deutscher sei

und er wolle sich daher die Beurteilung nach deutschem

Rechte nicht gefallen lassen. Nach intemationaltstischem

Prinzip müssen wir aber den Ausländer so behandeln, wie

wir wünschen ; dafs der Deutsche im Auslände behandelt

wird.

Welche KechtssJttze als solche anzuseilen i^ind, die im

Sinne der in Rede stehenden Bestimmung die Geschäftsfähig-

keit betreffen, kann der Gesetzgeber nicht kasuistisch be-

stimmen. Im einzelnen sind Zweifel möglich. Insbesondere

nähern sich die Beikel ir.inkungen der Geschäftsfähigkeit nicht

selten dem Charakter der Formvorschriften. Ks kann dieser-

halb auf die Ausfüiu ungen von Bar, Theorie 150, 15B,

verwiesen werden. Auch die Grenze zwischen Rechts- und

Handlungsfähigkeit kann zweifelhaft werden. Diese wie

andere Subsumtionsfragen müssen aber der Rechtsanwendung

überlassen werden. Eine besondere Vorschrift könnte nur in

Frage kommen bezüglich derjenigen die Gc.^cliiiftsfUhigkeit

bestimmenden Momente, welche anf 8pezialaktcii publi-

zistischen Charakters beruhen, wie namentlich venia aetatis,
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Entmündigung und die an Strafurteile geknüpfbn Beschrän-

kungen der Gescfaäfits&higkeit Es ist hier indessen dieselbe

Erwägung entscheidend, welche hinsichtlich des Einflusses der

Straturtoile auf die Rt^clitstahigkeit (oben S. 156) geltend ge-

macht wurde. Die von den Organen der Rechtsordnung des

Personalstatutes bewirkten Kechtsakte müssen als wirksam

anerkannt werden, wenn nicht aus besonderen Gründen, wie es

namentlich bei Strafurtdlen sich aus ethischen Gesichtspunkten

ergeben kann, die Anerkeimung sich verbietet. Der Zu-

sammenhang der betreffenden publizistischen Akte mit dem

materiellen Zivilrecht de* Personalstatutes fordert grundsatzlich

die Anerkennung der erstcren. Eine besondere Keatimuiung

in diesem Sinne ist nicht erforderlich*. Der Grundsatz er-

giebt sich aus dem Prinzip des Personalstatutes als logische

Folge.

Einer Prüfung bedarf noch die EVage, welchen Einflufs

der Wechsel des Personalstatutes (regelmälsig also der Wechsel

der Staatsangehörigkeit) auf die Geschäftsfähigkeit haben soll.

Dafs dem Wechsel nicht rückwirkende Kraft beigemessen

werden darf, kann ab selbstverständlich im Gesetzbuch mit

StUlschweigen übergangen werden. Die Bestimmung in Art. 13

des belgischen Entwurfes (Teil II Kr. 155) ist überflüssig.

Eine besondere Vorschrift ist auch nicht erforderlich für den

Fall, dafs das neue Personalstatut der Person eine voll-

kounnenere Handhi!igsfähis:keit einräumt, als das bisherige^.

In dieser Hinsicht ist uiateriell gegen den Laurentschen Satz

(Teil II Nr. 181 Art. 18) nichts einzuwenden: „Le Statut per-

sonnd se perd avec la peiie de la nationalitö k laquelle il

est attachö''". Die Laurentsche Formulierung ist aber über-

flüssig und in mehr als einer Beziehung sogar bedenklich.

» Vgl. auch Bar, Theorie I 417 ff*., Lehrlrach ««ff.

- Vgl. Bar, Theorie I 421, Lehrbuch 66.

° S. auch die folgende Note: Art. 13ä.
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Di6 belgische BevisionskommUsion hat sie darum mit Recht

fallen laBsen. Auch die umgekehrte Situation, das heifst, wenn

das neue Personalstatut eine beschränktere Handlnngsfllhigkeit

gewährt, als das bisherige, bedarf im Prinzip keiner anderen

Beliandlung. Sofern etwa nach dem neuen Personalstatut die

Bestimmung des Mazedonianischen Senatäbeschlusses gilt,

mufs sie angewendet Verden, wenn auch ein früheres Personal-

Statut die Beschränkung nicht enthielt, — Torbehaltlich immer

der vorhin erörterten Ausnahmehestimmung zu Gunsten der

lex loci contractus. Das Gleiche gilt von anderen sogenannten

„besonderen HandhmgsUnfähigkeiten " (Bar, Theorie I, 429).

Hur für den Fall ist eine Ausnahme angezeigt, dala eine Person

nach ihrem bisherigen Personal»tatut das Alter der Grofs-

jährigkeit erreicht hat, während das neue Personalstatut

die Groisjährigkeit erst mit einer Altersgrenae eintreten IttTst,

welche die Person noch nicht erreicht hat. E^r diesen Fall mufii

die erreichte Grofsjährigkeit als fortdauernd anerkannt werden.

Gesetzlich au8ge8])rochen ist dieser Grundsatz, soweit sich

sehen läfst, bisher nur im arg en t i n i s ch en Zivilgesetzbuch ^

Er wird aber in der Praxis, wie es scheint, überwiegend ^ an-

gewendet und von den meiste deutschen Schriftsteiiem* be-

fürwortet Auch der G^bhardsche Entwurf folgt ihm. Über

> Cödigo civil de la repäblica Argentina:

Art 188: „El qne mude su domidlio de an paia estranjero il

tenitorio de la repüblica, y fnese mayor 6 menor emaadpado s^n
ISB leyes de este c6digo, wxA considerado como tal, aun cuando aea

menor 6 no cmancipado segun las leyes de m domicilio anterior."

Art. 189: .,Pero si fnese ya mayor 6 menor emancipado segun

las* leyesj de *u domiciUo anterior, y no lo fnese per las leyes de este

codigo, prevalecerän en tal caso aquelia? sobre estas, reputindose la

mayor edad ö emaucipacion como un hecho irrevocahle."

* Über prenfsiBche, bayrische, öst^eichiscbe Praxis s. Zitate bf£

Bar» Theorie a. a. 0. Anders die dftoiscbe Judikatur, Zeitschr. f. Intern.

PriT.> and Strafirecht I 227.

» Savigny VIII 167 ft, Stobbe I 246, Bar, Tbeorie I 418 ff.,

Lehrbach 66t Begelsberger, Pandekten I 169.
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die Gründe I auf welcLe der Satz zu stützen ist, herrscht

Meinungsverechiedenlicit. Weder die von Savigny noch die

Ton Bar vorgebrachten Argumente sind einzeln überzeugend.

Durchschlagend dürfte die Erwägung sein, welche im Vor-

stehenden wiederholt als oberstes Prinzip des Fersonalstatutes

bezeichnet wurde, dafs eine Person hinsichtlich der Hand-

lungsfähigkeit möglichst dauernd demselben Recht zu unter-

stellen ist. Im gegebenen Falle ist dieses Postulat erftillbar,

ohne dafs irgendwelche Interessen verletzt werden. Der nach

seinem bisherigen Heimatrecht Groisjährige ist dem Bedürfnis

persönlicher Schutzmafsregeln entwachsen und entwöhnt; und

dritte, die mit ihm in Verbindung treten, haben kein Inter^

esse an der Beschränkung seiner Handlungstlihigkeit. Es

kommt liinzu, dak <^ 8 ^s'r. 1 des Reichsgesetzes vom 1. Juni

1870 die Naturalisation allein von der Dispositionsfahigkeit

des zu Naturalisierenden „nach den Gesetzen der bis-

herigen Heimat" abhängig macht £s würde widersinnig

sein, die Dispositionsfllhigkeit, welche die Bedingung der

Naturalisation ist, infolge der Naturalisation selbst wegfallen

zu lassen.

Was von der Erreichung des GroTsjaliri^koitsnlters gesagt

wurde, gilt mutatis mutandis auch von der venia actatis. Auch

diese mufs, wenn sie eininal gemäfs dem Personalstatut ein-

getreten ist, trotz des Wechsels des Personalstatutes, als fort-

wirkend anerkannt werden. Der vorerwähnte Gesichtspunkt

ist auch hier entscheidend.

Gegen die Gebhardschen Entwürfe ist zu bemerken^ dafs

kein Grund ertindlicli ist, warum nur von Erwerb der deut-

sche n Staatsangehörigkeit die Rede ist, da doch das Problem

dasselbe ist, wenn ein Ausländer oder ein Deutscher die Staats-

angehörigkeit in einem ausländischen Staate erwirbt. Diese

Eventualität bedarf nicht weniger als der im Gebhardschen

Entwurf vorgesehene Fall einer Regelung, und es ist keine

Veranlassung gegeben, ihn anders zu behandeln, da es sich ja
Ki*itteyer, Von«1ilige. I. 12
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nicht um den «Schutz spezitisch deutscher Interessen handele

sondern um die gerechte und konsequente Verfolgung eines

internationalistischen Gesichtspunktes. — In Bezug auf die

Formulierung ist an dem (zweiten) Oebhardschen Vorschlag

auszusetzi n, dafs dio Schlufsworte „auch wenn .... nach den

deutschen Gesetzen . . . auf den Fall der venia aetatit niclit

passen. Denn bei der im Aualand erteilten venia aetatis

steht nicht in Frage , ob sie „nach den deutschen Gesetzen

begründet sein warde^^j sondern ob sie, obgleich im Auslande

erteilt, von den deutschen Gerichten anerkannt wird.

Was die mit der venia aetatis verwandte Frage der Ent-

mündigung betrifft, so ist dieselbe in einem anderen Zu-

sammenhange eingeliender zu erörtern. Hier ist nur soviel zu

bemerken, dafs dieselbe prinzipiell und rein theoretisch nicht

anders zu beurteilen ist, als die venia aetatis, da auch bezüglich

ihrer in erster Linie der Gesichtspunkt Berücksichtigung ver-

dient, dafs die Handlungsf^igkeit m($glidi8t dauernd nach

derselben Rechtsordnung zu richten ist. Indessen bezüglich

der Entmündigung ist eine gleiche Bestimmung wie bezii^dieli

der venia actis dennoch nicht angezeigt, und zwar aus Gründen,

die sich aus der gesonderten I*« trachtung der verschiedenen

Arten der Entmündigung ergeben. Wechsel des Personal-

statuts einer wegen Geisteskrankheit entmündigten Person

ist überhaupt nicht möglich, verdient jedenfalls keine An-

erkennung in unserer Rechtsordnung. Die Entmündigung

wcgt u \" e r s c h w c n d u n g aber ist nach Voraussetzungen und

Wirkungen in verschiedenen Rechtsgebieten so verschieden,

dal's die iu einem Rechtsgebiet ausgesprochene Entmündigung

in den Rahmen eines anderen Pei'sonalstatuts vielfach gar nicht

pafst, inkommensurabel gegenüber den Vorschriften einer

anderen Rechtsordnung ist. In England, den Vereinigten

Staaten von Amerika, Argentinien ist die ProdigalitütserklÄrung

überhaupt unlMkanut (s. Bar, Theorie 1, 4li7). In diesem

Öiuu ist die Interdiktion wegen Verschwendung ein positiv

biyilizüü by GoOglc
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nationales Kechtsiustitut, Es entstehen internatiuiialistisch.

weniger Verwickelungen, wenn dementsprediend die An-

erkennung der ProdigalitätBerklärung an den Fortbestand der

StaatsangeHörigkeit geknüpft wird, als im umgekekrten Falle.

§ 16.

Jnrlsttsehe Personen«

In Bezug auf die juristischen Personen ist es von be-

sonderer Wichtigkeit, sich streng zu yergegenwttrtigen, welche

Aufgabe das B.G.B. gegenüber den Problemen des internatio-

nalen Privatrechts zu erfüllen hat. Es ist dteserhalb auf das oben

S. 28 ff., 43 ff.. 54 ff. Gesalbte zu verweisen. Aus den dortigen

Ausführuiigon ('rg:iebt sieh für die Behandlung der juristischen

Personen folgendes.

Das B.G.B, hat nicht den Anwendungsbereich der in anderen

Beichsgesetaen oder der im Landesrecht enthaltenen Rechts-

«fttze über juristische Personen su regeln. Gerade die prak-

tisch wichtigsten internationalistischen Fragen hinsichtlich der

juristischen Personen, namentlich die Frage der Anerkennung

auswiirtigor Aktion.2:osellsclmften. geliih ou nicht in den Bereich

des B.G.B. Eine Bestimmung, wie die in den Gebhardschen

Entwürfen in § 6 vorgeschlagene. M odurch das ganze Gebiet

der juristischen Personen umfafst wird, würde nicht nur ein

methodischer MifsgrifF und ein logischer Fehler sein, sondern

sie würde auch miTsliche praktische Folgen haben. Es läfst

sich noch nicht übersehen, inwieweit die Regehmg der Leluo

von den juristischen Personen im ZusamnienJianu der kommenden

Kodifikation dein Laudesrecht vorbehalten werden wird \ Dafs

es in einem nicht ganz unerheblichen Tlklafse der Fall sein

wird, läfst sich mit grofser Wahi'scheinlichkeit vermuten.

S. Entwurf fincs B.G.B., zweite Lesung I !S. 11 Note.

12*
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Wenn al)er der dem Landesrecht bclaüöcue Spielraum in inter-

uutionaliMi.-eher Hinsicht duivh die Zwanf^hljcsiminuiug ein-

gesclirUnkt werden würde: „ Die juristische Persönlichkeit wird

nach den Gesetzen des Ortes beurteilt, an welchem die Person

ihren Sitz ha^" so wäre damit die Wirksamkeit der Landes-

gesetsgebung in sweck« und sinnwidriger Weise beschnitten.

Denn die Landesgesetzgebung wäre gezwungen, ausländischen

juristischen Personen zu gewähren, was sie viuUeiclit inländischen

zu versagen sich veranlafst sähe. Das würde z. B. krals hervor-

treten, wenn der Antrag zum Gesetz erhoben würde (s. Ent-

wurf zweiter Lesung S. 11 Note): |,Dio landesgesetzlichen Vor-

schriften, nach welchen Religionsgesellschaften .. Korporations-

rechte nur durch ein besonderes Gesets erlangen, bleiben un-

berührt** Wenn man einwenden sollte, daTs hier der zwingende

Charakter der landesgeset/.lichen Normen den in dem ( lebhard-

bchcn Vorschlag enthaltenen Salz durchbrechen würde, so

wUrde damit zugegeben sein, dafs der Gebhardsche Satz sich

gegenüber landesge^etzlicher Normierung der einschlilgigen

'Fragen gar nicht durchsetzen lasse, dafs er mehr sag^ als er

sagen soll. — Aber auch nach anderer Seite wfixde der Satz

praktische Bedenken gegen sich haben. Er würde geeignet

sein, im Verhältnis zum Auslände Konflikte zu erzeugen. Wenn

im Gegensatze zu seinem W ortlaute ausländischen juristischen

Personen die Anerkennung durch die Landesgesetzgebung ver-

sagt werden würde, so könnte der ausländische Staat darin

eine Zurücksetzung seiner Angehörigen contra legem, einen

Rechtsbruch erblicken. Mindestens aber würden die aus-

ländischen Interessenten, die sich auf die Geltung des Satzes

verlassen, sich in ihrem Vertrauen auf die anscheinend ihnen

gewährte Anurkcnnung getäTischt sehen, und das würde die

auswärtigen Beziehungen des Reiches und seiner Angehörigen

nicht fördern, sondern benachteiligen. Ferner aber ist hin-

sichtlich der Handelsgesellschaften eine reichsgesetsliche

Anerkennung aus diplomatischen Gründen nicht zu empfehlen.
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Bekanntlich ist durch eine Reihe von Sta.atAverträgen (mit

Belgien, Griechenland^ England, Italien, Öster-

reich-Ungarn, Rumftnien, Rufsland, Serbien, der

südafrikanischen Bepublik) die gegenseitige An-

erkennung der Handelsgesellschaften stipuliert. Die Aufrecht-

erhaltung dieser Stipulationen und das Zustandekommen iilin-

licher Verträge mit anderen Staaten würde gefährdet sein,

wenn das B.G.B, den Auslandstaaten ohne G^enseitigkeitS'

Verhältnis dasjenige gewährleistete, was jene Verträge kor-

respektiv verbürgen. Diese Erwägungen sind, wie gesagt,-

untersttttsend. Entscheidend bleibt, dafs das B. G. B. das Recht

der Aktien- und anderer Handelsgesellschaften nach der inter-

natioiKiHstischen Seite nicht zu regeln hat, weil es deren

Regelung in keiner anderen Hinsicht auf sich nimmt.

Den angedeuteten Bedenken wird Rechnung getragen

durch eine Formulierung der ä. 55 bereits angedeuteten Art,

nattirlich mit Anpassung an die demnächstige definitive Fassung

des B.G.B.

Eis ist- jedoch die Frage aufzuwerfen, ob die hiernach im

Rahmen des B.G.B, zu beantwortenden Fragen angesichts

der Vorschriften des Entwurfes zweiter Lesung in der liberalen

Weise geregelt werden sollen, wie es die Oohhardschen Ent-

würfe vorschlagen. Zwar kann darüber kein Zweifel obwalten,

dals die Vorschriften des B.G.B. über die Verfassung und die

sonstigen Rechtsverhältnisse der juristischen Personen nicht

auf ausländische juristische Personen angewendet werden

können, dafs vielmehr die an und fiir sich in ihrer Existenz

anzuerkennenden juiistischcn Personen des Auslandes nach

dem Hechte ihres Sitzes beurteilt werden müssen, — unbe-

schadet natürlich der Abweichungen, welche sich aus beson-

deren Gesichtspunkten ergeben. Fraglich ist nur, ob nicht

die Bestimmungen des Entwurfes zweiter Lesung über Ver-

einsregister und staatliche Genehmigung (§§ 23 ff.)

die Konsec£ueuz lurdern, dafs auch die Anerkennung aus-
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lUndischer juristischer Personen von einer speziellen staat»

licbeu Genehmigung ablittn^'i^r f,'oraacht werde. Die Ein-

tragung in ein deutsches Vereinsregister kann nicht

emstlich in Frage kommen, schon weil es fUr ausländische

Vereine ein zuständiges Amtsgericht im Sinne der §§ 23, 49

des Entwurfes nicht giebt. Ein besonderes Register für aus-

l.iiulisc he Vereine einzuri\ litt-ii, würde aber absurd sein. Was
die staatliche Genehmigung anlangt, so kann die Ge-

nehmigung durch das Reich oder durch die Bundesstaaten in

Betracht kommen. Die Genehmigung durch einen Bundes»

Staat ist aber schon deswegen abzuweisen, weil damit die un-

erfreuliche Möglichkeit geschaffen wttrde, dafs eine ausländische

juristische Person, nachdem ihr die nachgesuchte Genehmigung

in ciueni Bundesstaate abgeschlagen wäro, sieh mit Ert'olf^^ an

die Regierung eines anderen Bundesstaates wenden könnte.

So oft ein emstliches Interesse tllr eine ausländi^^ehe juristische

Person vorhanden sein würde, würde sie höchstwahrschein-

lieh bei einer der Staatsregierungen ihr Ziel erreichen* Da
es sich um eine {%ir das ganze Reichsgebiet wirkende Mafs-

nahme handelt, würde der Reichskanzler die natürliche Instanz

ftir Erteilung der ( iciKliniTfrung soin. Für diese Kompetenz

würde auch sprechen, dafs die politischen Erwägungen, welche

hier in Betracht kommen können, insbesondere der Gesichts-

punkt der Retorsion, am geeignetsten der Entscheidung der

politischen Zentralinstanz zugewiesen werden. Aber die

Bedenken gegen eine solche Regelung sind doch stärker als

ihre Vorteile. Die Genehmigung des Reichskanzlers würde

nicht im konstitutiven, sondern nur im deklarutorischeu biune

erteilt werden können. Sie würde nur unter der Voraus-

setzung als rechtswirksam gelten dürfen, dafs nach dem am

Sitze der juristischen Person geltenden Hecht deren Rechts^

persönlichkeit b^rttndet sei. In jedem einzelnen Falle, wo
die Rechtspersönlichkeit einer ausländischen juristischen Person

in Frage stünde, würden daher die deutschen Rechtspflege-

......^le
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or^^ane in (lic Prüfung^ der letzteren Frage eintreten müssen.

Die Genehmigung des Keichakanzlers (oder irgend einer anderLMi

Instanz) würde den juristischen Bestand zu gewährleisten

weder rechtlich bestimmt noch thatsächlich imstande sein. Die

rechtlichen und die thatsächlichen Praemisaen des rechtlichen

Bestandes aller ausländischen juristischen Personen, welche die

Genehmigung nachsuchen, einer erschöpfenden Prüfung zu

unterziehen, ^viirde nicht nur eine gewaltige Geschiitt-bUrde

bedeuten, iundern s>elilechterdings nnnustVdirhar sein. Die

Kompetenz zur Erteilung der Genelinugung würde daher that-

sächlich nichts weiter bedeute, als die Möglichkeit, aus poli-

tischen QrUnden gegen die Anerkennung bestimmter juristischer

Personen in Deutschland Veto einzulegen. Derselbe Effekt

aber wird durch Ausübung des Retorsionsrechtes (s. oben

S. 03 ) im wesentlichen zu erreichen ^e'm. Xoch ist zu bemerken,

dars bislang in den meisten Reehtsgebieten, welche die „Korpo-

rationsrechte" von besonderer Verleihung abhängig machen^,

z. B. im Gebiet des preuisischen Landrechts, die Anerkennung

ausländischer juristischer Personen von staatlicher Genehmigung

nicht abhängig gemacht worden ist, und zwar ohne dafs, soviel

man hdrt, daraus Nachteile entstanden wären.

» Vgl. Roth, Deutschet* Privatrecht I 405, 409 ff. , Fövster-

Eccins, Theorie und Praxis des preufs. Privatrechts I § 11 bei

Anin. 17 ff., Miemeyer, Posit mtern. Priratr. I § 105.
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Familienrecht (einschliefslich Yor-

muudschaftsreclit).

§ 17.

Eheseliliefisnng.

In Bezug auf die Eingehung der Ehe unterscheidet man

allgemein and mit Recht zwischen den materiellen Voraus-

setztingen und der Form der P]he8chliefsung. Die ersteren

uateibtelll man dem Personalstatut, die letztere dem Ortsrecht

der Eheschliefsung. Die Gebhardschen Vorschläge (§ 16)

folgen diesen Gesichtspunkten und geben ihnen einen konse-

quenten und klaren Ausdruck. Die zahlreichen Meinungs-

Verschiedenheiten y welche im einzelnen bestehen, sind damit

im wesentlichen befriedigend erledigt. Kur ist ein Zusatz zu

befürworten, welcher dem Vorhchak in Art. 1 der Haager

Besehlus6e (i'ail 11 ISr, 246) entspricht: j,8aut' k tcnir compte soit

de la loi du lieii de la (l')niicile, soit de la loi du lieu de la celöbra-

tion, si la loi nationale le permet." Im folgenden sollen diese

Grundsätze näher begründet werden , unter Beschränkung

der Erörterung auf diejenigen Punkte, Uber welche Meinungs-

rerschiedenheiten ernstlich möglich sind.

......^le
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Wenn vorstehend das für die materiellen Voraussetzungen

der EheschlieJjBung maÜiBgebende Heimatrecht ab Personal-

Statut bezeichnet wurde, so geschah dies in Anlehnung an

den herrschenden Sprachgehraach. Es ist aber zu bemerken,

dafs der BegrifF und das Prinzip des Personalstatutes hier nicht

eigentlich zutreffen. Dafs os sich bei den Voraussctzunf^^cu der

EUeschliefsuüg (negativ ausgedrückt: bei den Ehehinderuissen)

um Eigenschaften der Personen handelt, läfst sich zwar hin-

sichtlich der EhemUndigkeit sagen, allenfalls auch von dem

Ehehmdemis der Verwandtschaft und SchwSgerschaft, nicht

aber von dem Erfordernis des Aufgebotes, des Ablaufes der

Trauerzeit, des Konsenses der Eltern, Vormünder, Behörden,

von den Gnuidsätzen über Zwang, Betrug, Irrtum*. Noch

weniger lullst ijieh saj;"en , dafs das Bedürfnis bestehe, das für

die Eheschliefsung malsgebende Recht (wie das für die Geschäfts-

{^igkeit maüsgebende Recht) an eine Dauerbeziehung in dem.

Sinne zu knüpfen, dafs eine Person, so oft sie eine Ehe

schliefsen wolle, nach demselben Becht beurteilt werden

müfste. Nur in Bezug auf die Wirkungen der Ehe ist

dauernd gleiche Beurteilung geboten. Die.seiu Bedürfnis würde

aber vollkommen entsprochen werden, wenn die lex loci actus

über die materiellen Voraussetzungen der Eheschliefsung ent-

scheiden würde. Der richtige Standpunkt ist viebnehr der,

dafs die Zugrundelegung der Staatsangehörigkeit nicht durch

das umwegige Argument zu rechtfertigen ist, dals das Per-

sonalstatut Platz greifen müsse, sondern unmittelbar da-

durch, dal» das besondere Band der Staats a n g o h ö r i g k e i t

die für die Voraussetzungen des Eheschlielsungsrechtes als

> Vgl. auch Savigny, System \T:II S. 324: „Das Familienrecht

hat am meisten Ahulichkeit mit dem Zustand der Person an sich",

S. 326: ..Die licdingungeu der Möglichkeit der Elic ^nüiidon pich teils

Hilf die per>r>iili(-ti. ii Ettrenscluafteu der Ehegatten, teils auf das Ver-

hältnis derselben zu einander."
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nonngebend zu bcliandelnde Beziehung darstellt*. Die Ehe-

schlieiBung ißt der fUr den »taatlicheu Organwmiu wichtigste

privatrechtliche Akt. Er ist die regelmäfBige Grundlage der

Staatsangehörigkeit selbst Die an die Staatsangehörigkeit

sich knüpfenden privatrechtlichen nnd öffentlichrechtlichen

Konfte((ueiizen werden in der Mehrzahl der Fälle durch die

Ehesehliefsung vermittelt. Für die aus der Elie liervorgeheuden

Kinder vermittelt sie den Erwt ili, tur die Ehe&au häufig den

Verlust einer Staatsangehörigkeit. £s ist konsequent und es

liegt im Interesse der Vermeidung internationaler Konflikte,

dafs die Eheschliefsung von keiner Rechtsordnung anerkannt

wirdf wenn nicht die Staaten sie anerkennen, deren Unter^

thanenverli.inil (IuitIi du i.licüehlieijsung alteriert wird. Hier-

von abjLccsclK ii iallt ins Gewicht, dafs die Keciilssatzungeu

über Eliehiiidt misse , insbesondere diejenigen über die Ehe-

mündigkeil^ sich zum Teil anlehnen an die besonderen physi*

sehen und sozialen Verhältnisse der nationalen (Gemeinschaft,

zum Teil zusammenhängen mit ethischen und religiösen An-

schauungen, welche im Heimatstaat so unbedingt herrschen,

wie sie anderwärts pcrhurresziert werden, ohne dals Veran-

lassung vorläge, dem Ausländer einen anderen Mafsstab als

den seiner heimatlichen Verhältnisse zu oktroyieren. Endlich

ist zu bedenken, dafs die Ehehindernisse zum gröfsten Teil

als Schutzwälle aufgerichtet sind gegen übereilte nnd unheil-

volle Eheschllefsungen , im Interesse aber wider den Willen

der Ehelustigen selbst. Die Natur der Menschen nnd die

Ertahrung lehrt, dafs solche vur^sehauenden Mafsregeln gorinir

geachtet und am liebsten abgesciiüttelt werden, wenn die Ab-

sicht vorhanden ist, zur Ehe zu schreiten. Gretna-Green und

* Derselbe (Jes^it lit.«pnukt kelirt im Kr brecht wieder, ^vo gleich-

falls nicht (las k't;^te P »'rsonaUtatiit nh soklies, soDdeni das diiroh

die letzte Staatäaugcltürigkeit gegebene Recht als solches uiafsgebeiid

zu sein verdient
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Helgoland and Siebenbürgen wissen davon zu erzählen.

Sollen jene Schatzmalsregeln volle Wirkung haben, so müssen

sie auch jenseits der Grenzpi^hle gelten. Diese Erkenntnis

veranlafst auch die Rechtspflege in den Vereinigten Staaten,

wiihrend im Prinzip dort die lex loci actus zu Grunde gelegt

wird^, die im Ausland ,,in fraudem legis doniestieae" ge-

schlosseneu Ehen amerikanischer Bürger als ungültig zu

behandeln.

Aus dem. Gesagten folgt unmittelbar, dafs nicht einseitig

das Heimatrecht des Ehemannes fllr die Voraussetzungen

der Ehesehliel.siing mafsgebend sein darf, wie manche Schrift-

steller ^ Wüllen und wie das süehsische Gesetzbuch

(Teil II Nr. 273) es vorschreibt, sondern dafs die Ehe nur

dann als gültig anzuerkennen ist, wenn sie dem Heimatrecht

beider Beteiligten entspricht. Es sei aber noch besonders

darauf hingewiesen, wie mifslich es sein würde, wenn in

Deutschland eine Eheschließung zwischen einer Deutschen

und einem Ausliinder alj;^i lehnt werden miifste wegen eines

Ehehindernisses in der Person der Braut, das nach dem

deutschen Recht nicht vorhanden und nur nach dem Heimat-

recht des Mannes begründet ist, andererseits aber auch die

nicht seltenen Ehen als ungültig behandelt werden mttfsten,

welche Deutsche im Ausland mit Ausländerinnen schliefsen,

die nach ihrem Heimatrecht ehef^hig sind, nach deutschem

* Vgl. Bar, Theorie 1441 und die dortigen Zitate; s. fem» unten

Teil II 290, 283, 297, 252, 256, 257, 268 , 269, 282; Tgl. auch

Kr. 240 Artt 547, 548.

a S. Wharton 268 ff. und unten Teil II Nr, 231, 243, 261, 262,

264. — aber auch prenfs. A.L.R. II 1 § 170.

» Savigny VIII 326, Thol, Einlelt.in- ISO, Roth I 288,

Bdhlan I 480, Gierke I 285, Momm^^en (Teil II Nr. 265). Vgl. hin-

gegen im Sinne d<^s Tovt.-: Wäcliter XXV 186, Stobbe 1268, sowie

dort angeführte Litteratur, Deruburg, Pandekten i 106, Förster-

Eccius I § 11 Nr. 6.
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Rechte nicht. Auch die Haager Konferenz (Teil II

Kr. 246) hat sich in unserem Smne ausgesprochen.

Eine Mittelmeinung, welche von Un ger (I § 28 Kote 118 a),

Bar (Theorie I 451 ff., Lehrbuch 70 ff.), Regelsberger

(Fand. I 177) vertreten wird und wonach nur ein Teil der

Ehchindernisse, welclie nach dem Heimatrecht der Braut be-

gründet öind, berücksichtigt werden sollen, verdient nach dem

Gesagten ebenfalls keinen Beifall. Die Koüisionsfragen werden

dadurch unnötig kompliziert.

Das Prinsip der lex loci actus^ welches aufser in den Ver*

einigten Staaten (s. oben S. 187 Note 1) in den Gesetzbttchem

von Argentinien, Hawaii, Mexiko, in dem Vertrage

von Montevideo (s. unten Teil II Nr. 225. 248, 263, 267)

und in der » c h w e i z e r i s c Ii e n B u n d e s e s e t z g e b u n g '
*

vertreten ist. bietet allerdings den Vorteil, dafs Zweifel über

das mafsgebliche Hecht ausgeschlossen werden. Aber die vor-

erwähnten Erwägungen sind stärker, und namentlich die Gefahr

der Umgehung heimatlicher Vorschriften Mit durchschlagend

ins Gewicht. Zutreffend ist die von Bar (Theorie I 443)

angezogene Bemerkung i > u ran d s : „Wenn irgendwo eine sonst

tiberall verbotene Ehe erlaubt wäre, so würde dies eine Gesetz

gentigen, um die Gesetze der gesamten Übrigen Welt zu

umgehen.*^

1 Dif sihwci/fM-ische Bniulfsverfassttii^'- vom 29. Mui 1>^74

Art. 54 und das Bunde^gosetz vom 24. Dozemlier 1>T4, Ix-tr. den Ziril-

»taiid, Art. 25, bestimmen: ^Die in einem Kaiitoiie od>'r im Aublando

nach der dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Khe soll im Ge-

biete der Eid^Liioaseiisehaft als Ehe anerkannt werden.* Das zuletzt

genannte Gesetz bestimmt aber in Art. 37 weiter: „Ist der Bräutigam

Ausländer, so kann die Trauung nur auf Vorlage einer Erklärung der

zuständigen auswärtigen Behdrde erfolgen, worin die Anerkennung der

Ehe mit allen ihren Folgen ausgesprochen ist, das Dispensationsreeht

der Kanton:«regierungen .... vorhalten."

^ Vgl. aber auch die S. 189 Anm. 2 genannten Gesetz-

gcbungeu.
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Das Prinzip des Heimutiechtes hat denn auch in den

meisten europäischen Kechtsgebieten Anerkennung gefunden*^

und wird de le^e ferenda Uberwiegend befürwortet^. Für

das B.G.B. ist von besonderer Bedentang, dafs das Reichs-

gesets vom 4. Mai 1870 (R.O.BL S. 599) den Grundsatas der

Staatsangehörigkeit in der vorstehend empfohlenen Weise an-

genommen hat.

Die Haag er Konferenz hatte im Jahre 1893* be-

schlossen; „Le droit de contracter mariage est v^l6 par la

loi nationale de chacon des futurs öpoux, ämoins qne

cette loi ne s'eu rapporte, soit k la loi da domi-

cile, soit k la loi duliea de la c^läbration.*^ Lainö

bat im Journal de droit international priv^, 1894, S. 247 fP.,

diese Fassung beanstandet und statt der gesperrten Worte

die Bestimmung vorgeschlajren : „Toutct'ois, s'il existe dans la

l^gislatiou nationale de chacun des tuturs epoux uue dis-

position concernant Ic conflit des lois qui permctte Tapplication

soit de la loi du domicile, soit de la loi du lieu de la c414-

bration, le mariage conforme Ii Tune ou l'autre de ces deuz

demieres lois ne devra nulle part 6tre considärö comme nul."

' S. Kar, Throrie I 440 ff., fernm- unten Toil II Nr. 229 (Rel^rien),

244 (GrifchculaudK 2-54 (Italii'iil ÜImt di-' s t c r r c i c hi b c he

Praxis s. Jettel, Handbuch de-s internarionalrn l'rivat- und Straf-

rechts, S. 30 flE. Über die französische Praxis s. Vincent und

P^naud, Dictionnaire de droit international prive, Art. Mariage,
Nr. 87, 103, 115 ff., 129, 131* 186, über das russische Recht Lehr,
Eläments de droit civil ruase I 6.

' In einseitiger Weise wird das Heimatrecbt für die Inl&nder
für mafsgeblieh erklärt in den Gesetzgebungen von Chile, Costarica,

Ecuador, Guatemala, Haiti, llondurae, Salvador, Uruguay,
Venezuela (s. unrou Teil TT Xr. 232, 23ö, 241, 245, 247, 251, 274, 27^'.

280X wiUirend im übrigen die lex loci actuä eutacheideu »olL Vgl, auch

Teil Nr. 243 (Georgia).

» b. üben 8. l!:<7 Anni. 3, sowie unten Teil II Nr. 230, 246,

259, 265.

* Actes de la Conference de la Haye, La Haje 1893 S. 49.
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Die Haager Kuiitcienz hat mit Bezug auf die Laiuuscheii

Einwendungen^ sodann im Jahre 1894 die oben mitgeteilte

Fassung beschlossen.

Auf den ersten Blick mag es scheinen, dafs die Befär^

wortung der Aufnahme einer entsprechenden Besttmmnng in

das B. G. ß. ein Preisgeben der (oben S. 85, 86) gegen die

Anerkennung der Ii iick Verweisung geltend gemachten

Bedenken in sich öchliefse. In Wahrlieit ist dies nicht der

Fall. Um eine Rückvcrweisung im engeren und eigentlichen

Sinne handelt es sich nicht. Das System der Rück- (oder

Weiter-}yerweisimg in dem Sinne^ in welchem de lege ferenda

dagegen zu protestieren ist, bedeutet das Zurückweichen des

Gesetzgebers gegenüber dem Willen eines anderen Gesetz-

geber sin der Regelung einer Kollisionsfrage. Wenn die liechts-

ordnung, deren Maf.sgcblichkeit der Gesetzgeber seinerseits

für nngezeigt hält, nicht mafsgeblich sein will, lälst der Gesetz-

geber dem Willen dieser Rechtsordnung den Lauf. Nicht

die an und für sich sachlich erwünschte Rechts-

ordnungy sondern eine andere Rechtsordnung soll

dann normgebend sein. So aber liegt die Sache bei

dem Gegenstau<l des Haager Beschlusses niciit. Hier wird

die loi nationale der Nupturienten nicht etwa blofs unter der

Bedingung zu Grunde gelegt, dafs sie selbst zu Grunde gelegt

werden will. Vielmehr wird sie schlechthin für malsgebend

erklärt. Eine nach dem Heimatrecht gültige Ehe soll un*

bedingt gültig sein, auch wenn das Heimatrecht die Mafs-

geblichkeit von sich ab- und der lex domicilii oder der lex

loci actus zuweist. Aber es wird darüber hinaus die Gültig-

keit der Ehe auch untei- den beiden Voraussetzungen statuiert,

1) dals die Ehe nach der lex domicilii oder nach der lex loci

actus gültig ist, und 2) daia das Heimatrecht, — sei es

unbedingt, sei es fakultativ — die Beurteilung nach Wohnsitz-

1 Actes de la con£Srenee etc. 1894 S. 48.
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recht oder Ortsrecht der Ehoschüefsung vorschreibt. Das bedeutet

keineswegs (las Preisgeben der eigenen Auflassung des (ies -tz-

gebers Ton der Kollisionsfrage zu Gunsten der abweichenden

Auffassung eines anderen Gesctzgol)er4, vielmehr eine selb«

dtttndige und definitive Regelung der Kollisionsfrage. Die metho-

dischen und prinzipiellen Gründe gegen das RttckTentreisungs-

«jBtem fallen hier also fort. Ebensowenig trefTen hier die prak-

tischen Bedenken zu, welche gegen die Rückverweisung sprechen.

Die praktische DinTlitViliruii;^ <^^i' Vorsclirift biutet iiielit die

oben (S. 86) bezüglich der Rückverweisung hervorgeljolieuen

Schwierigkeiten, und die als mifslich bezeichnete Zweiteilung

der Ausländer (oben S. 85) wird durch sie nicht veranlafst.

Positiv für die fragliche Bestimmung spricht die Er*

wägung , dafs es die Respektieruqg des die Staatsangehörig-

keit normierenden fremden Staatswillens als solchen ist,

welche uns zur Zugrundelegung des Heiniatrechtes veranlafst,

nicht, wie beim eigentlichen Persüiialstatut, nur der Gesiclita-

punkt, dafs die Staatsanirehörigkeit die vollkommenste Dauer-

beziehung darstellt Darum ist, trotz des Widerspruchs

von Lain4 (S. 251 a. a. 0.) der Gedanke Kutreffend, welcher

in dem Haager Kommissionsbericht ausgesprochen wurde

(Actes etc. 1893 S. 46): „On se conformera k la loi nationale

elle-mC'ine et on iie pcut avoir la pretention de mieux i»r()ie^-er

ses nationaux qu'eile ne ie fait elle-meuie." Die Zahl der

GesetzeskoUisionen wird zugleich veimindert (vgl. oben 8. 84)|

und zwar, wie es wünschenswert ist, unter Verminderung der

Zahl ungültiger Ehen.

Die entwickelten Grundsätze Uber die Voraussetzungen

der Eheschliefsung dürfen nur innerhalb der absolu'ten

Schranken gelten, welche der Anerkennung uusLindisehcii

Rechtes gewiesen sind (s. oben S. 62 ff.). Solche Schranken

speziell hinsichtlich der Anerkennung der im Ausland ge-

schlossenen Ehen aufzustellen , liegt keine Veranlassung

vor. Viele Gesetzgebungen enthalten besondere Bestim-
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mungen sei es in Form einer allgemein cren Klausel, sei es

in Gestalt einer speziellen Aufzählung der internationalistisch

absolut xa beachtenden EhehtndoniiBse. Die Zahl der Ehe-

hinderniwe, welche nach unseren Anschauungen als derart

absolute in Betracht kommen könnten, wKhrend sie im Aus-

lande als Ebehindemisse nicht anerkannt sind, ist gerin^^ Es

dürfte sich nur um Polygamie, Inzest und die Ehe zwischen

dem wegen Eliebruclis geschiedenen Ehegatten und dessen

Mitschuldigem handeln. Aber auch hier hat unsere Rechts-

ordnung nur Veranlassung, an dem Ehehindernis insofern

absolut festzuhalten, als in Deutschland eine poljgame oder

inzestuöse Ehe auch von AusUlndem nicht geschlossen

werden darf, deren Heimatrecht sie gestattet, während wir

keine Veranlassung haben, die Legitimität einer solchen Ehe

zu leugnen, wenn sie im Auslande geschlossen ist. Wir

werden der Legitimität der aus einer in der Türkei geschlosse-

nen moslemitischen Ehe entstammenden Kinder die Aner^

kennung nicht versagen können, während wir andererseits eine

solche Ehe als Hindernis flir eine in Deutschland absu-

schliefsende Ehe betrachten müssen, und zwar nicht aus dem

Gesichtspunkt, dafs auch eine nichtige Ehe, bevor sie für

niclitig erklärt ist, ein Ehehindernis bildet, sondern weil sie

gültig ist und eine Nichtigkeitsklage unangebracht wäre.

Hiernach ist allen Bedürfnissen genügt, wenn die Be-

stimmungen des B.G.B. tlber Polygamie, Inzest und ehe-

brecherische Ehe (§§ 1215, 1216, 1218 des zweiten Entwurfes)

für die in Deutschland geschlossenen Ehen als schlechthin

mafsgebend erklärt werden.

Was die Form der Eheschlidsung angeht, so ist vor

allem daran festzuhalten, dafs innerhalb des deutschen Reiches

1 8. Teil F Nv. 225 (Argentinien), 233 (Colorado), 236 (Costa

Rica), 241 (Ecuador), 254 (Italien), 264 (MississippiX 267 (Vertrag

von MoDtevideoX 270 (PeruX
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die durch das B.G.B, vorgeschriebene Form unbedingt obliga-

torisch Bein mafs. In die Entwürfe des B.G.B. ist eine dem

§ 41 des Personenstandsgesetzes entsprechende Formulierung

(„Innerhalb des Gebietes des deutschen Reiches
kann etc.*) nicht aufgenommen, aber offenbar nur deswegen

nicht, weil der Inhalt für belbstv^erötandlicli gehalten wurde,

oder weil die Bestimmung im Personenstandsgesetz selbst

aufrecht erhalten werden soll.

Femer kann darüber kein Zweifel bestehen, daüs auch

fernerhin im Ausland EheschHefsungen vor diplomatischen

oder konsularischen Vertretern des deutschen Reiches in Ge-

mäl'äheit des Keichsgesetzeä vom 4. Mai 1870 zuzulassen

sind K

Da infolge der obligatorischen Zivilehe fUr Deutsche im

Auslande das deutsche Eheschliefisungsrecht hinsichtlich der

Form nur in Gestalt der diplomatischen oder konsularischen

Eheschliefsung anwendbar ist, so steht femer aufser Frage,

dafs die nicht in dieser Form von Deutschen im Auslände

geschlossenen Ehen von uns nur dann für gültig erklärt

werden können, wenn sie dem am Ort der Eheschliefsung

geltenden Recht entspredien. Es sind hiemach blofs folgende

Fragen offen:

1) Sollen für Eheschliefsungen Deutscher im Ausland aufser

der Form der lex loci actus noch besondere — an

dem ausländischen Platzes erfüllbare — Formalitäten

gefordert werden?

2) Soll, soweit ein nichtdeutscher Nupturient oder nur

nichtdeutsche Nupturienten beteiligt sind, das Heimat*

recht der Nichtdeutschen mafsgeblich sein, sei es:

* Die bereits (S. 100) empfohlone allgonieine Klausel hiusichtlich

der vor diplomatischen und kouaularisilien Vertretern des deutscheu

Eeifhes abgeschlossenen Rechtsgeschäfte deckt auch diu Ehe-

schliefsuDgeu.

Ki«m»y»r, Yorschllg«. I. - 13
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a) an Stelle der lex loci actus, oder

b) kumulativ neben den leteteren, oder

c) fakultativ.

Zu 1) kommt ernstlich Überhaupt nur in Erwägung, ob

die Vorschrift Nachahmung verdient, welche in Art 170* des

französischen Zivilgesetzbuclios enthalten luul in vielen anderen

Gesetzbüchern- nachgebildet i.st. Indessen kann die Nicht-

beachtung der dort gestellten Anforderung doch keinenfalls

als impedimentum dirimens behandelt werden, und somit mufs

die Vorschrift thatsachlich wirkungslos bleiben, sofern nicht

die lex loci actus selbst eine entsprechende Anforderung stellt;

im letzteren Falle aber ist sie ttberfltlssig. Noch weniger

konnnt in Betraclit eine dem Art. 171^ des Iraiizöbischcn

Zivilgesetzbuches entsprechende Vorschrift. Die dort ge-

forderte nachträgliche Anmeldung zum JStandesregister berührt

nicht die Form der £heschliefsung, geschweige die Gültigkeit

der Ehe. Die Vorschrift hat nur den Charakter einer ord-

nungspoliEeilichen Vorschrift, welche mit den besonderen Funk-

tionen der französischen Standesregister zusammenhängt.

Was die Frage zu 2) betnlit, ao ist die zu a) erwähnte

Möglichkeit durch die allgemeinen Gründe ausgeschlossen, auf

* „Le mariagft contractu en pays <^traiiger, entre Fratiyais, et ontre

Fran^nijs et ^traiif^ers, sera valablc, s'i! a Pt6 c^löbr^ dans les formes

usit^Cä dans \c ^tny^, ponr\ni qn'i! ait t'tü jjiecM'dr fies publications

prescrites pai i article 68 au litre Ueö actcs de l'etat civil, et que le

Francis n'ait pomt contrevenu auz dispositions contenues su chapitre

pr^cMent."

* S. 8. B. Teil U Nr.m (Hotland), S54 (Italien), 266 (Mo-

naco). — Auch das badiache EinlÜhrungf^eseta sum Fenonenstands-

gesetz vom 9. Dez. 1875 hat die Bestimmiing in § 23 aufgcuommen.

„Dan» les trois n ois apr^s le retour du Fran^ais sur le tenri-

toiro du rovanmo, l'acte de c«51^bration du mariage tontracte en pays

itraiigiT sera traiiscrit sur le registre public des mariftfr'*?' du Heu de

son domicile". S. aueli Teil II Nr. 247 fHuiti), 249 (Holland), 254

(Italien), 262 (Massaehusets), 266 (MonncoV Auch Belgien bat

in Art. 171 des code civil die französische Vorschrift beibehalten.

......^le
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welche sich die B^el loeus regit actum sttttet (b. oben

S. 98 ff.). Darüber berrscht allgemeines EmverstAndnis,

Über die Möglichkeit zu b) ist zu bemerken : den Gegen-

satz von kireliliclicr und ziviler Ehesclilicrsung betreffend,

verdient der Beschlufs der Haager Konferenz Art. 4c

Absatz 2 (Teil II Nr. 246) keine Nachfolge. Die Zahl der

internationalen Konflikte wird durch eine derartige Be-

stimmung nicht gemindert, nnd es besteht kein Grund, die

Forderung des Heimatrechteg in höherem MaTse zu berttck-

sichtigen , wenn es sich um die kirchliche Form , als wenn es

sich um diu standesamtliche oder eine andere Fonn handelt. —
Im übrigen kommen an bupplenientäi'en Anforderungen des

Heimatrecbtes hier thatsächlich wieder nur die Vorschriften

des französischen Gesetzbuches über Aufgebot im Heimatstaat

und nachtrügliche Anmeldung zum Standesregister in Be-

tracht, die auch hier aus denselben Gründen keine Berück*

sichtigung von unserer Seite verdienen, welche oben (S. 194)

geltend gemacht wurden. Ideale Bedeutung würde eine

Bestimmung wie der Absatz 3 in Art. 4 der Haager Be-

schlüsse („II est ^aiement entendu que les dispositions de

la loi nationale, en matiöre de publications, devront gtre

respeot^**) im Rahmen des B.G.B. nicht haben, wtthrend sie

ja als Bestandteil einer internationalen Konvention etwas ftlr

sich haben roa^.

Hiernach erübrigt nur die Frage, ob die liegel locus regit

actum im absoluten Sinne oder in dem Sinne fakultativer Zu-

lassung des Heimatrechtes Platz greifen soll. Für ersteres

haben sich die Gesetzgebungen von Argentinien^,

Belgien, dem Kongostaat (Teil II Nr. 225, 229 , 235)

entschieden, desgleichen das sächsische Gesetz vom

' Der von Daireaux im Jouni. de dr. int. priv. XIII 292 an-

geführte Art 164 des cMigo civil — vgl. Bar, Theorie 1 468 Anm. 8 »
ist durch das Ehegeaets von 1888 aufgehoben*

13*
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5. November 1875 \ während die meisten Gesetzgebungen nur

bestimmen, dafs bei Beobachtung der durch das Ortsrccht der

£he8chliefsung yorgeschriebenen Formen die Ehe gültig sei,

ohne dafs zu der hier angeworfenen Frage damit SteOung

geiiümmen wäre. Für dio absulute Mafägeblichkeit des Orts

rechtes haben sich ferner entschieden: Laurent (IV 441 fi'

Dudley Field (Teil II Nr. 240), das Institut de droit

international, der Vertrag von Montevideo (Teil II

Nr. 258, 267) und die Gebhardschen Entwürfe (§ 16).

Die meisten Schriftsteller' sprechen sich im entgegengesetzten

Sinne aus, und namentiich Bar hat sich sehr entschieden in

diesem Sinne gcäufsert. Er bdiauptet (Theorie I 463), der

§ 41 des deutschen Persoiienstandsgesetzes habe „die Grenze

der Gesetzgebungsgewalt, welche einem Öttuite in internatio-

naler Besiehung «alcommen kann, überschritten", und schlägt

anstatt dessen vor: „Ehen deutscher Staatsangehöriger

können innerhalb des deutschen Reiches nur vor dem

Standesbeamten geschlossen werden/ Dafs dieser Standpunkt

mit (itiii riiiizjp der obbgatorischen Zivilehe nicht verträglich

ist, dürfte eiiileiuhteii. Die Gegner dieses Prinzipes können

wünschen, auf diesem Wege ein Stück kirchlicher JEhe-

Bchlieiaang zu bewahren oder wiedereinzuführen. Dem Prinzip

würde in der That damit der erheblichste Abbruch geschehen.

Es würde ein erster Schritt sein auf dem Wege zur fakulta-

tiven kirchlichen Eheschltefsung. Denn es ist nicht erfindlich,

warum den eigenen Staatsangehörigen die Freiheit versagt

sein soll , welehe Fremden gewährt wird. Es liegt nun aber

gar kein Grund vor, dem Ausländer, dessen Heimatrecht die

kirchliche Ehe fordert, den standesamtlichen Akt zu erlassen,

• I 10: „Die bei Eheschliefsangen «tt beobachtende Form wird

nach den Gesetzen des Ortes beurteilt, an welchem die EheacbUeisiuig

VOlgeiiommPn wird".

2 S. ]5ur, Tlicoiic I 4Ü0 ff. und dort aiigeführT»' Litteratur, Stobbe

1 270, Kegelsberger, Paud. I 177, Gierke I 2^5.
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der fUr ihn und sein Heimatrecht nur ein superfluum non

nocens ist.

Der gleiche Gesichtspunkt führt dazu, den Zivilstandsakt

absolut für alle Ehen zu fordero, die in solchen ausländischen

Gebieten geschlossen werden, wo die Zivilehe obligatorisch

ist Wenn man einwendet, dafs die kirchliche Eheschliefsung

materiell 70n anderen Umständen abhänge als die Standes-

amtliche Eheschliefsung , so ist das nicht zutreffend , wenn

bezüglich der Voraussetzungen der Ehe, wie Yor-

gescblagen, das Heimatrecht entscheidet. Denn dann ist die

standesamtliche Eheschiicisung an dieselben raaterieiieii Vorauö-

setzungen gebunden wie die kirchliche, z. B. unter Um>

ständen an die Erlaubnis des Papstes.

Milslicher ist die Situation in Ländern , wo, wie z. B. in

Peru, die kirchliche Form der Eheschliefsung obligatorisch ist

Hier wird dem andersgläubigen Ausländer die Eheschliefsung

gemäfs dem < h'tsrcclit Hufscrst erschwert, oft unmüglicL ge-

macht. Da al)er die Elieschiieisung in staudesamtlicher Fonn

hier nur vor diplomatischen oder konsularischen Beamten des

Heimatstaates thunlich ist und keine Veranlassung besteht, die

etwa nach dem Heimatrecht (z. B. Pennsylvanien) zulässige,

ganz formlose oder so gut wie formlose Eheschliefsung zu be-

gLinstig;en , so liegt auch in dieser Situation kein Moment zu

Gunsten der fakultativen Zula.ssung der hcimailiclicn Form,

sondern nur zu Gunsten der Einrichtung der diplomatischen

Eheschliefsungen.

Es schliefst sich hier die Frage an, inwieweit die vor

diplomatischen oder konsularischen Agenten ausländischer

Staaten im Auslände geschlossenen Ehen anerkannt werden

aollen. Zweifellos müssen dieselben dann anerkannt werden,

wenn sie in dem Rechtsgebiete selbst anerkannt werden, in

dem sie geschlossen sind. Das ist biols eine Anwendung

der lex loci actus. Wenn sie aber in dem betreffenden

Bechtsgebiete nicht anerkannt werden, ist ein Grund, sie

Digrtizeij Ly <jOOgle
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unsereraeits anzuerkennen
» strmg genommen nur dann vor*

banden, wenn in jenem Bechtsgeblet die EbeschUefstmg in den

Formen des Landesrechte Ausländem nicht möglich oder nicht

zuzumuten ist, mit anderen Worten, wenn die Einrichtung

der diplomatischen Staiulesbeamton in jenem Lande uns an-

gemessen erscheint, üa aber eine Prüfung dieses Gesichts-

punktes recht prekär ist, so erscheint es zweckmäfsig, — und

es ist ganz unbedenklich — die yof diplomatischen und

konsularischen Agenten Im Auslande geschlossenen Eben

schlechthin anzuerkennen, soweit die Eheschliefsung dem Recht

des Heimatstaates entspricht und beide Kupturienten dem

Staate angehören, welchen der Beamte vertritt. Dieser Grundsatz

ist aucli von der Haag er Konferenz (Art. 5) angenommen.

Damit ist in einem gewissen beschränkten Sinne die iakul'

tat ITC Geltung der Regel locus regit actum anerkannt und

der herrschenden Anschauung insoweit entgegen gekommen.

—

Grundsätzlich ist sogar nichts dagegen einzuwenden, daf»

auch in Deutschland den Vertretern des Auslandes das

Hecht einf^orilumt wird, als Staiidcsljeamte bei Eheschliefsungen

ihrer Staatsangehörigen zu fungieren. L>ie Aufnahme einer

dementsprechenden Bestimmung in das B.G.B. ist nur ans

diplomatischen Gesichtopunkten nicht zu empfehlen. Die

Regelung dieser Verhältnisse wird man zweckmäfsig inter-

nationalen Vereinbarungen vorbehalten. Nach der Maxime

do ut des ist die Position des Reiches in dfesfkDigra Verhand-

lungen besser, wenn eine Einräumung der bezeichneten Art

nicht schon im B.G.B, enthalten ist

Eine besondere Vorschrift hinsichtlich der in „fraudem

legis domesticae" abgeschlossenen Ehen ist nicht angebracht

Vgl. oben S. 101.

Hinsichtlich de» Verlöbnisses ist nur zu bemerken,

dafs die Vorschrift des § 1203 des (zweiten) Entwurfes des

B.G.B. in sich als absolute genügend kenntlich ist, während
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die Vorschriften der §§ 1204—1208 den für Obligationen

geltenden Kollisionsnormen unterstehen.

§ 18.

Wirkungen der Ehe.

Die rechtlichen Wirkungen der Ehe machen sich nach

yieor Riditungen hin geltend: in Bezug auf das persönliche

Verhältnis der Ehegatten, das eheliche Guter-

recht, das persönliche Verhältnis zu den Kindern
und das vermögensrechtliche Verhältnis zu den
Kindern.

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dafs diese ver-

schiedenen Beziehungen praktisch in einem engen gegen-

seitigen Verhältnis stehen und daCs sie möglichst ein und dem-

selben Recht unterstellt werden mttssen. — Die führende

Stellung des Mannes, am stärksten ausgeprägt in der ehe-

männlichen Vormundschaft, erstreckt sich auf Person und

Vermögen der Frau. Die Verpflichtung zum Zusammenleben

und die Unterhaltspflicht sind Korrelate. Die väterliche bezw.

elterliche Gewalt ferner steht nicht nur in engster Beziehung

SU dem vermögensrechtlichen Verhältnis zwischen Eltern und

Kindern, sondern auch zu dem vermögensrechtlichen Verhältnis

der Eltern zu einander. Die der Ehescheidung zu Grande

liegenden persönlichen Mumente Sufsern entscheidende Wir-

kungen auf (las verniugensrechtliche Verhältnis der Ehegatten

untereinander und zu den Kindern.

Mit dem hiernach begründeten Postulat der Einheit-

lichkeit der rechtlichen Beurteilung verbindet sich das Be-

dürfnis müglichster U n w h n d e 1 b ;i r k e i t der rechtlichen

Beurteilung. Ist es auch ein faLsclier Gesichtspunkt, die

Wirkungen der Eheschliefsung auf einen stillschweigenden

VertragsschluXs, aui eine gewollte Unterwerfung der Nup-
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turienten unter ein bestimmtes Recht zu gründen, so ist

doch soviel richtig, dafs eine wenn auch nocli so undeutliche

und entfernte l>evvuiätseinsbeziehung zur elicrechtlichen Ord-

nung bei den EhescbLiefsenden stets vorhanden ist. Ein in ge-

wissen nordamerikanischen Uniousstaaten zur Ehe schreitendes

Paar macht sich eine andere Vorstellung Ton dem ehe-

rechtlichen Verhältnis als ein französisches und dieses wieder

eine andere Vorstellung als ein deutsches Brautpaar. Sicher

ist in vielen Fällen die Vorstellung sogar eine sehr deutliche

und bewnfste. Tn allen Füllen aber besteht zweitello.s die

Anschauung, dals mit dem Ehcschlufs wie das ethische und

soziale, so auch das rechtliehe Verhältnis in unwandelbarer

Weise befestigt sei und dafs vor Auflösung der Ehe daran

nicht gerüttelt werden könne. Nachträglich bei Wechsel des

Wohnsitzes und der Staatsangehörigkeit mögen die Ehegatten

freilich zu der Frage veranlafst werden, welchen Einflufs

dieser Wechsel auf das eherechtliche Verhältnis liube. Aber

die Frage beruht dann nur auf dem in der Erfahrung ge-

gründeten Mifstrauen in die interlokale Hannonie der Rechts-

einrichtongen, nicht auf dem Gefühl, dafs ein Wechsel des

Eherechtos natürlich und gerecht sei. Jede Änderung in der

rechtlichen Beurteilung yerletzt vielmehr das unbefangene

Rechtsgefühl. Dieses Rechtsgefühl ist in hohem Mafse be-

rechtigt, und zwar nicht nur was das gegenseitige Verhältnis

der Ehegatten angeht, sondern auch betreffs der Kinder. Die

Familie ist beherrscht von der Idee einer in sich geschlossenen

Gemeinschaft mit eigenen ethischen Anschauungen, Gewohn-

heiten, Regeln. Die Ver&ssung dieser Gemeinschaft ist ein

Intemum. Dritte haben nicht hinein zu reden. Dritte sind

regelmftfsig auch nicht daran interessiert Wo immer die Glieder

der Familie sieh gerade aufhaken mögeu, wohin auch die

Familie als solche verptianzt werden mag, es wird dadurch

an der inneren Organisation des Familienverhältnisses nichts

geändert. Dementsprechend mufs auch grundsätzlich das
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rechtliche YerhältniB behandelt werden. Das Personal-

st ata t ist aomit hier mehr am Platze als irgendwo

sonst.

Esi treten ErwUgungen iiinzu, vvclciie insbesondere und

unmittelbar für die Zugrundelegung der Staatsangehörig-

keit sprechen. Zum Teil sind es dieselben Momente^ welche

bei der Frage der Ehe&higkeit (oben S. 185 ff.) bereits Be-

leuchtung fanden. Das Familienyerhältnis ist nicht nur in

seinen Voraussetsungen, sondern auch in seinem Bestände und

seinem Inhalt die Grundlage der staatliehen Geiiieinscli.ift. Eines

hängt vom anderen ab. ÖftentlichrechtlichL- Bczieliimgen der

mannigfachsten Art, Normen des Prozefs- und Strafrechtes,

Xonfessionsirerhältnisse, SchulpÜicht, Militärpflicht, Armen-

pfl^e, Steuerfragen knüpfen an die familienrechtlichen Grund-

lagen an und machen es zur Notwendigkeit, dafs der Staat

seine eigenen Angehörigen im Familienrecht unbedingt mit

dem Mafsstabc des eigenen Rechtes mifst. Mau denke auch

an die im Aushinde vor dii^lomatischen oder konsularischen

Beamten geschlosseuen Ehen, die teilweise in dem Lande, wo

die Eheleute wohnen, als Ehen nicht anerkannt werden Die

Notwendigkeit der Anwendung des Heimatrechtes tritt hier

sehr fühlbar henror. Femer ist auch hier schon hinsuweisen

auf den engen Zusammenhang der Rechtsvorschriften über

die Pflichten der Ehegatten mit den Rechtsvorschriften

über die Ehescheidung. Letztere berühren wieder wie die

Eheschliefsung unmittelbar die Voraussetzungen der Staats-

angehörigkeit.

Dafs es die Staatsangehörigkeit des Ehemannes als des

Hauptes der Familie ist, welche den Ausschlag geben muls,

wenn etwa die Ehegattin oder die Kinder eine andere Staats*

angehörigkeit besitzen, bedarf keiner weiteren Rechtfertigung.

1 8. Ent»ch. des B.O. IX 398£, Journal de droit intern, priv.

XXI 685.
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Hiernach erübrigt nur die Erörterung von Einselfragen.

Was zunächst das ehelicl»e Güterrecht anlangt, so

ist flie Ilaujttkontrovorsc dieser Materie die Frage, ob

Wandelbarkei t oder Unwandelbarkeit zu befürworten

sei. Diese Frage ist im Prinzip duicli die vorstehenden

Erörterungen bereits bejaht Die Kontroverse gehört su den

meist verhandelten und grandlichst erörterten Problemen des

internationalen Privatrechts. Es kann von einer Wiederholung

der für die Unwandrlbarkeit oft und erschöpfend erörterten

Gründe hier um so mehr abgesehen werden, als sich in

neuester Zeit in Deutschland communis opinio dahin g^obildet

hat, dafs im Prinzip die Unwandelbarkeit geboten ist^, jedoch

verbunden mit gewissen Garantieen gegen die Verletzung der

berechtigten Interessen Dritter. Weldien Umfang und welche

Beschaffenheit diese Garantieen haben sollen, das allein ist

bezüglich des B.G.B, der Erürteiung bedürftig.

Die Gründe» welche ^r eine Verkehrssicherung der frag>

Heben Art sprechen, sind im wesentlichen dieselben, welche

fUr die Wandelbarkeit des ehelichen Güterrechtes und auch

für die Zugrundelegung des Wohnsitzrechtes anstatt des

> S. Bar, Theorie I 505 ffl, Lehrbncli 93 Böhm 50 ff., Stobbe
1274 ff., DernbuTgl 106, OierkeI2S8ffM Begelsberger I 178 und

die dort Rugcführte Litteratur, das Material 8. unten Teil II Nr. 3^3

~<)\vi(> Nieincyrr, lV.?itiv.-s intern. Privatr. I §§ 109 ff., 135, 148, 149,

157, 158. KM ff., 190, 207.— liomorkenswert ist, dafs die deutsche

Judikatur, insbeBomlcTf flipjonige dos Kfiohsi^erichtcs, hfuto sich

gänzlich der Uin\au(l('lh;irk('it zuf^cwpmlet liat. Entsch. liAi. VI 223,

394, Zcitschv. t. iuttsru. l'riv.- u. Straüctht II 471, IV 3W, Journal de

droit intern, priv. XXI 357. — Desgleichen in der Hauptsache die

Judikatur Österreichs (Jettel 8. 46) und Frankreichs (Bara-

setti, Einf&hrung 228, Vincent und P^nand, Dictionnaixe S. 800

Nr. 144 ff.). Über die Schweis s. Hübet I 82 und unten Teil n
Nr. 205. —• Ffir die Utnvandelbsrkeit haben sii h u. a. anrh entschieden:

das Institut de droit international (Teil II üt, B42) and der

Vertrag von Montevideo (Teil Ii Nr. 251).
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Heimatreehtes geltend gemacht worden sind. Das Eigebnis

dieser Gründe hat Mommsen (der ein grundsätElicher An-

hänger der Wandelbarkeit ist) dahin susammengefafst: „Es

ist, was das Verhältnis der Eheleute zu Dritten betrifft, eine

Bestimmung zu treffen, um die für den Verkehr nötige Sicher-

heit zu gewinnen. Diese Bestimmung kann sich nur auf die-

jenigen Ausländer beziehen^ welche im Inland ihren Wohnort

haben. Von diesen wird man aber^ damit es ihnen gestattet

werde, sich Dritten gegenüber auf das für sie gdtende aus-

ländische eheliche Gclterrecht su berufen, dasselbe verlangen

müssen , was von dem Inländer verlangt wird, da-

mit er sich Dritten gegen über auf ein von dem
gesetzlichen eheliehen Güterrecht abweichendes

yertragsmäfsiges Güter recht berufen könne. Wird

dies vorgeschrieben y so wird durch die Zulassung des aus-

ländischen Rechtes die Sicherheit des Verkehrs nicht mehr

gefährdet, als durch die Zulassung von Eheverträgen^. Diese

Ausführung ist offenbar nicht ohne Einflufs auf den § 20 des

ersten Gebhardschen Emwui-fes geblieben. Dieser § 20 ver-

dient in der Hauptsache Zustimmung. Zu billigen ist die im

zwdten Gebhardscheu Entwui*fe vorgenommene Redaktions-

ändening, wonach konkret auf die betreffenden Vorschriften

des B.G.B. Bezug genommen ist Im zweiten Entwürfe des

B.G.B, enthalt § ld34 die fragliche VorschriflL Der zweite

Gebhardsche Entwurf enthält aufserdem insofern eine Änderung,

als er den Fall erwähnt, dafs in Deutschland wohnende Ehe-

gatten erst nach Eingehung der Ehe die deutsche Staats-

angehörigkeit erworben haben. Jedoch ist die Fassung nicht

zutreffend. Denn auch „ausländische Ehegatten" können in-

folge von Ehepakten in deutschem Gttterstande leben , und

auch „Ehegatten, die nach Schliefsung der Ehe die deutsche

Staatsangehörigkeit erwerben", können in derselben La^e

sein. Letztere können aber auch bis dahin ohne jede Staata-

augehörigkeit gewesen sein, und es kann daher nach den
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allgemeineii Grundsätsen die Staatsangehörigkeit der Eltern

oder der Wohnsits für ihr eheliches Güterrecht mafsgebend

sein , und auf diesem Wege kann also für sie das deutsche

Güterrecht unmittelbar gesetzlieh bejsp-ündet sein. Daher ist

die Fassung zu empfehlen : „Ehegatten, für welche ein aus»

ländischer Gflterstand gilt etc."

Der ZusatE im zweiten Gebhardsehen Entwürfe: «Zur

Wirksamkeit des ausländischen Güterstandes g^en Dritte etc."

ist nicht deutlich. Wenn er besagen soll, dafs die blofse

Nennung des betreffenden Auslandrechtes unter allen Umständen

genüge, so verdient das keine /nstinmiung. Ivs mnfs dem

Kegisterbeamicu übcrlaüseu bleiben, zu entscheiden, ob die in

dem Eiutragungsantrag gewühlte Bezeichnung ausreichend ist.

Eine allgemeine Kegel ist nicht am Platze.

Der (zweite) Gebhardsche Entwurf trifft im loteten Absatz

des § 20 ferner die Bestimmung, dafs gewisse Vorschriften

des B.G.B, absolute Anwendung auf alle in Deutschland

domizilierte Ehegatten linden sollen. — Von den Bestinnuungen

des zweiten Entwurtcs des Ii. G.B. kommen in dieser Hin-

sicht besonders die §§ 1257, 1304, 1260, 1252 in Frage.

Die ratio der Bestimmungen über die Schlüsselgewalt

würde nur unvollkommen zur Geltung gebracht werden, wenn

ihnen ausländische (und früher ausländische) Eh^atten nicht

unterworfen wären. Bei den in Frage stehenden Haushalts-

geschäftuu liegt eine Erkundigung Dritter nach Nationalitäts-

und Güterstandsverhiiltnissen und besonders auch eine Kück-

sicht auf das Güterrechtsregiäter nicht im Laufe der Dinge.

Hier mufs aus ähnlichen GrUnden, wie bezüglich der Ge-

schäftsikhigkeit der Ausländer (s. oben 8. 168 ff.) das Inland-

recht die sichere und unwandelbare Grundlage des Verkehrs

bilden. Auf Grund gleicher Erwägungen ist die absolute

Anwendung des g 1304 geboten. Der ?Iandel«verkehr er-

fordert in verstärktem Mafse Gleichheit des Maisstabes für

Dritte.

......^le
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Die Gründe dagegen , welehe sich Üie die zwingende

Geltang der §§ 1260, 1262 vorbringen lassen, sind nicht

darchsehUgend. Sowohl die Unterhaltangspöicht als die

Muzianische PrSsumtion lassen sieh ans dem Zasammenhang

des ehelichen Güterrechtes nicht gut herausheben, und die

Verkelirssichcrlicit wird durch Anwendung des Heimatrechtes

hier nicht stärker bedroht wie in der Mehrzahl der güter-

rechtlichen Fragen.

Der Gebhardsche Entwurf hat, wie noch zn bemerken

ist, unterlassen, die zwingende Kraft der betreffenden Be>

Stimmungen auf das Verhältnis gegenüber Dritten m be^

schränken. Ks ist aber keine Veranhissung vorhanden, im

Verhältnis der Ehegatten selbst das Prinzip zu durchbrechen.

Eine fernere hier zu erledigende Frage ist die, ob sich

das Personalstatut im Punkte des ehelichen Güterrechtes auch

auf Immobilien beziehen soll. Die ältere Doktrin' ver-

neinte meist die iVage , zu Gunsten der lex rei sitae. Das

englisch-amerikanische common- law' nnd zum Teil

die französische Praxis^ steht noch auf demselben Stand-

punkte, desgleichen das argentinische Ehegesetz (Teil II

Nr. 333 Art. 6). Der Vertragsentwurf von Lima (Teil II

Nr. 345) hat sich in demselben Siime ausgesprochen. Der

Vertrag von Montevideo (Teil II Nr« 351) dagegen

macht nur einen ausnahmsweisen Vorbehalt zu Gunsten der lex

rei sitae. Im tLbrigen* hat sich Doktrin, Praxis und Gesetz-

gebung fiir die grundsftteliche Anwendung des Personalstatutes

> 8. Bar, Theorie I 606, Gierke I 288 Note 96.

«Story §§ 158, 159, 186, 188, Wharton 190 ff., Westlake,

Eevue de dr. l XIII m. S. auch unten Teil II Nr. 340.

" Vincent und P^aand, Dictionnaire 8. 290 Nr. 8, Barasetti,

Einführung S. 225 ff.

* R. namentlich Bar, Theorie 1 510 tf., Lehrbueh 81, Wächter
XXV 48 ff., 862, ünger I § 23, Stobbo I 274, Gierke 1238, Fiore,

Diritto intemazionale Privato, 3. Aull. 1*69 11 8. 137 ß'.
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auch auf Immobilien entschieden. Insbesondere in Deutsch*

land besteht communis opinto f&r dieses Prinzip. Auch das

Institut de droit international (Teil II Kr. 342) liat

sich dafür aus^^esprochen. Es kann nicht zweifelhaft sein,

dafs auch das B.G.B, sich auf denselben Standpunkt

stellen mufs.

Keine Berücksichtigung de lege ferenda rerdient die

grundsfttsliche Einschrltnkung, welcher Bar (Theorie I 512)

das Wort redet , dafs nämlich das ehdiche Gttterrecht des

Personalstatutes auf Grundstücke nur dann anzuwenden sei,

wenn sowohl das rersonalütatut als die lex rei sitae das Ver-

mögen der Ehegatten als Einheit behandele. Deutsche Grund-

stücke, im bisherigen Eigentum einer mit einem EngliUider die

Ehe schliefsenden Frau, mtlfsten hiemach gemAls dem deutschen

ehelichen Güterrecht behandelt werden. Das nQtjitov tffedäog

dabei ist wieder die Yerkennnng der positivistischen Katur

des internationalen Privatrechtes, der falsche Gedanke, dals

das auswärtige Kecht anzuwenden sei , weil und nur sofern

es angewendet sein wolle. (S. oben 8. 28 ff.) Es ist derselbe

Grundfehler, aus welchem auch das Kttckverweisimgsprinzip

entspringt (S. oben S. 82 ff.) In Wahrheit fordert weder die

begriffliche Konsequenz noch ein praktisches Bedürfnis eine

derartige Abweichung vom Prinzip des Personalstatntes. Die

konsequente Durchführung des Barschen Gedankens ist gar

nicht möglich; sie würde ein Ii echts Vakuum ergeben, da

man konsequent sagen müfste, dafs auch das deutsche ehe-

liche Güterrecht in dem bezeichneten Fall nicht anzuwenden

sei, weil es nicht angewendet sein wolle, da es nur auf deutsche

Ehen und nur einheitlich fUr alle VermOgensobjekte der Ehe-

gatten gelten wolle. Die Entgegnung, dafs es dem Gesetz-

geber frei stehe, den Anwendungsbereich des deutsehen ehe-

lichen Güterrechts mit Rüeksielit auf das Nielitangewendet-

seinwollen des auswärtigen Rechtes auszudehnen, wird durch

die Replik geschlagen, dafs es ebensogut freisteht, das
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ausländische ehelicUe Güterrecht zu berufen, obwohl ea nicht

gelten will.

Andererseits ist eine Berttcksichtigaiig der lex rei sitae

bei Immobilien nicht gane aussnschliefsen. Sie ist in drei-

facher Hinsicht geboten.

Vor allem ist es nicht geraten, eine Norm aufzustellen,

deren durchg^ehende Nichtbefolgung sicher ist. Dies ist der

Fall, wenn ihre Krzwingbarkeit aufserhalb des Machtbereiches

unserer Rechtspflegeorgane liegt und diejenige Rechtsordnung,

deren Bechtspflegeoi^ane allein in der Lage sind, die be-

treffenden Rechtsfragen exekutivisch zu lösen, sich ablehnend

gegenüber unseren Rechtsvorschriften verhalten. Daher ist

eine Ausnahrae zu Gunsten der lex rei sitae für diejenigen

ausländischen Immobilien zu raachen, hiusiclitlich deren die

lex rei sitae einem ausländischen Güterstand keinen EinfluXs

einräumt.

£in zweiter Gesichtspunkt^ gilt sowohl fUr die inlän-

dischen als flUr die ausländischen Grundstttcke und betrifft die

Eintragungen in Grund- und Hypothekenbttcher, durch welche

gemäfs der lex rei sitae die Wirksamkeit der durch den

Guterstand vciaiilafsten Rechtsvcränrlerungen ganz oder teil-

weise bedingt ist. In dieser Hinsicht müssen die Vorschriften

der lex rei sitae gemäfs dem Sinn und Zweck der Buch-

einrichtungen ausschlielslich mafsgebend sein.

Ein dritter' Gesichtspunkt endlich betrifft Lehn-, Fidei-

kommtls-, Stamm-, bäuerliche Erbgüter und andere Immo-

bilien, welche gemäfs der lex rei sitae nicht von dem ehe-

lichen Güterstandc crfafst werden. Für diese mufs, mögen

sie im Inland oder Ausland liegen, das Recht der belegenen

8ache mafsgebend sein. Für Auslandimmobilien eigiebt sich

dies aus dem vorhin geltend gemachtoi Gesichtspunkt der

» S. Stobbe i 2U.

* S. Stobhe I 274
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Unerzwingbarkeit abweichender inländischer Vorschriften, fär

InUndimmobilien aus dem Inhalt der speziell für diese Güter

geltenden Nonnen des Inlandrechtee. Sollen diese flberhaupt

gelten, so müssen sie wie gegenüber dem inlttndischen, so

auch gegenüber dem ausländischen ehelichen Güterrechte

uubediiigt gelten.

Die soeben erörtf^rten Fragen hinsichtlicli des Soiideiver-

hältnisses der Immobilien kehren, wie schon hier bemerkt sei,

im Güterverhältnis zwischen Eltern und Kindern, sowie im

Erbrecht wieder. Die gesetzgeberische Behandlung mufs dort

dieselbe sein, wie im ehelichen Güterrecht. Es ist zweck*

mäfsig, dem Vorbilde Mommsens folgend (s. unten Teil II

Nr. 451 § 16), und in Übereinstimmung auch mit den Geb-

hard:.( ]i' n Entwürfen
(J5 30) die Vorschrift für diese drei Ge-

biete in eine Formel zusammen zu fassen. Jedoch mufs das

Prinzip des Personalstatutes im Zusammenhang des Sachen-

rechtes ausdrücklich ausgesprochen und dort der Vorbehalt

zu Gunsten des Grundbuchrechtes beigefügt werden. Beides

ist in demMomm s e n sehen Entwürfe und in den hier offenbar

an Mommsen angelehnten Gebhard sehen Entwürfen ver-

säumt. Ferner ist darauf hinzuweisen, dafs die Entwürfe

Mommsens und Gebhards anstatt von „unbeweglichen

Sachen" allgemein von „Gegenständen" sprechen, womit

dem zu Grunde liegenden Gedanken ein zu weitgehender

Ausdruck gegeben oder der Gedanke selbst übertrieben ist

Für Mobiliarvennögen im Auslande treffen die vorhin

geltend gemachten Gründe nicht zu, während nach Inland-

recht jMobiüarvermögen nicht vorkommt, das dem ehelichen

Güterrecht in der fraglichen Art entzogen ist.

Unentbehrlich erscheint eine besondere Bestimmung hin-

sichtlich der Schenkungen unter Ehegatten, wie sie

die Gebhardschen Entwürfe (§ 19 Satz 3) vorschlagen, und

wie sie auch das sächsische Gesetzbuch (Teil H
Nr. 355) enthält. Die Frage ist bestritten und es ist namentlich
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sweifelhaft , ob das Schenkungsverbot als Beschränkung der

Handlungsfähigkeit* oder aU JBeBtandteil des ehelichen Güter-

rechtes zu behandeln sei. Das eretere ist mit der Mehrzahl

der neueren Schriftsteller für das Eichtige zu halten. Das

jeweilige Personalatatat mufs daher mafsgebend sein. FUr

die äuDserst seltenen Fälle , wo die Ehegatten verschiedenen

Staaten angehören, mufs das Personalstatut des Ehemannes

mafsgebend sein. Es ist notwendig, dies durch eine ausdrttck-

liehe Bestinimimg uufser Zweifel zu stellen. — Die Frage ist

nicht blofs von theoretischer Bedeutung. Zwistigkeiten in

ehelichen Verhältnissen gehören zu den häutigsten forensisclien

Erscheinungen auf dem Qebiete des internationalen Privat«

rechts, und die Frage der Schenkungen zwischen den Ehe-

gatten spielt dabei gar nicht selten eine Roll^ Dasu ist be-

merkenswert, daTs die Vorschriften in den verschiedenen Rechts-

Bysteinen sehr von einander abweichen. Der Entwurf des B.G.B.,

wie das österreichische bürgerliche Gesetzbuch 1246), enthält

ein Schenkungsverbot für Khegatten nicht, während das

französische Zivilgesetzbuch (Art. 1090 ff») und seine zahl-*

reichen Toohterkodifikationen die Qattengeschenke für „tou*

jours revocables" erklären, das italienische Gesetzbuch

(Art. 1054) das römische Verbot wiederholt , das englische

Kecht die Kechtsgeschäftc zwischen Ehegatten in allgemeinerer
*

Weise ausschliefst (Lehr, Elements de droit civil anglais

I III) etc. etc.

Hinsichtlich der Verträge über das eheliche

Güterrecht mufs grundsätzlich in gleicher Weise das Per-

sonalstatut unwandelbar gelten, wie för das gesetzliche ehe-

liehe Gfiterreeht Bezüglich der Form tritt jedoch* die all-

gemeine Fornircgol (oben S. 94 iV.) erleichternd ein. Aber auch

materiell ist eine Erleichterung gegenüber dem Prinzip der

> Vgl. Bar, Theorie 1521» Lehrbuch 841, Stobbe Ifi78, Gierke

I 286, Regelsberger 1 178.

Niem»y«r, Voracliiage. I. 14
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Unwandelbariceit insofern geboten, als es den Ehegatten gestattet

werden mufs, ilu*. n Gliterstand naeliträglicli <lurc}i Vertrag zu

ändern, wenn nur das Recht des Staates die Änderung ge-

stattet, dem sie zur Zeit solchen Vertragschlusses angehören«

Die für die Unwandelbarkeit des ehelichen Qttterrechtes

sprechenden Grflnde bedingen nicht auch die fortdauernde

Geltung des Verbotes von Ebevertrilgen gemftfs dem ersten

Personalstatut. Der durch ein derartiges Verbot (oder eine

Beschränkung, wie z. B. Art. 1395 des französischen und

Art. 1385 des italienischen Zivilgesetzbuchs) den beteiligten

Eh^atten oder dritten Personen zugedachte Sclmtz wird von

Gesichtspunkten beherrscht, welche einen Wandel gemäfs

dem Wandel der Staatsangehörigkeit erlmhren kOnnen und

müssen. Es würde namentlich widersinnig sein, wenn unsere

Hechtsordnung Ehegatten, welche nachträglich die deutsche

»SiaaLriaiigehörigkeit erwerben, es versagen wollte, den Güter-

stand des deutschen Rechtes zu adoptieren. Folgerecht müssen

wir aber auch die entsprechende Befugnis an den nach-

träglichen Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit knfipfen.

Schlterslich ist auch darauf hinzuweisen, daÜs die in Bede

stehenden Verbote eng zusammenhllng^ mit dem Verbot der

Schenkungen unter Ehegatten und deswegen ihre Tragweite

in entsprechender Weise bestiimiit werden niufa.

Dafs die G esch ft f t.sf{i h i g k e i t der Ehefrau durch die

allgemeinen Grundsätze über die Geschäftsfähigkeit bestimmt

werden soll, bedarf nur noch der Erwähnung.

Die persdnlichen Rechtsbeziehungeu der Ehe-
gatten zu einander müssen nach den Gesetzen des Staates

beurteilt werden, welchem jeweilig der Ehemann angehört.

Hier greifen die allgemeinen Gesichtspunkte, welche für die

Staatsangehörigkeit sprechen , in voller Reinlieii Platz.

Zwingende Gesichtspunkte können vom Standpunkte des am
jeweiligen Wohnort oder Aufenthaltsort der Ehegatten geltenden

Rechtes der Durchsetzung gewisser Rechtsnormen des Heimat«
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rechtes entgegenstehen (s. oben S. 62 fF.)* Die« bedarf indessen

keiner besonderen Hervorhebung im Gesetzbuch. Unter dem

Gesichtspunkt sittlicher Verwerflichkeit wird z. B. ein Züch-

tigungsrecht des Ehemannes von unseren Bechtspflegeorganen

niemals ansuerkennen sein.

Was das RechtsTerhältniB swiachen Eltern und
Kindern anlangt, so yersagt hier das Fersonalstatat des

Vaters fbr den Fall, dafe dieser gestorben ist. Natuigemäfs

muTs das Personalstatut der Mutter eintreten.

Von den Einzeitragen, welclie im übrigen in Betracht

kommen, ist die wichtigste die, ob in Bezug auf das Ver-

mögensrecht das einmal mafsgeblich gewordene Personal-

statut unwandelbar mafsgebend bleiben oder ob das jeweilige

Personalstatut bestimmend sein soll. Hinsichtlieh des persön-

lichen Verhältnisses wird der Orundsats der Wandelbarkeit

im Prinzip allseitig anerkannt*. Wegen dos bereits betonten

engen Zusammenhangs der persönlichea und der vermügeus-

rechtlicheu Beziehungen mufs der gleiche Grundsatz auch

fibr die leüsteren gelten, wenn nicht besondere Grttnde

dagegen sprechen. Dies ist nicht der Fall, und es herrscht

auch hierüber in der Litteratar im allgemeinen Einverständ-

nis. Nur insofern wollen einzelne Schriftsteller das Prinsip

modifizieren, als „die bereits begründeten Vermögensrechte"

durch den Wechsel des Personalstatuta nielit aufgehoben werden

sollen. Von deutschen Schriftstellern der neueren Zeit stehen

auf diesem Standpunkt Bar (Theorie I, 553, Lehrbuch 89),

Both(S7StemI,291)undAVindscheid (Fand. 1,83 Anm.ll).

Stobbe, welcher in der ersten Auflage seines Lehrbuches

den gleichen Standpunkt einnahm, hat denselben In der zweiten

Auflage (S. 280j aufgegeben mit dem Bemerken; dafs derselbe

* 8. Bar, Theorie l 632, Lehrbuch 85 und dort angeführte

Litteratur, Stobbe I 279, BegeUberger, Pand. I 186, Gierke
Im
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„zu einem verzwickten Rechtszustand ftihre". Auch Regels-

berger fPand. I, 180) und Gierke (I, 240) verwerfen den

Gedanken. In den Gesetzgebungen und in den Gesetzent-

würfen ist er nicht vertreten. In der That ist der für ihn

geltend gemachte Grund, d&£s durch die en^g^engesetzte Be-

handlung „daa Recht des Kindes wesentlich von der Willkür

des Vaters abhängig gemacht werde", nicht stichhaltig. Die

Eventualität, dafs der Vater das Personalstatut wechsele, um
die Kinder zu benaeliteiligen, hl ohne prakliische Bedeutung.

Soweit Derartiges wirklich vorkommt, ist der Kachteil nicht

grofa genug, um gegen die Mifslichkeiten ins Gewicht zu fallen,

welche sich aus der Verwickeltheit und Zweifelhaftigkeit der

Xiage bei Befolgung des entg^ngesetzten Grundsatzes ergeben.

Noch weniger kann das Interessis der Glttu biger des Vaters

in Betracht kommen, sofern diese möglicherweise durch einen

Wandel des den Eltern am Kindesvermögeu zustehenden

Rechtes einen Nachteil erleiden. Die Kechtskonsequenz fordert

eine Rücksicht auf dieses Interesse niclit, da es sich nu'ht um

jnra quaesita, sondern um eine bloOBe Erwartung handelt.

Aber auch rechtspolitiseh wfirde solche Rücksicht nicht zu

rechtfertigen sein, da eine Kreditirung, welche auf das Kindes«

vermögen gestützt wird, keinerlei Begünstigung verdient.

Eine feraere Frage betrifft das Verhnltnis der elterlichen

Beziehungen zu den ehelichen Beziehungen hinsichtlich einer

Frau, deren FJiemann ein anderes Personalstatut hat als der

Vater. Das Personalstatat des Vaters und das des £hemanng

stehen hier möglicherweise in einem Gegensatz, sofern nach

ersterem die väterliche Gewalt durch die Verfamratung erlischt,

nach letzterem nicht, oder umgekehrt. Wächter, (xViehiv,

Bd. 25, 8. 188) und Mommsen ^Archiv Bd. 61, S. 189)

wollen hier die lex fori entscheiden lassen. Richtiger erscheint

indessen der von Bar (Theorie I, 551, Lehrbuch 89) auf-

gestellte Grundsatz, dafs die Beendigung der.Gewalt anerkannt

werden mufs, wenn sie auch nur nach einem der beteiligten
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Personalstatute eintritt, ^^'(•^n das Personalstatut des Vaters

die Tochter gewaltfrei werden läfst, so liegt keine Veranlassnng

or, dem Vater Bechte zuzusprechen kraft des Personalstatuts

des Schwiegersohnes. Im umgekehrten Fall sind die durch

die neue Staatsangehörigkeit und das eheliche Band geknüpften

Beziehungen für stärker zu erachten, als das auf der früheren

StaatsanL'ehörigkcit und dein Kindesvcrliältnis beruhende Reelils-

band. Uie schwächere Beziehung niufs dem unlöslichen Kon-

flikte erliegen. So selten das Vorkommen von Fällen der

fraglichen Art in der Praxis sein mag, so ist doch eine posi-

tive Bestimmnng unenthehrlich , weil die vorstehenden Bi>

wägungen nicht auf Konseqnenzen des Pl-inzipes beruhen^

sondern auf selbständigen rechtspolitischen Gesichtspunkten,

denen der Gesetzgeber b 'fdilcuden Ausdruck geben mufs, soll

ihre Befolgung gewährleistet sein.

£s ist daran zu erinnern (s. oben S. 175 ff.), dafs die einmal

eingetretene Grofsjährigkeit durch einen Wechsel der Staats*

angehdrigkeit nicht verloren gehen soll. Hier ist der Or^ auf

die nicht al»üweisende Konsequenz hinzuweisen , dafs auch

die einmal erfolgte Emanzipation nicht infolge eines späteren

Wechsels rückgängig gemacht werden darf. Es ist weiter

hervorzuheben, dafs, da der Grundsatz nicht nur die Ge-

schäfts^igkeit, sondern auch das Rechtsverhältnis zwischen

Eltern und Kindern betrifft, es unrichtig ist, den Grundsatz

äufserlich als Bestandteil der Lehre von der Geschäfltsfilhig-

keit zu behandeln, wie es die Oebhardschen Entwürfe (§ 7

Absatz 2) thun. Die Tragweite des Satzes mufs auch durch

seine äufserliche Stellung im B.G.B, kenntlich gemacht

sein.

Die Frage, inwiefern in vermögensrechtlicher Hinsicht die

lex rei sitae eingreifen soll, ist in gleicher Weise, wie hin-

sichtlich des ehelichen Güterrechtes zu beantworten (s. oben

S. 205 ff.).

Im Vorstehenden ist lediglich die Frage erörtert, nach
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welchem Kecht das Verhältnis zwischen Eltern und ehelichen

Eandern inhaltlich zu bestimmen ist Es erübrigt die Frage^

unter welchen Vorauasetsongan — abgesehen von der Gültig*

keit der Ehe — die Ehelichkeit eines Kindes ansuerkennen

ist Dabei ist abinsehen von der Legitimation. Denn

diese enthült nur die Begründung Ähnlicher Folgen, wie

sie an die eheliche Geburt gekiiupft sind. Aber sie normiert

nicht — auch nicht die legitimatio per subsequens matrinionium

— die Voraussetzungen der Ehelichkeit Teilweise handelt ea

sich bei der in Rede stehenden Frage um die Konsequenzen

physiologischer Beobachtungen, und man könnte daraus folgern,

dafs das Inlandreeht ausschliefslich malsgebend sein rnttsse^

da die Physiologie sich nicht nach der Staatsangehörigkeit

richte und eine physiologische - - wirkliche oder vermeint-

liche — Erkenntnis keine Nachgiebigkeit gegen alnveichende

Meinungen vertrage. Indessen erhebt in Wahrheit die Be-

messung der Konzeptionsfrist gar nicht den Anspruch absoluter

physiologischer Richtigkeit Sie stellt nur eine praktisch für

die bei weitem meisten Falle zutreffiande Regel dar und will

nicht mehr bedeuten als dies. Der Schwerpunkt der Gesets-

gebungsfrage liegt auch gar nicht in der verschiedenen Be-

messung der Konzeptionsfrist, sondern in der verschiedenen

rechtlichen Ausgestaltung der an die Geburt in der Kon-

zeptionsfrist sich knüpfenden Rechtsfolgoi. Hier greifen die

fUr das Personalstatut des Ehemannes und fUr dessen unwandel-

bare Geltung sprechenden Momente in voller Reinheit und

Entschiedenheit durch. Als marsgebender Zeitpunkt mufs die

Geburt des Kindes gelten. Diese ist ein klar gegebenes,

rein faktisches Moment während die von der Normierung

der Konzeptionsfrist abhängige Zugrundelegung des Konzeptions-

momentes wiederum auf eine Rechtsfrage Bezug nehmen und

neue Schwierigkeiten bereiten würde, welche Termieden werden

können.
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Für den Fall, dafs die als Vater in Frage stehende Person

vor der Geburt des Kinde» gestorben ist, mufs das letzte

Fersonalstatut eutscheideD.

§ 19.

Aatidsuug der Ehe«

Hinsichtlich der Autlösuiig der Ehe kommt zunächst ia

Frage die Behandluii^^ der Ehe Verschollener.

Ist eine Ver8chollenheita> oder Todeserklärung erfolgt,

wdehe nach den (oben S. 185 ff.) entwickelten Grundsätsen von

uns anerkannt wird und welche nach dem Secht des

die Erklärung erlassenden Gerichtes (oder sonstigen

Organs) die Auflösung der Ehe als unmittelbare

Folge der Erklärung statuiert, so liegt die Sache

einfach. Es hat hier bei dem oben entwickelten Grundsatz

sein Bewenden^ das heifst^ die Ehe ist au%eltfst»

Es sind aber auch die Fälle m berücksichtigen , wo das

Heimatrecht des Verschollenen kein Verschollenheitsverfahren

kennt) sowie die Fälle, wo die Verschollenheitserklärung nach

dem sie bestimmenden Rechte nicht die Auflösung der Ehe

bewirkt, sondern letztere entweder an einen gewissen Zeit-

abiauf oder an ein anderes Thatbestandsmoment geknüpft ist.

Es liegt nun auf der Hand, daXs der § 1482 des B.G.B.

unbedingt Anwendung beanspruchen mufs, wenn ein deut-

scher Staatsangehöriger von deutschen Gerichten

fttr tot erklärt worden ist^ und wenn sowohl der surttck-

gebliebene, als der fUr tot erklärte aber noch lebende Ehe-

gatte die deutsche Ötaatbaiigehörigkeit in dem Momente besitzt,

wenn der zurückgebliebene Teil zur neuen Ehe schreitet. Dem
Nationalrecht des neuen Ehegatten in diesem Fall einen Ein-

flufs zu gestatten, liegt keine Veranlassung vor. Auch die

§g 1488—1485 mtissen hier unbedingt Platz greifen. Denn
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sie charakterisieren sich als Mafsregeln, welche in engem Zu-

sammeiihang mit der Todeserklärung stehen, und sie teilen

deren nfttionalen Charakter (a. oben S. Idl). Der Fall^ dafs

nur einer der Ehegatten der ersten Ehe nach der Todes-

erklärung und Yor der neuen F<heschlielsung die deutsche

Staatsangehörigkeit verloren hat^ fordert keine andere Be»

liaintlung. Soweit überhaupt die rechtliche Möglichkeit dieses

Falles anzuerkennen ist, giebt hier die KUcksicht auf die fort-

dauernde deutßche Staatsangehörigkeit des einen Beteiligten

den Ausschlag. Aber auch, wenn beide Teile die deutsche

Staatsangehörigkeit verloren haben , ist die Sachlage stets

derart, dafs die Anwendung der deutschen Vorschriften ge-

boten ist. Der Verlust der Staatsangehörigkeit kann hier

regelmäfsig nur auf dem einseitigen Verhalten des Ehemannes

beruhen. 8ei es, dafs letzterer, sei es, dafö die Ehetrau

der für tot erklärte Teil ist, immer verbietet die Rücksicht

auf die Ehefrau, dafs diese des ihr von der deutschen Gesetz-

gebung zugedachten Rechtsschutzes durch einseitiges Verhalten

des Mannes verlustig gemacht werde. Der Fall, dafs jeder

der beiden Ehegatten selbständig fUr sich den Verlust der

deut.scheu ^taatsangeluirigkeit lier})eigeführt hat, ist denk-

bar, verdient aber wegen seiner Abnormität keine Rück-

sicht. Dafs vollends der Absatz 2 des § 1215 in allen Fällen

Anwendung finden muis, in denen ein deutscher Staats*

angeh5riger durch deutsche Gerichte für tot erklärt worden

ist, bedarf keiner näheren Ausführung.

Ein wenig anders liegt es, wenn ein Ausländer von

deutschen Gerichten für tot erklärt ist. Die Todeserklärung

hat hier die Aufgabe, bestimmte Interessen im Gebiet des

deutscheu Reiches zu wahren. Es ist daher der Gedanke

nicht ganz von der Hand zu weisen, dafs es nicht in der

Intention der Todeserklärung liege, in die Familienver-

hältnisse- des Ausländers einzugreifen, wenn lediglich V er *

mOgensinteressen die Veranlassung zur TodeserklttruDg
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bilden. Aiulerersrits ist es aber möfrlicb, dafs e.s gerade das

familienrechtliche Interesse eines deutschen Staatsangehörigen

ist, welches die Todeserklärung des Auslttnders (oder der Aus-

länderin) yeranlafst^ wenn nämlich der eise Ehegatte die deut-

sche Staatsangehörigkeit behalten oder nachträglich erworben

hat, während der verschollene Teil Ausländer ist. Der Fall

wird nicht so ganz selten sein. Man vergegenwärtige sieh

z. B. , dafs eine Deutsche einen Amerikaner gelieiratet hat,

der späterhin verschollen ist bie kehrt nach Deutschland zu-

rUck und erwirbt wiederum die deutsche Staatsangehörigkeit

8pftter beantragt sie, um sich wieder verheiraten zu können,

in Deutschland Todeserklärung ihres Ehemannes» Man kann

sie ihr nicht versagen. Dafs die Wirkungen dieser Todes-

erklärung auf die Ehe nach deutschem Recht beurteilt

werden müssen, kann nicht zweifelhaft sein. Es würde nun

aber künstlich sein und dem Gmndgedanken der Todes-

erklärung nielit eüt-^i^recheu, wenn vermögensrechtliche und

familienrechtliche Todeserklärungen unterschieden würden.

Hiemach mttssen also die vorher beaeichneten Vorschriften

des B.G.B. auf alle deutsche Todeserklärungen Anwen-

dung finden. Konsequent führen die oben (S. 138) geltend

gemachten Gründe dazu, in entsprechender Weise die ^^'^rkung

ausländischer Todes- oder VcrsclioUeuheitserklärungen auf den

Bestand der Ehe nach den Gesetzen des Gebietes zu beurteilen^

in dem die Erklärung ei^ngen is^ sofern jene Erklärung nach

den oben entwickelten Grundsätzen überhaupt von uns anzu-

erkennen ist.

Es ergiebt sich aus dem Gesagten, dafs es hinsichtlich

der Verschollenheits- oder Todeserklärung lediglich hai den

oben entwickelten Grundsätzen über die VerschoUenheit sein

Bewenden behalten mufs^.

» Laut Zeituugöiiaehricliten ist von der zweiten Kommiasiou

(Min 1805) die Vonchrift besebloflseu : „Die Auflösrnig einer Ehe wird
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Von sonatigen juristischen Thatsachen , welche für die

Auflösung der Ehe in Betracht kommen, ist nur die Frage

der Ehescheidung (im weitesten Sinn) der internationalisti-

schen Normierimg bedürftig. Die sonst (aa&er dem Tod) in

einigen Bechtsaystemen als AuflOsungsmomente geltenden That-

sachen^ sind teils von uns nicht als wirksam anzuerkennen,

weil sie gegen unsere sittliche Auffassung verstofsen (z. B.

Auflösung der Ehe unmittelbar durch Keligionswechsel) , teils

sind sie als Ehescheidung in aufsergerichtlicher Form

zu charakterisieren (wie z. B. taläq rigcl im islamitischen

Recht, Friedrichs a. a. 0.)«

Der internationalistische Angelpunkt der Ehescheidungs-

frage liegt in der Bestimmung des Gerichtsstandes,

von dessen Erörterung hier abgesehen werden mul's. Die nacli-

folgtnden Vorschläge gehen davon aus, dafs nicht, wie

Wünschenswert, die Staatsangehörigkeit, sondern der Wohn-

sitz des Ehemannes die Grundlage des Gerichtsstandes

bildet, wie es nach der O.P.O. der Fall ist.

Was das materielle Recht anlangt, so bedarf es keiner

weiteren Ausführung nach den vorhergehenden Darlegungen,

(lalö — entgegen der vielfach befürworteten und befolgten

Zugrundelegung der lex fori* — grundsätzlich das Personal-

statut des Ehemannes für mafsgebend erklärt werden

nach deu Gesetzen des Staates beurteilt, welchem der Ehemann zur

Zeit der VerwifUiehung des fdt die Auflösung iu Betausht kommeiiden

Thatbestsndes sngdiidrt hat* Gemäfs dem Text ist die Streiehung

dieser Bestfanmimg su beförworten.

1 Vgl. z. B. über die islamitischen Anflosungsarten der Ehe

(Widerruf, Zeitablauf der Fristehc, Rcligionswechsel
,
Repudium —

talaq —) Friedrichs, Zeitschr. f. vexgleichende Eeohtswissenschaft

Vn 261 «.

» Vgl. z. B. Savigny VIII 337, Unger I § 23 bei Note 126,

Nicmeyer, l'ositivea iuternationales Privatrecht I § 99, Joum. de

droit intern, priv. XIX 782. Die Zugrundelegung der lex domicilii des

Ehemsimss, welche in der deatBehen Judikatur yielfsch vorkommt, ist
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mufs, worüber in der neueren Litteratur und in der jüngsten

Gesetzgebung denn auch grttüisteiiteils Einverständnis besteht^.

EatBcheidend ist der Zueainmeiihang der fihesckeidiuigBnoniLen

mit den Rechtasätsen über die persttnlichen Benebungen der

Ehegatten während der Ehe und dem Bezug der ElhescheiduDg

zur Ehebegrttndung.

Andererseits ist eine Berücksichtigung der lex fori neben

dem Personalstatut nicht ganz abzulehnen. Das nationale

Rechtsbewiifstsein und die öffentliehe Moral würden verletet

werden, wenn deutsche Gerichte auslilndtsche Ehegatten wegen

solcher Ehescheidungsgründe scheiden oder von Tisch und

Bett trennen würden, die unsere Gesetzgebung bei Inländern

nicht zuläfst. Darum verdient der Art. 2 der Haager Be-

schlüsse (unten Teil II Nr. 292) Beifall und Nachfolge.

Ungerechtfertigt ist dagegen der Gesichtspunkt, daCs

deutsche Gerichte auch bei Auslllndern eine Trennung von

Tisch und Bett nicht sollten aussprechen dürfen. Es

würde richtig sein, den deutschen Gerichten die Kompetenz

zu entziehen, über Ehescheid ungs- und -Trennungsklagen von

Ausländern zu entscheiden. Sollen sie aber die Kompetenz

haben, so ist vom internationalistischen Standpunkt aus zu

fordern, dafs sie kein Urteil flUlen, das von dem Heimatstaate

nicht anerkannt werden kann. Es würde hüchst milslich sein,

Ausländem die Ehescheidung zu gewähren, die sie in ihrer

Heimat nicht eriangen kOnnen und die in ihrer Heimat nicht

am rkunnt wird. Der F;ill Bibesco-Bauffremont sollte ge-

nügen
, um dies abzuwenden. Die in konstanter Judikatur

vom deutschen Beichsgericht aus § 77 des Personenstands-

mei?t nur eine andere FormulieniTig für die lex fori, da diese nach der

C.P.O. mit der lex domicilii des Ehemannes zusammenfällt.

1 S. IJar, Theorie I 482 ff. und die dort angeführte Litteratur,

Uierkc 1236, 237 und dort augeiulirte Litteratur, ferner unten Teil II

Nr. 288, 292, 295.
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gesetzes ;i])geleitete Praxis (Entsch. K.G. III 27 ff., XI

29 ff., Seufferts Archiv Bd. 42 S. 1 ff.) verdient de lege ferenda

keine Billigung. Vielm^ i&i der Tendenz des sftchaMchen

Gesetzes vom 4. März 1879 (s. Niemeyer, Positiyes intern.

F.R. I § 206) der Vorzug zu gebend

Von grOfster Wichtigkeit ist die Regelung des Falles,

wenn der Ehemann die Staatsangehörigkeit gewechselt hat.

Rein begriffsmäfsig sagt Reg eis berger (a. a. O. S. 179)

darüber: „Entscheidend ist, dafs das eheliche Band nach dem

Personalstatat entweder eine Schädigung erfahren bat oder

nicht Eine nachtrfigliche Änderung der Staatsangehörigkeit oder

des Wohnsitzes kann ihr die rechtliche Bedeutung weder

(1) entziehen noch (2) verleihen.'* Indessen die logische

Konbcqueiiz ist hier von untergeordneter Bedeutung. Knt-

scheidend sind die besonderen Erwägungen des prakiisehen

Rechtsbedürfnisses. Diese führen dazu, die erstere Konse-

quenz abzulehnen, während die zweite Konsequenz auch durch

praktische Erwägungen unterstützt wird.

Was die erstere Frage anlangl, so ist zu bemerken: Wenn
eine Thatsache nach dem einstmaligen Personalstatnt des £he>

mannes einen Elicöcheniun^-gruiui bildete, dann aber der

Eliemann die Staatsangehörigkeit gewecliselt bat und die

Gesetze des neuen »Staates den Ehescheidungsgrund nicht

anerkenneui so ist eine Diskrepanz vorhanden» weiche unsere

Gesetzgebung nicht beseitigen kann, welche es vielmehr nur

gilt, in möglichst zweckmälsiger Weise zu erledigen, das

heifst derart, dafs konkrete Konffikte möglichst vermieden

werden. Dies geschieht dadurch, dafs wir in solchen Fällen

die Ehesclieidung ablehnen. Hat der Ehemann nachträglich

die deutsche Staatsangehörigkeit erworben, so ist die Ab-

lehnung aus demselben Grunde geboten, aus welchem die

* Vgl. auch z. Ii. Büiir, Jahrb. f. LKigmatzk XXi iao, ßegels-
berger, Fand. I 179.
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Ehescheidung von Ausländern auf Grund solcher Umistände

abgelehnt werden mufs, die unsere Kechtsordnung nicht als

£hescheidungsgrUnde gelten lälst. Hat der Ehemann eine

andere fremde Staatsangehörigkeit erworben, so halten wir

uns durch Ablehnung der Ehesclieidung in Einklang mit dem

Heimatrecht y ohne doch andererseits durch die blofse Ab-

lehnung der Ehescheidung einen eigentlichen Konflikt mit dem

früheren Ileimatrecht herbeizuführen, sofern näuilich dieses

die Ehescheidung nicht befiehlt, sondern nur ermöglicht, und

wir es daher abwarten können, ob jene Rechtsordnung die

Konsequenz ihrer eigenen Auffassung sieben wird» d. h. ob

sie auf Anrufen die Ehescheidung bewilligen wird. Übrigens

ist auch b^rifflich die Auffassung zutreffender, dals es sich

nicht darum handelt, ob das rechtliche Band der Ehe einen

Bruch „erfahren liat", sondern darum, ob im gegebenen

Moment das eheliche Verhältnis sich in einem Zustande

befindet, welcher die Lösung des Bandes als zulässig und ge-

boten erscheinen läfst, so dafs die in der Vergangenheit

liegenden Thatsachen nur als Unterlagen für die Beantwortung

jener Frage in Betracht gezogen w^en, nicht aber es sich

um die Anerkennung oder Nichtanerkennuai^ eines durch jene

Thatsachen unmittelbar herbeigeführten Rechtsverhältnisses

handelt.

Die für das Verhalten der deutschen Gerichte aufgestellten

Grundsätze müssen auch für die Anerkennung ausländischer

Ehescheidungen mAfsgebend sein. Auch au&ergerichtliche

Ehescheidungen (s. oben S. 218) sind unter den entsprechenden

Voraussetzungen anzuerkennen.

•
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§ 20.

Aaflsmlieliehe Kinder. Legittmatfon« Adoption.

Das Rechtsverhältnis zwischen einem unehelichen Kinde

und seiner Mutter, sowie deren Verwandten mufs nach dem

Personalstatut der letzteren zur Zeit der Geburt beurteilt

werdend Fraglich kann blofs sein, wie es gehalten werden

soll, wenn ein Wechsel der Staatsangehörigkeit stattfindet. In

Konsequenz der ftlr das persönliche Verhältnis der Ehegatten

untereinander und zu den Kindern zu treffenden Vorschriften

(s. oben S. 211) wird das B.Gr. B. sieh auch hier für

die Wandelbarkeit der rechtlichen Beurteilung entscheiden

müssen.

Zweifelhafter ist die Behandlung des Verhültnisses zum

Vater und der Verpflichtungen des Erzeugers gegen die

Mutter. Die divergierenden Anschauungen hierüber und die

für jede derselben de lege lata und de lege ferenda geltend

gemachten Gründe aufzuzahlen , erscheint nicht erforderlich.

Die Fraisen sind in der Litteratur^ genügend erörtert. Für

das B. O.B. ist lediglich entscheidend die besondere Auffassung

dieses Gesetzbuches über die Natur der fraglichen Verhttltnisseb

Diese geht nach dem (zweiten) Entwürfe, §§ 1596—1605,

bezüglich der Verpflichtungen des Erzeugers gegen-

über Mutter und Kind zweifellos dahin, dafs den letzteren ein

energischer Schutz gewahrt werden soll. Diesen Schutz mufs

das B.G.B, demgemäfs allen Reichsangehörigen gewähren. In

Bezug auf andere Staatsangehörige aber kann folgerecht kein

anderer Gesichtspunkt zu Grtmde gel^ werden. Der Stand'

punkt f)ir die internationalistische Behandlung der KollisionS'

» Vgl. Bar, Theorie I 658, Roth, System I 291, Stobbe I 281,

Qierke I 241, Rcgelsberger I 180.

• Vgl. Bar, Theorie I 555 ff., auch Gierke I 241, und besonde»
Voigt hl der Zeitschr. £ intern. Prir.- u. Strafrecht I a04ff.
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frage kami nur ein einlieitlicher sein. Es würde verfehlt sein,

z. B. etwa darauf Rücksicht zu nehmen, dafs nach manchen

Rechtssystemen die in Kede stehenden Rechtsfragen unter

dem Gesichtspunkt der unerlaubten Handlung behandelt

werden. Man würde damit in den Torstehend wiederholt ge-

rügten Grundfehler ver&llen, welcher die Quelle der RUek*

erweisungstheorie ist (s. oben S. 80 ff.), nämlich die AufiSusung,

dafs es darauf ankomme, inwiefern ausländische Rechtssysteme

angewendet oder nicht angewendet sein wollen. Man rnüfste

konsequent sich dazu versteheui in Bezug auf Ausländer das-

jenige Recht entscheiden 2U lassen, welches durch die Roliisions-

normen ihree Heimatstaates fUr mafsgeblich erklärt wird.

Biese IiOsung wird niemand im Ernste befürworten wollen.

Der fernere Gesichtspunkt, welcher bei Begelung der

Alimentationspflicht in Betracht kommt , die Entlastung der

öflFentlichen Armenpflege, führt zu dem «pflei^jien Ergebnis.

Was den mafsgebenden Zeitptfn«kt betrifft, so mufs die

Geburt den Ausschlag geben. Dieser Zbitp^nkt aliein gewährt

eine feste Grundlage. Der Zeitpunkt dei<> Eonseption ist fak-

tisch nicht feststdlbar und bildet den AnlaiTs xu neuen Ge-

sefzeskolHsionen. Vgl oben S. 214. Das gegen den Moment

der Geburt geltend gemachte Bedenken, seine Zugrundelegung

gebe der Geschwängerten Gelegenheit, „sich ein zusagendes

Personalstatut auszusuchen" (Reg eis berger a. a. O., ähnlich

Bar a. a. O.), mag gegenüber der lex domicilii von einiger

Bedeutung sein. Gegenüber der Staatsangehörigkeit kommt

es nicht in Betracht^.

Das einmal mafisgeblich gewordene Recht mufs malsgebend

bleiben. Die Rechte der Mutter sowohl wie die des Kindes

haben den Charakter von erworbenen Kechtcü. Sind sie ein-

mal durch Urteil festgestellt, so wird dos niemand bezweifeln.

* YgLStobbelSSO, BarsEetti VI, EinfahmngS. 194» Oierke
1241.
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Das Urteil hat aber keine andere als eine deklaratorische

Bedeutung. Andererseits würde es eine nicht zu rechtfertigende

Unsicherheit der Rechtslage für den Erzeuger bedeuten, wenn

er infolge eines späteren Wechsels d4r Staatsangehörigkeit

Bechtsfolgen ausgesetzt wttre^ die im Momente der Gebart

nicht begründet waren. Alle G-erecbtigkeits- und Zweck-

mftfsigkeitsgrttnde , welche bei obligatorischen Verhältnissen

für die Unwuucleibarkeit des anfönglichen Bcurteilungsmafs-

stabes sprechen , treffen für die obligatorische Seite des

Verhältnisses auch hier zu. Die Wandelbarkeit lä&t sich in

dieser Hinsicht gar nicht durchfahren. Man denke nur s. B.

an Veijfibrung, Kompensation, Vergleich, Rechtskraft eines

abweisenden Urteils.

Was die Recbtsverhttltnisse zwischen dem aufserehelichen

Erzeuger sowie dessen Verwandten und dem Kinde betniit,

welche nicht obli'^atoii.icher Katur sind, ao sind diejenigen,

welche dem Erbrecht angehören, nach den allgemeinen

Grundsätzen über' das Erbrecht zu behandeln. Die uneheliche

Verwandtschaft als *£lliehinderniB ist nach den für die

EheschlieÜsung geltenden Grundsätzen zu. beurteilen. Ob aber

und wiefern ein StatusverhUltnis, z. B. das — bedingte

oder unbedingte — Recht auf Anerkennung der Vater-

schaft, Führung des väterlichen Namens. Wappens u, s. w.

(Entsch. R.G. V 175) durch die aufBerchoIiche Zeugung be-

gründet wird, mufs nach dem Personalstatut des Kindes zur

Zeit der Geburt beurteilt werden. In derselben Weise mufs

auch das etwa nach auslandischem Recht begründete Status-

artige Verhältnis der Mutter zum Erzeuger behandelt werden.

Wenn auch die erwähnten Statusrechte praktisch nur geringe

Bedeutung haben, so ist es doch richtig, ihr Vorkommen zu

berücksichtigen , und nicht mit den Gebhardschen Entwürfen

nur für die obligatorischen Verhältnisse, sondern überhaupt

für „das \Rechtsyerhältni8 zwischen dem unehelichen Erzeuger
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einerseits, der Mutter und dem Kinde anderertieits" Bestim-

mung zu treft'en.

Nach dem Personalstatut des Vaters mufs auch die

Legitimation unehelicher Kinder (VoraasaetKungeiii Form

und Wirkungen) beurteilt werden. In der neueren Litteratur

und Rechtsprechung hat dieser Standpunkt in solchem Mafee

Anerkennung gewonnen, dafs für das Prinzip communis

opinio behauptet werden darf*. Vom besonderen StaiKlpiiiik.t

des B.G.B, aus ist dafür geltend zu inachen, dafs die in der

Legitimation liegende „imitatio" der ehelichen Erzeugung auch

internationalistisch der Analogie der letzteren folgen mufs.

Femer stellt sich insbesondere die legitimatio per subsequens

matrimonium zugleich als eine Rechtsfolge der Ehe-
schliefsung dar und fordert insofern die gleiche Behandlung

wie andere Rechtswirkungen der Eheschliefsung. (Vgl. oben

S. 199 ff.) Soweit die Legitimation sich auf dentselie Vitter

bezieht, begründet sie die deutsche Staatsangehörigkeit, steht

also zu dieser in derselben besonderen Beziehung wie die

Eheschliefsung. (B. oben S. 201.) Endlich beruht die Legiti-

mation regelmäTsig auf dem Willen des Vaters. Ihm und

seinen Verwandten werden durch die Legitimation vorzugs-

weise Pflichten auferlegt, während die Rechtsstellung des

Kindes verbessert wird. Alle diese Gesichtspunkte sprechen,

dem internationalistibchen Gegenseitigkeitsprinzip gemäfs, für

Zugrundelegung des Personalstatuts auch für Legitimationen

im Verhältnis zu ausländischen Vätern. Dem englisch-nord-

amerikanischen' common law und dem russischen Recht ist

* S. Bar. Theorie I534flF., Vincont undP^naud, Dictionnaire,

Artikel ,,Patern ite" Nr. 51 £F., Giliespie in der Übersetzung der

2. Aufl. des ßarschen Buches, Note zu §§ 192- 197 (S. 440 ff), Gierke

I 240, liege Isb erger I 179, Fiore, Diritto iuteniazionale privato,

3. Aufl. U 206, Annuaire de l'IoBtitat de droit international YII 45»

• Lehr, ^l^ments de dioit ciTil anglaia Nr. 187, Wharton
§ 240. — Manche notdamerikanlBehe Gliedstaaten haben neuerdings

Ki«m*rar, Yonwibllge. L 15



226 Fünftes Kapitel.

die Legitimation unbekannt. Viele Rechtsordnungen, ins-

besonderu das französische* Recht und seine Tochterrechte,

sowie ein Teil der »Schweizerkantone ^ kennen keine Ehelich-

keitserklärung durch die ätaatsgewalt. Es würde zu mifs-

lichen Verwickelungeii führen, wenn in Deutschland den An-

gehörigen solcher Bechtsgebiete die Legitimation gewährt besw.

oktroyiert würde.

Als mafögebender Zeitpunkt darf nicht etwa der-

jenige der Geburt des Kindes, sondern es mul's das für die

Legitimation in Betracht kommende Ereignis zu Grunde ge-

legt werden. Alle für das Personalstatut des Vaters sprechen-

den Gründe sprechen dafür. Am meisten in die Augen springt

dies bezüglich der Reskriptslegitimation. Hinsichtlich der

Eheschliefsung kann auf die ttberzeugenden Ausführungen von

Bar a. a. O, verwiesen werden.

In dem Fall, dafs die Legitimation durch die Staatsgewalt

nach dem Tode des Vaters nachgesucht wird^ mufs dessen

letztes Personalstatut entscheiden. Es darf nicht versäumt

werden, dies im B.G.B. auszusprechen, da dieser Fall prak'

tisch nicht ganz selten vorkommt und seine Entscheidung sich

nicht schlechthin von selbst versteht. Die Frage kann als

Vorfrage für die Erbfolge von grofser Wichtigkeit werden.

Gerade hier bewahrt sieli iil>rigens die Zweckmäfsigkeit der

Zugrundelegung des letzten Personalstatutes des Vaters, an-

statt etwa desjenigen der Mutter oder des Kindes. Im

übrigen spricht die Eonsequenz und die ratio des für die

Regelfälle geltenden Grundsatzes für die vorgeschlagene Ent-

scheidung.

die L^timadon eingefnlirt. S. Stimson, American Statute law

§§ 6631 fr.

1 Lehr, ^Itoent» de droit civil fusse 1 76—77, Code civU Artt

SSI ff., vgl. Vincent und P^naud a. a. 0.

> 8. Huber I 406.
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Eine besondere Vorschrift fUr die Form der Legitimation,

wie sie die Gebhardschen Vorschläge enthalten, ist nicht an-

gezeigt. Die Form einer legitimiercuden Ehcschlicfisung

mufs nach den allgemeinen, für die Ehescliliefäung geltenden

Grundsätzen beurteilt werden. Die Form einer Legitimation

durch die Staatsgewalt mufs selbstverständlich ausschlielsUch

nach den Vorschrlfiten des Staates beurteilt werden ^ welchef

die Legitimation ausspricht. Der Satz des § 1610 des (zweiten)

Entwurfes des B.(7.B. : „Die Ehelichkeitserklärung steht dem

Staate zu, welchem der Vater angehört," ist übrigens ent-

behrlich, wenn die von uns vorgeschlagene Kollisionsnorm in

das B.G.B, aufgenommen wird. V\ enu der Vater Deutscher

ist, ohne einem einzelnen Bundesstaat anzugehören (s. oben

S. 140 Kote), so wird man zweekmärsiger Weise dem Reichs

kanzler die Legitimation zuweisen. Aber es wird dies nicht

im B.G.B. selbst, sondern in dem Ausführungsgesetz auszu-

sprechen sein.

Eine Benu k.-sicliiigung des Personalstatuies des Kindes,

der Mutter und dritter l'tMsonen, soweit es sich um die Ein-

willigung derselben handelt} düi*fte sich nicht empfohlen.

Wenn das Kind einem Staate angehört, welcher die Legiti-

mation Überhaupt nicht, oder nicht die Legitimation durch

Reskript kennt, so würde damit dem deutschen Vater die

Erlangung der Legitimation versagt sein, und nicht etwa

darum weniger, weil nur liinsicLtlicli der Einwilligung

(§ 1613 des zweiten Entwurfes B.G.B.) das ausländische Recht

fttr mafsgebend erklärt wäre. Denn das ausländische Recht

verbietet ja die Einwilligung tkberhaupt oder erklärt sie doch

für wirkungslos, wenn es das ganze Institut, um das es sich

handelt, ignoriert. Auf der anderen Seite erscheint es nicht

gerechtfertigt, die Vorschriften des § 1613 auf die Legiti-

mation gegenüber ausländischen Vätern zu erstrecken, wenn

Deutsche beteiligt sind. Die ausländischen Behörden, welche

mit der Legitimation befafst sind, werden sich schwerlich
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daram kümmern und in der That oft gar nicht in der Lage

sein, es zu thiin. Am weni^^sten wird es geschehen, wenn,

wie es öfter vorkommt (s. oben S. 122), das Kind mit der

Geburt aufser der Staatsangehörigkeit des Geburtslandes auch

die deutBche Staatsangehörigkeit erworben hat, während der

Vater letstere später verloren und erstere erworben hat. Die

aus diesen und anderen Möglichkeiten hervorgehenden Kompli*

kationen müssen vermieden werden.

Der Legitiiiuiü 011 ist die Adoption verwandt. Jedoch

sind die internationalistisch*»n Grundsätze über die crstcrc nicht

ohne weiteres auf letztere zu übertragen. Die Annahme au

Kindesstatt erheischt im Gegensatz zur Legitimation die

Beobachtung gewisser Kautelen im Interesse des Kindes.

Bar (Theorie I 547) bemerkt^ der Unterschied zwischen beiden

Vorgängen bestehe darin, dafs der Legitimation ein natür-

liches Verhältnis zu Grunde liege, „während bei Adoption und

Arrogation lediglich der Wille der Beteiligten das konstitutive

Element bilde". In der Tiiat handelt es sich um einen zwei-

seitigen Rechtsvorgang, ähnlich der Eheschliefsung. Es mufs

daher wie bei dieser (s* oben S. 187 ff.) sowohl dem Personal-

Statut des Adoptierenden als demjenigen des Adoptivkindes

Rechnung getragen werden. Die Erschwerung der Adoption,

welche darin liegt, ist (wie die Erschwerung der Eheschüefeung)

die in Kauf zu nehmende Folge der internationalen Rechta-

verschiedenheit. Sie ist gegenüber der Nichtberücksichtigung

des Personalstatutes des Adoptivkindes und der dadurch be-

dingten Konflikte das geringere Übel, das um so eher zu er-

tragen ist, als die Adoption ein künstlicher Vorgang isi^ dessen

Begünstigung nicht geboten erscheint ^

^ Der im Text vertretene Standpunkt ist im wesentlichen der-

jenige Bars (Theorie I 547 ff.» Lehrbnch 88). Doch ist dieser von

Regelsberg er (Fand. I 180) und Gierke (Deutselies Priyatreeht

I 240) siideTB verstanden worden. Die meisten Behriftsteller (s. Bar
a. a. O.) sind snderer Memnng.

Digiii^uü L^y Google
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Für die Form der Adoption hat es sein. Bewenden bei

den allgemeinen Orunds&tzen.

§ 21.

Yomondseliaft

Es besteht völlige Meinmigseinhelligkeit darüber, dafs fllr

die YorauBsetsnngen der Tormundschafldichen Fürsorge

grundsätzlich das Personalstatut des zu Beyormundenden maTs-

gebend sein muls'.

Es könnte scheinen, dafs eine Ausnahme von diesem

Prinzip als Folge der Bestinunuu^ angezt'igtsci (s. oLeiiS. 168 fF.),

dafs Ausländer im inländischen VerkeLr unter Umständen als

geschäftsfähig gelten, während sie es nach ihrem Natioualrecht

nicht sind. Vielleicht ist es diese fkwfigung gewesen^ welche

den zweiten Absatz in § 26 der Qebhardschen Entwttrfe

veranlalst hat. Indessen die Erwägung ist nicht zutreffend,

weil das Bedürfnis TormundschaMicher Fürsorge sich nicht

erschöpft iu dem Beduiiuiö, die mang"elnde Geschäftsfäliigkeit

zu decken, übrigens auch diese ja durch jene Vorschrift nur

teilweise beschränkt ist. Auch sonst sind keine Gründe vor-

handen, welche die erwähnteAusnahmebestimmung der Gebhard-

scheu Entwürfe rechtfertigen, soweit dieselbe, was hervonsu-

hebenist, die materiellen Voraussetzungen derBevor-

mundung angeht Eine nicht zweifellose Frage ist es, ob

überhaupt und unter welchen Voraus.^ctzuugen die deutschen

Behörden zuständig für die P^inleitung einer Vornunidschaft

über Ausländer sein sollen. Aber soweit diese Zuständigkeit

begründet ist, muls materiell das Auslandrecht die Voraas-

Setzungen bestimmen.

» 8. unten Teil II Nr. 367 ff., Bar, Theorie I 564 ff., LehrbiKh 92,

Vincent und P6naud, Dictionnaire, Artikel „Minorite'- Nr. Ö ff.,

Begelsb erger I 181, Gierke 1 242 und dort angeführte Litteratur.

Digitized by Google
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Im Prinaip ist auch die Zuständigkeitsfrage auf der

Grandlage der Staatsangehörigkeit zn regeln. Von den

deutschen Partikularrechten hat die preufsische Vormund-

Schaftsordnung (§§ 2—6) sich bereits auf diesen Standpunkt

gestellt. Er ist auch teilweise in ihn Militärkon-

ventionen* zu Grunde gelegt. Das deutsche Reich ist in

einer Reilie von Staatsverträgen dem gleichen Grundsatz ge-

folgt'. Von besonderem Gewicht ist endlich, dafs sowohl das

Institut de droit international , als die Haager Konferenz

(Teil II Nr. 373, 371) Jenen Grundsatz angenommen haben.

Er ergicbt sich als Konsequenz aus der Anerkennung des

Staatsangehörigkeitsprinzipeö in Bezug auf die materiellen

Voraussetzungen und ferner aus der sogleich zu erörternden

Notwendigkeit, die Einleitung und Ftihrung der Vormund-

schaft nach dem Recht des Staates zu richten, dem die Vor*

mundschaftsbehOrde angehört sowie überhaupt aus dem engen

Zusammenhang aller einzelnen Normen des Vormundsehafts-

wesens.

Aus diesem Zuständigkeitsgrundsatz ergiebt sich, dafs die

deutschen Behörden für die Einleitung der Vormundschaft

über 1 ) e u t s c h e zuständig sein müssen, für die Vormundschaft

tlber Ausländer grundsätzlich nicht zuständig. Von der letz-

terenKonseqnenz mttssen indessen aus praktischen Gründen Aus-

nahmen zugelassen werden. Die Behörden des Heimatstaates

sind wegen örtlicher Entfernung nicht immer die geeignete

Instanz, um die Verhilltnisse des zu Bevormundenden zu über-

sehen und zu leiten. Alsbaldiges Eingreifen in schleunigen

Fällen ist von ihrer ^Seite oft unm(>gUcb. Die Konsulats-

behörden sind nur in seltenen Fällen so organisiert, dafs sie

grOfsere Vormundschaften dauernd leiten könnten. Auch sind

sie zu wenig zahlreich Torhanden, um allen Bedürfnissen in

' S. Niemcyer, Positives iuterii. Friv.-R. I §§ 109—113.

« S. Niemeyer a. a. O. §§ 51, 53, 57, 59, 60, 71, 75, 77, 78.



FamilienMcht (einBchliefslicli VonnnndacIiaftBreclitli 2t^\

scUeunigen Fftllen zu entsprochen. Es ist daher ebenso

wÜDBch^swert für den Heimatstaat^ dafs die Beht^rden des

Anslandes die Vormnndachaf); unter Umstanden einleiten and

führen, wie dies andererseits dem Bedürfnisse des Rechts-

verkehrs in demjenigen Lande entspricht, wo der Fall eintritt.

Kasuistische Vorschriften mm viber die Voraussetzungen, unter

denen iVir Ausländer im Inland eine Vonnundschaft eingeleitet

werden darf, sind nicht zu empfehlen. Dem Bedürfnis wird

am besten dadurch entsprochen, dafs den inländischen Be-

hörden die Einleitung der Vormundschaft über Ausländer

(gemäfs deren Heimatrecht) vorbehaldos gestattet und ihnen

nur vorgeschrieben wird, die Vormundschaft abzugeben, wenn

die Beliördcn des Heimatlandes dies begehren. Dieser in § 6

der preufsischen Vormundschaftsordnung eingeschlagene Weg

hat sich in Preufsen bewährt. Die Vorschrift würde, streng

genommen, ihren Fiats nicht im B.G.B., sondern in dem Ge-

sotz über die freiwillige Gerichtsbarkeit zu erhalten haben.

Aber da sie indirdct weg^ der gleich zu erörternden Ab-

hängigkeit des materiellen Rechtes von den Zuständigkeits-

normen doch das materielle liecht entscheidend berührt, ist

die Aufnahme der Bestimmung in das B.G.B, angezeigt.

Die Vorschriften über die sonstigen vormundschaftlichen

Verhältnisse, über die Art der Bestellung des Vormundes, die

Rechtsstellung desselben sum Mündel, die Funktionen der

VormundschaftsbehOrde, Einsetzung eines Familienrates, Be*

endigung der Vormundschaft (abgesehen vom Wegfall der

materiellen \'orauäsctzungen) müssen sich nach dem Recht des

Staates richten, dem die Vormundschaftsbehörde angehört,

auch dann, wenn es sich um die Bevormundung eines Ans-

l&nders handelt Alle diese Vorschriften hängen aufs engste

untereinander und mit der Organisation der Behörde, sowie

mit den das Institut beh^rschenden Grundgedanken zusammen.

Die Beschränkung der Verpflichtung zur Übernahme der

Vormundschalt auf deutsclie »Staatsangehörige ist, wie zu
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billigen, in § 1667 des zweiten Entwurfes des B.G.B, aus-

gesprochen.

Dafs grundsätzlich auch ausländisches Vermögen von der

im Inland geführten Vormundschaft ergriffen wird, ist nach

dem Gesagten selbstverstfindlich. Es besonders auszusprechen,

wie es die Qebhardschen Entwürfe vorschlagen, ist nicht er^

forderlich. Die Gebhardsche Ausnahmebestimmung, „soweit

nicht die Gesetze am Ort der belegenen Sat lie entgegenstclicir

,

ist nicht zu empfehlen. Der Anerkennung uufserer Vomiund-

Bchaften im Auslande würde damit eine Schranke gesetzt, die

wir selbst zu ziehen keine Veranlassung haben. Im Übrigen

kann wegen der Frage auf die Ausführungen ron Bar
(Theorie I 564 ff.« Lehrbuch 92) verwiesen werden. Vgl. auch

oben 8. 205 ff.

Aus der Vorschrift, dafs» das Heimatrecht über die Voraus-

setzungen «ler Vormundscliaft entscheidet, geht iu Verbindung

mit § 1771 ff. des zweiten Entwurfes B.G.B. hervor, dals die

Entmündigung Deutscher als Voraussetzung der Bevor-

mundung nur anzuerkennen ist, wenn sie in Gemäfsheit der

deutschen Gesetze^ vonseiten deutscher Gerichte erfolgt

ist, sowie dafs für Ausliinder die Heimatbeliördeu kompetent

sind, und dafs eine von diesen ausgesprochene Entmündigung

des Ausländers von uns anzuerkennen ist, wofern sie nur ge-

mttfs den Vorschriften erfolgt ist, welche am Ort der Ent*

mttndigung gelten.

Diö Eutmüudiguug von Ausländern durch deutsche Ge-

richte zuzulassen , ist kein Bedürfnis vorhanden und hat

schwere Bedenken gegen sich. Es würden daraus mifsiiche

Konflikte entstehen^. Sofern die Anerkennung der luterdiktion

* Vgl. §§ 593 ff. C.P.O., besonders §§ 594, 617, 621.

• Vgl. über dio italienische und französische Judikatur Journal

de droit intern, prive II 46, III 214, 215, sowie Vincent u. Peuaud,
DietioonaiK 441 fE
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seitens des Heimatstaates nicht gewährleistet ist, wäre eine

Unsicherheit der Rechtslage geschaffen , welche höchst be^

denklich ist. Wir unsererseits können uns ohne besondere

Gtarantieen gleich&Us nicht darauf einlassen , die Interdiktion

unserer Staatsangehdrigen seitens anslttndischer BeliGrden

anzuerkennen. Es ist daher in § 14 des zweiten Entwurfes

die Fassung zu wtlnschen: „Eine Entmündigung Deutscher
findet statt u. s. w."

Durch eine besondere Bestimmung braueben diese Grund-

sätse nicht zum Ausdruck gebracht zu werden. Sie sind,

soweit die Entmündigung als Voraussetzung der Beyor-

mundung in Betracht kommt, durch die yorher vor^

geschlagenen Bestimmungen genügend ausgedrückt. Der § 28

der Gebhardscheii Entwürfe ist überflüssig. Dals die Ent-

mündigung als Beschränkung der Handlungsfähig-

keit durch keine anderen Grundsätze bestimmt werden kann,

liegt in der Konsequenz jener Bestimmungen und ist aufser»

dem in der für die Geschüftsfilhigkeit angestellten Regel mit

enthalten.

Nicht anders als mit der Entmündigung verhält es sich

mit der venia actatis. Das Prinzip des Pcrsonalstatutes ist

hier konsequent durchzuführen. In § 12 des Entwurfes ist

demzufolge die Fassung zu befürworten: „Ein deutscher

Minderjähriger u. s, w/ Eine sonstige Bestimmung ist nicht

nötig.
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Obligationenrecht.

§ 22.

BechtsgeBclriUte.

Für das Gebiet der obligatorischen Rechtsgeschäfte kommen

Torab folgende Momente in Betracht:

Der Privatautonomie kommt nach den bereits (S, 7 1 ff.)

entwickelten GhnmdsStsen ein weichender EinfloTs auf die Be-

stimmung des marsgeblichen Rechtes zu. Mclirere Gesetz-

gebungen * und Gesetzesvorschläge ^ geben diesem Moment in

Bezug auf obligatorische Rechts^ fscli Ufte besonders Ausdruck,

Dies ist indessen nicht erforderlich, wenn im B.G.B, der

1 Aargatt, CanadSi Congostaat, Grieclieiiland, Italisn,

Liy-, Estb- und Kurland, Luzern, Montenegro» öeterreieh,
Portugal, Scbaffhausen, Serbien, Solotburn, Unterwaiden,
Zug (s. unten Teil II Nv. 383 , 389 . 390 , 894, 122 , 402 , 403 , 406, 408,

410, 411, 415, 416, 417, 418, 419). VgL aueh oben S. 71 C und unten

Teü n Nr. 51 fF.

* Belgischer, Bernischer Entwurf, Dudley Field, Japa-
nischer Entwurf, Laurent, Mommsen (unten Teil II Nr. 387, 388,

896^ 897, 400, 405j. Vgl. auch oben 8, 71 ff. und unten TeÜ U Nr. 53 iE

. ly j^ud by Google
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prirataatonomische Gesichtspunkt in der bereits voigescblagenen

Weise allgemein anerkannt wird.

HinsLchUicli der Form der Rechtsgeschttfte und der

aeschaftsfabijErkeit ist auf die oben S. 94ff. uid S. ia2ff.

entwickelten ({run lsätze zu verweisen.

Die Vorschriften über aböolute Geltung des In-

landrechtes und über die Ausschliefsung des Aus-

landrechtes (oben S. 62 fiP.) kommen auf diesem Gebiete

zu nicht unbeträchtlicher Anwendung. Viele Rechtsgrundsätze

Uber Interpretation der Rechtsgeschitflte^y über die Grenzen

der Vertragsfreiheit*, über Treu und Glauben' erheischen

absolute Anwendung seitens unserer Rechtspflegeorgane.

Aber auch gewisse Grundsätze, welche nicht eine der-

artig positive Natur haben ^ sondern der Ausdruck einer

bestimmten Auffassung von der zweckmälsigen Behand-

lung an sich zweifelhafter Rechtsfragen sind, müssen

von unseren Gerichten unter Umstftnden auch dann zur An-

wendung gebrachtwerden, wenn ausländische Rechtsbeziehungen

in Frage stehen, für welche an und für sich die Anwendbar-

keit anslflndischen Rechtes angemessen erscheint*. Dies wird

dann der Fall sein, wenn das an sich in Betracht kommende

ausländische Recht jene Rechtsfragen nicht positiv beant-

wortet , sondern sie ignoriert bezw. sie dem Ermessen der

Rechtspflegeorgane anheimgiebt Die Anwendung ausländischen

Rechtes kann sich femer auch unter dem Gesichtspunkt yer-

bicten , dafs dessen Bcgrific und Grundsätze gegenüber den

unscri;!?en inkommensurabel, zu fremdartig sind, als dafs

es Aufgabe unserer RechtspÜ^eorgane sein könnte, sie anzu-

wenden. So würde es z. B. einem deutschen Gerichtshofe

nicht zuzumuten sein» die englisch-amerikanischen Grundsätze

1 §§ 90 ff. des «weiten Entwurfles B.G.B.
2 Z. B. §§ 102a, lOd a. a. 0.

» § 206.

* Vgl. z. B. § 213 des zweiten Entw. B.G.B. E, 249 ff., 259 ff.
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über „CO nsideration" * zur Anwendung zubringen. Diese

und andere Gesichtspunkte spielen im Gebiet der rechts-

geschäftlichen Obligationen eine so yielgestaltige und wechsd-

ToUe Rolle, dafs es nicht angezeigt, ja nicht möglich ist, die

Fidle kasuistisch zu, ersch($pfen. Die allgemeinen, oben S. 58

76 ff. entwickelten G^rundsätse müssen hier leitend sein.

Die Lösung der hiemaeh erübrigenden internationalistischen

Rechtsfragen wird durch die Vielheit der örtlichen BezieLungea

erschwert, welche in dem einzelnen obligatorischen Rechts-

geschäft nebeneinander Torhanden sein können, und welche

sieb nicht wesentlich Teittnderf, je nachdem man Entstehungs-

ort, Erfüllungsort oder Domizil des Schuldners als mafsgeblich

bebandelt. Z. B. bei der mehr&cben Zession einer durch

mehrere Bürgen versicherten Solidarobligation aus einem

synallagmatischen liechtsgeschäft kann sich die Mannigfaltig'

keit jener Beziehungen schachspielartig steigern.

Aus der Kombination der vorstehend berührten Gesichts*

punkte erhellt genugsam, dafs die in Rede stehenden Bechts-

fragen keine scbablonenbafite Behandlung Tertragen, yielmebr

es geboten ist, für die Beurteilung des einzelnen Falles den

Reohtspflegeorganen in höherem Mafse freie Hand zu lassen

als in anderen internationalistischen Fragen. Eine mechanisch

anzuwendende einseitige und starre Regel würde hier oft ver-

sagen, oft fehlgehen. Die Rechtspflegeorgane müssen in freier

Weise angewiesen werden, nach dem Internationalitäts-

prinzip zu yerfabren und nur eine Grundregel ist als Riebt-

schnür im Groben aufeustellen. Ein derartiges Verhalten des

Gesetzgebers ist zwar der modernen Gesetzgebungütechnik

nicht sehr geläufig, wird sogar hier utkI <la verpönt. Aber

dies ist nur die Folge einer verbreiteten Uberschätzung der

gesetzgeberischen und einer entsprechenden Unterschätzung der

* VgL darüber Hartmann im Arch. f. zivil. Fraxiä Bd. 77

S. 161 ff.

• S. Niemeyer, Pwit. intern. Priy.-B. I 8 ff., Methodik 89ffl
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richterlichen Potenz. Übrigens haben gerade die modernsten

Gesetzgebungen, diejenigen von Japan und Montenegro
(Teil II Nr. 397

, 406), die bekanntlich auf eine sorgfältige

Prfifimg der bestehenden Gesetzgebungen gesttttzt sind, sich

nicht gescheuty den hier Torgescblagenen zu beschreiten.

Auch die in fast allen Bechtssjstemen gesetzlich oder gcwohn-

heitsrechtlicli anerkannte Bedeutung der „Intention der Par-

teien" berührt sieh jiraktisch mit dem Prinzip freier objek-

tiver Würdigung des einzelnen Falles. Die Judikatslitteratur

lehrty dafs die angebliche Willensmeinung der beteiligten Per-

sonen in Wahrheit meist nichts anderes ist als des Bichtera

Auffiissung Ton dem, was die Parteien yemünftigerweise

gewollt haben sollten. Diese Auffassung liegt anscheinend

auch den Gebhardschen Entwürfen (§ 11) zu Grunde, da dort

die Fassung vorgeschlagen wird: „sofern sich aus den Um-

ständen ergiebt, dafs die Yertragschliefsenden v e rn ü nfüg e r-

weise die Anwendung eines anderen Rechtes voraussetzen

mUfsten." l^ebenbei bemerkt, befindet sich in dem «weiten

Gebhardschen Entwurf insofern eine Inkongruenz, als im

ersten Satz des § 11 allgemein von Rechtsgeschäften

unter Lebenden die Rede ist, im zweiten blofs von „Vertrag-

sehl iefsen den". Es ist nicht ersichtlich, warum die ein-

seitigen Rechtsgeschäfte anders behandelt werden sollen , als

die Verti'äge. Ferner aber dürfte es redaktionell nicht

zu billigen sein, dafs der Gesetzgeber eine Vorschrift zunächst

als die angmessene bezeichnet, sodann aber Ausnahmen

unter dem Gesichtspunkt zuläisty dafs TemtlnfHger- und

billigerweise die Beteiligten nicht immer die Anwendung dieser

Regel voraussetzen dürfen.

In der Hauptsache wird die hier vertretene Auffassung

on Bar geteilt, welcher (Theorie II 30) die Bestinunung

vorschlägt^:

* Vgl. auch die trcffeudeu Ausfülirmigen im Lehrbuch S. 106,

107. — Durchaus zastimmend auch Eegelsbergerl 178: „Nirgends
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^Inwieweit yertragsmäTsigo Verpflichtungen nach aiis-

länditjchein Recht zu beurteilen sind , ist nach der Natur der

Sache und mit Rücksicht auf die von den Parteieu ausdrück-

lich oder stillschweigend vorgesehene Art und Weise der Er-

ledigung des Vertrags su beurteilen. Insoweit hiernach weder

die Gesetze des Orts des Vertragsschiasses noch die Gesetse

des Orts der Erfüllung cur Anwendung kommen, entscheidet

für jeden der Kontrahenten das Gesetz seinm Wohnortes, und

insoweit das .an .sich niafsgebendo Gesetz zwingende Bestim-

mungen nicht entgegenstellt, können die Parteien auch einem

beliebigen anderen Rechte ausdrücklich oder stillschweigend

sich unterwerfen."

Die Fassung ^vertragsrnüfsige Verpflichtungen*- ist su

engy weil auch einseitige Bechtmeschäfte in Frage kommen.

Femer empfiehlt es sich, kenntlich zu machen, dafs es steh

nicht nur um obligationsbcgründende, sondern auch mn obli-

gationsverändernde und obligationsaufhebende Kechtsgescliäfte

handelt. Darum erscheint auch der Gebhardsche Ausdruck

«SchuldVerhältnisse aus Rechtsgeschäften*^ zu eng* — Nütig ist

es, die Beschrttnkung auf Recht^schäfte unter Lebenden
zum Ausdruck zu bringen.

Eine Bindung des richterlichen Ermessens ist auch

nicht nach der Richtung /.u empfehlen, dafs einzehie besonders

naheliegende und hervorragend zweifelhafte Fragen vom Gesetz-

geber geregelt werden. Es würden dafür insbesondere in Be-

tracht kommen: Die Frage der synallagmatischen Verträge

(welche die Gebbardschen Entwflrfe besonders ins Auge

fassen), Kompensation, Zession, Bfligsdhaft, Verjährung*. Die

kasuistische Regelung dieser und anderer Fragen wttrde mit

dem von uns vorgeschlagenen Verfahren nicht verträglich

erwdst rieh das schaUonenlialfee Urtoflen Mliädliclitfr* — Auch

Booholls VoTMhlsg (Teil U Nr. 412) läuft sachlich auf das im Text

beförwortete Ver&hren hinsus.

< 6. aber auch unten S. 245.
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sein. Sie ist ohne «ine bindende Hauptregel (sei es zu

Qunsten der lex loci actus, sei es des Keehtes des GrfäUungs-

ortes, sei es der lex domicilii des Scliuidiiers) gar nicht aus-

führbar, da die Entscheidung der Einzelfragen nur als Durcli-

fuhrung oder Modifikation einer Hauptr^el thunlich wäre.

Hiogegen ist es geraten ^ eine allgemeine subsidiäre

Regel aufeustellen, welche die Bechtspflegeofgane nicht

fessd^ aber sttttat Und zwar ist diese Regel auf das Orts-

recht des Geschäftsschlnsses zu richten.

Es ist bekannt, dafs die neuere Judikatur in Deutschland ^

im Anscldufs anSavigny das Keclit des Erfüllungsortes

bevorzugt. Auch in der neueren theoretischen Litteratur

Deuteclilands* wurde bis vor kurzem vorwiegend dem Recht

des Erfüllungsortes das Wort geredet. Das sächsische Gesetz-

buch (Teil n Nr. 414) hat jene Regel adoptirt Auch die

Gesetzgebungen von Griechenland und Esth-, Lir- und
Kurland, sowie der Vertrag von Montevideo, desgleichen

der Bern i sehe Entwurf (Teil U Nr. 394, 402, 407, 388)

stehen auf demselben btundpunkt.

Jüngeren Datums und In der Gesetzgebung bisher nicht

vertreten ist die von Mommsen und den Gebhardschen

Entwürfen adoptierte Theorie des Wohnsitzes des Schuld-

ners. Sie wird (in yerschiedenen Modifikationen) Ton

W i n d 8 c h e i d (Fand. I § 35), T h ö 1 (Einleitung in d. deutsche

Privatr. § 85), Salpiuö (Zeitschr. f, d. ges. Handelsreeht

XiX 10 ff.), Bar (Theorie II 13 ff., Lehrbuch 108;, liegeis-

berger (Fand. I 174) Yortreten.

' NachweisiinfTon bei Bar, Theorie II 9, Lehrbuch 108, Böhm,
Die räumliche Herrschaft der Rechtsnormen 109, Niemeyer, PoBit.

intern. Friv.-K. i 93, 97, 140, 159, 177, 195, 198, s. auch 204

* S. die Litteratur bei Bar, Theorie 119. Stobbe 1258, Oierke

I 231. — RegeUberger I 173 sagt alleidinga: »Die Mebnwbl der

Schrifisteller bat sich gegen Savignj erklkrt" Das dfirfte niebt wa-

treffen. Bemerkenawert ist, daJb Dernbnrg, Fand. I $ 48 nach wie

TOT am Recht des ErfäUungsortee festbilt
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Die Mebrzahl der neueren Oesetsgebungen^ legt das

Ortsrecht des Gesclillftsschlusses sn Grande. Dem
entspricht der feststehende Gerichtsgebrauch in den Gebieten

de« i ra n z ö i s s c h e n , belgischen, niederländischen,

spanischen Rechtes^. Die belgischen Gesetzesvorscbl^e

(Teil II Nr. S87, 400) und der Vertrag von Lima stimmen

damit flberein. Die meisten niehtdeutachen Schriflsteller*

befürworten gleichfalls dieses Prinzip. Audi in Dentschbmd

wurde der gleiche Standpunkt vor Sa^igny !n Praxis und

Theorie, wie es scheint, ganz überwiegend vertreten*. Auch

später haben sich noch \\'jichter (Areh. f. ziv. Praxis Bd. 25

S. 397), Kierulff (Theorie I 76), Sintenis (Gemeines

Zivilrecht I 73), Bruns (in Holtzendorffs Encyklopädie,

5. Aufl.| S. 444—45) dafür ausgesprochen, freUicb ohne ge-

nauere Begründung. Neuerdings hat sich Eccius, Theorie

u. Praxis des preuTsischen Priyatrechts, 5. Aufl., I 61, dafür

erklärt.

Die Gründe, welche für das Ortsrecht des Geschäfts-

schlusses sprechen, sind so wenig wie irgend eines der für

andere Anknttpfungsmomente geltend gemachten Argu-

mente von allgemeiner und zwingender Natur. Darum ist

^ Aargau, Argentinien, Baden» Ganada, Congostaat,

Costa Biea> Italien, Lusern, Österreich, Portugal, Solo-

thnrn, Unterwaiden (Teil n Nr. 888, 384, 885, 889, 380, 891, 188,

128, 890, 408, 408, 411, 417, 418X
3 S. Yinecnt und P6naad, Dictionnaire, Artikel „Obligations''

Nr. 9 fr. iFran k roicli
, Tnrres Campos, Principios de dcrecho inter-

nacionui privado, .Madrid 1888, S. 279 ff. (Spanien), Revue de droit

intern Rttonftl XIII 415 (Holland), Vincent und Penaud a. a. O.,

Nachtrag für 1889, Artikel „Obligations" nnd dort angeführte Litteratur

(Belgien); vgl. auch Haus, Du droit prive qul regit les etranger» en

Belgique § 11$.

* S. die Litteratur bei Bar, Theorie n 8, femer Vineent und

P4nattd a. a. 0., Fiore 8. Aufl. I 174, Audinet, FHnetpes 414nieii-

tsires da droit international priv^, Paris 1894 277 ff.

* Litteratur s. bei Gierke I 282 Amn. 87.
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eben seine kategorische Anbefelilung seitens des Gesetzgebers

nicht ratsam. Aber die Gründe für das Ortsrecht des Ge-

scbäftsschlusses und gegen das Recht des £rfilllaDg8ortes sowie

gegen die lex domicilii des Schuldners sind doch stark genug,

tun die subsidittre Zugrundelegung im Sinne der Ton uns

vorgeschlagenen Vorschrift zu rechtfertigen.

Gegen das Recht des F^rfüllungsortes spricht besonders

die Eigenschaft dieses Anknüpfungsmomentes als eines kompli-

zierten liechtsbegri ffcs , dessen Kriterien selbst wieder

ein bestimmtes Recht als mafsgeblich voraussetzen ^ Bei allen

synallagmatischen und bei vielen anderen Rechtsgeschftften

femer erhebt sich die Schwierigkeit, dafs verschiedene Er^

füllungsortc vorhanden sein können. Die obligationsver-

Sndcrnden und obligationsaufhebcnden Kechtsgeschäfte lassen

sich der Regel des Krfullungsortes meist nur indirekt unter-

stellen, sofern sie nämlich — von pactum de cedendo und

ähnlichen Rechtsgeschäften abgesehen — einen eigentlichen

and eigenen Erfüllungsort nicht haben. Es bleibt in Er-

mangelung eines solchen nur übrig, auf den ErföUungsort der

in Frage stehenden (Haupt-)Obligation zurückzugreifen. Das

ist aber keineswegs immer augebracht und z. B. hei der

Novation nicht möglich, weil die intendierte neue Obligation

einen anderen Erfüllungsort liaben kann als die alte. Beim

Kompensationsvertrag, beim Vergleich, beim Anerkennungs-

vertrage ergeben sich ähnliche Schwierigkeiten. Es entiiält

endlich einen Widerspruch, wenn man die Existenz einer Ver

pflichtung vom Recht des Erfüllungsortes abhängig macht,

da ein Erfüllungsort bei ungültigen Geschäften gar nicht

existiert.

Ähnliche Bedenken sprechen g^n die lex domicilii des

• Vj^l. Bcl<k('r. Kf)U])ons]irüZC88e 91, Kahn, Jahrb. f. Dogmati'k

XXX 97 tV., fViiMv J5:ir, Theorie II 9 ff., Wind ach cid, Fand. I g 3d

Anm. 9 und die dort angeführte Litteratur.

Niameyer, VorsehlAg*. 1. 16
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Schuldners*. Insbesondere ist auch hier auf die Eigenschaft

des Domizils als eines Rechtsbegriffes und auf die damit ge-

gebenen Verwickelungen hinzuweisen (s. oben S. 123) , ferner

auf das häufige Vorkommen der Verschiedenheit der Domizile

bei syiiallagniatiselien Geschäften, Kompeusationtä-, Vergleichs-,

Novutionsvcrtriigeii.

Dem gegenüber stellt der Ort des Geschäftsschliis.ses ein

Terhältnismäfsig einfaches, meist rein thatsächliches Moment

dar, das von weiteren Rechtskriterien der Regel nach nicht

abhängig ist Der Geschftfiisschlufs inter absentes bietet freilich

Schwierigkeiten, und die Feststellung des Ortes desselben ist

von Rechtsfragen abhängig, deren Beantwortung die Mafs-

geblichkeit gewisser Rechtsgrundsätze voraussetzt. Diese

Rechtsgrundsätze sind indessen nicht von so positiver und

nicht von so verwickelter Natur, ihre Behandlimg ist nicht so

verschieden in verschiedenen Rechtsgebieten, wie es bezttgiich

des Erfüllungsortes der Fall ist E» handdt sich um mehr

dogmatische, konstruktive Fragen, deren Beantwortung wir

dem freien Ermessen unserer Rechtspflegeorgane geroäTs der

Lage des einzelnen Falles unter Zugrundelegung der ihnen

mafsgebiich erscheinenden theoretischen Anschauungen und

praktischen Erwägungen getrost überlassen können. — Das

Ortsrecht des Geschäftsschlusses empfiehlt sich aber vor allem

wegen der Anerkennung desselben in den fibrigen Kultur-

ländem. Man darf sagen, dafs es das kosmopolitisch

herrschende Prinzip ist. Der oben S. 104—105 erörterte Ge-

sichtspunkt gewinnt daher hier entscheidende Bedeutung. Es

kommt das innere Moment hinzu, dafs das Bewufstsein der

beteiligten Personen regelmäfsig zu keinem anderen Orts-

recdit eine so lebhafte Beziehung haben wird, wie zu dem

Ortsrecht der Geschäftserrichtung. Endlich ^t auch in Be-

tracht, dafs das Ortsrecht des Geschäfibsschlusses die möglichste

> S. Gierkc 1 232.
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Einheit des rechtlichen Mafsstabes für einen konkreten That-

bestaad bedingt) wobei in Betracht kommt, dafs auch die

Form, und bis zu. gewissem Grade die OeschAflbs&higkeit durch

dasselbe Recht bestimmt wird. (S. oben S. 94 ff., 168 ff.)

§ 23.

Andere ThatbestKnde des Obllgattonenreelite.

AuXser den Yorschriflten über obligatorische Becbtsgeschäfte

kommen hier aus dem Gebiet des Obligationenrechtes im

engeren Sinne ^ d. h. abgesehen Yon den Obligationen des

Sachen-, Familien- und Erbrechts — die folgenden Katerien

in Betracht;

1) Die RechtssUtze über solche obligationsbcgriindende

Thatbestiinde, die nicht Rechtsgeschäfte sind (insbesondere

§§ 608—618
, 677-694, 695—697, 737—745, 746—776 des

zweiten Entwurfes B.G.B.);

2) die Rechtssfttse über solche obligationsverändernde und

obligationsaufhebende Thatbestiinde, welche nicht Rechts-

geschäfte sind (insbesondere 161—190, 209, 213, 222, 226,

230, 232 ff., 241 ff., 249 ff. a. a. (» );

3) die Rechtssätze über den Inhalt der Schuldverhältnisse,

welche rechtsgeschäftlichen und anderen Obligationen gemeinr

sam sind (§§ 205 ff. a. a. O.).

Was die unter 1) beEeichneten Rechtssätee angeht^ so ist

es noch immer gebräuchlich, das römische Schulschema: obli<p

gationes quasi ex contractu ex delicto, quasi ex delicto auch

im internationalen Privatrecht zu Grunde zu legen. Das Unzu-

reichende jenes Schemas ist in der romanistischen Doktrin

längst anerkannt Es braucht aber hier darauf nicht ein:

gegangen zu werden, da das B.Q.B, jenes Schema nicht be-

folgt und es lediglich darauf ankommt, Air die im B.G-.B.

aufgestellten Gruppen von Rechtssätzen die internationalistische

Behandlung zu bestimmen.
16
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Zunächst seien die Schuldyerhältnisse im Auge gefafsty

die nicht aus unerlaubten Handlangen entspringen.

Was die ungerechtfertigte Bereicherung anlangt,

so ist eine einheitliche Regd hier augenscheinlich nicht am

Platze. Die betreffenden Thatbestände greifen auf das Gebiet

der Rechtsgeschäfte hinüber, müssen teilweise geradezu als

rechtsgeschäftliche Thatbestände bezeichnet werden (z. B. Zah-

lung eines indebitum, Veräufscrungsgeschäfte Handlungs-

un&higer), teilweise haben sie entschiedenen Deliktscharakter,

teilweise sind sie nur unter dem Gesichtspunkt ausgleichender

Billigkeit zu betrachten. Auch in sich selbst kOnnen die ein-

zdnen Fälle wiederum aufs verschiedenartigste gelagert sein,

so dafs eine allen Situationen gerecht werdende Hegel nicht

auftiivlbar ist.

Die Grundsätze über Ocmeinschaft haben den Schwer-

punkt ihrer Bedeutung in den vertragsmälsigen, ehelicheUi

erbrechtUchen Gemeinschaftsyerhältnissen und der Ma&stab

auch ihrer internationalistischen Behandlung gestaltet sich in

den yerschiedenen AnwendungsfHUen sehr Terschieden.

Für die negotioruiu gestio bietet sich als mafs-

gebliches Kecht naturgemälk das Ortärecht der Geschäfts-

führung.

Für die Yorlegungspflicht wird im allgemeinen die

lex rei sitae sich als maisgebliches Recht empfehlen.

Hiemach ist es unangeltracht, eine schabionisierende Regel

anfsustellen, sei es im Sinne des Rechtes des Erfüllungsortes

'

oder der lex domicilii ^ des Schidilner.s, sei es im Sinne der

lex loci actus ^ udvv in irgend einer anderen Weise*.

Kasuistische Erschöpfung andererseits ist ebenfalls aus-

geschlossen, so dafs es steh auch hier als sachgemäfs und

' S. unten Teil TI Nr. ?,8«, 414.

2 §§ 12, IS ilrr bliar.lschrn EntAVÜrfe.

» S. unten T.'il II Nr. 102, ;5s7, 890, 3U7, 4U5, 406, 407.

* S. unten Teil II Nr. 392, 393, 395, 400.
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notwondig erweist, dem freien Ermesäcn unserer Kcclitspflege-

orgaiie denselben Spielraum zu geben, wie bezüglich der

rechtsgeschäftlichen Thatbestände. Die Hinzufügung einer

subsidiAren Regel ist hier schwerlich empfehlenswert Die in

Frage kommenden Thatbestftnde sind zu mannigfaltig, als dafs

Ton einer solchen Direktive Kutzen zu erwarten wäre.

Anders verlialt es sich mit den unerlaubten Uand-
lun<^en. Für diese niuls <li<} lex loci delicti commissi zu

Grunde gel^t werden. Alle Gesetzgebungen und Gesetzes-

Torschliige, weiche die Materie regeln, folgen diesem Grund-

satz. In der neueren theoretischen Litteratur wird er so gut

wie einhellig befürwortet Soweit Abweichungen von dem

Prinzip angezeigt sind, ist dem Ermessen der Rechtspflege-

organe die erforderliche Handhabe in den allgemeinen Yor-

behalten zu Gunsten der inländischen Kechtssätze (s. oben

S. 62 gegeben.

Die Obligattonen des Sachen-, Familien- und Erb-
rechtes sind im allgemeinen nicht hier zu erörtern , son-

dern im Zusammenhang der genannten Materien. Nur

die Unterhaltspflicht der Verwandten mufs hier

berflcksiclitigt werden, da s'w nieht ein Familienverhältnis in

dem engeren Sinne darstellt, in welchem das Familienrecht

oben behandelt worden ist Eine besondere gesetzliche Be-

stimmung hinsichtlich dieser Frage ist zu empfehlen, da die

Lösung derselben nichts weniger als unzweifelhaft' und ihre

praktische Bedeutung nicht unerheblich ist. Das Angemessene

und Zwuckiüai'sige wird sein, das Personal.statut der Person

zu Grunde zu legen, deren Verpflichtung in Fra,ge steht, wie

» Vgl. Bar, Theorie II 114 ff., Lohrbuch 12a ff., Martens, Völker-

recht n 840, Böhm 189 ff., Gierke I aai, Regelsberger I 175 und
dort av^fnhite Litteratur.

• VgL Bar, Theorie 1 555, ]:^hTbuch Gierke I 243 imd dort

angefthrte Litteratur.
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CS empfohlen wird von Bar und Gierke*. Die Zugrunde-

l^;ung der Staatsangehörigkeit ist namentlich deswegen eu

empfehlen, weil praktisch die Hauptbedeutung der Alimen-

tationspflicht in dem Verhältnis zur öffiBndichen Armenpflege

liegt, somit die Unterhaltspflicht als Torsugsweise staats-

bürgerliche Pflicht erscheint. Es würde als ein Über-

griff erscheinen, wenn Ausländer, die in Deutschland domizi-

lieren, zur Armenlast herangezogen werden würden auf Grund

von privatrechtiichen Verpflichtungen, die der Heimatstaat

nicht kennt

* Vgl auch Entsch. des deutsehen R.6. XVII 223 ff.
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Sachenrecht*.

§ 24.

Die 0rondregel.

Kein anderer Satz ist im internationalen Privatrecht so

allgemein anerkannt, wie der, daüs iUr die Rechtsverhältnisse

der Immobilien die lex rei sitae malsgebend sein milsse^.

Al>er auch für Mobilien wird heute das Prinsip lex rei

sitae ganz überwiegend befttrwortet'. Insbesondere in der

deutschen Litteratur und Praxis herrscht darttber neuerdings

soweit Einverständnis, daf?5 tVir die Begründung dos Prinzipes

auf die (in der Anmerkung bezeichnete) Litteratur Bezug ge-

nommen werden kann und nur einige Einzeliragen eine

genauere Erörterung erheischen.

> V^'l. auch oben S. 205 ff., 213, 282, unten S. 260.

« S. Oonle im Archiv f. öffentliches Kecht VIII 249 ff., Oierke
I 228 sowie die in der folgenden Note ajisrcführtf Litteratur.

» Bar, Theorie I 599 ff , Lchrbucli 96, Böhm 84, Dernburg,
Pand. I 108, Donle im Archiv für öffentliches iiecht VIII 249 ff.,

513 ff, Gierke I 228, Kegeisberger I 171, Vincent uud P^naud,
BictionnaiTe, Art „Menbles et inmeubl«»" Nr. 6£, Fiore, Diritto

intemaeionale privato, 3. ed. I HO ff. und dort angefahrte Litteratur.
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Von den Gesetzgebung«^!! legen die lex rei sitae auch für

Mobilicn zu Grunde: Aargau, Bayern, Chile, Congo-
staat, Freiburg, Griechenland, Luzern, Moute-
negrOf der Vertrag von Montevideo, Sachsen,

Schaffhausen, Solothurn, Zug, Zürich (s. Teil II

Nr. 1, 102, 428, 430, 5, 438, 9, 453, 454, 464, 465, 19, 472,

473). Auch die deutschen liechtshülfeverträge (s. Nieiuever,

Positives intern. Priv.-Recht I § 117 ff.) machen keinen Unter-

schied zwischen Mobiiien und Immobih'cTi. Von den Gesetzes-

orschlägen stehen auf dem gleichen Standpunkt: der Bel-

gische^ Bernische, Japanische, der Mommsensche
Entwurf (s. Teil U Nr. 424, 425 , 442

, 451), desgleichen die

Gebhardschen Entwürfe (§ 10). Das argentinische

Zivilgesetzbuch, der Vertragsentwurf von Lima und der

KocholUche Vorschlag (s. Teil II Nr. 420, 447, 460) folgen

gleichfalls dem Prinzip — mit einer sogleich zu erörternden

Einschränkung.

Die Gesetzgebungen Canadas, Italiens, Öster-

reichs, Preufsens, Rufslands und Spaniens^ sowie

die Praxis der LiinJer des französischen, englij^ch-

nord amerikanischen, schwedischen Kechtea^ stehen

allerdings noch immer auf dem Boden der früher unangefochten

herrschenden Regel: „mobilia ossibus inhaerent* ; sie lassen das

Personalstatut entscheiden.

Das durchschlagende Bedenken gegen das Personalstatut

liegt in der Schwierigkeit, unter den mehreren in Betracht

* S. Teil U Nr. 427, 444» 455^ 459, 448, 462, 467.

* S. Donle a. a. 0. 280 ff. und Vinoent und P^naud a. a. 0.

Dort ist aber auch darauf hingewiesen, dafiei die Praxis in den

genannten Gebieten aucli Urteile anfvs^eist zu Gunsten der lex rei sitae.

Die englisch-amerikanische (s. Whartou § 304 flf.j und die italienisehe

Praxis 's. Fiore a. a. 0. S. 93 ' noi^rt so<rar neuerdings der lex rei sitae zu.

Ein bclg^isches Urteil in diosem Sinne ist angeführt bei Vincent,

Dictiounaire, Bevue de Tannee 18ö8, Art. „Meubles" Nr. 2.
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kommenden Personen diejenige zu bestimmen, deren Personal-

Statut mafsgehend sein soll. Es fehlt aber auch jeder prak-

tische Grund für die Anknüpfung des Sachenrechts an das

Personalstatut. £s liegt kein Bedürfnis vor, die Rechtsver-

änderungen der Sachen hinsichtlich der Beteiligung einer und

derselben Person dauernd gleichmäfsig zu bestimmen (s. S. 113).

So gut man es ganz natürlich findet, dafs für einen Deutschen

der Erwerb von Grundeigentum in England an andere Voraus-

setzungen geknüpft ist, als in Deutschland, so wenig erscheint

es angemessen oder gar geboten, für den Eigentumserwerb an

einer Gemäldesammlong» die sich in Paris befindet, das

deutsche Recht Air mafsgehend zu erklären, wenn es sich um
einen Deutschen oder eine in Deutschland dominlierende

Person handelt.

Für die lex rei sitae spricht in entscheidender Weise,

duls die Ortslage einer Öaehe in der denkbar vollkommensten

Weise den Anforderungen entspricht, die an ein Anknüpfungs-

moment 2u stellen sind. Die Ortslage ist ein einfaches, rein

thatsächliches, objektir feststehendes und den Beteiligten vor

Augen liegendes oder doch leicht festsustellendes Moment

Nur aus der Herrschaft falscher Scholastik ist überhaupt zu

erklären, dafs die Doktrin auf die nalieliegcnde und be-

friedigende Lösung der lex rei sitae jemals Verzicht leisten

und anstatt dessen zu dem künstlichen und unbefriedigten

Mittel des Personalstatuts greifen konnte.

§ 25.

Efazeltogen.

Die für die lex rei sitae und gc^en das Personalstatut

sprechenden Erwägungen treffen nicht minder für Sachen zu,

die sich nur vorttbergehend in dem Territorium befinden,

wo sich eine auf das sachenrechtliche Verhältnis bezügliche
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Thatsache vollzieht, ala für solche Sachen, die sich dauernd
daselbst befinden. Es ist nicht einzusehen, warum die Eigen-

tumsübcrtragun^^ oder Verpfandung des KoftVrss eines deutschen

Reisenden, während « r sich in Paris beüiidet, anders behandelt

werden soll, aU die entsprechenden Rechtsgeschäfte hinsicht-

lich eines Warenlagei«, das zu einem von demselben Deutschen

in Paris durch Stellvertreter betriebenen Qeschafltebetrieb ge-

hört. Daher ist die nach Savignys Vorgang von dem

argentinischen Gesetzbuch, dem Vertraf^scntwurf von Lima

und dem Rochollschen Vorschlag gemaclite Unterscheidung

zwischen dauerndem und vorübergehendem Aufenthalt zu ver-

werfen. Übrigens spricht gegen dieselbe auch die Schwierig-

keit der Orenzbestimmung, wodurch eine grofse Unsicherheit

der rechtlichen Beurteilung bedingt sein wttrde.

Wttijschenswert ist es, dals die einmal eingetretene Rechts-

lage durch eine Ortsveränderung der Sache nicht verändert

wird. Dieser Wunsch kann indessen leider nur teilweise

erfüllt werden. Das Bestehen gesetzlicher Pfandrechte z. B.

kann jeweils nur nach einem einzigen Recht bemessen werden.

Wenn daher eine Sache in ein Rechtsgebiet gelangt, in dem

die gesetzlichen Pfandrechte nicht gelten, die in dem früheren

Gebiet gemäfs dortigem Recht galten, so müs8(Mi dieselben er-

löschen. Auch eine nach aiislUndischem Hecht gültig ])e-

gründete Mobiliarhypothek mufs erlöschen, wenn die Sache in

ein Qebiet gelangt, in dem an Mobtlien nur Faustpfand aner-

kannt ist. In entsprechender Weise mufs auch der Inhalt der

dinglichen Rechte , also z. B. das EUagrecht des Eügentümers,

mit dem Ortswechsel sich wandeln. Es sind das unerfreuliche,

aber nicht abzuwciaende K()n.se(|uenzcn der Mafsgeblichkeit

der lex rei sitae. Jene Behandlung wird übrigens nicht nur

durch die Folgerichtigkeit, sondern auch durch den prak-

tischen Gesichtspunkt geboten, dak das B.G.B. nicht Rechts-

regelu aufstellen soll, deren Durchsetzung nicht in der Macht

unserer Rechtspflegeorgane liegt.
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Es brauchen und dürfen aber nur diejenigen Rechte er-

löschen, welche mit den {j:emäfs der neuen lex rei sitae vor-

handenen Hechten unvereinbar oder durch absolut gebietende

besiehentLich verbietende Kechtssätze der neuen lex rei sitae

ausgeschlossen sind.

In der Saclie ist demnach durchaus dem »Satze Bars*

(Lehrbuch 88) zuzustimmen:

^Wird die bew^ltche Sache in einem anderen Rechts-

gebiet einem anderen Rechts- oder Besitznrerhältnisse unter-

worfen, so erlöschen alle früher an der Sache begründeten

Rechte (auch Besitzrechte), insoweit sie mit jenem spftteren

Rechts- oder Besitzverhaltnis in Widerspruch stehen, oder so-

weit das letztere Verhältnis unbedingte Wirksamkeit bean-

spruchen kann/

Diesen Grundsatz im B. G. B. besonders zum Ausdruck zu

bringen, ist aber nicht geboten und nicht ratsam. Er ergiebt

sich als Konsequenz der Grundregel von selbst und bezeichnet

für die Einzelfragen doch auch nur eine allgemeine Richtung.

Die erörterten GnindsÄtze erledigen nicht ohne weiteres

den Fall, dafs, nachdem geniafs der lex rei sitae eine Er-

sitzung begonnen hat, die Sache in ein anderes Kechtsgebiet

gelangt, wo andere Ersitsungsvorschriften gelten.

Zur Vereinfachung der Erörterung mag zuerst diejenige

Kombination ins Auge gefafst werden, welche unsere Gerichte

am häutigsten beschäftigen wird, der Fall, wo eine Sache

in das hiesige Rechtsgebiet gelangt, nachdem au ihr

im Ausland eine Ersitsung begonnen, aber nicht vollendet ist.

Zunächst ist festzustellen , dafs zu einer besonderen Be-

> Bars Ausführungen, Theorie 1 611 Lehrbuch 96 sind über-

ssagmd and erschöpfend. Et sei auf dieselben bienoit sutniaansch

verwiesen.
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stunmung' kein Anlafe yorliegt f\ir den Fall, dafs nach der

Übertragung; der Sache in da« hiesige licchtsgebiet hier alle

diesseitigen Requisite der Ersitzung sich verwirklichen, wenn

aho, anders ausgedrückt, im Inlnnde selbständig eine Ersitzung

begonnen und Toliendet wird. Der Umstand, dafs die vorher

im Auslände begonnene Ersitzung nicht vollendet wurde^ kann

hier selbst dann nicht in Betracht kommen , wenn nach den

ausländischen Vorschriften der gegebene Thatbestnnd eine

vollendete Ersitzung iiic'})t darstellen würde, insibesondere z. B.

weil jene Vorsciirifteii eine längere Ersitzungszeit fordern.

Dieser Fall ist offenbar lediglich nach dem allgemeinen Grund-

sats der lex rei sitae zu erledigen. Wenn die Ersiteung im

Inland blofs darum ausgeschlossen sein sollte, weil bereits

früher im Auslande eine Elrsitzung begonnen war, so hfefse

das, an die Thatsache des Ersitzungsbeginns eine Begünstigung

des Eigentümers knüpfen, in dem ISinne, dafs dieser

ein Kecht darauf erworben habe, eine Ersitzung nach den

ihm ungünstigeren Ersitzu^gskriterien des Auslandes jetzt

nicht mehr erleiden zu mttasem Das aber stflnde im Wider-

spruch mit Wesen und Zweck der Ersiteung, welche lediglich

dem Schutz des Ersitzenden dienen soll. Das hier zurück-

gewiesene Verfahren würde aber auch eine ungerechte und

zweckwidrige Beschränkung der Anwendbarkeit der heimischen

Gesetze zu Gunsten der ausländischen Gesetze bedeuten, wie

die Vergleichung mit dem umgekehrten Fall ergiebt, daCs eine

Ersitzung im Auslande vollendet ist und nunmehr die Sache

ins Inland kommt, ohne dafs nach inländischem Recht die

Ersitzung vollendet sein würde. Z. B. das ausländische Recht

fordert drei Jahre, das inliindische zehn Jahre Ersitzungszeit;

die Nache kommt nach sechs Jahren ins Irdand. Für solche

Fälle ist die Anerkennung der im Ausland vollendeten Er-

siteung durch die oben entwickelten Gründe unzweifelhaft

geboten und in der Litteratur findet sich keine ÄuCserung

einer abweichenden Meinung.
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Die Gebharil8cli< n Entwürfe nehmen (in Übereinstimmung

mit Schäffner 84 , 85) den Standpunkt ein, dafe „für die

Vollendung und Wirkung der Ersitzung stets die Oesetse des

Ortes entscheiden sollen, an welchem die Sache bei dem Be-

ginne der Ersitzung sich befunden hat". Bar (Lehrbuch 102)

hat diese Bestimmung als „schwerlich haltbar" bezeichnet und

in der sonstigen neueren Litteratur liut sich anseheinend aufser

Schaffner keine Stimme für diese Art der Regelung er-

hoben. Die vorstehenden Bemerkungen dürften darthun, dafs

in der That die Bestimmung absolut unannehmbar» wenigstens

hinsichtlich der bisher erörterten Kombination, ist.

Bezüglich der sonstigen Kombinationen ist so viel

zweifellos, dafs keine bes<jndere Vorschrift tür den Fall er-

forderlich ist, wo weder bei Anwendung des auswärtigen noch

bei Anwendung des einheimischen Hechtes eine vollendete Er-

sitzung anssunehmen ist. Vielmehr handelt es sich allein um
die Fälle, wo der gegebene Thatbestand entweder den Er-

sitzungskriterien des inlandischen oder denjenigen des aufr-

ländisclh II Rechtes entspricht. Beide Möglichkeiten sind ge-

trennt ms Auge zu fassen. Zuerst der Fall, dafs die

Ersitzungskriterien des ausländischen Rechtes vorhanden sind,

wtthrend diejenigen des inländischen Rechtes fehlen. Nach

den Gebhardschen Entwürfen soll hier das ausländische Recht

entscheiden. Der Vertrag von Montevideo (Teil II Nr. 454)

bestimmt, dafs die Gesetze des Ortes entocheiden, an welchem

die Sache sich zuletzt befindet („an welchem die zur Voll-

endung der Verjährung erforderliche Zeit abgelaufen sein

wird''), also das inländische Kocht. Diese Bestimmung ent-

spricht der entschieden in der Litteratur vorherrschenden

Meinung (Savi gny VIII 186 ff.y Wäch te r II S86y S chm t d 61y

Holzschuher 176, Stobbe I 253, Roth 1203, Brocher

132, Böhm 89). — Bar (Theorie 1 609, 637, Lehrbuch 97, 101)

freilich will nach dem Vorgang von V o e t , P o t h i e r , M e r l i n

,

und in teilweise!* Übereinstimmung mit Whar ton (§§ 378, 381)

Digitized by ÜOOgle



254 Siebeutes Kapitel.

die lex domicilii des Besitzern cuUcheiden lassen , und zwar

wenn in der Zwischenzeit das Domizil gewechselt ist, das Ge-

sets deajenigen DomiziU, welches dem Enitser am gttnstigsteii

ist Indes soll ^die Wirkung des Gesetzes dos späteren Wohn-

sitses erst vom Zeitpunkte des Erwerbes dieses Wohnsitzes

datieren**. Die Barsche Ansicht ist so wenig annehmbar, wie

die Bestimmungen der Gebhai-dschen Entwürfe. Bar sagt zur

Begründung seiner Auffassung (Theorie I 609): „Wer will

kontrolieren , in wie viel verschiedenen Rechtsgebieten sich

eine beliebige bew^liche Sache während der Verjährungsaeit

befunden habe, und wenn man yerhftltnismäTsige Berück-

sichtigung der verschiedenen territorialen Verjährungszeiten

wollte, wer kann genau ermitteln, wie lange jeder einzelne

Auloiithalt gedauert habe? Hier mnfs man nutii^edruugen auf

das Hecht des Wohnorts des Besitzers greifen."* Dieses Be-

denken spricht nicht gegen die herrschende Anpassung. Denn

nach dieser ist ja lediglich zu fragen, ob die gemäfs dem

Recht des letzten Aufenthaltes erforderlichen Ersitzungskriterien

Torliegen. Gegen diese Auffassung macht nun Bar (Theorie

I G39) geltend, dafö Jiie der Gesetzgebung eine Wirksamkeit

für diejenige Zeit beilege, während welcher die Sache sich gar

nicht innerhalb des Territoriums befanden habe. Bar scheint

dabei zu fibersehen, dafs der von ihm selbst vorgeschlagenen

Lösung das gleiche Bedenken in verstärktem Mafse entgegen-

stehen wOrde. Denn wenn ein Domizilwechsel stattgefunden

hat und das Recht des ersten Domizils der Ersitzung

günstiger ist, so wird ja durch dessen Anwendung den Gesetzen

des ersten Domizils gleichfalls W^irksamkeit für eine Zeit bei-

gel^t, in der die Sache sich nicht in dem Territorium befand,

— abgesehen von dem seltenen Fall^ dafs bei der Domizil-

Verlegung die Sache im früheren Gebiet verbleibt, der Er-

sitzungsbesitz aber fortdauert. Gegen die Barsche L<)8ung

fallt die Krwägimg ins Gewicht, dafs die Einfiihrnng des

Domiziibegriffes neue Schwierigkeiten (doppeltes Domizil,
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Domizillosigkeit, doniic-ilium necessarium) bereitet und da£»

das „Wahlrecht" des Ersitzers eine unbillige Benachteiligang

des Eigentümers enthält Aulserdem sprechen aber auch alle

diejenigen Gründe gegen Bar, welche g^n den Lösungs-

versuch der Gebhardschen Elntwflrfe sprechen und welche in

folgendem bestehen: Die blofs begonnene Ersitzung ist rechtlich

irrelevant. Sie bedeutet nur die Vorbereitung und Erwartung

eines künftigen Rechtes. Erst mit der Vollendung der Er-

sitssung ist ein rechtlich wirksamer Tbatbestand geschaffen.

Daraus ergiebt sich begrifflich die N^ative, daTs die lokalen

Besiehungen des Thatbestandes der begonnenen Ersitsung

intemationalrechtlich nicht entscheidend sein können. Positiv

folgt daraus zugleich, dafs fiir die Frage, ob die Ersitzung

vollendet ist, diejenigen lokalen Beziehungen des Thatbestandes

entscheidend sein müssen, die in dem Augenblick herrschen,

ftlr welchen diese Frage aufgeworfen wird. Praktische Gründe

lassen sich schwerlich gegen die Festhaltung des Prinzipes der

lex rei sitae auch für die in Rede stehende Frage geltend

machen. Das Resultat aller Erwägungen ist also, dar» eine

im Auslande begonnene Ersitzung im Inlande dann vollendet

htf wenn die inländischen Ersitzungskriterien gegeben sind.

Dies mnfs nicht nur von der Ersitzungsseit gelten , sondern

auch von den sonstigen Erfordernissen der Ersitzung. Man

nehme z. B. an, eine Ersitzung sei nach russischem Recht in

Kufsland begonnen und die Sache sei vor vollendeter Ersitzung

nach Deut.sclilarid gelangt Sowolil nach russischem Recht

als nach den Vorschrif ten des Entwurfes des B. G. B. beträgt

die Ersitzungsfrist 10 Jahre. Nach russischem Becht ist aber

weder Titel noch guter Glaube, sondern nur «unbestrittener

Besitz" erforderlich. (Leuthold, Russische Rechtskande

124, Foucher, Code civil de l'empire de Russie, traduit,

Paris 1841, Art. 340 ff., Lehr, felöments de droit russe I 259.)

In Deutsehland wird eine vollendete Ersitzung nur anzuer-

kennen sein, wenn guter Glaube nach Vorschrift des Entwurfes
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(§ 851) nacligevviegen ist, und zwar gilt ditä uuoh für die Zeit,

da die Sache steh in Kufsland befand. Eine geteilte Behand-

lung der Ersitzungserforderniese, so dafo z. B. fUr die ersten

sechs Jahre russisches Becht, für die letzten vier Jahre

deutsches Recht zu Grunde gelegt wttrde, wäre sinnwidrig und

geradezu unansfhhrhar. Für die Erfordernisse des Besitzes

gilt natürlich ganz dasselbe. — Als zweite Möglichkeit ist der

Fall ins Auge zu fassen, dafs nach inländischem iiecht die

Ersitzung vollendet sein würde, nicht aber nach ausländischem

Recht. Es greifen hier dieselben Erwägungen Platz , welche

im vorhergehenden er<>rtert wurden. Die Ersitzung mufs als

vollendet gelten, wenn die inländischen Ersitzungskriterien

gegeben sind. Es besteht kein wesentlicher Unterschied zwischen

dem hier in Kede stehenden und dem bereits erledigten Fall,

dafs alle Ersitzungiskriterien sich im Inlande realisiert haben,

insbesondere die Sache während der ganzen, durch die in-

ländischen Vorschriüten geforderten Zeit sich im Inlande he-

funden hat. Der Unterschied ist nur der, dafs hier dazu fort-

geschritten ist, auch die vor der Ortsverfinderung realisierten

Tliatbestandsmomente dem Mafsstabe des iuländischeu Rechtes

zu unterwerfen. Dieses Verfahren erscheint dann in einem

überraschenden Licht, wenn nach dem inländischen Kecht die

Ersitzung als bereits in der Zeit vollendet zu gelten hat, da

die Sache noch im Auslande war, während nach ausländischem

Redit die Ersitzung nur begonnen war. Soll auch in diesem

Falle das inländische Recht entscheiden, so dafs, wie Bar

(Theorie 1 639) hervorhebt, die Sache durch eine beliebige

Ortsveränderung sofort in das Eigentum des Besitzers über-

gehen kann?
.
Es braucht kein Bedenken getragen zu werden,

diese Frage zu bejahen, selbstverständlich aber nur in dem

Sinne, dafs die Ersitzung erst in dem Augenblick als vollendet

anzusehen ist, in welchem die Sache unser Crebiet erreicht.

Dafs die Übertragung der Sache in unser Rechtsgebiet eine

Veränderung ihrer Rechtslage zur unmittelbaren Folge hat,
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ist hier nicht unertrSglicIier, als in anderen Beziehungen, z. B.

in Bezng auf gesetzliche Pfandrechte. Auch hier hat der Be-

sitzer die MöglichktM't, durch Ortsveründerung die Kechts-

stellung des Eigentümers zu dessen Ungunsten zu verändern.

Sicher ist es nicht gerechtfertigt, diese Fälle anders zu be-

handeln als diejenigen, in denen die Sache während der nach

inländischem Recht erforderlichen E!rsitzungszeit teilweise im

Anstände , teilweise im Inlande war. Es darf keinen Unter-

schied machen, ob die Ersitzungsfrist des inlundisclien Koclites

einen Moment nach der Übertragung der Sache ins Inland oder

einen Moment vorher vollendet ist. Die Venverfung der vor-

geschlagenen Lösung mUfste notwendig zur Verwerfung der

entsprechenden Lösung auch fär jene anderen Fälle führen

und damit zur Verwerfung des ganzen hier vertretenen Frinzipes.

Diese Verwerfung kann aber, wenn sie nicht sonst gerecht-

fertij^t ist, auf die Bedenken des in Rede stehenden Spezial-

falles sicher nicht gestützt werden. Dieser Fall wird zudem

praktisch seiton vorkommen, da die Ersitzungserfordemisse

des Entwurfes so strenge sind, insbesondere die Ersitzungsfrist

80 geräumig bemessen ist, dafs keines der wichtigeren Rechts-

systeme es ihm hierin zuvor thut.

Bisher war nur von der Übertragung von Sachen aus

dem Ausland ins Inland die liedc. Dufö in dem umgekehrten

Fall die gleichen Grundsätze gelten müssen, ist durch die Ge-

rechtigkeit und durch die Rechtspolitik geboten. Dieselbe

Behä.ndlung mufs aber auch in dem (gewifs selten zur Kognition

kommenden) Falle eintreten, wenn eine Sache aus einem

fremden Rechtsgebiet in ein anderes fremdes Rechtsgebiet

übertragen wird. Der entscheidende Gesichtspunkt, dafs

die blofs Lcgonneno Ersitzung iiieht relevant ist und erst die

vollendete Ersitzung Recht schafft, ist auch hier bestimmend.

Von diesem Gesichtspunkt aus ist endlich auch die Eventualität

zu beurteilen, dafs eine Sache durch eine Mehrzahl von

Rechtsgebieten hindurchgeht, nachdem eine Ersitzung begonnen^
Nieme7«r, Voxwdiltg». I. 17
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und bevor sie voUendet iat. Immer muDs das Recht des letzten

Ortes entscheiden^ sofern nicht schon eine Ersitzung vollendet

war, bevor die Sache in das Ckbiet dieses Keehtes gelangte.^
Eine besondere Bestimmung im B.G.B, ist nicht erforderlich,

da CS sich lediglich um Konsequenzen der Grundregel

handelt

Ks soll hier nicht an der Frage vorheigegangen werden,

welches Recht malsgebend dafür Man soll, ob eine Sache als

beweglich oder als unheweglich anzusehen Ist Denn wenn-

gleich nach den hier gemachten Vorschlägen kein Unterschied

in internationalrcclitliclier Hinsicht zwischen Mobilien und

Immobilien statttiiideu soll, so erscheint es doch nicht über-

flüssig, den Fall, dais abweichende Bestimmungen in das Gesetz-

buch aufgenommen werden sollten» vorzusehen; und zwar ist es

zweckmAfsigy diese Frage hier in ihrer allgemeinsten Bedeutung

zu erörtern, da sie überall In gleicher Weise wiederkehrt, wo

der Gesetzgeber «ich entscliliefst, in internationalrechtlicher

Hinsicht einen Unterschied zwischen Mol)ilien und Immobilien

zu machen (also insbesondere möglicherweise in Bezug auf das

eheliche Güterrecht und das Erbrecht). In den Gesetzgebungen

und in den Gesetzesvorschlägen ist die Frage nirgends beant-

wortet Von den Schriftstellern halten es einige für zweifellos,

dafs die lex rei sitae entscheidend sein müsse. So Tinge

r

I 175. Roth, System I 792, Asser-Kivier § 45, Laurent

VII 201 ff., 2 11 ff., Story §447. Andere Schriftötellcr wollen ^das

sonst für die betreffende Sache mafsgebende Hecht'* (Bar) oder

dasjenige Becht entscheiden lassen, „welches fUr die Beziehung

selbsf*, deren rechtliche Beurteilung in Frage steht, nach den

Vorschriften des internationalen Privatrechtes entscheidend ist.

So Schmid S. 55, Stobbc I 252, Bar, Theorie I 621,

Lehrbuch 8. 99. — Cahn endlich (Jahrb. 30 S. SO ff.) be-

hauptet, die Frage müsse schlechterdinga immer nach der lex

fori heantwortet werden. Wenn Cahn, — was nicht voll-

kommen klar zu erkennen ist — meint, dafs eine andere
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gesetatliche Konuierung nicht durchfbbrbar sei, so ist das sicher

unzutreffend. Der Gesetzgeber kann wirksam bestimmen, dafs

für die Vorfrage der Mobiliar- oder Immobiliaiqualität die lex

rei sitae mafsgebend sein soll oder auch etwa die lex domicilii

der Person
I

deren ßerechtigung in Frage steht. Er kann

auch die verschiedenen Rechtsfragen nnterseheiden und etwa

bei rein saehenreehtltchen Fragen die lex rei sitae, bei Fragen

des ehelichen Güterrechtes und des Erbrechtes das Personal«

Statut entscheiden lassen u. s. w. Wenn Cahn (S. 88) gegen

Stobbe und Bar einwendet, dafs ihre Antwort sich im Zirkel

bewege, so wäre dies begründet, wenn die Meinung dieser

SchriftsteUer die wäre, dafs ihre Formulierung bereits die

definitive Antwort auf die Frage sein solle. Aber dab dies

die Meinung sei, ist nicht ansunehmen, obwohl die Ausdrucks-

weise jene Deutung nicht völb'g ausschliefst. Vielmehr darf

angenommen werden, dafs Stobbe und Bar raeinen, es müsse,

wie vorher schon als möglich angedeutet, fiir die verschiedenen

Rechtsfragen unterschieden und die Vorfrage verschieden

beantwortet werden^ je nachdem es sich um sach^rechtliohe^

obligatorische^ erbrechtliche Fragen u. s. w. handle. DaÜs für

die Normierung der Vorfrage jedesmal derselbe Ankntipfungs-

begriff einzustellen sei, welcher für die Kategorie von

Rechtsfragen, zu welchen die Hauptfrage gehört, den An-

knüplungsbegriff bilde, kann ebenso wenig die Meinung sein,

als die, dafis jedesmal für das konkrete Rechtsver-

hältnis zunächst das anzuwendende Recht festgestellt und

nunmehr erst gemäfs diesem Recht entschieden werden soUtey

ob eine Sache als bew^lich oder unbeweglich anzusehen sei.

Sollte der Gesetzgeber eine solche Vorschrift geben, so würde

der Riclitor dieselbe schlechterdings nicht anwenden können.

Man nehme z.B. an, das B.G.B, enthalte eine solche Bestim-

mung und enthalte zugleich, entsprechend der englischen, fran-

zösischen u. s. w. PraxiSi den Satz, dafs die Intestaterbfolge

in den Hobiliamachlafs nach dem Heimatrecht des Erblassers,

17*
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diejenige in den Immo'bUianiachla(8 nach der lex rei sitae zvt

benrteilen ist. Es handle sich um den Nachlafs eines Fran-

zosen, zu welchem in Holland befindliche Bienenstöcke gehören

(die nach dem Code Napoleon Art. 524 Immobilien, nach dem

holländischen Zivilgosetzbuch Art. 563 Mobiiien sind). Der

Sichter würde auf die KolUsionsfrage hier die inextrikable

Antwort im B.G.B. finden: „Ob die Bienenkörbe nach fran-

zösischem oder holländischem Recht zu behandeln sind, bftngt

davon ab, ob sie zum Immobiliarnachlafs oder zum Mobiliar-

nachlaPs gehören; ob das eine oder anrlere der Fall ist, hängt

davon ab, ob sie nach dem mafsgebendcn Recht als Immobilien

oder als Mobiiien anzusehen sind. Welches das mafsgcbende

Recht ist, hängt davon ab, ob sie Immobilien oder Mobiiien

sind.** Die gesetzgeberische Frage bleibt hiemach nur die,

ob für die Vodrage die lex rei sitae entscheidend sein soll

oder ob für die einzelnen Katcgoricen von Rechtsfragen ver-

schiedene Anknüpfuiigsmomcnte bestimmt werden sollen. Man

wird der ersteren Entscheidung unbedingt den Vorzug gebe»

müssen« Überall, wo der Gesetzgeber zwischen beweglichen

nnd unbeweglichen Sachen in intemationalrechtlicher Hinsicht

einen Unterschied macht, läfst er für die Immobilien die lex

rei sitae entscheiden. MaTsgebend ist dabei die ErwÄgung,.

dafs Immobilien sich in der ubboluten Machtsphäre der

lex rei sitae befinden. Der Gesetzgeber giebt der „Prä-

ponderanz** der örtlichen Beziehungen der Iinrao-

bilien nach auf Kosten der persönlichen oder sonstigen Be-

ziehungen, welche fUr die in Frage stehenden Rechtsfragen im

Prinzip ihm mafsgebend erscheinen. In Bezug auf ausländische

Immobilien erscheint deren Sonderbeliandlung als not-

gedrungene Konzession an diese Frä})üuderanz, in

Bezug auf inländische Immobilien als Ausnutzung dieser

Präponderanz. Konsequent muTs hiemach also die Immo-

biliarqnalität anerkannt werden, wenn die lex rei sitae sie

prätendiert, während im umgekehrten Falle keine Veranlassung
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gegeben ist) sie dem Hauptprinzip zn entziehen. Mit anderen

Worten: Es entspricht dem Grundgedanken des Oesetzgebers

und ist zweckgemftfS) die Änsnahmebehandinng der Immobilien

nur Jaiui eiiiLreten zu lassen, wenu die lex rei öitüe bie

verlangt.

Dafs dieser Grundsatz in dem Gesetzbuch ausdrücklich

«oBZUsprechen sei, kdnnte mit der Begründung in Abrede ge-

stellt werd^, dafs er sich mit Sicherheit und SelbstTerständlich-

keit ei'gebe, sobald überhaupt die internationalreohtliche Aus-

nahmebehandlung der Immobilien im Gesetzbuch als solche

kenntlich gemacht sei. Da indessen wenigstens subjektiv eine

andere Auffassung durchaus uiclit ausgesciilosseii und in der

That in der Litteratur von sehr angesehenen Autoren ver-

treten ist, liegt die ausdrückliche Bestimmung im Interesse der

Rechtspflege, — wenn, wie gesagt, der Gesetzgeber überhaupt

«inen intemationalrechtHchen Unterschied zwischen Mobilien

und Immobilien macht , was nach unseren Vorschlägen nicht

<der Fall sein würde.



Achtes ELapitel.

Erbrecht',

§ 26.

Die Grundregel.

Nicht nur der Begriff der Uniyersalsuccessiony

sondern das 'V^^tfti der Erbfolge als solcher erheischt, dals

die interna 'TJ^Itiflche Behandlung des Erbfalles möglichst

einem' einzigeifTiecht folge. Die Einheit und der Mittelpunkt

des Verhältnisses ist in der Person des Erblassers gegeben.

Wie schon an anderer Stelle hervorgehoben wurde, ist

zu fordern, cLafs der Erblasser, und zwar nicht erst im

Augenblick des Todes, sondern während der Zeit des Lebens

weifs oder doch wissen kann, nach welchem Recht seine Erb-

folge beurteilt werden wird. Denn davon hängen seine letzt>

willigen Dispositionen ab. Der Aufenthaltsort im Augenblick

dos Todes ist daher als Anknü})tungsmoment ganz von der

Hand zu weisen, während von dem bezeichneten Gesichtspunkt

aus Heimatrecht und Wohnsitzrecht gleich brauchbar

sind. Das sächsische Gesetzbuch (Tdl II 525) hat kein

1 S. auch oben S. 153 ff., 158, 164, 99, 114.
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Bedenken getragen, die lex domicilii zu Grande su legen,

obwohl es sonst dem Staatsangehörigkeitsprinzip folgt. Dieses

Verfahren ist nicht bei fall.swürdig. Entscheidend spricht da-

gegen der enge Zusammenhang des Erbreclits mit dem

Familienrecht. Ist für letzteres das Heimatrecht maüsgebendy

80 fordert der begriffliche und der praktische Zusammenhaag

die Hafsgeblichkeit desselben auch für das Elrbrecht'. Das

persönliche Verhftltnis der Familiengliedery die Fttrsorgepflicht

unter Lebenden^ die B€ffiiehung von Ausstattung, Kollation,

Geschenken und Pflichtteilsrecht fordern möglichste Hannonie

in der Beurteilung der familienrechtlichen und der erbrecht-

lichen Verhältnisse. Dazu kommt die nationale Schutzpflicht

für die Fälle , wo Deutsche , die mit ausländischem Domizil

sterben y Intestaterben oder Testamentserben in Deutschland

hinterlassen'. Dieser Gesichtspunkt hat die deutsche Reichs-

regierung veranlafst, in einer Reihe von Staatsverträgen

(s. Niemeyer, Posit. intern. Pr.-R. I §§ 48 ff., P>öhm,

Handbuch der intern. Nachlafsbehandlung, 2. Autl. S. 33 ff.)

das Heimatprinzip fUr die internationale Nachlafsbehandlung

zu vereinbaren. DaBselbe ist im Verhältnis der deutschen

Staaten ftirMilitärpersonen durch die Militärkonventionen

geschehen (Niemeyer a. a. 0. §§ 109 ff.). — Gesetzlich haben

der C 011 go Staat, Gri eclien land, Japan, Italien,

Österreich», Spanien (Teil 11 Nr. 485, 494, 442, 502,

467) und mehrere schweizerische Kantonalgesetzbücher das

Prinzip der Staatsangehörigkeit adoptiert. GewohnheitsrechtUch

gilt es inFrankreich, Holland undSchweden (Böhm,

Räuml. Herrschaft 181, Vincent und P än aud , Diettonnaire,

Art. „Succession"). Innerhalb Deutschlands ist es in der

1 Aueh nach dem Recht von Hawaii (Teil II Nr. 497) ist der

Todesort nur bedingt entscheidend.

* S. Bar, Theorie U 301.

* S. Böhm, Rftnml. Hemcfaaft 180.
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badischen Gerichtspraxis anerkannt (Nieiueyer,

Positiv, intern. Pr.-K. I § 142). £s haben sich ferner dafür

erklärt: die belgischen Entwürfe, Käppeli, der Vertrags-

entwurf von Lima, Mommsen, das Institut de droit

international, die Haager Konferenz, der deutsche

J u r i s t c n t u g und die G c b Ii a r d s ch c n E n t w ü r f e (Teil II

Nr. 479, 506, 505, 130, 515, 504, 495, 163). Von deutbclien

Schriftstellern ist b(\sonders Bar (Theorie II 309, Lehrbuch

159) mit Entschiedenheit für das Prinzip der Staatsangehörig-

keit eingetreten. Es kann kein Zweifel bestehen, dafs die

Entwickelungstendenz auf dieses Prinzip gerichtet ist', und

in diesem Umstand liegt, wenn auch kein entscheidendes, so

doch ein starkes luitcrötützendcs Moment fiir die Aufnahme

des Prinzipes auch in das B.G.B. EndUch iat die Mehi'zahl

der Erwägungen, welche Uberhaupt zu Gunsten des Heimat-

rechtes gegenüber dem Wohnsitzrecht sprechen (s. oben

S. 112 ff.), auch hinsichtlich des Erbrechtes zutreffend.

§ 27,

Eluzelfnigeu.

Hinsichtlich der Einzelfragen des Erbrechtes sind Zweifel

nicht ausg-eschlossen, wie weit die Mafsgebliclikeit der Grundregel

des Erbrechtes zu gehen habe oder statt dessen die sonstigen

^ Dafs die Gesetzgebungen von A rgentinic 11 ,
Chile, Ecuador,

Liv-, Esth- und Kurland, Salvador (Teil II Nr. 474, 483, 490,

riOD, r)2G die lox domicilii zu Grunde » rklart bicli aus der Au-

Irimuug^ au Savipny, wehhe deutlich erkennbar ist. Die Adoption

dcrf gleiciieu Prinzi])ets in dem Vertrag von Montevideo und in der

ächwei^erischen Buudesgesetzgebung (Teil U Nr. 518, 528)

beruht auf der gninds&tslichen Wahl des Boniixils ab Gmndlage des

Personalstatuts. Die Anerkemning der lex domicilii in Dentscliland,

DSnemark, Norwegen ist auf die Traditioii ondSayignyB Autori«

tftt surfioksufübren. Es ist dieaerbalb auf das S. 117 Gesagte su

verweisen.
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Kolltsionsregeln Plats greifen. In Bezug auf die Testier-

fähigkeit (s. oben S. 164 ft,) und die Erbfähigkeit
(s. oben S. 153 ff.) Lot sich bereits früher Veranlassung, auf

solche Fragen einzugehen. Hier ist hinzuzufügen, dafs es

einer besonderen Ergänzungsbestinimung bezüglich des mafs-

gebenden Zeitpunktes (wie sie die Gebhardschen Entwürfe

erschlagen) fUr die G-esehäftsfähigkeit bei letstwilligen

Verfügungen nicht bedarf, wenn die allgemeine Bestimmungi

welche hinsiditlich des mafsgebenden Zeitpunktes im nach-

stehenden Entwurf vorgeschlagen ist, Aufimlimc iindet.

Hinsichtlich der Form der Errichtung und Aufhebung

letztwilliger Verfugungen sind die oben (S. 04 ff.) entwickelten

Grundsätze einer Ergänzung bedürftig hinsichtlich des mafs-

gebenden Zeitmoroentes. Es ist notwendig, zu der Frage

Stdlong zu nehmen, ob die Regel locus regit actum auch hin-

sichtlich der verschiedenen in Betracht kommenden Zeit-

punkte fakultativ gelten soll. Es darf kein Bedenken

getragen werden, auch in dieser Hinsicht die Konsequenz der

oben entwickelten Auffassung zu ziehen. Danach mufs grund-

fifttzlich auch fOr die Form der erbrechtlichen Willens-

erklftrnngen das sonst das Rechtsverhältnis beherrschende Recht,

also das letzte Personalstatut des Erblassers mafsgebend sein.

Nur macht sich hier mit besonders zwingender Macht das Be-

dtirfnis geltend, fakultativ auch das PersonalStatut des Er-

klärenden zur Zeit der Erklärung zuzulassen. Dieses Be-

dürfiiis ist so unabweisbar, dafs von mancher Seite (auch

seitens der Gebhardschen Entwürfe) das eigentliche Erbfolge-

gedetz darüber zurückgesetzt beziehentlich ganz aufser Betracht

gelassen wird. Nach dieser Auffassung soll eine letztwillige

Verfügunjr nicht gültig sein, welche den Formen des letzten

Heimatrechtes des Erblassers entspricht, wenn sie nicht ent-

weder den Formvorschriften des Personalstatntes zur Zeit der

Errichtung oder der lex loci actus genügt. Es offenbart sich

clarin eine Überschätzung des begrifflichen, konstruktiren
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Geskshtapunktes, Man erkennt darin das Fortwirken de»

rOmisehen Logismtu: Quod hiitio vitiosnm est, non potest

tractu temporis convalescere. Aber nicht bef^'rift'liche Konse-

quenz , sondern praktische Erwägungen müssen hier ent-

scheiclen. Diese aber führen (anders als bei der oben

S. 16i ff. erörterten Frage) zu dem Ergebnis, daCai es keinerlei

Kachteile hat, wenn anerkannt wird, dafs ein Formmangel

durch Wechsel der Staatsangehörigkeit geheilt werden kann»

Die Ablehnung dieser Anerkennung würde übrigens auch

selbst in gewissem Sinne die Konsequenz verletzen, indem es

sinnwidrig erscheinen würde, wenn das letzte Personalstatut

als lex fori die Befolgung der eigenen Formvorschriften hin-

sichtlich der nunmehr eigenen Staatsangehörigen für un-

genügend erklären würde. Han denke an den nicht seltenen

Fall, dafs der Testator im Irrtum über seine Staatsangehörig-

keit war. Er glau))te Dmitseher zu sein, hatte aber durch

Verjfihrun«;- die Kcichsangehörigkeit verloren und war ohne

Wollen und Wissen Unterthan eines südamerikanischen Staate*

geworden. £r testiert im Ausland in den Formen des deutschen

Bechtes. Nachher erwirbt er die Reichsangehörigkeit zurück

und stirbt als Deutscher. Es würde unbillig und sinnwidrig

sein, das Testament wegen Formmangels fiir ungültig zu

erkläre u.

Mit der entwickelten Auffassung stimmen grundsätzlich

überein: Wilchter (Archiv XXV 382), Unger (I § 23 bei

Note 188), Bar (Theorie Ii 324, Lehrbuch 161—162).

Eine andere Frage betrifft das Verhältnis der erbrecht-

lichen Grundregel zur lex rei sitae. In dieser Hinsicht

sind dieselben Gesichtspunkte im Erbrecht entscheidend, welche

bei der Erörterung der analogen Frage des ehelichen Güter-

rechtes erörtert wurden, und es kann deshalb auf die früheren

Ausführungen (oben S. 205 ff.) Bezug genommen werden.

Es ist hinsuzuitlgen, dafs die unverkennbare Tendenz der

neueren Entwickelung dahin geht, die lex rei sitae in erbrecht-

Digitized by Google



Erbrecht 267

lieber HinBiclit za beseitigen. Der entg^engesetite Grund-

satz gilt in Österreich Rnfsland, Frankreich, Eng-
land, Nordanierika^ und ist durch mehrere Staatsverträ^^e*

adoptiert worden, insbesondere auch in der doutsch-russiöchen

Konvention von 1874 ^. Dem g^enüber ist von durchschlagen-

der Bedeatung, daia alle neueren Gesetsesvcrschläge sieb ftlr

die einbeitÜcHe Bebandlung der Erbschaft entschieden haben»

und dafs insbesondere auch der deutsche Juristentag,

das Institut de droit international und die Haager
Konferenz sich in diesem Sinne entschlossen haben.

Was die Keziprozität im Erbrechte anlaugt, ao ist auf

die Ausführung 8. 90 ff. zu rerweisen.

» Jette! 63ffi

a S. Bar, Theorie II 303 ff., I?ölnn 175 ff.

' Vincent und P^naiul, Diotionnaire, Art. ^saccessions'* 82ö.

* Niemejei, Posit. intern. Priv.-B. I § 69.
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Prozelsreclitliclies.

§ 28.

Hinsichtlich der Normierung des Anwendungsbereiches

der Vorschriften des B. G. B., welche prozefsrechtliche Begriffe

enthalten, sind die prinzipiellen Gesichtspunkte bereits

(S, 46 iL) erörtert Die dort mit a) und b) beaseichneten

Fragen sollen im folgenden der Kürze halber als die Frage

des Grundverhftltnisses und als die Frage der pro-

zessualischen Thatsache bezeichnet werden.

Hier ist nun zunächst festzustellen, dafs die Gebhardschen

Entwürfe in den §§ 86, 37 in unmethodischer Weise die

Momente des Prozefsbeginnes und des Urteils aus der

Reibe derjenigen prozefsrechtlichen Begriffe herausgehoben

haben, an welche der (erste) Entwurf des B.O.B. materieU-

rechüiche Folgen knüpfte. Anstatt aber die Bestimmungen

des ersten Entwurfes nach dieser Seite hin durchzugehen,

möge hier ein Verzeichnis derjenigen Bestimmungen des

zweiten Entwurfes Platz findeUf in welelien andere pro-

zessualische Begriffe als die genannten als Thatbestandmomente

auftreten

:
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Rechtshängigkeit: §§ 247 , 248 , 850, 351, 742,

770, 901, 903, 904, 905, 908, 909, 910, 912, 915, 919, 974,

1134, 1206.

Kechtsstreit: §§ 424, 1315, 1352, 1353, 1357,

1362, 1545.

RechtBvepfolguiig: §§ 7U, 169S.

Klageerhebung: §§ 175, 177, 178, 181, 240, 855.

Cteltendmaohung im Wege der Klage: §§ 786,

787.

Klage: §§ 854, 858.

Grerichtliche Gelteadmac Ii uiig: 72l', 855, 913.

Geltendmachung durch Aufrechnung im Pro-

zesse: §§ 175, 181, 855.

Streitverkündung: §§ 175, 181, 855.

Zustellung: § 108.

Zahlungsbefehl im Mahnverfahren: §g 175, 179,

240, 855.

Einstweilige Verfügung: § 814.

Gerichtliche Entscheidung: § 1431.

Urteil: §§ 239 , 303 ,
350—351, 368 , 714, 786, 1377,

1407, 1448, 1741.

Rechtskraftige Entscheidung: §§ 183, 184, 855.

Reclitskräftige Feststellung: §§ 188, 184.

Rechtskräftige Verurteilung: § 239.

Anfechtung der Ehe: §§ 1592, 1653, 1775.

Verurteilung zur Herstellung der häuslichen

Gemeinschaft: § 1462.

Scheidungsurteil: §§ 1218, 1376, 1470 ff., 1572,

1573.

Anfechtungsklage: § 8.

Zahlungsbefehl im Mahnverfahren: §§ 175, 179,

240, 855.

'
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Einstweilige Verfügung: § 814.

Gerichtliche Entscheidung: § 1481.

Arrestvollsiehung: § 308.

Beginn der Zwangsvollstreckung: ^ 221.

Vornahme einer VoiU treck ungshandlung: §175,

182, 855.

ZwftngSToUstreckang: §§ 803^ 445.

Antrag auf Zwangsvollstreckung: §§ 175, 182,

855.

Vollstreckbarer Titel: § 1175.

YoUstreckbare Urkunde: § 183.

Vollstreckbarer Vergleich: § 185.

Beschlagnahme einer Forderung: g 886.

Gerichtlicher Überweisungsbeschlufs: § 1062.

Autgebot: 730, 736, 1013, 1078.

En t 1 ündigung: §§ 78, 88, 89, 1317, 1324, 1366, 1406^^

1573, 1771, 1785.

Konkurs: §§ 39, 65, 77, 175, 180, 183, 445, 712, 855,

1007, 1318, 1442, 1538, 1662.

Stillstand der Kechtsptlege: § 169.

Es bedarf nun blofs einer Durchsicht der beseichneten Vor^

Schriften, um sich zu ttberseugen, daTs esunthunlich ist, die beiden

S. 47 ff. bezeichneten Fragen allgenu'in in der durc Iigreifenden

Weise zu beantworten, wie es die Gebliurdscheu Entwürfe hin-

sichtlich des Prozefsbeginnes und des Urteils unternommen haben.

Kur im Sinne einer Durchschnittssregel darfman sagen : Die erste

Frage ist im aligemeinen dahin zu beantworten, dafs für die

Wirkung gerichtlicher Entscheidungen die Gesetze

des Staates mafsgebend sein müssen, welclien das entscheidende

Gericht angehört, währtiid für die Wirkung anderer j)rü-

zessualische r Thatsachen die Gesetze mafsgebend

sein müssen, welchen das betreffende Rechtsverbiütnis sonst

unterworfen ist Die zweite Frage dagegen: unter welchen
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Umständen die im Ausland sich ereignenden prozessuaUaehen

Thatsachen als solche und insbesondere als solche der be*

treffenden Art anzuerkennen seien, diese Frage läTst sich

schlechterdings nur durch sinngemäße Anwendung der be<

treffenden Vorseliriften von Fall zu Fall beantworten.

Beispielsweise kann es keinem Zweifel unterliegen, dals im

Sinne der §§ 1315, 1352 ff., 1545 des Entwurfes auch die

im Ausland geführten bezw. zu flGlhrenden Rechtsstreite als

solche Torbehdtlos anzuerkennen sind, während eine Zu-

stellung im Sinne des § 108 ebenso zweifellos nur dann vor-

liegt, wenn sie durch deutsche Organe erfolgt ist. Auch be-

züglich der gerichtlichen Entscheidungen, insbesondere der

Urteile ist es nicht thunlich, eine allgemeine Antwort zu

geben. Auch nicht in der Weise darf die Antwort allgemein

erfolgen, dafs auf unsere prozefsrechtlichen Grund-

sätze Uber die Anerkennung ausländischer Entscheidungen,

namentlich der Urteile, verwiesen wird. Es ist eine ganz

andere Frage, üb in nnserem Rechtdgebiet die Exekution aius

einer ausländischen Entscheidung verweigert werden, oder ob

die Entscheidung überhaupt ignoriert werden soll. Das

letztere darf grundsätzlich nicht geschehen \ Vor allem aber

mufs darauf hingewiesen werden, dafs die privatrechdiche

Frage nicht dahin zu richten ist, inwieweit nach

unserem Recht ausländische Entscheidungen an-

zuerkennen sind, sondern dahin ^ welche ausländische

Entscheidungen iin Sinne des für das Grund Verhältnis

mafsgebenden Rechtes anzuerkennen sind. Da aber für

das Grundverhältnis ebenso gut ausländisches als deutsches

Recht mafsgebend sein kann, so wäre es falsch, hier

die Grundsätze des deutschen Prozefsrechtes zu Grunde zu

legen.

1 Vgl. li&r, Theorie n 419 ff., Lehrbuch 179 ff.
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Es eigiebt Bich hiernach, dafs die oben (S. 50) statuierte

Notwendigkeit y die hier aufgeworfenen Fragen vom Stand-

punkte des B*G.6. aus selbständig zu entscheiden, nicht

durch kasuistische Bestimmungen, sondern lediglich in der

Gestalt der allgeinciiien Anweisimg erfolgon darf, welche

oben 58 ff.) befürwortet und begründet wurde.
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Gesetzentwurf.

§ 29.

Eb aind hiernach zur Aufnahme in das B.G.B, folgende

Bestimmungea zu empfehlen:

§ 1.

Die Vorschriften dieses Gesetzbuches sind unter Aus»

flchlttfs ausländischen Rechtes anzuwenden, soweit ihr Sinn

und Zweck ansschliefsliche Anwendung fordert.

Ausländisches Reclit i^i ferner niclit anzuwenden, soweit

dadurch im Inlande Kechtseinrichtungen oder Rechtsansprüche

Verwirklichung finden würden, welche sittlich verwerflich

sind und femer soweit das auswärtige Hecht auf einer so

niedrigen Entwickelungsstnfe steht, dafs seine Anwendung im

Inlande nicht angemessen erscheint

Im übrigen entscheiden Uber das Verhältnis dieses Gesetz-

buches zum ausländischen Recht in erster Linie die in den

§§ 2—23 aulgesteilleu Kegeln.

Soweit diese keine Lt^sung gewähren, ist dasjenige Kecht

mafsgebend, dessen Anwendung gemäfs dem Wesen und der
Niamey er, YorsclüAge. 1. 18
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Aufgabe der Reehtspflege im Sinne intemationaler Bechta^

gemeinschaft angemessen erscheint

§2-

Eine rechtsgeschäftliche Unterwerfung unter ein be-

stimmtes Becht ist insoweit wirksam, als dasjenige Kecht,

waches gemftfs den folgenden Regeln für das Rechtsverhältnis

sonst mafsgebend sein würde^ dem Privatwillen nachgiebt.

§3.

Für die Form eines Rechtsgeschut'tes sind die Gesetze

mafgebend, welche nach den Vorschriften dieses Gesetzbuches

das betreffende Rechtsverhältnis bestimmen. Es genügt je-

doch, wenn die Formvorschriften des Ortes beobachtet sind,

an dem das Rechtsgeschäft vorgenommen wird.

Ausgenommen von der letzteren Vorschrift sind die

Rechtsgeschäfte } welche auf Begründung, Übertragung, Auf-

hebung von dinglichen Rechten gerichtet sind.

Für die Form der Eheschliefsung sind ausschliefslich die

Gesetze des Ortes maisgebend, au dem die Eheschlieisujig

stattfindet.

Die im Aaslande vor diplomatischen oder konsniarisehen

Vertretern des deutschen Reiches ents])rec]iend den deutsclien

Gesetzen errichteten Rechtsgeschäfte sind hinsichtlich der

Form als gültig anzusehen.

Die im Auslande vor diplomatischen oder konsularischen

Vertretern nichtdeutscher Staaten stattgehabten Ehe-

schliefsuniL^en sind als foringultig anzusehen , wenn sie den

Gesetzen des iStautes entsprechen, den der betreflcnde Beam.te

vertritt und wenn die beiden Eheschliefsenden diesem Staate

angehören.
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§ 4.

Die Todeserkläning von Personen, die vor ihrer Ver-

schollenheit zuletzt die deuljiche Reichsangehörigkeit besafsen,

ündet nur durch deutsclie Gerichte gemJifs den deutschen Ge-

setzen statt Die im Auslände erfolgte TodeiserkläruDg solcher

Personen ist ohne Wirkung.

Die Tode.serkUh'unji; von Ausländem durch deutsche Ge-

richte und gemäl« dem deutschen Rechte findet statt, wenn

in dem Staate, dem ein vers( Iiollener Ausländer zuletzt an-

gehörte, die Todeserklärung oder eine im wesentlichen gleich-

artige Einrichtung nicht bekannt ist oder doch für den ge-

gebenen Fall nicht Anwendung findet ^ und wenn ratweder

deutsche Reichsangehörigc ein rechtliches Interesse an der

Todeserklärung glaubhaft machen oder Vermögen des Ver-

schollenen sich in Deutschland befindet.

Die Todes^, VerschoUenheits- oder Abwesenheitserklärung

eines Ausländers Ist anzuerkennen, wenn sie ron einem Oe-

liclit ausgesprochen ist, welches nach den Gesetzen des Staates

zuständig ist, dem der Verschollene zuletzt angehört hat. Die

Wirkungen bestimmen eich nach den Gesetzen des Gerichts-

ortes.

§5.

Die §§ 28 bis 77 dieses Gesetzbuches finden keine An-

wendung auf juristische Personen, welche ihren 8itz im Aus-

lande haben. Hinsichtlich dieser sind die Gesetze des Ortes

mafsgebendy an dem sie ihren Sitz haben.

§«•

Für die Geschäftoi^higkeit einer Person sind die Gesetze

des Staates mafsgebend, dem sie angeh($rt

18*

Digitized by Gopgle



276 Zehntes Kapitel.

Die einmal begründete Volljährigkeit, die Verleihung der

Rechte eines Volljährigen, sowie die Befreiung von der väter-

lichen Gewalt gehen durcli tsjtäteren Wechsel der Staatsange-

hörigkeit nicht wieder verloren.

Nimmt ein Ausländer im Inlande ein Bechtsgeschfift vor,

besüglich dessen er nach den Qesetzen seines Staates in der

Oeschfifts&higkeit beschränkt ist, während die Beschrän-

kung^ nach diesem Gesetzbnche nicht begründet ist^ so ist

jene Beschränkung nicht wirksam. Auf familicnrcchtliehc und

erbrechtliche Rechtsgeschäfte findet diese Vuiöclirift keine

Anwendung. »Sie üudet ferner keine Anwendung auf Ver*

träge zwischen Ausländern, die demselben Staate angehören.

§7.

Für die Entstehung von Schuidverhältnissen aus uner-

laubten Handlungen sind die GesetEC des Ortes mafsgebend,

an dem die Handlung begangen ist.

Im übrigen sind SchuldverhäUnisse nach denjenigen Ge-

setzen zu beurteilen, (h'ren Anwendung nach Lnge. des einzelnen

Falles gemäfs dem Wesen und der Aufgabe der Rechtsptiege im

Sinne internationaler Rechtsgemeinsehaft angemessen erscheint.

Im Zweifel gilt als solches für Rechtsgeschäfte unter Lebenden

das Ortsrecht der Geschäftserrichtung,

§ 8.

Entstehung, Inhalt, Veränderung, Aufhebung der Rechte

an einer Sache, sowie deren Besitz sind nach den Ge-

setzen des Ortes zu beurteilen, wo die Sache sich jeweilig

befindet.

Aufgenommen hiervon sind die durch das eheliche Güter-

recht, das Eltemverhältnis und das Erbrecht nach Mafsgabe

der §§ 12, 14, 19 bedingten Rechtsreränderungen, vorbehalt-

lich jedoch der Vorschriften, welche die Eintragung der
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durch jene Verhälteisse bewirkten RechtsTerftnderangen an

n&beweglicfaea Sadien in Grand-, Hypotheken- oder ähnliche

Bücher betreffen.

Die Ersitzung einer Saclie ist vollendet» wenn sie gemafs

den Gesetzen des Ortes vollendet ist, wo die Sache sich be-

findet. Die Wirkungen der hiemach einmal vollendeten Er^

«iteung werden durch einen späteren Ortswechsel nicht beseitigt

Für die Eingehung der Ehe sind hinsichtlich jedes der Ehe-

Achliefsenden die Gesetee des Staates mafsgebend, dem er an-

gehört Ist nach diesen Gesetzen die Ehe eines Angehörigen

des betreffenden Staates gttltig» wenn sie den an seinem Wohn-

sitz oder den am Orte der Eheschliefsung geltenden Gesetzen

ontspricht, so genügt die Jk-obachtung dieser Gesetze. Für

die innerhalb des deutschen Reiches zu scldiefsenden Ehen

sind die §§ 1215, 1216| 1218 dieses Gesetzbuches schlechthin

mafsgebend.

§ 10.

Ftlr die persönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten

als solcher zu einander sind die Gesetze des Staates mafs-

gebend, dem jeweilig der Ehemann augehört.

§ n.

Für Ehescheidung und Trennung von Tisch und Bett

sind die Gesetze des Staates mafsgebend, weleliem der Ehe-

mann zur Zeit der Klageerhebung augehört. Eine Scheidung

oder Trennung darf nur gegründet werden auf Thatsachen,

welche von den Gesetzen dieses Staates als Scheidungs- oder

Trennungsgründe anerkannt sind. Im Auslande statigefundene
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Soheidnngen aod Trennungen sind nicht anzuerkennen, so-

weit sie gegen diesen Grandsatz yerstofsen.

Deutsche Gerichte düifcn eine Scheidung oder Trennung"

nicht auf Thatsachen gründen, welche nach den deutschen

Gesetzen keinen Scheidungsgrand bilden.

Soweit nach den Gesetzen des Staates, dem der Ehe-

mann angehört, eine aufsergerichtUche Auflösung der Ehe anders

ak durch den Tod zugelassen ist, finden die vorstehenden

Bestimmtmgen entsprechende Anwendung. Bezüglich des Ein-

flusses einer VerschoUenheits- oder Todeserklärung auf die

£he des Verschollenen sind die Vorschriften des § 4 mafs-

gebend,

§ 12.

Für das ehclielie Güterrecht sind die Gesetze des Staates

mafsgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Eheschlielsung

angehört.

Eine Veränderung der Staatsangehörigkeit ändert den

Güterstand nicht. Die Znlässigkeit yertragsmäfsiger Änderung

des Gütorstandes ist jedoch nach den Gesetzen des Staates

zu beurteilen, dem der Ehemann zur Zeit des Yertrags-

schlusses angehiirt.

Hahen aber Ehegatten, fiir welche ein ausländischer

Gttterstand gilt, ihren Wohnsitz im Inlande, so findet hinsicht-

lich dritter Personen der § 1334 dieses Gesetzbuches in der

Weise entBprechend<5 Anwendun<i;j dafs der ausländische Güter-

stand gleich einem yertragsmäfsigen zu behandeln ist

Die Vorschriften der §§ 1257, 1804 gelten für alle Ehe-

gatten, die im Inlande ihren Wohnsitz haben.

Schenkungen unter Ehegatten werden hinsichtlich ihrer

Zulässigkeit oder Widerruflichkeit nach den Gesetzen des

Staates beurteilt, dem der Ehemann zur Zeit der Schenkung

angehört
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§ 13.

Die Ehelichkeit eines Kindes wird durcli die Gesetze

des Staates bestimmt, dem der Vater zur Zelt der Geburt

des Kindes, oder, im Falle seiaes früheren Todes, zur Z^t

seines Todes angehört.

§ U.

Das Rechtsverhiiltuia zwischen Eltern und ehelichen

Kindern wird durch die Gesetze des Staates bcstimint, dem

der Vater, oder wenn dieser gestorben ist, welchem die Mutter

angehört

Im Fall der Verheiratung einer Tochter erlöschen die

Rechte der Eltern, soweit sie nicht begründet sind nach d^ Ge-

setzen des Staates, dem der Ehcmauu angehört.

§ 15.

Die Rechtsverhältnisse zwischen einem unehelichen Kinde

und seiner Mutter, sowie zwischen dem Krzeuger und dessen

Verwandten einerseits, dem Kinde und dessen Mutter anderer-

seits werden durch die Graetze des Staates bestimmt, dem die

Mutter zur Zeit der Gehurt angehört.

§ 16.

Für die L^itimation eines unehelichen Kindes sind die

Gesetze des Staates mafisgehend, d^ der Vater zur Zeit der

Legitimation angehört, oder dem er, wenn er Torher gestorben

ist, zuletzt angehrirt hat.

Für die Annahme an Kindesstatt sind die Gesetze des

Staates mafsgebend, dem der annehmende Teil angehört.

Eine Kindesannahme ist aber nur wirksam, wenn sie auch

nach den Gesetzen des Staates gUltig ist, welchem das Kind

angehört
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§ 17.

Für die Uiiterlmltspflicht von anderen als den in dm

§§ 10, 14, 15 genannten Personen ist das Recht des Staates

raafsgebend, dem die Person angehört, derea Verpflichtung in

Frage steht

§ 18.

Für die Voraussetzungen einer Vormundschaft oder Pfleg-

schaft sind die Gesetze des Staates mafsgebend, welchem die

zu bevormundende Person angehört

Fttr das Tormundschaftliehe Verhältnis selbst sind die

Gesetze des Staates mafsgebend, welchem die Vormundschafts-

behürde angehört.

Die deutschen Behörden Imben die \ ormuudschaft oder

Pflegschaft über einen Ausländer auf Verlangen der zu-

ständigen Behörden des Heimatstaates an diese abzugeben.

§ 19.

Für erbrechtliche VerhKltuitsse ist das l^ocht des Staates

mafsgebend, dem der Erblasser bei seinem Tode angehört.

Für die Form der ?>richtUQg oder Aufhebung Ictztwilliger

Verfügungen genügt (§ 3) auch die Beobachtung der Form,

welche das Recht des Staates vorschreibt, dem der Erblasser

zur Zeit der Errichtung oder Aufhebung angehört

§ 20.

Die Vorschriften der §§ 12, 14, 19 kommen nicht zur

Anwendung in Bezug auf unbewegliche Sachen, sofern fUr

diese nach den Gcsotzen des Ortes, an dem öic liegen, besondere

Vorschriften gelten,

§ 2X.

Wenn eine Person die deutsche Staatsangehörigkeit imd

aufserdem diejenige eines anderen Staates besitzt, so ist im
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.'Sinne vorstehender BestimnuiDg allem die deutsche Staats*

angehOrigkeit malägebend.

Gehört eine Person mehreren nichtdeatschen Staaten an,

.fio. ist die zuletzt erworbene Staatsangehörigkeit mafsgebend.

Besitzt eine Person keine Staatsangehörigkeit, so ist die

frühere Htaatsangehörigkeit, und wenn sie solche niem<als

besessen hat, diejenige des ehelichen Vaters oder der unehe-

lichen Mutter mafsgebend.

An Stelle der Staatsangoliörigkeit tritt der Wohnsitz;

1) fUr Personen, auf welche die Bestimmung in Absats 2

nicht anwendbar ist, weil sie die mehrfache Staatsangehörig-

keit gleichzeitig erworben haben;

2) für Personen, deren iStaatsangehörigkeit nicht zu er-

mittebi ist;

8) soweit innerhalb des Staates, dem eine Person an-

gehört, örtliche Rechtsversehiedenheiten bestehen.

Wenn eine Person mehrere Wohnsitze hat, die in yer-

achiedenen Rechtsgebieten li^n, so entscheidet der zuerst be-

gründete Wohnsitz. Hat eine Person keinen Wohnsitz, so

entscheidet der zuletzt innegehabte Wohnsitz, in Ermangelung

eines solchen der Aufenthaltsort.

Mafsgebend ist die Staatsangehörigkeit oder der Wohn-

sitz oder der Aufenthaltsort der Person in dem Süeitpunkt, in

welchem der zu beurteilende Thatbestand sich vollzogen hat.

§ 22.

Soweit in einem Rechtsstreit der Inhalt des nach vor-

stehenden Vorschriften anzuwendenden ausländischen Rechtes

nicht festzustellen ist (§ 265 der Ziyilprozefsordnung), hat das

Gericht anzunehmen, dafs das ausländische Recht mit dem

inländischen Übereinstimme.
18**
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g 28.

IJiiter Zustimmung des Bundesrates kann durch Anordnung

dea Keichskanzlers bestimmt werden, dafs gegen die Angehörigen

eine» ausläudlächen »Staates und deren Rechtsnachfolger ein

Vergeltungarecht zur Anwendung gebracht werde.
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Verzeichnis der Abkürzungen.

Beigischer Entwarf = der von der belgischen Gesetzesrevisions-

kommigsion unter teilweiBer Abänderung der Voxachlftge Lanrents

(a. unten „Laurent") fertig gestalte Entwurf eines bfirgerliehen

GeBetsbacha, Art. 3—14. VgL Meili, Die Kodifikation des intern.

Civil- und Haiidelsreclits, Leipzig 1891, S. 22.

Bern, En t ^vurf etc. der beniisclie Entwurf eines Gesetzes über

das Personen' und HandlungBxecht yom Jahre 1860. YgL Meili
a. a. O. fcs. 61.

Deutächcr Juristentag = Beschiufs des 18. deutschen Jiiristentages

(Vt'ihaiidhingeu des deutschen Juristentages 1886, Bd. I i.

Domin-Petrushe veciii — A. de Domiu - Petruöhevecz , Precis d'un

Code dn dicät intemational. Leipzig 1861, 2. partie.

Dttdley Field« Otttlineaof an international Code. 2. ed. New-York

1876.

Haag, Konfexwu « BescUüflBe der Haager Konfermu von Vertretern

europ&iacher Regierungen (1893 und 1894^ gedruckt in: Actes de

la Conference de la Haye, La Haye 1898, 1894 (als Mannskript

gedruckt).

Holland, Wet houdende algemeene bepalingen van vetgeving

= uiederländischf.s Gesetz vom 15. Mai 1829.

Japan = Japanischer ijulwurf eine.'^ Lürfferliciicn Gesetzbuches (über-

setzt nach der englischen Passmigj.

Italien» Disposizioni etc. » Bisposizioni suUa pubblicazione, inter«

pretaaione ed applicaraone delle Icggi iu generale (Pr&liminiurtitel

des italienisehen bargwliehen GtesetstbuehB).

Institut (Oxford 1880, Lanaanne 1888, Hamburg 1891) = BeBehlfteae

des institnt de droit international in den beieiehneten Tagungen.
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IV ^ -Veneichms der Abkürzongeli.

Käppeli — Eutwurf eiuerf Zivilgesetzbuches für deu Ivautou Aargau.

Vgl. Meili a. a. O. & 08.

Laureat Avaiit>Projet de rßWsioii da oode civil, Bräasel 1882

Iiima 'S Beechliisse der Konferenz von Lima (1878). Vgl. Meili

a. a. 0. S. 91 ff.

Lissabon = Beschlüsse der Konlerens von Lissabon 1888, mitgct^lt

in fraoBösiacher Überaetsang: Bevue de droit international, Bd. 21,

1889.

Mexico, Codigo de extr;uij<^na = Aspiroz, Codiiro de extranjcria de

los estados unidos incxicanog, onsayo de eodilteneioii etc. pabli-

cado bajo los auspicios del niini^jt» rio err. Mexico lö76.

Mommseu = F. Mommscu, Arcliiv tur die isivilistiacUe Praxis

Bd. 61 S. 197 C
Montevideo» Bescblfisse des Kongresses von Montevideo (1889X

(Aetas de las sesiones del oongreso sudamericano de derecho inter-

naeional privado. Baenos Aires 1889.)

RoehoU fioehoU, Vorschlfige zur Abänderung des Entwurfes eines

deutschen bürgerlichen Ciegetzbuches in Fonn eines Gegen-

entwurfes mit kurzer Begründung. Breslaa 1890.
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L Allgemeine Grundsätze.

a) Ergänzende all^tMiioiTie Bestimmnngen lür die nicht durch

8p«zieUe KoUmonsnormeu geregelten Fälle,

1) — Aargan, Bürgerliches Gesetzbuch, § 6:

Die bürgerlichen Gesetze bezichen sich auf alle Peiaonen und auf

alle SaclioTi, die sich im Gebiete dea Kantons befinden und aeiner Ge*
richtfibarkeit unterworfen lund.

2) — Bern, Civilgesetsbueh, Satzung 4 AU 1:

Unsere Civilgesetzc beziehqn sich auf alle Personen und auf alle

Sachen, die Unaeier Botmärsigkeit untorwoifeD eanä*

3) — Bern, Entwurf ftber das Peraonen- und Handlunga*
reebt, Art 1:

Das bemisebe Privatrecht beherrscht alle r. rsoncn, welche sich

in nnserm Kanton aufhalten oder daselbst ihr Beckt suchen, sowie alle

privatrechtlichon Vorhnltnissp , dio in unserrn Land wirksam werden,

uiit(n de n in den folgenden Artikeln enthaltenen nähern Bestimmungen

und Ausnahmen.

4) - Didley Fleld, Art. 665:

The tribunals must in every case apply the law of tbeir own
nation, unless a forcign law applicable to the case is shown.

6) — Fieibnrg, Givilgesetsbneb, Art. 1:

Den Gesetzen des Kantons Freiburg sind unterworfen alle in desse»

Gebiete befindliche Personen und Güter, in allem, was nicht durch das

Völkerrecht, durch das Staatsrecht nnd die bestehenden Verträge oder

durch besondere Verfügungen ausgenommen ist.

Ifiemeyer, Yoraohl&ge. II. 1
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6) — drMbiiideii a. unten Nr. 171.

7) — Käppeli, § 17:

Die Bestimmungen dieses Oesetsbaehes beliehen sich auf alle Per^

sonen, die flieh ink Gebiete des Kantons befinden tmd dessen Geriehts«

barheit unterworfen sind, soweit nicht dnreh tosendere Vossehriften

etwas anderes festgesetet ist.

8) — LIv-, Est- und Knrländiseiies Privatrecht, Art. XX VIT:

Jedes Goriclit ist verbunden, sich nach den für das ihm ang(nvicspno

Rechtsgebict geltenden Rechtsnormen zu richten, selbst wenn Ausländer

dabei beteiligt sind, fali^ nur die in Frage kommenden l*erüonen ihrem

Domizil und Stande nach der Jurisdiktion des Gerichts unterliegen

(Alt iy--XII)L Wenn jedoch die Rechtsveihftltnisse von Personen in

Rede stehen, weldie nicht in dem betr^ienden Jurisdiktionsbeairke

domiziliert sind, sie mögen ihren Wohnsits in anderen Jurisdiktions*

beadi^en der Ostseeprovmaen, oder in den inneren Gonvemements des

Seichs oder im Auslände haben, desgleichen wenn es auf die Rechts-

verhältnisse von Immobilien ankommt, welche anfserhalb des bezüg-

lichen Jurisdiktionsbczirkos belegen sind, so sind — auf Grundlage der

nachstehenden liestinunungen (Art. XXVITI—XXXVIj die für jene Per-

sonen und Immobilien geltenden fremden Gesetze in Anwendung zu

bringen.

9) — Lmeni, Givilgesetzbuch, § 6:

Die bfirgerlichen Gesetse bestehen sich auf alle Personen nnd auf

alle Sachen, die in dem Gebiete des Kantons sieh befinden und der

hiesigen BotmiTsigkeit unterworfen sind.

10) — Mexico, Codigo de extranjeria, Art. 38:

Cualquiora duda ha resolverse de manera que se salva ante todo

ia jnsticia natural; ai este lo pennite, se ha de oonsnltar el interes de

la nacion que da hospitalidad al extranjero, y al ültimo el interes del

extranjero.

11) — iMominsen, § 1:

Die Beötiuuaungen des burgerlichon Gesetzbuches gelten für das

Gobiot und die Angehörigen des deutschen Reiches, soweit nicht nucli

StaatsVerträgen oder aus den nachfolg<tnden Bestimmungen Ausnahmen

sich ergeben.

12) — Montenegro, Allgemeines Gesetxbuch:

Art. 5. J^ic montenegrinischen Gesetze und Anordnungen haben im

allgemeinen in dem ganzen Staatsgebiete Montenegros Geltung} sie gelten
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in VennQgeiiflv«r1itltniMeii sowohl fSa Montenegriner als auch för Ans«

linder, welche steh in diesem Lande anfhaltoi, oder denen daselbst

Becht ge8]ffoehen wird.

Art. 6. Der Handel und der Verkehr mit dem Auslande bedingen

besondere Verhältnisse, für welche Ausnahmen von der, im vorstehenden

Artikel aufgestellten allgemeinen K*>s:nl
,

gestattet werden. Es giebt

demnach Fälle, in denen an Stelle m wii ,»neprinischer analändisehe (re-

setze in Montenegro selbst angewendet werden, wie denn andererseits

montenegrinische Gesetze in anderen Staaten zur Anwendung ge-

langen. Die hierher gehörigen einxelnw FftUe sind in den Artikeln

786-1800 dieses Geseftzhaches aufgezählt und daselbst die besQglichen

Anordnungen gegeben; diese Anordnungen gelten jedoch nur insofern,

als sie durch die Bestiamnuagwü der folgenden Artikel 7, 8 and 9, durch

Staatsverträge oder durch ein besonderes Qeseti nicht eingesehrftnkt

oder ge&ndert werden.

13) — Portugal; Codigo commercial, Art. 6;

Todas as dte^osi^oes d^eete oodigo seriU» applicaveb As rela^oes

commerciaes com estrangciros, escepto nos casos em que a lei expres-

saniente determine o contrario, ou se existir tratado ou coiiyen^uo

especiai quc de outra förma as determine e regule.

14) - Rücholl:

Die Gesotz»' fremder Staaten kommen, soweit nicht durch üflFeut-

liches Recht und tstaatsverträge etwas anderes bestimmt ist, in Deutsch-

land nur in folgenden Beziehungen zur Anwendung.

15) — ^jachsen, Bürgerliches Gesetzbuch, § 6:

Im Inlande kommen die inländischen Gesetze zur Anwendung?, so-

weit sich nicht nach dem (öffentlichen Kechte, inshesondere nach Staats-

verträgen, und nach den nachfolgenden Bestimmungen eine Ausnahme,

ergiebt.

16) — Schaffhansen, Priratrechtlichea Gesetzbuch, § 1:

Das SchaflFhauserisclie Privatrecht gilt zunächst und nur für

alle Personen, Einheimische und Fremde, die im Kautou Zürich wohnen
oder sich aufhalten oder darin ihr Kocht suchen, und für alle

Privat^erhiltnisse, welche im Lande wirksam werden, soweit nicht die

eigentiimliche Natur des besonderen BechtsverhUtnisses entweder die

Anwendung eines fremden Rechts auf hiesigem Gebiete oder die Aus-

dehnung des hie«gen Rechts auf fremdes Gebiet erfordert

1*
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17) — SdiweiierifclieB Buideg^eti yom 25. Juni 1891, Art 84:

Vorbelialteii bleiben die betoadereD Bestimmungen der Steats-

vertrftge sowie die BeBtimmungen des Art 10 Abs. 2 und 8 des Bundes-

eresetKes, betreffend die persönliche Handlungsffthigkeit, Tom 22. Juni

1881.

IS) — Sülothurn, Ci vilgcactzbuch, § 4:

Unsere Ci%nlgesetze beziehen sich auf alle Personen und auf

alle Sachen, die gich im Gebiete unseres Kantons befinden und unserer

Botmäfsigkoit uuteriYorfen sind,

19) — Solotllin, OivilgeseUbuch, § 9:

Die Gerichte haben sich in allen F&Uen nach den Vertrflgen

zu richten, die in Besug a\if büxg^liche Angelegenheit^ mit anderen

Staaten bestehen.

Wenn ein Zweifel entsteht, ob ein Vertrag in Kraft sei, oder ob

ohne ausdrücklichen Vertrag über gewisse Tveclits\'erhältni98e der Bürger

i'inos iiiKhncn Staates bestimmte Übungen bestehen, so entscheidet

darüber der Itcgierungsrat.

20) — Unterwaidili, Gesets vom 23. Oktober 1852 (Personen-

recht), § 4;
'

Die bürgerlichen Gesetze beziehen sich auf alle Peracmen und auf

alle Sachen, die sich im GdbM» des Kantons befinden und seiner

Geriehtsbarkeit unterworfoi sind.

21) — Zag, Privatrech tlieh e Gesetzbuch, § 1:

Das Zugt'iisclie Privfitreclit bezieht pich, soweit nickt die eigen-

tüinliclie Natur des besonderen Rechtsvcrhültnistses eine Ausnahme macht,

auf alle Personen und Sachen, welche im Gebiete des Kantons sich he*

finden und seiner Gerichtsbarkeit unterworfen sind.

22) — Zürich, P ri v itrechtliches Gesetzbuch, § 1: überein-

stimmend mit ächaffhansen (s. oben Nr. 16).

b) Allgemeine Kegelu über die absolute Geitau^ einheimiseber

Reehtssätze.

28) — Argeitlnien, C6digo civil:

Art, 9. Las incfipacidades contra las 10768 de la natiüäleza como

Ift eselayitud 6 las que rovistan el earieter de penales, son meramente

territoriales.
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Art* 14. Laa lejes estxaiyeraB no seräii aplicables:

.1. Gaando su aplieaeion se oponga at derecho pAblico 6 ciiminal

de la .Repdblica, i; .Ia KeHgion del Estado, 4 la tolecaneia de cnltos,' 6

i la moral j buenaa oostambreB;

2. Ouando bh applicaden foere incompattble com el eaptrittt dö la

legislaeioa de eate G6di^;

3. Guando faetea de meto privileg^o;

4 Cuando las leyea de este Gddigo, en eoliaiQn con las lejea estraiir

jeraa, faesen mas fayovablea i la valid^ de loa actoa.

24) ~- Badisclies Landrecht, Satz 3:

Die Polizei- und Sicherheitageaetse Terbinden jeden, der auf dem
Staatsgebiete sich, aufhält. . ^ .

-

26) — Belgien, Code civil, Art. 3, AI. 1:
^

Les lois de police et de. süzetö obligent .toas ceoz qui.habitent

le tenitoire. -• • : . ;

•

' , : .

•

26) — Belgiseher Entwarf

:

Art. 3. Les lois pönales, les lois de police et de süretö obligent

tous ceux qui se trnnvcnt sair le territoire du royaume.

Art. 14. Nonobstant les articles qui pr^c6dent, il iie peut etre pris

4^ard aux lois 6trang^res dans le cas oii leur application aurait pour

resultat de porter atteiiite aux lois du royaume qui consacreut ou ga-

rantissent nn droit ou un intdrdt aodaU

27) ^ Ben, Entvurf über das Personen- und Handlangi'recht,

Art. 10:

Gesetze, welche die Öffentliche Ordnung od^ die guten. Sitten

betreffen, waoben in unseeem Staatsgebiete unter AusBehlulh jeder frem-

den Giesetagebung RegeL

6. auch unten Nr. 106.

28) — BoiiTia, G6digo civil, Art. 4:

Las le^es de polida 7 de segurldad obUgan k toidos los que habi-

taii en^el territoiio; ' '

. /

22) — CoDgestMt, Geseta vom 2% Februar 1.801, Art 8:

Les lois pönales ainsi qtie les lois de police et de sfi|«t4.publique

obligent tous ceux qui se trouvent aar le territoire de Ilmtal

.
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30) - CmU RiM, Art. 2:

Las leyc» en qne wtö intereaado el orden pftUico, obUgaa A loe

bsbitantea 7 ann i los transennteB en el territorio de Costa Rica,

Sl) — Frankreich, Code civil, Art. 3:

Les lois de police et de adrett obligeat tona ceox qni habitent le

territoire.

32) - Genf, Code civil, Art. 3, AI. 1:

Les lois de police et de süret^ obligent toas ceux qui habiteat le

territoire.

33) — firiecbisches Gesetl yom 29. Oktober 1856 (jiOTnioe'snn'

Art. 3. Ol ^iiftoata» r«£»y hfgAmt w/toi ^voxQtovat n«P'

T«s Tovs tv 'EklrtSi.

Art. 8. K(xT^ oiifffii'av ntQfTtTcuaiv dvvavrtti vu ({f.aguocfiaiotv

V7I0 iiktjvtxüiv >^ixa(J7r]o((ür uklotfaTTol vöfioi itviißntvoVTtg fig rtfifS(t-

S4) - enateaala, C^digo civil, Art 4«

Las lejes pönales, de policia 7 de aeguridad obligan & todos los

babitantes 7 transeantes, salvas las dispouciones establecidaa por el

d«redio Itttemacional.

36) — Holland, Wet houdende aigemeene foepalingen, Art. 8:

De strafwptter) <!<• v<'ror<leningen van policie zijn verbindende,

Toor alleu, die zieh op het grondgcbied van bet Koningrijk beviudeu.

31) — IlstItHt, Oxford 1880:

En attenn eas les loia d'nn ^tat ne poiinont obtenir reoonnaisaance

et effi&t dann le territoire d'an antre ^tat, si elles sont en oppositioii

avec le droit public ou avec Tordre public.

37) — Jeaische Inseln, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 5:

Ol nifA aOTWOftfas xal tlatf-altiae v6/tot ilvM vnoxQifojnfoi xtti

»ajoixoivjas iv avr^, (tri nu^niJ^fAOovrras*

38) — lliliei, Diapoaiaioni etc.:

Art. 11. Le leggi penali e di poliaia e ncareaia pnbblica obbli-

gano tutti coloro die si trovano nel tmitorio del regno.
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Art 12. Non ostante Ic disposizioni dngli artiooli precedoiti, in

neBBun caso le Icggi, gli atti e le scntcnzc di un paese stranicro, e le

privatp diBposizioni o conv<nzioni potramio dcrogare alle loggi proibi-

tivre del regiio che concoi n uio le por.^o!io_ i beni o gli atti, nfe alle leggi

riguardanti in qualsiasi modo Tordine pubblico ed il buon costume.

39) — Laurent, Sectiou IV („l^es lois d'ordre social"), Art, 26:

Lea lois relatives aux droits de la soci^t^ re^oivent leur appli-

cation quelle que soient le lieu du contrat, la natioiutUt^ des jNurtiea

iiit&ress(Vs < t Ifi nature des biens.

Ccttc re^;le s'applique:

1) aux lois (]ui dependent du droit public et du droit pänal,

2) aux lois qui concement les boimes moeurs,

3) ans lois qui abolissent les j)riyil^ges politiques en matiire de sac-

oesnon,

4) au loU qui rögtssent les preseriptioiiB» La preseription acquisitive

est rSgie par la loi de la sitoatien des biens et la preseription ex«

llnetiye par la loi da liea oüi Vobligation a eontraefcße.

40) — Una, Art 54:

Gesetze, Urteile, Vorträge und juristische Akte, welebe ihren Ur-

Sprung im Anslande hatten, werden im Unlande nur beaehtet, soweit sie

nicht mit d( 1 1 alitischen Yerfiusung, den Gesetzen der Öffentlichen

Ordnung oder den guten Sittan unvertrSglioh sind.

41) — Nommsen, 19:

Ausländische Gesetze sind nicht anzuwenden, wenn deren An-

wendung durch inländische Gesetze nach der Vorschrift oder nach dem
Zwecke derselben ausgeschlossen ist.

Imglcichen ist die Anwendung des Husländisehen Rechts nwn-

geschlossen
,
weun dieselbe dahin fuhren wurde, den Ausländem ein

Vorrecht vor den Inländern zu gewähren.

42) — Monau», Code civil, Art. 3, AI. 1:

Les lois de policc et de süretd obligent tous ceux qui habitent le

territoire de la principaut^

43) — Montenegro, Allgemeines Gesetzbuch, Art. 8:

Fremde Gesetze werden bei den monten^rinischen Gerichten in

jenem Falle gar nicht berücksichtigt, wenn rie mit den monteuegrini-
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sehen Gresctzcn in Bezug auf die öffentliche Ordnung ünd Sich^heit im

Widerspruche utehen. Desgleichen werden jene fremden Gesetze nicht

anerkannt, \\ elcho gegfn die gntc Sitte verstofsen, oder pine unmen.sch-

Ii( ti(' Hinrichtung (etwa die Sklaverei)) welche in Montenegro niefat ^e-.

duldet wird, billigen. . . . i » ,
•

'

44) Montevideo, Zusatzprotokoll, Art. 4:

Las leyes de loe detnaa Estadös, jamds ser&n aplicadas contta las

inBtitncionbs politicas, las Ic^es de drden püblioo 6 las buenas costani'^

bres dei lugar del proceso. '
. '

'

46) - Peni, 06digo civil, Art. IV:

I4U1 leyM 4^ polii^ y de aeguridad öbligan & tedos los lial^ifan-

tee dei Peru.

46) — Bodioll:

Die Qesetie fremder Staaten kommen, soweit nieht. dürdi Offent-

Hehes Beeht nnd Staatsvertrlge etwas anderes bestimmt ist, in Deutsch-

land nur im folgenden Beziehungen zur Anwendung. .

47) — Saehseo, Bflrgerliches Gesetzbuch, § 19:

Ausländische Gesetze sind nicht anzuw^den, wenn deren Ali-

Wendung durch inlftitdische Gesetze nach der Vorschrift oder niich dm
Zwecke derselben ausgeschlossen ist

48) Spanien, C6xligo civil, Art. 8:

Las leyeB penales, las de policia y las de seguridad publica, obli-

gan A todos loa que hubit^ en t^ritorio espafiol.

49) — Waadt, Code civil, Art. ,% AI. 1:

Les loiä de police et de sdretö obUgeut tous ceux qui habitent le

territoire.

60) — Wallis, Civilgeaetzbttch, Art. 2:

IXe Polizei- tmd Sicherheitsgesetse verbinden jeden, wetcfaer das

Gebiet des Kantons bewohnt.
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t) Bejj^roizuDg der ptrirat4iiitoBoiiiis«]ieii üntemerftiiig unter

ausländisches Recht.

Iii) — Aargav, Bürgerliches 'des e^tzbtt^ll, § 7: -

*

£Ke Wkksainkoit' der Gesetze, welehe die Handhabung der öf^^

lieben Ordnung und der guten Sitten zum Zwecke haben, darf duseb

Verfügungen Xänselner nicht beschränkt werden.

<»8)— äaiiiMh«« UalTtelit, Bats 6: V . .
'.

Yon solchen Cresetitenj welche ^e Handhabong der -t9ffentli4^hen

Ordnung und der guten Sitten snm Zweck haben^ können Vertefige der

ünterthanen keine Ausnahme begründen.

53) — ßern, Entwurf über das Personen- und Uandlung,d-
recht, Art. 12:

Vorbphnlten für alle Verhältnisse den interkantonalen und intcr-
t .

nationalen Privatrechts (Art. 1 bis und mit lOj bleiben: - -

1) die Staatsverträge und Konkordate ; : - • ' i

2) die Bestimmungen der Bundesverfassung und Bundesgesetsgebung;

3) abweichende Bestimmungen oder Vereinbarungen der Beteiligten,

insofern nicht bindende gesetsliche Vorschriften dadurch' verletzt

werden«

64) — Holivia, C6digo civil, Art. 5:

Las leyes que intnrosan al ordeu publice y a las bueuos costuui-

bres, uo sc pueden rcnunciar por convenios particularea.

6&) — ColnmbieB, C6digo civil, Art 16:

JTq. podr4n derogarse per convenios partieulares las leyes «leuja

observancia estAn interesados el orden pAblico j las buenas eostumbres.

5«) — €osta Riea, C6digo civil, Art. 10:

No tiene efieaeia alguna la rennncia de las lejes en general, ni la

espeeial de las leyes do inter^s publice.

Los actos y convenios contra las lejM prohibitivas ser&n nulos,

si las mismas leyes no disponen otra eosa.

57) — Dudley YkU:

Art. 604. A contract, wherover niade or to ho performed, which

is forbidden by au exprerft» provision o£ the law of any nation within

whose Jurisdiction it is agreed to be wholly on in part perfomed, is

imktwfifl^everywhQre, so-far as relates to the piohibited Performance.

Digitized by Google
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Art. 605b A oontracC» wherever made or to be perfomed, which

18 made with the intent to violate an oxpre^s proTision of this CSode or

of the law- of my nation e partj to this Code, is iinlawfhl werywhet«.

58) — Frankreich, Code civil, Art. 6:

On ne pcut d^roger, par dm cunvontions particuliöres, aus iois

qui iut^rcsseut Tordre public et Ics bomics tuocurs.

50) ^ lapaa:

Art. 15. Verträge odw andere Akte, welche gogen die Gesetse

der Polizei und gegen die guten Sitten veritofseiii oder welche deren

Umgehung bczu cckcii, sintl tnif^ültig.

Art. 16. Verträgt' oder Akto. w»Mc1ut ^\[^, bezüglich <le3 Civil-

Btaudcä oder der rechtlichen Fähigkeit gegebenen V^orscUriften aufsc

Anwendung stellen, sind null und nichtig.

60) — Jtnitdie liielll, Bürgerliches Gesetsbneh, Art. 6:

61) — .Mexieo, Codigo civil:

Art, 6. No tiene eticaeia alguna la rcuuucia de las Icycs en

geueral, ni la cspecial de las leyes prohibitivas 6 de intcres publice.

Art. 7. Los aetoa ejeeutadoB contra el tetior de la leyes prohi*

bitivaB sedui nnlos ei las misnias leye« no dtsponen otra eosa.

Art 15u Las lejes que se Intereaan el d^recho pdblico j las

bttenas eostambres, no podr&n alterarse 6 nalificarsey en cnanto 4 sas

efectoe, por oonTcnio ccdebrado entre parttealarea.

ö2) ~ 5I«mnisen, § 18:

Soweit Reehtsverhiiltnisse durch dio Willkür der Beteiligten be-

stimmt werden können, i»t statt dits nonst entscheidenden Rechtes ein

anderes Recht ansuwenden, wenn dn darauf gerichteter Wille von den

Beteiligten ausdrflekHch oder stillsehvdgend erklärt ist.

63) — Peru, Cödigo civil, Art. VIIs

Ningun pacto exime de la observancia de la ley; sin embargo es

pemiitido renuneiar los doreohos qnn ella concpdfi, siempre que soaii

meramente privados, j que no interesen al ordeu publico ni 4 las

buenas coatumbres.

64) — Saehtei, B ärgerliches Oesetabuch, § 18:

Soweit Reehtsverhftltnisse dnrch die Willkbr der Beteiligten be-

stimmt werden können» ist den letzteren gestattet, festsnsetsen, dafe
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statt der sonst entscheidenden Gesetie andere Gesetze zur Anwendung
kommen sollen.

SehafhaoMii, Pxivatrechtlielies Gesetsbueh, § 7$

Vorbehalten bleiben für alle obigen Regeln:

a) besondere Staatsverträge,

b) bindende Vorschriften der Oesetse &x besondere Fälle (2. B. Aber

die eheliche Tranung),

c) abweicht niie ausdrückliche oder aus schlüssigen Thatsachen her-

vorgehende Bestimmungen der Vertragspersonen oder des Ver-

fugenden, insoweit nicht bindende gesetzliche Vorschriften dadurch

erletst werden«

M) -~ ndno, Codiee civile, Art. 5:

Con nesBuna privata convenzione pni derogarsi alle l^gi che

risgnardaao l'ordine pnbbHeo ed i bnoni Gostumi

67) — Wallis, Civil gesetzbuch, Art. 4:

Gesetzen, welche die öffentliche Ordnung und Sittlichkeit betreffen,

darf durch Privatvertr&ge kein Abbruch geschehen.

68) — Zürich, Privatrechtliches Gesetsbueh, § 6:

Vorbehalten bleiben für alle obigen Regeln;

a) die Bestimmungen der Staatsverträge;

b) die Vorschriften des eidgenössischen Rechts;

c) besondre Besfinimungen kantonaler Gesetze;

d) abweiehaide ausdrflckliche oder aus sehlfismgen Thatsaehen her*

vorgehende Bestimmungen der VertiragS]>er8onen oder des Ver-

lügenden, insoweit nicld; andere gesetzliche Voisehrifben dadurch

verletzt werden.

69) — Zn^f, PrivatrechtllcheH Gesetzbuch, § 6:

Vorbttlialten bleiben für alle obig'^ Rpgelu besondere Ötaatsver-

träge, bindende Vorschriften für besondere Fälle und abweichende in

der Kompetenz der kontraiucruudcn Teile liegende Vertragsbestimm-

ungen.

d) firmittelang ausläudischer Rechtssätze.

70) — Argeitlrien, G6digo.civil, Art 13:

La aplicaeion de las leyes estraajeras, en los casos en que este

C6digo la antoriza, nnnea tendri lugar 8in6 & solicitnd de parte inter*
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eaadai 4 C070 cargo §eti la prueba de la existeneia de dichas lejes.

EseeptäauBe las le^es estnugeras qme ae hiciMen obligatoiiaa en la

Repi&bUea por eoaveadumea diplomdtica«, 6 en Tittad de lej ecq[>ecial.

71) — Rprn, Entwurf über das Personen- und Handlungs-
rccht, Art 11:

Wer sich vor den hiesigen Gerichten auf ausländisches Recht be-

ruft, hat sowohl den Inhalt desselben ab seine. dermalige Geltung ge-

nügend zu besdieiaigen.

79) CMta Riea, C6digo civil, Art 11:

El que funde su derecho en Leyes extranjeras deberd probar la

existoicia de Artas.
;• * ; • . ;/

eutemals, C6digo civil, Act 16:

£1 qne fände eu^de^eeho en leyet extrai^^s, deberi pi^bar la-

existencia de ästaa.

74) ,
— Montenegro, Allp^emeiiies Ge8et;^bnch, Art. 7:

Selbst in jenen Fällen, in denen nach dem vorstehenden Artikel

au=ilSn(lis(;]u' Gesetze r.nr AnAvendung gelanj^'en, haben die monteue-

^'^rini><chen Gerichte nach ihrer Amtspflicht nur jene ausländischen Ge-

setze zu berücksichtigMi, welche nach einem Staatsvertrage oder eineiu

zwingenden montonegrinischeu Gesetze (775) ausdrücklich Anwendung

zu üuileu haben.

Entsteht Aber dea bibalt aller sooatigM anslAndisehen Qeaetee.tin

Zweifel, so haben die Oeriehte ihre Überdnstinunung mit den monte-

n^rinisehen Oeaetaen Toraasstasetsen, so lange die Parteien eine Ab-

welcbung und den Inhalt jener fremden Gesetae nicht nachweisen.

75) — Saehseo, Bürgerliches Ges etabuch, § 172:

Im Inlande bekannt gemachte Gesetae bedürfen keines Bewdses.

Ausländische Rechte hat derjenige zti beweisen, welcher sich darauf

beruft; sie können aber ohne diesen Beweis von dem Richter ange-

wendet werden, wenn sie ihm glaubhaft bekannt geworden sind.

e) Stellang der Ausländer.

76) — Badiselies Kautiüitiansedikt vom 4. Juni 1808, § 2: .

„Recht der Gäste". Das Recht, dals sein (des Fremden) Vennttgen

im Lander;wenn ^ darin stirbt, gleickcr Füxaorge, wie jenes der Staats^
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bilKger anrertraut und an jene, denen es dureh gültige letite Willen»-

yerordnnngen oder dlircli dieErbfolge naeh den Bediten seines Heimats-

staates angehdrig ist» ausgeliefert werde. (Der Zasats: «Wenn nicht

dieser Staat ein Fremdlingsreciit (jus albinagii) gegen den unsrigen

ausübt und dadurch zur Rochtserwidemng swingt", ist aufgekoben

durch Gesotz vom 4. Juni 1864.)

71) — Badisches Landreclit, Satz 11:

Der Fremde geniefst im Lande die gleichen liür^^ciliehen Rechte,

welche das Aupiland, zn weichem er gehört, dem hiesigeu durch Ver-

träge eingeräiunt hat oder ciuräumcu wird.

78) — ßadisches Gesetz vom 4. Juni 1864:

§ 1. Die Ausländer haben da;^ Recht, liegendes und fahrendes

Vermögen im lulandc auf gleiche Weise wie Iidänder zu erwerben und

XU besitzen, dasselbe xa vererben nud darfiber unter Lebenden nnd

auf den Todesfall zu yeifSgen. Die eutgegcnsteh^den Bestimmungen,

insbesondere L. B. S. 126, 912 des $ 2 ^t. 1 und § 7 lit a des Kon-

stitutionsediktes vom 4. Juni 1806 . . . sind aufgehoben.

§ 2. Wenn die Gegenst&nde einer Verlassenschaft oder Schenkung

teils im Inlande und teils im Auslande sich befinden und von den letz-

teren Inländer wegen ihrer Eigenschaft als Fremde ausgeschlossen sind,

so sollen sie hicrf?ir aus dorn Anteile der sie aiisschliefsenden Ausländer

von den im Inlande betiudlichen üestandteileu desselben Vermögens

Vergütung erhalten.

79) — Bajeni Edikt I aur Verfassungsurkunde:

§ 16. Den Fremden wird in dem Königreiche die Ausübung der-

jenigen bürgerlichen Frivatrechte zugestanden, die d^ Staat, xu welchem

ein solcher Fremder gehört, den königlichen Untertiianen zugestehet.

§ 17. Weiden in einem auswärtigen Staate durch Gesetze oder

besondere Verfugungen entweder Fremde im allgemeinen oder bayerische

ünterthanen insbesondere von den Vorteilen gewisser Privatrechte aus-

njeschlosson , welche nach den allda jrcltendcn Gosotzen den Einheimi-

schen zustetien, so ist gegen die Ünterthanen eines solchen Staats der-

selbe Grundsatz anzuwenden.

§ 18. Zur Ausübung einea solchen iietorsionsreclits muls allezeit

die besondere königliche Genehmigung erholt werden.

§ 19. Fremde, welche mit königlicher Erlaubnis in dem König*

reiehe sich aufhalten, geniefsen alle büxgerlichcn Privatrechte, solimge

sie allda zu wohnen fortführen, und jene Erlaubnis nicht zurück-

genommen ist.
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80) - »elgieit, Code civil« Art 11:

ti^trangf» jouint eu Belgiquc des meines droits civils qae eetix

qui sont on sevont aecordde aux Beiges par les trait^ de la natiou &

laqaelle cet itrangw appartiendnu

81) — Bolivia, Codigo civil, Art. 7:

Loa estrangeros gozarän cii liolivia de los mismos dcrechos civiles»

que los ([U9. cet^n o fuereu coucedidua ä \oi bulivianos por tratado.s de

la nacioii, h que pertenwean aqaellos.

8S) — Clile, C6digo eivil, Att. 14:

La ley es obligatoria para todos los habitantes de la Bep&blica,

indusos los extnuigOTOS.

83) — CülQiiibien, Codigo civil, Art. 18:

La Icy 08 obligatoria tsnto & loa nactonales eomo & los extraigeros

residentes en Colombia.

84) ~ tüngüstaat, Gesotz vom 20. Februar 1891, Art. 1:

L'^tranger que se trouvc sur le territoir<' de l'Etat Ind^peudaut

da Congo y jouit de la pl^nitudc doa droits civils.

II est protegä dans sa peraoune et dans ses biens au mdme titre

qae les nattonaux.

85) — Doaii Petraiheveei, Art. 176:

Quant k la justice civile et ciiminelle la r^iprocit6 formelle seia

la r6gle supreme du traitement des snjets ötrangers, c.-4-d. U atiia

pss de diffirence du traitement des r^gnieoles et des Strängen.

8ü) — Ppankreiclr, Code civil, Art. 11:

L'dtranger jouira en FrancPi dos m^mos droits civils qne renx

qai »ont ou seront accord^n aux Frau^ais par les traites de la natiou

& laquelle cct ätranger appartieudra.

8?) — Hollaid, Wet houdende algemeene bepalingeiii Art. 9:

Het bürge rlijk recbt van het Koningrijk is hetselfde voor vreem-

delingen, als voor de Hoderlanderj, zoolang de wet niet bepaaldelijk

bet tegendeel vaststelt.

88) — Lima, Art 1:

Fremde geniefsen im Staate dieselben bürgerliehen Beebte wie

Eänbeimiscbe.
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S9) — Loii»ia]ia, Oiril code, Art 9:

The law is obligatory apon all inhabitanta of the state indiacri-

minately; the foreigner, whilst rosiding in the state, and hia property

within itfl iimita, are aubject to the laws of the State.

90) — MonaeO) Code civil, Art. 11;

L*^trauger joaira dana la principantö des mSmes droits ciTtU que

ceux qui sont ou seront accord&i ans atijets mon^gasques par lea lois

de la nation i laquelle eet ^tranger appartiendra.

91) — Manteilfgro, Allgemeines Gesetzbuch, Axt 9:

Falls ein Staat in seinen gesetslicben Anordnungen in Bo/Ielmug

auf YermOgensverbftltnisse die eigenen Staatsangehörigen und Monte-

negriner verschieden nnd zwar zum Naohtoile der letzteren behandelt,

so hat da-< Justizministerium im Einverneliinen mit dem Staatsrat«? zu

verordiun, dafs mit den Staatsangehörigen jenes Staates nach dem
Grundsatze der Gegenseitigkeit vorzugehen sei, d. i. es wird in Monte-

negro zu ihrem Nachteile derselbe Unterschied gemacht.

98) ^ Peru, Cödigo civil, Art. 88:

Los extraigeros gozan en el Perd de todos los derechos concemientea

i la aegniidad de au persona y de sus bienea, 7 d la libre admini-

8tiaci6n de estoa.

93) — PreafseB, Allgemeines Landrecbt:

EinL § 4L Fronde Unteitiianen haben alao bei dem Betriebe

wlanbter Gescliftfte in hiesigen Landen sich aller Keohte der Ein-

wohner au erfreuen, ao lange sie sieh des Sehuties der Gesetae nicht

nnwfirdig machen.

— §42. Die Verschiedenheit der Rechte auswärtiger Staaten macht

von dieser K('<j;el iiocli keine Ausnalime.

— § 48. Wenn aber der fremde Staat, zum iVaclitcü detj Fremden

überhaupt oder der hiesigen Unterthanen insbesondere, beschworende

Vwordnnngen madit, oder dergleichen Mifsbi^ehe wissentlich gegen

diesseitige Unterthanen duldet, so findet das Wiedervetgeltnngs*

• reefat statt.

— § 44. Unterrichter sollen, ohne Genehmigung ihxet Vorgeseta-

teUt gegen Fremde niemals auf Retorsion erkennen.

— § 45. Dagegen können aber auch Fremde durch Abtretung

ihrer Keclite an hie<?tjnre oder .indere mehr begünstigte Unterthanen sich

dem Eetorsionsrechte nicht eDtziehen.
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I 12. § 40. Sowpjf hiesif^e Einwohner znr Erwerbung' einer Erb-

Schaft oder einos V< rm;u litnisses in fr'^mden Staaten luich den Gesetzen

»lerselbcn für uufiihi;^ geachtet werden, soweit sind auch dortige Ein-

wohner von hiesig! II Unterthaneii Erbächaften und Vermächtnisse zu

erwerben nicht fähig.

II 17. § 173. Ineofem fremde Staaten sich den in ihren Landen

befindlidim Naeblafs hiesiger daselbst Terstorbmer Untevthanen an»

ma&en, soll von seiten des hiesigen Staats die Erwiederung stattfinden.

94) — Saehsea, Bürgerliche« Gesetzbuch, § 20:

lieHtimmen die Gesetze eines fremden Staates eine Kechtsver-

Bchiedeiilicit zwischen Inländern und Ausländern, so ist, soweit es die

hierüber bestehenrlen Vorschriften des Inlandes gestatten, dieselbe

RechtfäverHchiedenheit auch im lulande gf'gcii iVw ünterthauen jenes

Staaten anzinveiiden. Diese Erwiderung kaun durch Abtretung der

Hechte au andere nicht umgaügcn werden.

(Dazu bestimmt die Verordnung Yom 9. Januar 1865, die Ein- and

Ausführung des bürgerliehen Gtesetzbnches betr., in § 3:

„Die Untergerichte dürfen das in § 20 des bürgerlichen Oeseta*

bttches erwähnte Erwiderungsrecht g^n AuslBoder nur anr Anwen-
dung bringen, wenn sie zuvor bei dem Ministerium der Jnstis angefragt

haben und dieses die Genehmigung dasu erteilt hat.*)

05) — Serbien, Ci vilgesetzbuch:

Art. 47. l>er Fremde geniefst in Serbien gleiche Rechte, Avie sie

den Serben durch den Staat gewährt werden, dem diest^r Fremde au-

gehört. Im Zweifdsfall raufe der Fremde Bewose beibringen.

Art 423. Alles, was sieh auf das Beeht der IVemden auf die

Erbschaft eines serbischen Bfirgers besieht, wird ger^elt durch die

Staatsvertrftge und nach diesen Verträgen beurteilt.

9b) — Sjianien, Codigo civil, Art. 27:

IjDh extninjeros crozrin eii Espana de los dereehos que las leyes

riv ilc.-' ( oueedon A los eji^paäüles , salvo lo dispuesto en el art. 2® de la

Constituciön del Estado 6 en tratados intcrnacionales.

97) — Tldi«^ Oodice clyile, Art. 9:

Le leggi favoriscono ed obbligano anehe lo straniero in quante •

Boggiorna, contratta possiede o puh aequistare nel Gantone.

Ö8) — Venezuela, Codigo civil, Art. 6:

La autoridad de la ley so extiende & todos los habitautes de la

Itepublica, indusos los eztranjeroa.
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f). Fom der Beditsakte.

99) — Aarga«, Bürgerliches Gesetzbuch, § 10:

Die Fom eines Beehtsgescfaftftee ist nach den Gesetsen des Ortes

SU bearCeUen, wo es vorgenommen woxden.

100) — Argeatiaien, C6digo civil:

Art. 12. Las fbrmas y sotemnidades de los eontratos 7 de todo

instramento päbUoo, son regidas por las l^es del pab donde se ha*

bier^ otorgado.

Art. 1180. La fiunma de los contractos entre presentes serA jus-

gada por las levos y usos del lugar en que se hau <*oncluido.

Art. llöl. La fonna de los eontratos entre ausentes, si fueren

hechos por instrumento parti< ul;ir finnado por una de las partes, ser4

juzgada por laa leyca del lugar iudka<lo vn la t'ccha del instrumento.

8i ftieseii hechos por instnimentos particulares iinuados eu varios lu-

gart's, 6 por medio de agentcs, ü por correspondencia epistolar, sa forma

serA joa^ada por las leyes que sean mas favorables & la valides del

contrato.

101) BadisehM Uidreeht, 8ats 3a:

Die Gesetie über das Gtoxichtsrerfslireii and jene über Form und

Gflltigkett der im Lande verrichteten Bechtsgeschlfte sind anwendbar

anf den Liländer nnd Ausländer.

102) Bayrisehet Landrecht, leap. 2§ 17:

Falls emige von obgedachten willkürlichen Bechten selbst nicht

miteinander zusammenstimmen, sosoll man am ersten auf die woh! her>

gebrachten besoudeni Freiheiten, sodaon anf jedes Orts löbliche Ge*

wohnheiten, Satz- nnd Ordnungen, hiemäciist auf die -Gmcral- Lands-

Statute und endlich auf das gemeine Kcclit si hen.

Däfern aber die Rechten, Statuten und Gewohnheiten in loco

Judieii, Delicti, Rei sitae, Contractu«, Domicilii unterschiedlich seynd

so soll quoad formam processus auf die bei selbigem Gericht, wo die

Sacb rechtsb&ngig ist, übliche Rechten (mitBestrafiang eines Verbrechens

aber auf die Bechten des Orts, wo solches begangen worden) soviel

hingegen die blofse Solemnitftt einer Handlung betrifft,

auf die Rechten des Orts, wo solche unter Todten oder
Lebendigen gepflogen wird, In mere personalibus auf die Statuta

in loco domicilii und endlich in realibus vel mixtis anf die Rediten in

Niemayer, Voraehlig«. II. 2
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loco rei sitae ohne Unterschied der Sachen, ob sie beweglich oUer un«

beweglicli, cörpcrlicU oder uncörperlieh acyud, gesehen und erkannt

irerden.

108) — Bayrische eeriehtsordnnn^, XIV. § 7, Nr. 8:

Nachdem sich oft zuträgt, dafs die Localstatuten , oder (Jewohn-

heiteti verschieden sind, und ein anderes in loco contractus, ein anderes

in loco rei sitae, aut judicii statuirt und Herkommens ist, so hat der

Bichter vorzüglich dahin zu sehen, ob daa Statut nur die blofäc

Form and Solennität einer gepflogenen Handlang, odw die

Fenonen, nnd Güter selbst betreffe. Im erstem Fftlle soll nach

dem Statut oder der Gewobnbeit des Orts, wo die Hand-
lung gepflogen wird, gesprocben werden, im letstwn FaUe

aber erstreckt sich das Statut oder Herkommen weiter nicbt, als auf

die in jenem Orte befindlichen Güter und wolmhaften Persona, aieht

aber auf das, was sich aufserhalb desselben befindet.

104) — Balgitrker Jfiitwarf:

Art 9. Les formes des authentiqnes et des aetes boob seing prir^

wmt rdgUes par la lot du pays o& Iis wat faits. N^anmoins, l*acte

0U8 äoing privä peut etre dressi dans les formes admises par les lois

nationales de tontes les parties.

Art. 10. Lorsque la loi qui r^git une disposition exige, comme

condition substantielle, que Tacte ait la forme authentique ou la forme

olopTraphe, les piirtits- ne peuvent snivro unp autre £onne, celle-ci füt-

elle autoris^e par la loi du liou oü Tacte est fait

106) -~ Bern, Civilgcsetzbuch, Satzung 4 AI. 3:

Die Form mnes Bocbtageschäfts ist nach den Oesetstti des Landes

SU beurteilen, wo es vorgenommen worden.

106) — Ben, Entwurf über das Personen- und Handlnngs-
reeht, Art 6:

Die Form eines ReehtageschAftes riehtet sieb nach den Gesetzen

des Ortes, wo es vorgenommen wird. Docb genügt ancb die Beobachtung

der Gesetze des Ortes, an welchem das Gescbilt in Wirksamkdt

treten soll.

Vorbehalten bleiben solche Formvorscliriften, die aus <)ffent liehen

Rücksichten ihres bindenden Charakters wehren durch Abt^ehhifs des

üeacliäftes aufserhalb des Kantons nicht umgangen werden können.
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107) — Canada, Civil code, Art. 7:

Acts and de •d'^ made and passcd out of Lower Canada are valid,

if madc accurdin;^' tg the forms reqnired bj the law of the cottiitiy

where thej were passed or made.

108) - Chile, Cidigo civil:

Art. 17. La forma de los iustrumentos püblicoa se deterniina por

la ley del pai's en que hayan sido otorgadus. Su autenticidad se pro-

bar4 scgua las regia» cätablecidaä cu e[ Cudigo de Enjuicianiiento.

La foTma se r^ere a las aolemfudados estemas, y la autenticidad

al hecho de haber sido realmente etoigados j autoiuMdos por las per*

sonas 7 de la raaneia que en los tales instrameiitos se exprese.

Art. 1& En los casos en qne las leyes chilenas ex^'ieren instra*

srontos püblicos para pruebas que han de rcndirse y prodttciz efeeto

en Chile, no yaldrdu las escritnras privadas, enalquiera que sea la

foerza de ^tas en el pafs en qne hnbleren sido otoigadas.

109) — ColoBbi«^ Gödigo civil:

Art 21. La forma de los tnstmmentos pdblioos se determlna por

la ley del pais en que hayan sivo otorga«lns. Sn .intenticidad se pro-

barä segun las reglas cstablccidas en el Cödigo Judieial de la Union.

La forma se refierp A las solomnidades extmias y la autenticidad a

heclio de haber sido realmente otor^ados y autoriicades por las per^ouaa,

y de la manera que en tales insatnunentos sc exprese.

Art. 22. En los casos en qne los Cüdigos ö las leyes de la Union

exigicsen instramentos publioos para pmebas que ban de rendirse y
producir efecto en asnntos de la eompetencia de la Uni6n, no valdr&n

las eserituras privadas, caalqntera que sea la faersa de östas en el

pab en qae bubieren sido otorgadas.

110) ~ Con^laaf, Oesets vom 30. Februar 1891, Art 5:

La fonne des actes mitre vife est r^gie par la loi du lieu ou ils

BOnt faits. Ntonrooins les aetes sons seing piiv^ peuvent 6tre pass^
dans les formes 6galement admises par les lois nationales de toutes les

parties.

111) — Costa Rica, Cödigo civil, Art 8;

En cuanto -X la forma y solenmidades extemas de un contrato 6

de nn acto juridico que debc tener efecto en Costa Rica, el otorgante

A otorgantef^ pueden sujotavse a las leyoa costarriceuaea 6 4 las del

pais doudc el acto 6 contrato so ejucutc 6 cclebrc.

2*
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Para los caaos en quo, las leye.s de CoMa Rica exigieren instrn-

meuto püblico, no valdran las escrituras priviulas, cnalqiüera que sea

la fucrza Uc ^stas en cl pais donde se hubiereu otorgado.

IIS) ^ Donil Pttrmfe€veci

:

Art. 188. Tou8 actes entre yi& w k cftuse de mmrt teiont en ce

qiii ooncerne lear validit6 quant ft la fome appr^ci^s oelon la loi du

liott oft ila ont 4t6 conaentia.

Art 189. Cette lögle est en vigueur auasi quant & la validitS

civUc d'uu mariage, en ce qui coucerne la forme.

Art. 190. Pom* racquisition d'un droit roel ftel quo la propriot^,

Iii possesaioii, uiio liypotho(|uo on uno sorvitiido) sur uu iuiuiouble par

uu acte passo vn pays ^traiiiccr 11 y faut oiicDrc ajouter les t onditions

prescrites pour racquisitiou d un tcl droit daud le pays oü rimmeuble

Cüt situ^. Jui^qu'ä taut on u'a acquis qu'un droit pcrsouuel.

Art. 191. L*acte pass^ en ^traoger saivaiit les 'fotmes pieacrites

dans la patrie de celui qni Ta paasö (ou dea pltuieuis qni Tont paaii

s*ils «out compatriotes) est auasi fimaellement valable.

Art. 192. Lavalidit^ intrinBftqiie d*im acte paaa£ en ätnmgerse

d^cide eelon ie» Art. .'^uivants ni le statnt personnel, ni le Statut

r^el, ni une autonomie h'-gale n'y vionnent en consid^ration.

Art. 206. Dan?» chaque ^tat los actes publies, les doeumentf, les

anvts et jugemeuts rendus en matlöre contoiitieuf-e, soit par den arl>i-

tres etraiiyers, 8oit par ies cours et tril)uiiaux eompeteiits dea autrea

t'tata, auroiit pleiiie foi et autorit6 et doivent reeevoir leur execwtiou

taut ä la requote de la partie intäreas^e qa'en vertu d'une commiasion

TOgatoire en tont cas qne Pex4eution demandto k niaxm d*an td aete

84»ait accord^e anesi par les tribunanx du paya oft il a ^t6 renda.

Art. 208. L'anthentieitd et la yaliditö des aetea pnblics on des

aetes sous seing priv^ quant k la preuve litt^rale qn'ils font aont jngöes

solon la loi du lieu o& ils ont ^tc rädig^s.

Art. 218. Tout acte de juridiction volontaire valable au lieu de

9a r(^daction le scra partoat si lea exceptions de l'art. 200 n'y yieunent

en oonsideration.

113) — Dadley FMd:

Art 614. The formitlities reqnisite for the making of a tontraet

are tbose, and those only, wbicb are prescribed by tbe law of the place

where it ia madc.

Art. 615. If tliere are aeveral parties to tbe contractu 4lie foima-

lities demanded by tlie law of the place where each one engages are

neeessary and snMcient in respect to the Obligation imposed thereby

upon himaelf.
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114) — Ecuador, C 6 d i o civil:

Art. 16. La forma do los iiiHtrumoiitof! pnblico-j sc determiiia por

la ley dfl lu^ar tm quo liayan sido otorg-ados. Su autenticidad se pro-

bar4 sogün la« reglas establecidas en cl Codigo «lo Enjuiciamientos.

La forma se refiere d las solemnidadcs extcrnas, y la auteiitici-

<Ud al hecho de liaber sido realmente otovgados 7 antorizados por las

persona« y de la manera qne en tales instramentos se exprese.

Art. 17. ^ los easos en qne las leyes eeuatorianas exigioren

instramentos päblieoa paia pruebas qne bau de rendirae y surdr efeeto

en el Ecuador, no valdrdtt las escxitDras privadas, cualquicra qne tea

la faersa de ^tas en el lugar en que hubieren sido otorgadas.

115) — Freiburg, Civilgesetzbuch, Art. 4:

Dif bürgerlichen Rochtsgrschäftn, für welche gewisse Formen vor-

geschrieben sind, müssen in diesen Formen abgeBcldossen werden ; jedoch

können deswegen Rechtsgeschäfte, die es dt'n Ivantonsangehihigen nicht

verboten ist im Auslände vorzunehmen, di« aber ihre Vollziehung in

liicäigem Kanton erhalten sollen» von ihnen entweder in d^ Formen

vorgenommen werden, die in diesem Kanton Torgesebrieben sind, oder

aber in denjenigen, die in den LSndem üblieh sind, wo diese Gesehftfte

stattibaben.

116) — Georgia, Civil co de, § 8:

The validit\ , form and effect of all writinge or contracts are de-

tcrmined hy tlie laws of the place whcre execiitcd. Wlion 9itch

writirii? or contract is intended to have effect in this State, it must be

executed in conformitv to the laws of this State, excepting wiüs of

persoualtj of persona domiciled in another State or country.

117) — GrieehiMhes tteseti vom 29. Oktober 1850 C^iniMae*sUn]rix6g

Art. 7. AI iv Tj äXlo^an^ vno ^Eklrivtyv InixttQovfitrat vofuxai

TiQu^ete ixovtn Mrac ihv rvnw ovntr »vqos iv *.fiU«#», iunu^nCöftevm

<fre MtTil^ TOP ilXiiPtMW viftowt «fr« «ara rir tp rf» thn^ {v^xft^V'

Art. 60. M t¥ mlUtittnf ira^a rmr itQftoiM viqxüv. m\ «nr«

toßs uvTo^t etBiOfi^rove rvnovc owrnayfjiinu hf^ttt^Mtl n^d^ttf

118) — Gaatemala, C^dipro civil:

Art. 13. Ke^pncto de In forma o solemnidadcs cxtcnia? de los

ContratoSf testamentos 7 de todo instrumento publico, regir^ las lej^ •
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del pais rn qnc se hubieren otorjpado. Sin embaigo lo^^ {rnateniaUocos

6 extraiigcros residentes fuera de la rcpüblica quedan in libertad para

eujetarse & Im fbrmas d Bolemnidadca preseritas por la ley guatemalteca,

ea loa eMos en que el aeto haya de tener ^eencion en la misma

repAbliea.

Art. 15. St loa oontrados ö teatamentoa de qne habla el articalo

anterior, fueren otorgados por un extra^jero j hnbiesen de ejecutane

en la republica, serä librc el otorgante para elegir la ley & que haya

dp ?njetarse la solemnidad interna del acto, en cuanto al interds que

cousiKta bienes muebles. Por lo qne respecta 4 los raicea se ob-

servarÄ lo dispunto en el art. 5.

119) — HoJland, Wet houdende algemeene bepaliugeu, Art. 10;

De vonn van alle Handel iiif^'on wordt beordeeld naar de wetten

van het laud of de plaats, alwaar die haudelingen zijn verricht.

120) — Heidim, Cödigo cWilt

Art 21. La forma de loä inätrumentos publicos sc determina por

la ley del paia en qne bayan aido otoigadoa. Sa antentieidad ae pro>

bari aegim laa reglae eatableeidas en el C6digo de Ptoeedimiento.

La forma ae refiere a las aolemnidadea eatemas, y la autentieidiid

al becho de haber aido realmente otorgadoa y aatortaadoa por las per-

sonaa y de la manera qne eu loa tales instrumentos se exproso.

Art. 22. En los casos en que las h ^; liondnreftas exijieren instru-

mentos publicoH para prueba." qno hat» de rtMidirse y prodneir ofecto

en Honduras, no valdrÄn las escrituras privadas, cualfiuioiH que sea

la tuerza de estas en el pats en que hubieren sido otorgadas.

181) — Japan, Art. 9:

Die Förmlichkeiten ötYentlicher und privater Urkunden werden

durch das Recht des Landes regiert, wo sie errichtet sind. Privat-

nAnnden, welcbe von einer einseinen Person oder von mebreren Per^

aonen erriebtet sind, welcbe demselben Staate angdifireu, ksnnen in

GeniAbbdt d» FörmUebkeiten eiriebtel werden, welebe das Heeht des

Landea voracbreibt, dem sie angeboren.

Art. 10t» Alle förmlichen Vertrüge oder Akte sind gfiltig, sofern

ihre Form den Yorsdiriften des Lande» entl^ridit, wo sie errichtet

sind oder wo sie zu orfülloii sind. Auf«g;enommen ist der Fall, dafs dio

Absicht zu Grande liegt, die Yorachrifteu des japanischen Kechtes zu

umgehen.

Art. 11. Einf im Ausland in Übereinstimmung mit den dortigen

• Foroivorscluifteu enichtete Urkunde kann in Japan nur geltend gemacht
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werdeTi, wenn ör»lche Urkunde legalisiort ist, sofern sie sich finf diti

ÜbeitiaguBg von Re.ilrochten an Ininiubilien bezieht, durch den l'räisi-

denten des Distriktgerichtes des Ortes, wo das Grundstflck belegen ist,

nnd, Bofem sie steh anf einen andern Bechtsakt besieht, duieh den Präsi-

denten des Distrik^ericbtee des Domixils oder Aufenihalteortes der

Parteien.

128) — ltlli€ll, Dieposisioni etc., Art. 9:

Le forme eBtrinseehe degli atti tra vivl e di ultima volonte sono

detenninate dalla legge dcl luogo in cai sono fatti. ^ pcro in facoltä,

do' di^ponenti o conttaenti di seguire le forme della loro legge nasionale,

pnrehe qucsta sia comunc a tutte le parti.

La sostanza e gli effetti dolle donazioni e dolle disposizioni di

ultima volontä si reputaiio rci^olati dalla lepfre nationale dci disponenti.

La soat^nza e gli efFrtti dclle obbligazioni si reputano regülati dalla

legge Uel luogo in cui gli atti furouo fatti, e, sc i contraenti stranieri

appartengouo ad nna steua nasione, dalla loro legge nasionale. E
ealva in ogni caso la dtmostraiione di nna diversa volontik,

123) — ItaUeDf Codiee di commercio, Art 58:

La forma e.i requisitl esaemsiali delle obbligazioni commerciali, la

forma degli atti da farsi per Pesercbio e la eona^raeLone dei diritti

ehe ne derivano o per la loro esaew^ne, e gli effetti d^U atti eteset,

sono vegolati rispettivamcnte dalle leggi o dagli nsi del luogo dove si

einottono le obbligazioni e dove si fanno o si eseguisoono gli atti sud-

detti, salva in ogni caf^o iVccczionc stabilita noll'arfieola 9 delle dis-

posistioni prelittiinari d< I codico civilc per coloro ehe souo soggetti ad

una stessa legge uaziouale.

124) - Käppeli, § 24:

Die Formen eines Rechtsgeschäften oder oiuer sonstigen Rechts-

handlung sind nach den Vorschriften des Ortes zu beurteilen, wo sie

vorgenommen werden.

126) — Lanrent:

Art. 19. Les formes eztrinsiques des aetes anthentiqnes et sons

seing priy6 sont r^gläes par la loi du pajs oiü ils sont faifa ou passäa.

Art. 20. Oes formes sont obligatoires, quelle qne soit la nationa-

lite des parties. Toutefoisi quand il s'agit d'öcrits sous «einfr priv^,

drfs'S^s par iine seule porj'onne ou par plu^ienr« ayant la in^mp nationalit^,

les partifg penvent suivrc les formes pri'scrites par l< ur loi nationale.

Oottc disposition re^oit excoptiou quand la loi natioualc des parties
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defriid de reeovoir im acte dans la fonno olographe ou ne le permet

que sous lf>8 oonrlitionH qu'ello proscrit.

Art. 21. S il a'agit d'un eontrat ou d uu acte solennel, lasolonnitä

est d^tennin^e par la loi qni r^glt le contrat ou Tacte.

6i r^erit est dreseä & lYtraiiger, on sait la loi loeale |»oiir les

förmea eztrinaiqiies des Actes anthentiques ou aoua eeing priT^.

Art. 22. Les aetes re^us k T^tranger n*aQront d'efiiBt en Belgique

qu^aparis qa'ilB auront Ai& vis^s par le priudent du tribunal du lieu

los biens sont gitu^i^i, sHl s'agit d'actea translatifs de droit reels, et

par le prcsideiit du tribunal du (lotniciia OU de la r^^sidence de la partie

intöross^c, s'il a'agit de droits de (•n'-ance.

Le prt'sidoiit P8t oliarg6 de veritier si los artes sont dress^s daus

les fonnes jjrcscritos par la loi du pays ovi ils out t'tt' rc^us.

L'ap|)»'l de la »ItM-ision du presideut sera interjete par requeto

adreasi^e k la cour, qui statuera comme eu inati^re d'appcl do reförä.

Art. 28* Les formalitfo ooneemant Fital et la o^acit^ sont

T^gies par la loi nationale de la personne.

Art. 24b Lea fbrmalitte preacHtes dans Tinterftt de tiera ponr la

translation de la propri^t^ ou des droits penonnela et rSeU, aont r^gies

par la loi territoriale.

m) — Lima:
^

Art. 5. Di 0 Formen und äufseren Solennitaten der Ycrtrac:^ od^r

irgend welcher anderen juristischen Akte bestimmen sich nach dem

Gesetze des Ortes des AbschlimseB.

Art. 6. Der Beweis der Authonticität <ler in einem anderen

Lande errichteten Urkunden ist den Gesetzen deä Inlandes unterworfen.

127) ~ Uw'y m- Md KwIMItebea PriratrecH Art. XXXVI:
In betreff der Form der Jßcchtsgcschäfte (der Verträge , so wie

letater Willenaverordnungen) k&nnen ebensowohl die Vorselixifben für

demjenigen Jurlsdiktionabeairk beobachtet weiden, in wachem daa

Bechtagesch&ft in Wirksamkeit treten soll| als auch die Gesetze des

Ortes, an welchem daa Bechtagesch&ft vwcgenommen wird.

128J " Loii8iai% Code civil, Art. 10:

The form and effect of public and private written instrumenta are

gOTwned by the lawa and nsages of the places wh&e thejr are paaaed

or executed.

But tlie effect of acta passed in one country, to have effect in

anothfr coimtr}', in roprulatcd by the laws of the country where such <

acta are to have effect.

i
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I. Allgemeine Grunds&tse. 25*

The exception mudc iu tlic «i cuiul paragraph of this article <ioes

not hold, when a Citizen of another State of tho Union, or a Citizen

or mbjeet of a foreign State or country, disposeä hy will or testfuoaent

or hy anj other act ,mortiB causa* made out of Üob State, of Iub mo«

Table pvoperly sttnated in thi» State, if at the time of making said

will or teatament or any other act ,eaii»a mortis'' and at the time of

his death, he resides and is domieiliated out of this State.

129) — Luzern, Civilgcsjetzbuch, § G, AI. 3:

Die Form eines Rf^chtsgnschfiftes ist nach den Gesetsen des Landes

zu beurteilen, wo ea vorgououuneu worden«

ISO) - Mexico, C6digo civil:

Art. 14. Beipeeto de la forma 6 solemnidades extemas de los

eontratos, testamentos 7 de todo instnunento püblioo, regir&n las leyea

dd pais en qne »e hubieren ototgado. Sin embargo, los mexicanoe ö

eztraiyeros residente« fuera del Distrito d de la California, quedan eu

Ubertad paia sujetarse 4 las formas y solemnidades prescritas por la

ley mexicana, en los casos en que el acte haya de teuer ejecution en

aquellas demarcacioncs.

Art. 17. Si los contratos 6 testamentos de qu«* liabla el articulo

anterior fueren otorgados por un extranjero y hubieren de 6jecutarse

en el Distrito 6 en la California, sera libie el otorgante para clegir la

lej d que haya de sujetarse la solcmnidad interna del acto en cuauto

al interes que conmsta en bienes muebles. Por lo que respecta & los

raiees, se obserrari lo dispuesto en el art. IH.

131) — Mexico, Cödigo de extranjeria, Art. 36:

El estatuto formal se aplica segun las siguicntes reglas:

I. Las solcmnidade-* internas de los actofs y coiitratos que afectan

derechos peräonahs, ho han de arreglar por los mismos principios

consigimdoä en los articulos tV2 y 3;5.

II. Las solemnidades internas de los actos y contratos quo tienen

por objeto dcrechos reales se han de conformar 4 las prevenciwies

contenidas en los articulos 84 y S&
HL Las solemnidades extemas deben ajutarse & las leyes del

lugar en que se cdebran los actos y oontratos.

IV. Debe favoreeerse la validez y ejeencion de todo acto 6 con-

tiato de buena i6 sobre materia lieita, cuya antenticidad sea in

cnestionable.

V. St In cnestion rio jntode rcsolversf por algnna de las reglas

nnterioros, rcgirä la ley del lugar dondc haya de cjecutarse el acto 6

contrato.
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36* I. Allgemeine Qrandsätze.

132) — Mommseii, § 4:

Die bei liüchtsgoschäftcii zu beobarhtiMide Form richtet sicli nach

dem Recht dos Ortes, avo dio (ieschäfte vuigcnommen werden. Es ge-

nügt jedoch die Beobachtung der Form, welche das Rechti dem das

6€«e1iftft übeiitaupt unterworfen ist, verlangt.

138) — MfltCMgn», Allgemeines G^esetzbach:

Art. 798. In Bezug anf die Form, d. i. auf welche Weise die

Aufaere Seite eines Beebtsgesch&ltes über Vermögen geregelt sein soll,

ist naeh den Geseteen desjenigen Ortes vorsngehen, wo das Greseliftft

abgeschlossen wirft.

Wenn ein Geschäft in der Form den Vorschriften der

montenegrinischen Gesetze entspricht, so können die montenegrinischen

Gerichte din Gehetzniäfsigkcit desselben anerkennen, won» < < selbst

allen gos< tzli( Ii* n Anforderungen des Ortes, wo es sustandc gekommen

ist, iiiclit ruts|a-echen .sollte.

Art. 7 99. Die Form und jene Förmlichkeiten, welche bei Er-

werbung des Eigentums oder einw anderen dinglichen Beehtes, sowie

bei einem Wechsel des Trfigers eines solchen Beehtes xtt beobachten

sind, unterliegen den Kechtsnormen jenes Ortes, wo sieh diese Sachen

befinden (790, 791).

134) — Montevideo, Art. 39:

Las fonnas de los instrumentos püblicoe se rigen por h\ ley del

lugar en que se otorgan. Los instrumentos privados por la iey del

lugar del complimiento del coutrato respectivo.

135) — Preufsisches Laudrecht, Tf il T, T. ö:

§ 1 1 1. Die Form eines Vcrtra-ri s ist nach den Gesetzen dea Ortes,

wo er geschlossen worden, zu bourtt;ilen.

§ 112. Ist unter Abwesenden ein förmlicher Vertrag errichtet

worden, so wird die Form desselben nach den Gesetzen desjenigen Ortes

beurteilt, von welchem das Instrument datiert ist,

§ 118. Ist aber der Vertrag unter Abwesenden blofs durch Brief-

wechsel, ohne Errichtung eines förmlichen Instruments geschlossen

worden, und waltet in den Wohnortem der Kontrahenten eine Ver-

schiedenheit der gesetzlichen Formen ob, so ist die Gültigkeit der Foiin

nach den Gesetzen desjenigen Ortes zu beurteilen, nach welchen das

Geschäft am besten bf-stehrn kann.

§ 114. Eben dieses tiiulpt statt, wenn der Vertrag von mehreren

Ortt n , welche in Ansehung der Form verschiedene Hechte itabcn,

datiert ist.

1
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I. Allgemeine GrandBätse. 27*

§ 115. Iii alle« Fällen, wo unbewegliche Sachen, dcrrn Eigentum,

Besitz oder Nutzung der Gegenstand eines Vertrage» nind, müssen

wegen dar Form die Gesetse des Ortes, wo die Sache liegt, beolMuditet

werden.

§ 148. Wenn ftber bewegltelie, kdrperlielie Sachen anfaerhalb

Landes an einem Orte, wo mnndliehe Verträge ohne Unterschied gftltig

sind, dergleichen Vertrige geschlossen werden, so kann der Mangel der

schriftlichen Abfassung auch in den hiesigen Qerichten nicht voige-

schütst werden.

136) — Rocholl:

Die Gültigkeit der Form eines RechtsireBchäfts richtet sich nach

dem Hechte desjenigen Orts, wo es zum Abschlüsse kommt, mit Aus-

nahme des Falles, wo das B.G^.B. die Folge der Kiehtigkdt an den

Mangel einer bestimmten Form knüpft.

137) — Itimftiiieii, Godice civil e, Art 2, AI. 8:

Die ftnfsere Form der Akte ist den Gesetsen des Ortes nnterworfen,

wo die Akte stattfindmi.

138) — Sachsei, Bürgerliches Gesetzbuch, § 9:

Die bei BechtsgesehÜten an beobachtende Form richtet sich nach

den Ge.sctzpn des Ortes, wo dieselben vorgenommen werden. Es genügt

jedoch die Beobachtung der ('Osi tze des Ortes, an welchem das Ge-

schäft in Wirksamkeit treten soll.

Iü9j — Salvador, Codigo civil:

Art. 17. La forma de loa iustrumeuto? püblicos hq determina por

la ley dei pais en que hayan sito otorgados. Su autenticidad se pro-

barä segün las reglas establecidas en el C<Sdigo de Proccdimientos.

La forma se refiere & las solemnidades estemas, i ia autenticidad

al hecho de haber sido realmente otorgados 1 autoriaados por las per^

sonas i de la manexa que en los tales instrumentos se esprese.

Art 18. En los casos en que las leyes salvadoreßas es^ieren in-

strumentos püblieos para pruebas que han de rendirse i produdr efecto

en el Salvador, no valdr^n las escrituras privadas, cualquiera que sea

la fuersa de östas en el pais en que hubieren sido otorgadas.

140) — Sobaffliausen, Privatrechtliches Gesetzbuch, § 6:

Die äufsere Form eines Rechtsgescliäftes oder einer Reclitshand-

lung wird in der Kegel nach dem Rechte de.s Orts bestimmt, wo das

Kechtsgeschäft abgeschlossen oder die Kechtshandlung voigenommeu
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28* I. Ailgemdine Grundsätze.

worden ist. Im Iiit< rt sso tl<'3 Bestandes eines Reclitsposchäftes kann

indesHon eine im Au^aud vorgtaiuminene Handlung als gültig anerkannt

werden, auch wenn zwar nicht den dortigen Rechtaformen , wabl tlbüt

den hi^rts fftr derlei Qeacliifte yorgeflchriebenen formellen Etforder-

niseen ein G«nage geecliehen ist.

Yorbehalten Ueibt die Ung&itigkeit derjenigen flandlnngeni welche

znr TTmgehitng der hier notwendigen Recbtaformen anfeerbalb des

Kantons, worin aucli in einer auswärts genügenden Form, vorgenommen

worden oder tur welche aus öffentlichen Kücksichten, damit sie im

Kanton wirksam werden , bindende Vnr>i( liriften erlassen worden sind

(z. B. Pfandrechte an Fahrnis, Leibdiug^ivertrage).

141) — Sflethum, Girilgesetzbuch, § 7:

Die Form eines Becbtsgeschaltej ist naeh den Gesetzen des Ortes

zu beurteilen, wo es vorgenommen worden.

148) — Spulen, Cidigo civil. Art. U:

Las fbrmas y solemnidades de los contrato3, tcstamentos y dem&e

instrumentos piiblicos, se rigen p<Mr las lejes del pafs cn que se otorguen.

Cuando los actos referidoa soan autorizados por funcionfirios di-

plomÄticna n consulares de Espana en e! extranjero, ,se observardn en

SU otorgamiento las solemnidades establecida» por las ieye» espafiolas.

No obstante lo dispuesto en ante articulo y en el anterior, las

leyes prohibitivaa concernieutcs 4 las pcrsonas, sus actos ö sus bienea,

j las que tienen por objcto el orden pAblico j las buenas oostnmbres,

no quedar&n sin efeeto por lejes 6 aentendas dictadas, ni por dispo«

sieiones 6 convenciones aoordadas en pafs »tranjero.

14Kt) — Spanien, C6digo de commercio, Art 52:

8e exe^tnarin de lo dispuesto en el articulo qua precede ....

^ los contratos cdebrados pafs extranj^ en que la ley ez^fa

esmturas, formas 6 solemnidades detevmtnadas, para su validez, aunque

no las ezqa la lej espafiola.

En nno j otro pa<»o los contratos que no llenen las circunstancias

rospectivameute requeridas, uo producirän obligaci6n ni acciön en

juicio.

144) — Spanien, T.ey de enjuici amiento civil, Art. 600:

liOfl (locumentos otorgados en otras naciones teiidran el niisnio

valor en juicio que los autorizados en Espaüa, si rennen los requisitos

siguientes:
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I. Allgemeiiie Chnndsätse. 20*

1) Que el asunto o materia del acto o coutrato sea licito y permi-

tido por las leyes de Espaüa;

2) Que los otorgantes tengaa aptitod y capacidad legal para obli-

gm» coo ancKlo a laa kyea de sa pa&;

^ Qae en el otorgamieuto se hayan obaervado las formM 7 «o*

lemnidades estaMeeidas en el pals donde ee Iian venfieado los aetoB o

contractos

;

4) Que el documento eontcnga la legalizacion y loa demaa reqni-

sitos acceaarioB para sn autenticidad en EspaSa.

145) — ÜDterwalden, Gesetz vom 23, Oktober 1852 (Fersonen-

reebt), § 6t

Die Form eines Rechtsgescliäftea ist na<jli den Gresetzeu des Ortea

2a beurteilen, wo es vorgenonunen worden.

I4i) ^ Vrmgnj^ Cödigo eivil, Art 6:

La Ibima de los instramentos püblioos se determina por la lej del

pafo en que hajan sido otorgados.

En los casos en qne las lejea oiientales exigieren instmmento

pdblico para praebas qne han de rmdirse 7 prodncir efeeto en la re-

pt^bliea, no valJrun las eacritnras privadas, cualqniera que aea la fbensa

de ästas en el paia en qne habieren sido otorgados.

147) — Veneznels, Codip^o civil, Art. 9:

La forma extrinseca de los actos enti c vivo.s y de i'iltima \ oluntad

rif^e por las leyes del pais en donde se haceii; poro los v^enozolanos

podräu seguir las disposiciones de las leyes vcnczolanas, en cuanto 4

la ndsma lörma eztrfnseea, eaando el acto sea otoigado ante el em-

pleado competente de la repüblica en el lugar del otorgamiento.

En todo oaso la lej de Venexnelaf que haya establecido como ne*

eesaria nna forma espedal, deberi ser cumpltda.

148) — Wallis, Civilgesetzbuch, Art 3:

Jm Auslände vorgenommene Akte (Rechtshandlungen) kdnnen

für ^ültig^ erklärt worden, wenn sie dem Giesetse jenes Landes gemäTs

sind, in dem sie abgeschlossen worden.

149) — Zng, Privatrcohtliches Gesetzbuch, § 5:

Die äufsere Form eino-» Reclits;r<'>cliäft('s (»Icr einer Recht»Iiaiiil-

lung wird in der Refjrl nach dem ReclUe de> Ortes, wo das Rechtb-

gcschätt abgoschlüHsen oder die Rechtshandlung vorgenommen worden,

bestimmt.

Digrtized by Google



80* L AUgemeino GnmdBfttze.

Im Iiitt'resso dp!? Bestandeä (Mne.s Kechtsg^cschäftea kann indessen

ein« im Ausland vorgenünimene Handlung als gültig- anerkannt worden,

auch wenn zwar nicht den dortigen ßcchtsforuieu, wohl aber den hier-

mto for derlei GeMshifte voigeitchriebeneiL foxmellM ErfindecnMMD ein

G^fige geschehen ist

Yorbehiüten bleibt die üngftltigkeit deijenigen Handlungen, welche

zu Umgdiung der hier notwendigen Bechtafonuen aufBexhalb des Ken-

tons, wenn auch in einer auswärts geniigendon Form, vorgenommen

werden oder fOr welche aus öffentlichen Hücksichten, damit sie im

Kanton wirkeam werden, bindende Yoisehriften erlassen worden sind.

150) — Zürich, Pri vatrochtlichcs Gesetzbuch, übereinstimmend

mit Sehaffhauen (oben Nr. 140).

*
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IL Hechts- und Maudluugstälügkeit, Status,

a) Natürliche Personen.

151) — Aargaa, Bürgerliches Gesetzbuch:

§ 8. Di(' Kantonsbürger bleiben in llaudlungen und Geschäften,

die sie aufscr dem Kanton vornehmen, an dessen Gesetze gebunden,

insoweit ihre persönliche Fähigkeit, jene Geacliäfte und llaudlungen zu

nnteniehineii, dadurch eingesebvS&kt wird, und diesdben zugleich in

dem Kanton rechtliche Folgen henrorbringen aollen.

§ 9. Die persönliche Fähigkeit der Fremden an RechtsgeachSften

ist inagemein nach den Geaetaen ihrer Heimat au beurteilen.

152) ArgentiBieii, Cddigo civil;

Art. 6. La capacidad 6 incapacidad de las personaa domiciltadas

en el territorio de la Repüblica, scan nacaouales 6 estrangeras, ser&

juzgada por las leyes de este Codigo, aun cuando ae träte de actos

c^ecntados 6 de bienes existentes en pai's estranjero.

Art. 7. La capacidad o incapacidad de las pcrsonas domiciliadas

fuera del territorio <le la Kepüblii^a, scra jiizgada por la.s leyes de su

respectivo domicilio, aun cuando se träte de actos ejecutadosi 6 de

bienea ezistentea en la Repüblica.

Art. 8. Los actos, los contratos hechos j los derechos adquiri-

doa fuera del lugar del domicilio de la persona, son r^idos por las

leyes del lugar en que se han verificado; pero no tendrdn ejecncion

en la Kepüblica, respecto de los bienes situados en el territorio, si no

aon confonnes 4 las leyes del pais, que r^lan la capacidad, estado y
condicion de las persona s.

Art. 9. La;* incapaoiJades contra las leyes de la natuvalcza,

como la csolavitud, 6 las que revistan el carActer de penales, sou mera-

mente territoriales.

Digitized by Google



32* Kcchtä- und liuudluDgsfähigkeit, Status.

— BadisclM Laidreelt, Sata 2:

Die Gesetze, welche den Zustand uud die Hechtsfähigkeit der Per-

sonen beatimniMi, eratreeken sieh aaf die Inländer selbst alsdann, wenn
sie im Auslände «eh aufhalten.

IM) — Badlsehes Gesetz rom 20. Februar 1868, die Bechtsver*
h&ltnisse der Studierenden betreffend:

enthält die besondere Bestimmung für AusLlndpr, die an ba-

discheu Universitäten studieren, dafs für sie bezuglich der in Baden

abfr'-'-^i'lilossenon Rechtsgeschäfte in nb^nlnter Woise der Landrochts-

satz Nr. 11241) gilt: „Ein Vollmfjndiger (— d. h. wer da^ 16., aber noch

nicht (las 21. Lclx'nsjaliv \ ollciidrt liat —), der aufser der Eltern oder

Pfleger llau.s und uicht ciiirm Fürsürger übergeben, mithin sich selbst

überlassen ist, schliefst gültig alle für seinen Unterhalt und Beruf ge-

eigneten Verträge, vorbehaltlich der Umstofsong im Yerletningsfall

und der besonderen Anstaltsgeaetze, welchen er etwa nnterworfen ist*

166) — Belglwher Entwurf:

Art 4. I<*^tat et la capaeiti des personnes ainsi que les rapports

de famille sont r^gis par les lois de la nation & laqnelle les personnes

appartiennent.

Art. 12. Celni qui ue justifie d'ancitne nationalit^ d^termin^e a

pour Statut personel ia loi bolgc.

II on est de m«mo de colni qni appartient, 4 la fois, k la natio*

nalitt^ hclgo ot Ä nnc nationaiit*^ ^trangere.

Celui qui appartieat ä deux nationalit^s ^trang^res a pour Statut

pcrsouuel celle des deu.\ loia ötrangircs dont les dispositions, appli-

cables k la eontestation, s'^loignmit le moins dos dispositions de la

loi beige.

Art 18. Les changements de nationalit^ tt*ont pas d*effet r^tro-

aetif. On ne peut s*en pr^valoit qn*apr^ avoir rempli les oondittons

(>t les formalit^s impos^es par la loi et seulement ponr Texerciee des

droits onverts depais cctte öpoqne.

156) — Bern, Ci vilgesetzbuch, Satzung 4 AI, 3:

Unsere Civilgesetze beziehen sich auf alle Personen und auf aUe

(Sachen, di(! uuserer Botmlirslp;k('it untpr^vorfen sind.

Für Handhmp^on uml Geschälte jedocii, welche Staatsbürger im

Auslande uud Premdc aufjjcrhalb mi^^prer T?otmäf8igkeit voruchmen,

bleiben die einen uud die anderen in betreff der persönlichen Fähig-

k^t^ dieselben vonunehmen, den Oesetzen des Landes ihiet Herkunft

nnterworfen.
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157) ^ Bern, Entwurf über das Personen- und HandlungS'
recht) Art. 2:

Die persönlichen Eigenschaften der bemiscben Staatsbürger, welche

deren Beehts* und HandlnngsfiUiigkcit bestimmen, richten sich sdbst

aufserhalb des Kautons nach dem hiersoitigon Heimatsrechte. In

gleicher Weise wird aucli dem Nichtkantonsbürger in dieser Besiehiing

die Anwenduns: seines heimatlichen Rechtes gewährt.

Immerhin wirtl ein Fremd (m-, der nach hiesigem Rechte handlungs-

fähig wäre, mit Brziig auf sok he Verpflichtungpn , die er in unserm

Kanton eingegangen, aU liandlungsfahig auch dann angesehen, wenn
ihm diese Fähigkeit nach seinw HeimBtareehte überall gar nicht, oder

nur in beschränkterem Mafse zukäme.

168) — CiiTiada, Civil codc, Art. 6 AI. 3 und 4:

The laws of Lower Canada relative to persons, apply to all per-

sons being therein, even to thnsc not domiciled there; subject, as to

the h\ttcr, to fhc (»xccjition inentiuits il at the end of the preseiit article.

An inhabltant of Lower Canada, so long as he retaina his domi-

cile herein, is governed, even when absent, by its laws respecting the

Status and capacity of persous; but these laws do not apply to per-

sons domicUed out of Lower CSauada, who as to their Status and capa-

titjt r^ain subjeet to the laws of their countiy.

159) — Chile, C6digo civil, Art. 15:

A las lojos patrias que i-eglan la.s obligaciones y derechos civiles

permanec« rän sujetos los chilenos, no obstanto su resideucia 6 domicüio

en pais extraajero:

1* En lo relativo al estado de las personas y 4 su capacidad para

ejecntar eiertos actoSf qne hayan de tener efeeto en Chile;

2. En las obligaciones y derechos que naeen de las relaciones de

farailla; pero 06IO respecto de sus cÖnyuges 7 parientes chflenos.

160) — Golamhien, Cödigo ciyil, Art 19:

Los colombianos residentes 6 domidliados ( n pafo extzanjero pet^

manecerän sujetos A las disposiciones de este Cödigo y dem&s leyes

naciotijtles que reglan los derechos y obligaciones civilesr

1. En lo relativo al estado de las persona^ y su capacidad para

efectuar cierto< actos que hayan de tener cfecto en alguno de los

Territorios administrados por el Gobierno general, 6 en asiunios

de la competencia de la Union;

2. En las obligaciones 7 derechos que naccn de las reladones de

familia; pero sölo respecto de sus cönyuges 7 paii^tes en los

caaos indicatos en el inciso anterior.

Niemoy«!, YorMhläg«. II. 3
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161) — Congostaat, Gesetz vom 20. PebTnar 1891, Art. 2:

L'etat et la ciipacitt'' dv IVtranger, ainsi que ses rapporta de

mille, sont r^gis par la loi du paya auquel il apparticnt, ou, & difaut

de nationalitö connue, par la loi de l'^Jtat Ind^pendant du Congo.

162) — Cwto Wem, C6digo civil, Art 8:

Las leyes de la BepAblica eoneemientes al estado y capacidad de

las penonaa obligan & los coatanricenaes pm todo acte jnridico 6 oon-

txato qne deba teuer w ejecuci6n en Costa Biea, cnalquicra que sea

el pais donde se ejecate 6 celebre el acto 6 contrato; y ohligan tam-

bite A los extiaigeroa, respecto de los actos que se ojeeutea 6 contratos

que se celebren y bayan de ejeeutarse en CJoata Biea.

165) — Deatseher Juristeutag, Wiesbaden 1886:

Frage: In welchen Kollisionpfnllen dos internationalen Privat-

rechtB ist da? Rocht des Wohnortes durch das vermöge der Ötaats-

bürgerschuft eintretende Kecht zu' ersetzen?

Beschin fs: In den, die Rechts- nnd Handhingsfahigkeit, femer

die familien- und die erhrechtlichen Verhältnisse betreffenden KoIIisions-

fölieu des internationalen Privatrechts ist als Regel der Grundsatz auf-

zustellen, daf« das Recht des Wohnsitzes durch das vermöge der Staats-

angehörigkeit eintretende Beebt an ersetzen sei.

164) — 0tnfi PetrasbevMS, Art 177:

La loi civile de I'^tat dont llndiWda est le sujet r^gle tout ee

qui coneeme T^tat et la capaciti de sa personne. Par des foits aed-

dentels, p. e. par la naissanee, on pent aoqu&ctr des droits de dtoyen

d*un ^tat queleonque dans eet itati sans en dtre sujet

166) - Dadley Keld:

Art 542. Tbe eivil eapadties and ineapaelties of au individual

in referenee to a transaction betwcen living persons, ezoept so far as

it affects immovaUe property, and subject also, in the case of public

funds, corporate Stocks and shipping, to the provisions of articles 572

and 573, are govemed by the law of the place where the transaction

is had, whatever may bc his national character or domicil, or tlie place

of his birth.

Art. 54y. No transaction had by a foreif:jner being one betwei'n

living persons, is voidable on the ground of Ins infancy, excojit so far

as it may affect immovablea, if either the law of hiu douiicil, or the

law of the place wbere the transaction' is had, sustains his capacity.
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Art, 544. Tlic civil capacities and incapacitles of an individual

in referenoe to immoyaUe property, axe to be detennined hj the law

of the place where the property is sitixated.

16$) Beiador, G6digo civil, Art 14:

Los ecaatofianoSi aunque reaidan 6 se hallen domiciliadoa en

higar extrafio, est&n BigetoB 4 la l^es de ra patria:

1. En todo lo relatiyo al estado de las penonaa y i la capacidad

que tienen para ejecutar dertos actos, oon tal qne 4stoB deban

verificarse en el Ecuador; y
2. Ell los derechos y oblig'aciones que nacen de las relacionfs de

familia, pero solo respecto de su conjage y paricutes ecuatoriauos.

167) — >Taukreicli, Code civil, Art. 3 AI. Ii:

Loh lois concernant T^tut et la capacite dos persounes lägissent les

Franfais, meme rdsidant en pajs ötranger.

168) — Freihnrg, Civilgesetzbuch:

Art. 2. Die Angehörigen dieses Kantons sind den hiesigen Ge-

setzen, die den Stand der Personen und ihre Fähigkeit zu den bärger*

liehen Becht^geschiften betreffe, aneh dann imt^worf^ wenn sie im

Ausland angesessen sind.

Art. 8. Die im Kanton angesessenen Fremdw wmd, in betreff

ihres Standes nnd ihrer Fähigkeit zu den bfifgerlichen Bechtsgeschäften,

den Oesetsen des Landes ihrer Herknnffc unterworfen.

169) — Genf, Codo civil, Art. 8 AI. 8:

Les loiö cüuceruant l'ötat et la capacite des personnes r^gissent

les Genevois, mgme r^sidaut en pays ötranger.

170) — Qeorgis, eode ef fke State, Art 2788:

Sometimes persons are eapable to contract by the law of the place

of contractu init inciqpable ander the law of tbis State. In suche case

the law, generally, of the place of the contract is enforced, unless the

circumstances show an attwnpt to eyade the law of this statc, or the

contract is of such a character as contrayenes the pollc^ of our law.

171) — Granbfinden, Ci vilj^esetzbuch, § 1:

Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden ihre Anwendung:

1. Mit Bezug auf das Persononrecht:

a) auf alle Kantonsangehörige, selbst wenn sie aufser dem Kan-

ton wohnen;
8*
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b) auf die im Kanton bestehenden juristisJchen Personen:

c) auf im Kanton niedergelassene oder aufhältliehe Kantonsfremde

dagegen nur soweit, ala nicht etwa da3 Gesetz oder die Natur

des betreffenden BeehtsverbftttniiBeB die AnwAidang eines

firemdim Rechts fordert.

175) — ftriedüsehei Oeiets vom 29. Oktober 1856 C^antAe *Bllnv^

Iths vofiof)t Art. 4:

' Ol yoftm ot nifA faesrorijroff TfQog m^m,p Suutm/tterwv $ jt^ot in»'

X^ff^m» vQfwtäv ftQtt^ui'f SUxovOk rodff "ElX^imt tutl h rff ttXXoSim^ —

.

Oi moSttnol JtinovTtu t^ird ww nfQl rijs tMOVonjro^ rovn}; vofivi»

rrjf nohiflag tfg rfv av^ovcw * «Ai* inl tmv fttraiv «Xloifanuy xal

'EiiyjvMv iv 'Ellaäi ai>vi<TTnu<r'm' fvoymv, ol aXXoSanol, ot f^orrtg

xara xov kkkrjvixin' vofiov nQcg avotaoii' avT(7)r anfUTOvfiirriY fxca'orriTre,

XoytiovTai Ixavot, av xttl »atä foits rofiovs T^s nargidos T(öv i^QtXov

178) — Haiti, Code civil, Art 7:

„Les Haitiens qui habitent momentan^ment ea pays etranger

sont r^gis par les lois qui eoncement P^tat et la capacit^ des per-

sonnes en Haiti.'

174) Holland, Wet hondende algemeene bepalingen, Art 6»

De wetten, betreffende de rechten, den Staat en de bevoegdheid

der pmonen, verbinden de Nederlanders, ook wanneer ay zieh bniten

*8 lands bevinden.

176) — Hondaras, Codigo civil, Art. 19:

A las leyes patrias qne reglan las obligaciones y derechos civiles

pormanecerän sujetos l>>s hondure&os, no obstante sn residencia 6 domi>

cilio en pais extranjero:

1. En lo relativ© al estado dt' las personas y d sii capacidad para

ejecutar ciertos actos, que hayaii de tener efecto eu Honduras;

2. En las obligaciones y derechos quo nacon de las relaciones de

familia; pero b61o respecto de aus cönyugcs y parientes en los

casos in^cados en el indso anterior.

176) — iapaB:

Art S: Der bfirgerlicbe Status und die gesetzliche Fähi|^eit der

Personen wird regiert durch da-^ Gosetz des Landes, dem sie ange-

hören. Dasselbe gilt hinsichtlich des Verlialtnissc-» der Verwandtschaft

und der daraus eutspriugeuden Eechte und Pflichten.
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Art. 6. Wenn in Japan ein Ausländer mit einem Japaner einen

Vertrag; schliefst, so ist hinsichtlich der Gcschäftsfäliigkoit das japa-

ni«clu' Kccht oder das Recht dcsTjaude?*, dem er ungeliürt, anzuwenden,

je uach(l(>in das eine oder das andere dem Bestände des Vertrages

günstiger ist.

Art. 8.] In allen Fällen, in denen sonst das Kocht des Landes

mafsgebeud ist, dem eine Person angehört, wird eine Person, die keine

Nationalität hat» oder m derenHeimatland an verBchiedenen Ortm yex^

echiedenes fiecht gilt, durch das Becht ihm Domisile regiert; ist solches

nicht bekannt, so werden sie durch das Recht ihres Aufoithaltsortes

regiert

Eine Person, welche sowohl die japanische wie eine andere Staats-

angehörigkeit hentact, wird durch das japanische i^ht, und solche

Personen, welche zweien oder mehr fremden Staaten zugehören, werden

durch das Becht des Landes regiert, dessen Staatsangehörigkeit sie

zuletzt erworben haben.

Art. 16. Verträge oder Akte, welche die bezüglich des Civil-

stand<"^ Oller der rechtlichen Fähigkeit gegebenen Vorschriften aulser

Anwendung stellen, sind null und nichtig.

c

177) — Insütttt, Oxford 1880:

L'dtat et la capacit^ d'une persoune sont r£gis par les lois de

r^tat auquel eile appartient par sa nationalit^.

Lorsqu* une personn*' n'a pas de nationalit^ connue, son itat et

sa eapacitä sont r^j^s par les lois de son domicile.

Dans le cas oü difTerentes lois civiles coexistent dans un mÖme
^tat, les questions relatives a l'ctat et k la capftcit(^ de T^tranger setont

däcidöeB aelon le droit iutdrieur de l'^tat auquel il appartient.

17«) — Institut, Paris 1894:

L'interdictiou des majeurs est r^e dans ses conditions et dans

ees efißsts par lenr loi nationale.

179) — Ionische Inseln, Bürgerliches Gesetzbuch, Art. 8:

•180) — Italien, Disposizioni etc., Art 6:

Lo stato e la capacit^ delle persone ed i rappotti dt lamiglia sono

Tegolati dalla legge della nazione a cni esse appertengono.
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181) — IiBHreiit:

Art. 11. Les Um concemant l*£t*t et la eapadt^ des personnes

T^ssent les Beiges partottt oft ils so trouvcnt.

Les lois ötrang^res coneomant V&tat et la capacitö rdgissont les

^traiip:crs qui sc trouveut en Belgique ao qu'ilä aient acquis

la natioualite beige.

Art. 15. L'etranger qui contracte en Belgique duit declarer son

Statut personnel et, s'il y a licu, Tincapacitä dout il est frappd. S'il

ne &it point cette didaraMon« les tieis qni tralt«at aree lui pomront

demander Tapplication du Statut beige, pourvu qu^s soient de bonoe

foi.

Quand les parttes dressent en Bdgique nn aete anthentique de

leurs coovention&i le notaire devra, sous sa responsabilitd, exiger qu*elles

d^areut si elles Bont etrangÖres et quel est leur Statut.

A rt. 18. Le Statut persoimel est däteimin^ par la nationalitö des

personnes.

Celiü qui a deux uatioiialit^s , dont l'une lui est recouuue par la

loi belg« a pour statut la loi beige taut quil u'a pas fait d'optiou.

Le Statut de celui qui u'a point de nationalitS est d^terminö par

«on domieile et, s'il n'a pas de domicUe certain, par sa r6sid«iee.

Le Statut personnel se perd avee la perte de la nationalitö i la«

quelle il est attacbä.

Le changement de nationalitä ne modifie le Statut que pour Tave-

nir; il n'a point d'effet rdtroactif.

Art 28. Les formalitds eoneemant T^tat et la eapaeit4 sont

rAgies par la loi nationale de la personne.

188) — Lima, Art 2t

Per Status und die juiistiscbe FAhigkeit der Personen werden

nach ibrem Nationalgesetse beurteilt, auch wenn es sieh um Akte

handelt, welehe in einem anderen Lande zu stände gekommen sind,

oder um Vermögen, welehes sich in einem anderen Lande befindet

188) — Lissabon;

L^itat et la capaoitö de la personne se d^terminent par la natio*

nalit6 on par le domieile, selon le prindpe en vigeur sin lieu oü la

personne se trouve,

II convient toutcfois, en ec qui concernc cet dtat et cette eapa*

citd, les droits et les devoirs de famille, la disposition des biens par

sueceasion testamentairo ou l(^ptime, que Ton adopte:

Dans les pajrs d'Earope et dana tons autres de population prin-
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eipalemmit stable, les principes de nationoUtä et subsidiairemeiit de

domicale f(»niulAi par l'Bietitst de droit intematioiiaL dana la Beasion

d'Ozford (1880X en restrcignant leur application dans Ics limites n^ces-

saires pour ne pas contrarier le r^imo d'oidre public Stabil dans le

pays on rapplication doit so f:iirc, c*estr4-dire eon Organisation poU-

tique, civile, 6conomique «^tr- fsic!).

Dans les pays oü les iininigratious predouiiiK'iit uu dans 1< ^uetd

elleü titiuuüut unc place tris importante, le principe de la natioualitö

doit dtre remplac^ par celui du domicilc.

Pour les cas de ebangement de naüonalitö on de doniicilo, il y a

lien d'adopter lea vigles anivantes en ce qui ooncerne les droits et

obligations de fiunille et de sacceflsions:

a) Les droits et obligations acqnis sotts la premi^e nationalitä

on BOUS le premicr domicilc scront r^gis par la loi de ceux-ci;

b) Les droits et obligations acquis sous la nourelle nationalitö

011 sous le nouveau domitilo scront r^gis par la loi de ceiix-ci;

c) Lc8 droit? et oblii^ation? qui ont f^t^ acquis sous la premicre

natioualite ou sous le pn'inier domicil»\ et qni, Tna1j?r6 Ic changement,

doivent coutinuer de s'exciccr, scront, s'iLs adectcnt tous des pcrsonnes

qui se soumettent au nouveau lieo, r^gis, sous r^serve de la libert^

des conventionsi par la loi de la nonrelle nationalit6 on du nouveau
* domicile.

d) Les droits et obligations acquis sous la premi^ nationalitä ou

sous le premier domicile, qui doivent s'exercer sur.le territoire de la

nonvelte nationalit4 ou du nouveau domicile, seront, s'ils n'affcctcnt

pas uniqucment des pcrsonnes soumises au nouveau licu, r^gb par les

premi^res iois eu tant qu'elles s'harmonisent avec les secondes.

184) — liiv-, Est- und KnrlSndisches Piivatrecht, Art. 28:

Die KechU- und Handlungsfähigkeit einer Person ist nach dem-

jenigen Rechte zu beurteilen, welches an dem Orte ihre.s Domizils für

die Personen desselben Standes gilt, welchem sie angehört

186) — Lnzeni, Civilgesetzbuch, § 6 AI. 2:

Für Handlungen und Gre^chäfte jedoch, welche Staatsbürger im
Auslande und Fremde innerhalb <|p Kantons vornehmen, bleiben die

einen und die anderen, in hetreft der persönlichen Fahij^keit. dieselben

vorzunehmen, den Gesetzen des Landes ihrer Herkunft unterworfen.

t8<t) — Halle, BevlBed Statutes, ehapter 61 section 10:

Wben a married woman comes ftom anj other stato or countiy,

and remains in tbis State, without living with her busband, she maj
make contracts, dispose of properly, sue, and be sned, as if unmanied.
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WliPn her lnisl)!m<l comes and Claims Iiis marital rights, her contracis

and snits are affected the saiiie aa if they were theu firat mairied.

187) — Mexiw, C6digo civil, Art. 12:

Las \eyos conceniieuteri al estado y capacidad de las personas,

sou obligatorias pam loa niexicanos del Distrito federal y tcrritorio

de la Baja Galifoin'a, aan tiuando reaidan «n el extranjero, respecto

de loa actos qne deban ejeeutaree en todo Ö en parte de laa menciona-

daa demareaeiones.

188) — .Mexii'O, Cödigo de eatranjcria:

Art. 31. I/oa e.xtranjeros estan sujetos Ä las leyes del pais en

quo f^o JmHan, y tambion A las de su nacionalidad. Los conflictos Ä

que du lu^ar su applicacion, cuando unas y otras son contrarias y se

duda si en un capo i)articular deben prevaleccr las unas 6 las otras,

se podrän terminar por las öiguientes roglas.

Art. 32. La condicion personal sigue rigiüudose por las lejes

pAtriaa, aunque ae traalade la persona 4 pais «traigeroi oon laa sigiu*

entea ezeepeiones.

Art. 38. Gesa la aplicadon de la r^la anterior:

I. Cuando es incompatible con ol ejeroicio de los doreehos proprios

de la solierania que admite en su tcrritorio al extraujero.

II. Cuaiido es contraria & la conatitueion 6 leyes iundamentaiea

del estado.

III. 8i off'ude ä la moral jiübUca del pais.

IV. iSi öö opone 4 los reglamentos de jioliei'a.

V. Si pcrjudica derechofi de tercero garantizados por las leyea.

VI. 81 las lejea del pais aon mas lavorablea & la libertad 6 i

la capacidad juridiea del extranjero, qae las de aa patria» j el eztran-

jero se ampara de ellas, con tal, empero, que no requieran le caltdad

de natural 6 nataraliaado.

189) — Michigan, Public Statutes 1Ö82:

G28;!. Wh-m any tnarried womnii slinll come from any otlier

State nr fountrv into tlii^ stato, without her liusbaiid, he haviiig never

lived witli hör in tliis stat'', shr may traiisact bus?iiK'ss, make contractg,

aud commerce, prosecutc and defend suits in her owii name, and dig-

pose of her propcrty which may be found in this state; or whicb she

may acquire, in like manner, In all respecta, aa if ahe were nnmairied.

§ 6284 Such married woman ahall be liable to be aned aa if she

were anmarried, upon all contracta, and for all other acta, made or

done hj her after her arrival in this atate; and ahe may make and

execnte any deed and other instrumenta, in her oim name, and do all
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otiker lawfiil acta, that maj be neeesaaiy and proper to cany into

effeet tbe powers hemn granted to her.

§ 0285. If the Imsbaiid of anj sucb woman shall afterwatds come

into this State, and elaim bis marital rigb^ bis arrival bere sball bave

tbe aame eflPeet, witb regard to anj suit then pending, in whieb ehe is

a party, and to anj contract made, or business traosaeted hy ber

uuder the power granted to her hy tbe provisione of this chaptor, as if

they had bcen just married at the time of bis arrival here , and shall

haye no otber effect.

190) — Mommsen:

§ 2. Die Rechtsfähigkeit luul tlic IlMvidlungsföhigkcIt < iner Person

sind ohne Rücksicht auf den Ort, wo sie ilireu Wohiiaitz hat, nach dem

Recht dos Staates zu beurtcilcii, ilt-m ang:phört.

§ 8. Sofern die Verpilithtung eincis Ausländers aus einer im In-

landc vorgenommenen llaiHllunfz; in Frage steht, wird die Handhmgs-

fähigkcit desselben auch dann augeuommeu, wenn sie zwar uicht nach

dem Rechte des Staates, dem er augehört, wohl aber nach den Be-

Btimoinngen des inlftndiscben Reobtes vorbanden ist, — es sei denn,

dafs die Verpfliebtong einem demselben Staate angehörenden Ausländer

gegenüber fibemonunen ist und dafs der letztere «igleicb eine Kunde
davon gehabt bat, dafs der sieb Verpflichtende demsdbm Staate, wie

er selbst, angehört

Bei Verpflichtangen aus unerlaubten Handlungen, Avelchc von

Auslärdern im Inlande vorgenommen sind, entscheidet allein das in*

ländische Kecht über die Voraussetzungen der Handlungsfähigkeit.

§ 17. Personen, welche ihre bisherige Staatsaugehörigkeit verloren

und noch keine nndore Sf;i:tt«angeliörigkeit erworben haben, werden,

solani^f letzteres der Fall ist, in BeTiiph^ing auf ihre bürgerlichen

Rechte alä Augehörige des Staates, dem sie bisher angehört haben

betrachtet.

Im übrigen werdi-n IN'rsonen, welche keiixMn Staate oder doch

keinem an dem geordneten völkerreclitiitdieu Verkehr teilnehmenden

Staate angehören, in Ansehung der Rechte, für welche dem vorstehen-

den zufolge die Staatsangehörigkeit mafsgebend ist, nach dem Recht

des Staates beurteilt, in dessen Gebiet sie ihren Wobnsits haben oder,

falls sie einen fissten Wobnsits überhaupt nicht haben, sich aufhalten.

191) ^ Nonaeo, Code civil, Art. 8 AI. 8:

Les lois eoncemant l'itat et la capaeit6 des peisonnes rägissent

les snjets mon^gasques, mdmo risidant en pays ^traoger.
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192) — Jtttnteiiegro, AllgemeineB Gesetzbuch:

Art. 786. Handelt ea sich um die Feststellung des Umfanj^cM der

Rechtsfähigkeit, ob beispielsweise jemand und in wdchem Mafse Kiici n-

tümcr von Sachen einer bestimmten Art sein kann, so sind die Gesetze

jenes Ortes anzuwenden, unter welche die bestimmte Art von Sachen

oder Geschäften fallt.

Art. 788. Der Umfang der gegetzmafi^igen Handlungsfähigkeit

einer Person zur Verfügung in ihren Vcrmitgrusverhältnissen ist nach

ihren Hehnatagesetzen zu beurteilen. Auf diejenigen Rechtsgeschäfte

über Vermögen, welche Ausländer miteinander oder mit Montenegrinern

in Montenegro eingehen, und welche in diesem Lande erfüllt und ge-

arteilt werden sollen , sind besfiglieh der Handlungsfittdgkeit die mon«

tenegrinischen Gesetse jedesmal ansuwenden, wenn sie f&r den Bestand

und die Festigkwt des abgeschlossenen Bechtsgesehiffces günstiger sind.

Art dO(K Hat die Staatsbfitrgerschaft darauf Einflurs, nach

welchen Rechtsnormen ein Beehtsgeschaft beurt^t werden soll, so ist

in dem Falle, dafs jemand seines frflheren Staatsbürgerreehtes verlustig

geworden wslrc, ohne ein anderes erworben zu haben, während der

Fortdauer dieses Zustande*' ein solches "Reclitscreschäft nach den Ge-

setzen jenes Staates zu beurtcilcu, dessen Staatsbürgerschaft jene Per-

son fnilu i- hatte.

S. auch unten Nr. 977.

193) — Montevideo

:

Art. 1. La capacidad de las persouas se xige pox las lejres de su

domicilio.

Art. 2. Kl cambio dv Uoniieiiio no altera la capacidad adquirida

por eiaaucipacion, mayor edad 6 habllitaeion judicial.

Art. 5. La ley del lugar en el cual rcsidc la persona determiua

las condiciones requeridas para que la restdencia constituya domieOlou

Art 9. Las personas que no tuvieren domicilio conocido lo tienen

en el lugar de su residencia.

Art 10. Los efectos juridieos de la declaradon de auseneia re-

specto Ä los bienes del ausente se detenninan por la ley del litgar en

que esos bienes se hallan situados.

La«; dema<^ relaeiones juridicas del ausente seguir4u gobeni4ndose

por la Icy que autcriormente las regia.

194) — Neuenbürg, Code civil, Art. 3 AI. 3:

Les lois coneernant Tetat et la capaeitö x^issent les Neudiatelois,

mSme r^sidant en pays stränget.
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195) — Osterreieki Allgemeines bürgerliclies Qesetzbueb;

§ 4. Die bütgerlichen Gesetze verbinden alle Staatsbürger der

Länder, tSa velcbe sie kundgemacht worden sind. Die Staatsbüiger

bleiben aneh in Handlungen und G^eschAften, die sie anfser dem Staats-

gebiete vornehmen, an diese Gesetze gebunden, insoweit als ihre per-

sSnIiche Fähigheit, sie zu nnteniohmcn , dadurch cingescbränkt wird,

und als diese Handlungen und Geschäfte zugleich in diesen Ländern

rechtliche Fol2r«^n hf^rvorbrincren poIIph. Inwiefern die Fremden an

diese Gesetze gebunden sind, wird in dem folgenden Hauptstücke be-

stimmt.

§ 34. Die juTsonlichf^ Fühii^kiMt der Fremden zu Rechtsgesclmfton

ist insgemein nach den Gc^ftztMi flf>s Ortes, denen der Frorndf vermHp^o

seines Wohnsitzes, oder, wenn er keinen eigcntliehnn Wohnsitz liat,

vermdge seiner Geburt als Unterthan, unterliegt, zu beurteilen, inso-

fern nicht fQr einzelne Falle in dem Gesetze etwas anderes verord-

net ist.

I 37. Wenn Audinder mit Ausl&ndem oder mit Unterthanen

dieses Staats im Auslände Bechtsgescblfte vornehmen, so sind sie nach

den Gesetzen des Ortes, wo das Geschift abgeschlossen worden, zu

beurteilen, dafem bei der Absehliefsung nicht offenbar ein anderes

Recht zum Grund<; gelegt worden ist, und die oben im § 4 enthaltene

Vorschrift nicht entgegensteht.

196) Portigal, Codigo civil:

Art. 24. Os portngnezes, qne viajam ou residem em paiz estran-

geiro, conservam-se si^eitos is leis portugnesas coneementes & sua

citpaeidade civil, ao seu estado e & sua propriedade immobitiaria situ-

ada no rcino, em quanto aos actos que houverem de produztr nelle 08

sens effeitos: a £6rma externa dos actos ser4, todavia, regida pela lei

do paiz, oiulo forem cclebrados, salvo nos easos em que a lei ezpressa-

mente orUenar o contrario.

Art. 27. 0 estado e a capaddade civil dos estrangeiros sSo re>

guiados pela lei do seu paiz.

.

197) — Portugal, Codigo commercial, Art. 12:

A capaeidade commercial dos portuguezes que contrahem obii-

ga^ues mercantis em paiz estrangeiro, e a dos esti-anu« hos quo as con-

trahem em territorio portnguez, sers'i regnlada pela lei do paiz de cada

um, salvo qnanto aos Ultimos n'aquillo em quo fdr opposta ao direito

publico portnguez.
'
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198) — Freiifseii, Allgemeines Laodrecht, Einleitang:

§ 83. Die peisSnlichcn Eigenschaften und Befugnisse ciues Men-

schen werden nach den Gesetzen der Gerichtsbarkeit beurteilt, unter

welcher derselbe f»oinen eigeiitUclu'ii Wolm.sitz hat.

^ 24. Kino Idofse Entfcrmiiii^ uiid seiner (Jt-riilit^-barkeit, bei

welelitr die Absiclit, einen anderen VVolmsitz zu wählen, noeli nicht

mit Zuverlüsäigkcit erhellet, verändert die persönlichen Rechte und

Pflichten dieses Mensehen nicht.

§ 2a. Sdiange jemand noch keinen bestimmten Wobnaits hat,

werden seine persönlichen Rechte und Verbindlichkeiten nach dem Orte

seiner Herkunft beurteilt.

§ 26. Ist der Ort seiner Herkunft unbekannt oder aufserhalb

der königlichen Lande, so gelten die Vorschriften des allgemeinen

Landrechts oder die besonderen Gesetze seines jedesmaligen Aufent-

haltes, so wie tiarb fbn einen, oder den anderen, eine von ihm unter-

nommene Handlung am füglichsten bnstebon kann.

§ 27. Hat jemand einen doppelten ^YohnBitz, so \\ inl si'in(! Fiihipj-

keit zu handeln nach den Gcdctü*!!! derjeuigen voJi beiden Gerichts-

barkeiten beurteilt» welche die Gültigkeit des Geschäfts am meisten

begünstigen.

§ 34. Auch Unterthanen fremder Staaten, welche in hiesigen

Landen leben oder Geschäfte treiben, müssen nach obigen Bestimmungen

beurteilt werden.

§ 35. Doch m IkI ein Fremder, der in hiesigen Landen Verträge

über daselbst befindliche Sachen schliefst, in Ansehung seiner Fähig-

keitfn 7.n handeln nach denjenipf'!» Gesetzen beurteilt, nach welchen

die Uaudluug am besten bestehen kauu.

199) — Rocholl:

Die Rechts- und Handlungsfähigkeit des Ansliinders wird, sofern

nicht eine im Auslande vorgenommene Rechtsliandlung in Frage steht,

nach den Gesetzen seines Heimatsstaats beurteilt.

200} — Rnnältieii, Codiee civil e, Art 2 AI. 2:

Die Gtosetie betrefls des bürgerlichen Standes und der persön-

lichen Pfthigkeit sind für die Rumänen maisgebend, auch wenn sie

im Auslande wohnen.

201) — Salvador, Gddigo civil, Art 15:

A las lejes patrias que reglan las obligaciones y derechos

civilo'^, permanpcernn »^iijeto-; salvadoreüos, no obstante sn residen-

cia ö domicilio cn pais extranjcro:
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1. £n lo relativo al estado de las personaa j & au capacidad para

€»}ecutar ciertos actos, qne haTan de tener efecto en el Saiyador;

2. En las obligadones 7 derechoB que nacen de las idaciones de

fnmilia; pero s61o respecto de aus conT^gea 7 parientes salya-

dorefioB.

202) — SaeliMii, BurgeTlichea Gesetzbuch:

§ 7. Die Rechts- und flandlungsfUhigkeit einer Person ist nach

den Gesetzen des Staates au beurteilen, dessen Unterthan dieselbe ist.

§ 8. Die Handlungsfähigkeit eines Ausländers wird nach den

Gesetzen des Inlandes beurteilt, wenn eine Yeipflichtnng desselben

aus einer im Inlande Torgenonunenen Handlung in Frage ist.

203) — ScbafThansen, Privatrechtliches Gesetzbuch, § 2:

Die rechtlichen Eigenschafton der Kantonsbürger (Rechtsfähigkeit,

Ilanillunf^^sföhigkcit) richten sirh gelbst im Auslände nach dem Rechte

ihrer Heimat. Ebensso wird in dieser Hinsicht den Kantonffremden die

Anwendung ihres heimatlichen Höchts hierorts gewährt, wenn solches

nach dem Rechte des Staates, dem sie angehören, vorgeschrieben wird.

Gleichwohl wird ein Fremder, der nacli hiesigem Rechte haad-

lungsfähig wäre, in Verkehrsvorhaltnjssen mit Kautonseinwohncm als

bandlungs^hig auch dann angesehen, Venn er ea nach seinem Helmata-

reehte überall nicht oder doch mit Bezug auf die in Frage kommende
BevehtBgeschftfte nicht w&re.

80^ — 8ehirei£eri«bet Bmideageaetx, betreffend die persönliche

Handlnngsf&higkeit, vom 22. Brachmonat 1881, Art 10:

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelt^ für aUe Schweizer, snen

sie im Inlande oder im Auslandp wohnhaft.

Die persönliche Handlungsfähigkeit der Ausländer lichtet sich nach

dem Rechte des Staates, dem sie angehören.

Wenn jcdoph ein nach dem Reclite »eines Landes nicht handhnif^^s-

fäluLjer Ausländer in der Schweiz Yerl)iudlichkeiten eingeht, so wird

er verpflichtet, insofern er nach schweizerischem Rechte handlungs-

fähig wäre.

206)— SdiweiKerisehea Bindeageaetz vom 25. Juni 1891:

Art. h Die pcrsonen-, familicn- und erbrechtlielien Be.stinnnungen

des Givilrechts eines Kantons finden auf die in seinem Gebiete woh-

nenden Niedergelassenen und Aufenthalter aus anderen Kantonen nach

Hafsgabe der Vorachiiftw der folgenden Artikel Anwendung.
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Art. 2. Wo dieses Gesets nicHt ausdracklich den Geriehtsstand

der fleimat vorbehält, unterliegen die Niedergelassenen und Anfent-

haltet in Bezug auf die in Artikel 1 erwähnten dTilreehtlichen Yer*

hältiilsso <1or norit htsbarkeit des Wohnsitzes.

Der Richter hat das Civilrecht eines anderen Kantons von Amts-

wogen anzuwenden Vorbehalten bleiben die kantonalen Vorschriften,

betretTiMid die Beweiserhebung über Statutar- und Gewohnheitsrecht»

Art. 3. Der Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes befindet sich an

dem Orte, wo jemand mit der Absicht, danernd zu verbleiben, wohnt.

Die Unterbringung einer Person in einer Erzifhungs-, Pflege-, Vei-

sorguiigs-, Heil- oder Strafanstalt begründet für dieselbe keinen Wohn-

sitz im Sinne dieses Gesetzes; ebensowenig der Aufenthalt au einem

Orte zam Zwecke des BesndiM einer Lehranstalt.

Der einmal begründete Wohnsits einer Person dauert bis sum
Erwerb eines neuen Woluudtxes foirt

Niemand hat an awei oder mehreren Orten augleich seinen

Wobnsits.

Art 4. Als Wohnsits der Ehefrau gilt der Wohnsits des Ehe-

mannes.

Als Wohnsitz der in elterlicher Gewalt stehenden Kinder gilt der

Wohnsitz des Inhabers der eUorlichen fJewalt.

Als Wohnsitz der unter A'orraundacliaft stehenden Personen gilt

der Sitz der Vonnundschaftsljehnrde.

Art. 5. Wenn Jemand in mehreren Kantonen heimatberechtigt

ibt, HO gilt für die Anwendung' der ik'ätimmungeu dieses Gesetzes als

Heimat derjenige Heimatkanton, in welchem er seinen letzten Wohnsitz

gehabt hat, und falls er seinen Wohnsitz niemals in einem der Heimat-

kantone gehabt hat, derjenige Kanton, dessen Bürgerrecht er oder seine

Vorfahren snletst erworben haben.

Art. 6. Wenn in den Gebietsteilen -eines und desselben Kantons

nicht dieselben Rechtsnormen in Kraft bestehen, so gilt als Wohnsitz*

recht eines Niede^elassonen oder Aufenthalters das Becht desjenigen

Kantonsgebietes, in welchem derselbe Wohnt, als Heimatrecht das Beeht,

welches in derjenigen Gemeinde in Kraft besteht, deren Bürger er ist.

Bei nu lirfuc lu r Ileimatbercchtigung in einem solchen Kanton findet

die Vorschrift den Art. 5 entsprechende Anwendung.

Art. 7. Die persönliche Handlungsfähigkeit der Ehefrau wird für

die Dauer der Ehe durch das Recht dc:* Wohnsitzes bestimmt.

Die Befugnisse der Minderjährigen gegenüber den Inhabern der

elterlichen oder vonnuudschaftlichen Gewalt bestimmen sich nacb dem-

jenigen Rechte, welches für die elterliche Gewalt oder die Vormund-

sehaft gilt.
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Die Jahrgebnng (Vol^fthrigliettAerldiniiig) unterliegt dem Rechte

und der Gerichtabarkdt, welche für die elterlidie oder Tonnmidschaft'

liehe Gewalt mafsgcbend sind.

Die Ttvstiorfäliigkpit beurteilt sich nach dem Keehte des Wohn-

sitzes zur Zeit der Errichtung des letzten Willens.

Art. 28. Soweit nicht Strintsverträfrc^ besoTidere Besitimmnngen

enthalten, p;elten ffir die pcrsonen-, fainilicu- und erbrechtlichon Ver-

hältnisse der Schweizer, welche im Auslande ihren Wohnsitz haben,

folgende Regeln:

1) Sind diese Schweizer «noli Mafsgahe der jiu.slandi?»cheii Ucsetz-

gebuug dem ausländischen Hechte unterworfen, so erstreckt sich die An-

wendung des acBltuidisehen Rechts nicht auf ihre in der Schweiz ge-

legenen Liegenschaften; es gilt vielmehr in Beaug auf solche Liegen«

BChaften das Redbit und der Geriditstand des Heimatkantons.

2) Sind diese Schweizer nach Mafsgabe der ansländisehoi Gesets-

gebung dem analindtsehen Rechte nicht unterworfen, so nnterstehcm sie

dem Rechte nnd dem Geiichtsstand des Heimatkantons.

209) — S«lotlliini, Civilgesetzbucb, § 5:

Bei Handlungen und Greschäften, welche Kantonsbürger im Aus-

lande und Fremde innerhalb des Kantons vornehmen, bleiben die einen

nnd die andern in betreff der persönlichoi F&higkcit, dieselbmi Yorzu-

nehmen, den Gesetsen des Landes ihrer Herkunft unterworfen.

807) — Spanien, C6digo civil, Art 9:

Las leyes relatiraa ä los derechos y deberes de familia, 6 al estado,

condicion y capacid«ad legal do las personas, obligan 4 los espaüoles,

aunqne residau en pais cxtranjero.

808) — TidBO, Godice civile, Art. 6:

Gli atti che si intraprendono da an Ticinese all'estero, se hauno

a produrre effetto nel Cantone dcvono regolarsi colle disposizioui

dolla legge uazionaie in cid che concerne lo stato e la capacitä, deüe

persone,

La capacit^ civile degli esteri e regolata daila logge del paese

cui appartcngono.

Se per6 un estero, che, secimdo da legge del suo paese, non ha

la capaciti dvile, oontrae impegni nella Sviszera ^li ti obbliga

validam^te in qnanto possieda questa capacitft secondo la legge

syiuera.
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200) — Unterwalien, Gesetz vom 28. Oktober 1852 (Person en>

recht):

§ 5. Für Handlungen und Geschäfte, welche Ksntoosbüiger im

Auslände und Fremde innerhalb d(>s }ii(>sigcn Kantons vornehmen,

bleiben die einen und die andern in BetroflF der persönlichen Fähigkeit,

dio,«e1bon vorzunehmen, den Gesetzen des Landes ihrer Herkunft

unterworfen.

§ 6. Besitzt einer das Kantonsbürgerrecht in mehreren Kantonen,

so ßind folgende Bestimmungen maf^gebend:

a) Ist der Befntfende in einem dieser Kantone angesessen, so wird

er als unter dem Gesetie dieses seines Wohnorts stehend an-

gesehen.

b) Ist er aber in keinem deijenigen Kantone niedergelassen, deren

Bürgerrecht er besitzt, so wird er als unter den Gesetsen des-

jViiigon Kantons stehend augesehen, aus welchem er oder s^e
Vorfahren sich an ihren Wolmort begeben haben.

210) — Urognay, Codigo civil;

Art. 3. Las hyt's o})lifrin indistintamcnte 4 todos los que habi-

tau en cl ten-itorio de ia repüblica.

Art. 4. Los orientales residentes 6 domiciliados eu pais e.x-

tranjcro pemAnec^n sujetos 4 las lejes de la rcpübiiea:

1. En lo relativo al estado de las personas y & sa eapaeidad paia

ejeeatar ciertoe actos, qne haTan de teuer efecto en la rep&blica;

2. En las obligaeiones y dereehos que nacen de las lelaciones de

fiunUia; pero b61o respeeto de sns conyuges y parientes orientales.

2U) — Venezaela, Cödigo civil, Art. 7;

Las lex es concemientes al estado y capaddad de las personas

obligan 4 los venesolanos, aunqne residan 6 tengan domicilio en pais

eztarai^ero.

212) — Wallis, Civilgesetzbnch, Art. 2:

Die Gesetze in betreff des bUndes und der Rochtsflihigkeit der

l'ersonen erstrecken sich selbst auf die im Auslaude sich aufhaltenden

Walliser.

213) — Zng, Privatrechtliehes Gesetzbuch, § 2:

Die persönlichen Verbättnisse (Beehtsfthigkeit, HandlungsflUiig^

keit), die Familienverhftltnisse (z. B. .eheliche YormundBchaft, Gftter-

recht der Ehegatten, väterliche und obrigkeitliehe Vormundschaft), sowie

die mit diesen oder jenen im Zusammenhaiig stehenden Erbyerhftltniase
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(Intestaterbrecht, Testament) der Kantonsbürp^er, wenn auch im Ausland

betiiidlieh, werden nach den) Heimatreclit («Icr Person, der Familie des

Erblari.seröj bciirteilt; sowie auch in dieser Hinsicht den Kuntonsfremdcn

die Anwendung ihre» heimatlichen Rechtes hieraeits gewährt ist, sofern

das Becht des Staates» dem sie augehöreni solches vorsehreibt.

Gleichwohl wird im I^md^r, der nach hiefligem Hechte hand-

lungs&hig wKre, in Yerkduayerhiltnimen mit Kantonseinwehnem als

handlungsfähig auch dann angesehen, wenn er es nach seinem Heimat-

rechte überall nicht oder doch mit Besug auf die in Frage kommenden
Rechtegeschäfte nicht wäre.

b) Jaristiscke Permen.

214) — Argentinien, C6digo civil:

Art. 33. Las pcrsonas juridicas, sobre las cuales oste Codigo le-

gisla, Bon las quc, de uita odstencia neeesaria, 6 de una existencia po-

sible, son creadas eon nn objeto conveniente al pueblo, y son las

signientee:

1) £1 estado;

2) Gada una de las provincias federales;

3) Gada uno de sns municipios;

4) La iglesla;

5) Los establecimientos de ntilichid piibliea, relif^iosoH 6 piadosos,

cientificos 6 literarios, las coritoracitHu^H, eoniuuidadca religio.sas,

colegios, universidades, sociedades auonimas, bancos, compaiiia;» de

seguros, y cualesquicra otras asociaciones que tengan por prineipal

objeto el hiom comun, con tal qua poaean patrimonio proprio y
sean eapaces, por sus estatutos, de adquirir biratee, y non subeistan

de asignaciones del estado.

Art 34. Son tambien personas juridicas los estados estzaiyMOS

cada una de sus provincias 6 municipiost los establecimientos, corpoia-

tiones 6 asociaciones existentes en paises estranjeros, 7 que existieren

en ellos con iguale«» condiciones que los del articulo anterior.

Art. 44. J>Hs jiersonas jnrfdieaf^, nacionales 6 estranjeras, tienen

SU doniieilio en el lup^ar en que se hallaren, 6 donde funcionen sus

direcciones 6 adininistraciones principules, no siendo el caso de com-

petencia cspecial.

— BelgiMhes Qffleti vom 18. Mai 1878:

Art. 128. Lcs soci<St(^s anonymes et In antres associatiou:^ com-

merciales, indoatriellea ou financi^res constitu^es et ayant leur siege en

pays 6tranger, pourront faire ieurs Operations et ester en justice en

Belgiqne.

Nie m eyer, Vorsuhlfige. 11. 4
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Art. 129. Tonte soci^t^ dont le prineipal Etablissement est ea

Bel^que est sonmise k la loi beige, bien qiie Taete oonstitatif ait m
passE en pnys ^tranger.

Art 130. L('s articlc« rolatifs i\ la piiblication des actea et des

biians rt l'art. 66 sont applicables aux societt^s etrangöre.s qui fonderont

en Belgiquo uuc succnrsa!«» ou iine si^gci quelconque d\>p^ration.

Los persoDueä prdposees ä la gtistion de l'^tablissement belgo sont

soumiscs k la mSme responsabilit^ envers les tiers que si elles geraieut

iine Boei^tö beige.

SM) — OtDgostMt, Dekret vom 27. Februar 1887, Nr. 8;

Lea soct^B eommeieiales constitades l^lement et ajant lear

si^ge lEgal en pays ^tranger pounoni fiure leun Operations et ester ea

jvstiee an Congo.

917) — Dtdley KeM:

Art. 545. Cbrporations and otber artifieial persona have no

existence beyond tbe jurisdic-tion of thc power by virtae of wliich th^
exist^ and havo no capacitjr bejond tbat wMch is confenred by the law

of such power*

218) — Italien, Uodice di commercio:

Art. 230. Lc socictÄ logahncnte constitulto in paose c?tcro, le-

qtxali ötabiliseono nel reguo una scdi' secoiidaria od una rappresentanza,

8ono soggettc alle disposizioni del pre.sente codice riguardanti il de-

posito e la trascrizione , Taffissione e la pubblicazione dell' atto costi-

tutivo, dello atatuto, dcgU atti che recano cambiamenti air uuo od all'

altro, e dd Ulancl; devono pnbblieare in oltre il nome delle persone

che dirigono od anuniniatrano tali aedi, od altrimenti rappresentano

la societä nello stato.

Qneste persone banno verso 1 terat la responaabilitfc stabilita

per gli amministratori delle societä nazionali.

Se le societ4 estere sono di specie dirersa da quelle indicate neir

articolo 76, si devono adempiere le formalitA prescritte per il deposito

c la pubblicazione delT atto costitiitivo e dello statuto delle siocictä

auoniuie, e i loro annnini.stratori haiino veräo i terzi la responaabilit4

stabilita per gli ammiiiistratori di queste.

Le societä. costituite in paese estero, le quali bauuo uel regno la

loro sede e l'oggetto piincipale ddla loro impresa, sono conaidevate

eome aoeteti nasionali e sono aoggette. anebe per la forma e validiti

del loro atto costitntiTo, benehö stlpnlato in paese eatero» a tntte le

dispoaisioni del presente codice.
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Art. L'inadcmpimeDto delle formalitik prescritte neW arti-

eolo preeedente produce, per le societik sopra indicatei le conscguen^e

legali stabiltte per le Bociet& nasionalif e rende in tntd i easi gli am-

minigtcatori ed i mi^wetetitanti di qnakiTOglia speoie responsabili per^

sonalmeste e aolidariame&te di tntte le obbligazioni sociali, limita-

mente agli atti ^endcnti dair esereisio delle loro fitnrioni.

Art. 232. Le socictä in nome colicttivo cd in acoommandita sem*

plico fO'^titnitf in paosn ostero rlovono dopositare per intioro il loro atto

co8tirutivo nelia cancelleria del tribimah' dl commercio, ndla cui giu-

risdizione intendono di collocare ii ioio jnincipalo stabilimtmto ncl rcgno,

entro il termine e per gli eflfetti indieati imlV articolo 90.

Esse devono umformarsi alle disposirioni ddl* artlealo 92, rispctto

agli atsbilimenti seeoiidarii od alte rappresentanze che istitniieono nel

regno*

Le altre iqieeie di aocieti^ eoetituite in paete estero devono nni-

fonnaTsi alle disposiiioni dell* articolo 91 ncl luogo ovo istitiÜBCono il

loro principale stabilimentOi e alla disposizione del prirao capoverso

deir articolo 92, rispetto agli Btabilimenti seoondarii ed alle rappie«

eentanae.

219) — Montenegro, Allgemeines Gesetzbuch, Art. 787:

Bei der EntsclieiduDg darüber, ob der Beätaiid einer rechtsfähigen

Gfesellachaft, einer Stiflang oder im allgemeinNi einer jariatischen Per»

8ÖI1 gesetsmärsig ist, werden die Gcsetxe ihres Wohnsitaes anr Sicht*

achnnr genommen.

820) — Montevideo:

Art & £1 £stado en el earieter de perM>na joridiea tiene capa-

eidad parn adqnirir dorochos y contraer oblipracionos en el tenitorio

de otro Estado, de coiitonnidad ä las leyes de est(? ultimo.

Art. 4. La existeucia y capacidad de Las personas juridicas de

caräcter privado se rigc per Las leycs del pais en el cual hau sido reco-

nocidas como tales.

El car&cter qne revisten las habilita plenamente para ejerdtar

fiiera del lagar de su institncion todas las aeciones j derechoä quo les

correspondan. Mas, para el ejercido de actos comprendidos en el objeto

especial de sn institaoion, se sujetar&n & las preseripeionos estableeidas

por el Eatado en el cual intenten realisar dichos actos.

221) — Portugal, Codigo commcrcial, Art. 54:

As sociedades coustituidas em paiz estrangoiro que queiram esta-

belecer succursal on qualqner especie de repreüeutayao social iio rcino^

apreseutarllo ao registro comuiercial, aldm dos documeiitos exigidos 4s

4*
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nadonaes, um certi£cado do respeetivo agente eonsnlar portugnes de se

achaiem conatituidaB e fiinodoiiado em hamonia com as leis do respee-

Üvo pais.

^Si) — Ramänien, Codice di comercin, Art. 239:

Die im Auslande errichteten Gegellschaften, welche in Rumänien

ihren Sit^ und den Hauptgegenstand ihrer Unteraehinun tron haben, sind,

aufh bp'züglich der Form und Gültigkeit ihres ßcgiün 1 ; i^saktca, und

obwohl dieser im Auslande stattgeftinden hat, allen Vorsciiriften dieses

Gesetzbuches unterworfen und müssen auch die Vorschriften des gegen-

wärtigen Abschnittes erfüllen, um in Bumänien in Thätigkeit zu treten.

82$) — Spanien, Verfassmig, Art, 28:

Im corpozacioiies, fandaciones j afloeiadHinest Teconoddas por la

ley y dondcaliadaa en Eepafiaf goaar&n de la nacionalidad espaftola,

sicmpre que tengan el concepto de personaa juridicaa cou aneglo ilas

disposiciones del presente Cödigo.

La? asopiacionos domieiliadas en el extranjoro tendrAn en Eppiifia

la consideraciou y los derechos que determinen los tratados ö lejcs

especiales.

224) — Spuieni Cddigo de eomereio, Art. 15:

Los extranjeros y laa compa&ias coostituidas en el extranjero po*

dr&n ejercer el eomereio en Eapafia, con eojecidn k las leyea de an paf^

en lo que se refiera & su capacidad para oontratar;. y & las dispon*

cionea de eate C6digo, en todo cuanto conciema 4 la creaeiön de ras

estableeimientos dentro del territorlo espaüol, & sns operaciones mev^

eantUes y 4 la jurisdicciön de los Tribunales de la naci4n.

Lo prescrito en este articulo se ontondorA sin perjnicio de lo qne

en casos particulares pueda establecersc por los tratados j convenios

con las demds Poteucias»
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a) fihescliliefsnng (und Verlöbnis).

Eingoschloasen sind hier die allgouunu von ^fEunilienreelitlieheii'' Yev»
h&ltnJflBen redenden Bestumnungen.

«

225) — Argentuien, Ley »obre el matrimonio civil (2. Novem-
ber 1888):

Art. 2. La validpz fiel matrimonio, no iiabiendo ninguno de los

irapedimentos establecidos eu los incisos 1„ 2., 3., 5. y 6. dei articulo

9., serä juzgada eu la Bepüblica por la ley del lugar en que se haya

cdebvado^ aunqne los eontrayenteB hubiesen dejado au domicilio para >

HO Bvgetarse & las föimas y leyes que en ^1 rigen,

Art 8. La 1^ HO reeonoce esponsales de fütaro. Ningun tribu-

nal adiiiitir& demanda Bobre ia materia, ni por indemnizacion de pw»

jnieios que elloa hubiea«i causado.

226) — Arinia, fierUed Statutes, 1887, § 1895:

All mairtages contracted wlthout ihis territoiy wbicb wöuld be

valid b^ tbe Ivwn of 'tbe couutrj in wbicb fhe säme were contraeted

Bball be valid in all eourts and places within tbis territory*

227) — Arkanaas, Digest of the Statutes of 1884, Section 4596:

All marriages contracted witbout tbis state which would be valid

by the lawa of the state or country in which the same were con-

summated and the partics theo actually xesided sball be ralid in all

the coarts in this state.
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228) — Belgien, Code civil:

Art. 47* Toat acte de Vit&t civil des Beiges et des ^traugers,

fait en pays ^tranger, fera foi, s'il a ötä r6dig^ dana ies formea uslt^

dans ledit pays.

Art. 4S. Tont acte tle Tetat civil des Belkes en pays etranfrcv et

des 6trangers sera valable, s'il a et6 reQU, eonfonnement aus lois beiges

par les agcuts diplomatiques ou pur les eonsuls.

829) — Belgiadiea 6emts vom 20. Mai 1882;

L^artiele 170 du Code civil est reiuplac4 par les dispositioois sni*

yantes:

1) lies maiiages en pays ^tranger entre Beiges et entre Bdgee

et 4tranger8 eeront c^l^br^s dann les formes usit^s dans ledit pays;

2) Lee mariages entre Beiges pourront ^galement ßtre c616brd8

par le» agents diplomatiqueB et les consuU de Belgique, conform^ment

aus lois beiges;

3) Les agents diplomatiques et les consiils de Belgique pourront

c^l^brer les maiiages entre Beiges et etrangers, s'ils en ont obtenu

rautorisation speciale du ministre des afiaires dtraugörcs.

5) Les mariages c^Slebrfe dans les fbnnes preserites par les uros.

1^ 2. et 3 de la präsente loi eeront TalableB ei les Bdges n*oiit point

eontreyena aux dispositions preserites sous peine de nullit^ du diapitre

I« titre V livre 1er du Code civil.

6) La capacit^ de la ftmme ^trangöre est rigide par son statnt

peiaonnel.

2M) — CaJiftniieii, Ciyii code, § 68:

All mamages contracted without this State» whieh wonld be yaUd

by the laws of the coantiy in which the same wexe contracted, are

yalid in tiiis state.

231) — Canada, Civil endo, Art. 135:

A marriage Holeinnized out - f" T.uwer Canada between two per-

sona, eitiier or both of whom are subject to its laws, is valid, if solem-

nized aecording to the formalities of the place where it is performed,

provided, that the parties did not go there witii tiie iuteutiou of eva-

ding tiie law.

m) — Chile, Cödigo civil, Art 119:

£1 matrimonio celebrado en pais extranjexo en confoimidad & las

leyes del mismo pais 6 4 las leyes chilenas, producirä en Chile los

mismos efectos civiles que &i se hubiese celebrado en territorio chileno.
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Sin «mbafgo, si un chileno 6 chilena contrajere malirimonio en

psi» «ctranjero, eontniyiiiiendo de algan modo & las le^es chilena«,

la contravenr ioii prodadrA en Chile los mismos efectos qne si se hnbiese

eometido en Chile.

233) — €«lorade, General Statutes 18S3| section 2991:

All marriafi^e» oontriictcd witliout this state, which sliall be vaHd

by the )aws of tlic couutry in which the same were contracted, shall

bc in all courts within this state:

. . . provided, nothing in thh section »hall be construed so as to aliow

bigamy or polygamy in this »täte.

8$4) — Colombiei s. oben Kr. 100.

235) — CoB^ostaat, Gesetz vom 20. Februar 1891, Art. 6:

Le mariagc est r^gi:

Qnant k la forme, par !a loi du Heu oi'i il est < elebrß
;

Quant ä scs cft'ots Bur la pursoniif des ^poux par la loi do la

nationalite du p^rc au moment da la uaissance;

Quant k ses effeta sur Ic^ biens, en rabscnce de conveutious matri-

moniales, par la loi du prcmier ötabiisscmcnt des öpoux^ sauf la preuve

d'une intoition eontraire.

280) — CMte Blea, G6digo civil, Art. 9:

El matrimonio contaraido fnera de Costa Rica por eztranjeros, con

arrcglo 4 las loyes del pais en qne se eelebre, snTtir& todos los efectos

civlles del matrimonio legitime, siempre que no est6 eomprendido en

loa matrimonios qne son legalmente imposibles.

237) - Dakota, Civil code, § 44:

All niarriages contracted witliout this ten'itory, which would be

valid by the laws of tlie country in which the same were contracted,

are valid in this territory.

2SS) — Dentseber Jnristentag s. oben Nr. 168.

239) — Domiu Petrui>lievecz s. oben Nr. 112 (Art 189).

m) - Diidley Vleld:

Art 547. Snbjeet to the piovisions of Part VI., on the Ad-
ministration of Justice, a marriage, valid according to the law of the

place where it is contracted, is valid evetywhere, and the issne of

snch a marriage is everywhere legitimate.
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Art 548. Ä marriage invalid aeeoiding to the lamr of the place

where it ie contractcd, is invalid eveiywhere; aad the iasue of snch

mairiage Is eyerywhere illegitimate.

Art 549. The last two articles inclnde the age requisite for

matriages, and the necesaitf for tho a^seut nf piu-enta» gnardians, or

public authoritiea, and the conditions for obtaining or seeking their

assent or pivinp npportiniity for their dissent ; aud to all other questiona

of capacity, excopt those dependout on the validity of a prevloiia divorce.

Art. 550. Excopt iu the cases provided for iu the imxt article,

those fonns of txlebratiug inan*iagc which are optional or obligatorj

for the members of a uation, are equallj optioual for foreigucrs, and

equally obligatorj foT them nnless dlBpenaed with hy the lavr of

the place.

Art 551. Public mtnisters within the nations to whicb thoy are

aocredited, and conanls ivithin their respecttve districts, maj solemnixe

maniagea between parties either or bodi of n^om are members of

the nation of such officer, pursuaut to such forras and undcr auch

rcstrictiona as may be proscrilx'd hy that nation. Such marriagea are

valid, as if ^olcmnizi-d or c ontiai ted witldu the territorial jurisdictiou

of SUt'li iiiitinii Mt rordiny- to its liiws.

Art. öö2. A umrriage, though valid accordiug to the law of the

place where it is contracted, will not be recognized as valid in Kay

eonntiy in whieb the circamstances of such maniage would render the

personal relation between the parties a crime.

Art 553. The act of persona contracting marriage in a nation

in which they are not domiciled, in eva^ion of the law of the nation

or domicil of either, may be made a crimincl oSense, bat the. validity

of the marriage, if consummated, and the legitimaoj of its issue, shall

not be affected thereby.

Art. 555. A )>olygainou,s imion tlioui^h contracted in a poly-

gamous nation. doeti not sanction the cohabitation or the divorce, of

tlic partie», iu any other nation; bat the obligations and re.striction« iu

otber respects resnlting ttmn marriage, and the rights of property

dependent thereon, may be recogniaed by auy nation as applicable to the

parties to such a union^ in casea within its Jurisdiction.

241) — E(*na(l(tr, C o d i ^o r i v i 1 , Art. 115:

El matrinmnin celcbiado en nation extranjera, in conforinidad

Ä las Ifvea de hi niisnia a nacion 6 ä las leves ecuntorianaa, surtira vn

el Ecuador los mismos efectos civiles que si se hubiere cclebrado eu

territorio ccuatoriauo. Pero »\ la autoridad eclesiastiea ha declarado

la insttbsisteneia 6 nulidad de an matrimonio celebrado en naci6n ex-

tranjera, se respetarAn los efectos de esa dedaratoria.
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Sin embargo, si un ecuatoriano 6 ecnatoriana contfajere matrimonio

en naci^n extranjera, contraviniendo de algAn modo & la leyes ecua-

torianas la contravencion sartiii ea el Ecuador los uiismOB efectoe qae

vi 80 httlnere eometido eo el Ecuador.

242) — England, Go»et2 vom 27. Juni 1892 (The foreign

marriage act 1892):

All marria)?es Li tween partica of wbom one at least i» a british

anbject soleinniKtd in thc manner in this act provided in any foreign

counhy or place by or b( fore a marriagfi offiror witliin tbo moaning

of this act sball bo as vulid in l.w ag if the Haine had bemi solcnmizcd

in the United Kingdom with a due obaervance of all forma required

by law.

243) — «eorgia, Civil eode, § 1710:

All marriage-« solemniaed in auother state hy parties intending

at the time to remde in this State »hall have the samc legal conse-

qnences and effect as if solemnized in this state. Parties residing in

this State cannot evade amy of the provisions of its laws as to marriage

by going into another state for the sotemnization of the marriage

ceremony.

244) — Griechisches fiesets vom 29. Oktober 1856 C^arutog *£H$ivui6s

i'Cfiog), Art. 4:

XTjifuör'fn ortfitf^ovrat, xal to^ noig tbv fv Ttj f'7Jo(fR<T/7 <h(tii}{ßovTU

"EklT)t'tt, VTTO Ttur f/.XrinxMr vöutov' al nvral (fi 0j^iatie Tov akXoSttnoVt

vnit Tcuv v6fitov rijs noltnCtts, tls ttPi^xH»

2<Lb) — Oaatcmala, Codigo civil:

Art. 131: El niatriiiionio eelebrado nitre dos extraiijrros fuova dcl

territorio nacional y que sca valido con arrc^do a las ivyc^ ib-l pais

cn quc se celebro, surtir/i todos lof ofoctog civiles en la repüblica.

Art. 132. Son validos los uiatrinionioä contrahidoö entre extran jcio-i

6 entre una persona cxtranjero y otru guatemalteca, residentes en el imU
conforme 4 los leyes de bus rcspcctivas nacionalidadea. En conse-

cu4nda los espresados matrimonios producir&n los efeetos elviles que

este Cödigo reconoce 4 favor de los que contraen los naturales del

mismo pais, con arreglo a mismo C6digo.

Art 183. El matrimonio celebrado en el extranjero entre guate-

maltecos 0 mitre guatemalteeo y extra]\|era o entre cxtranjero y guate-
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malteca tamibien producirä efectos civiles es el teiritodo naeional, sise

hace constar que ae ceh^bro oon las fonnas jr reqniBitosi que en el lugar

«le SU cclobracion o^tablczi an Ins loyes v quo el pimtcinaltceo no ha

contravenido d las ilifiiiosii iones de este cödigo, relativas k la aptitud

para roiitracr inatriaioaio y el consentimiento de loa asceudientcs o de

la persona do quien dcba obtenerlo.

2410 — Haaj^, Konferenz 1893 (L DispositionB conoernant le

mariage. a) Conditions pour la validit^ du mariage):

Art. 1. Le droit de contracter manage est r^glä par la loi

nationale de chacun des faturs 4poiuc, eauf k tmu compte, eoit de la

loi du domicile, soit de la loi du lieu de la c^l^bration, n la loi nationale

le pennet En cons^quence et sauf cette r^serref pour que le maringe

pttisse dtre c^läbr^ dans un pays watre que celui dea dponx on de Tun

d'eux, il faut que les futam ^poux se tiouvent dans les conditions prdvneB

par leur loi nationalo respective.

A r t. 2. La loi du lieu de la c^l^bration peut interdire le mariage

des ^trangers, qni sorait contraire k se? dispositlonp concemant:

1) la nöcessit^ de la dissolution d'un mariaffo ant^rieur;

2) los dpgr^n de pareutö ou d'alliancc, pour lesquels il y a une pro-

bibitiuii aböolue;

3) la Prohibition absolue de se marier, ^dictöe contre lea coupables

de Padultöie, k rmaon duquel le mariage de Tun d*eux a ^t6

diflsout.

Art. 3. Lob ^trangera doivent, pour se maiier, ^tablir, quo les

conditions, n^esBaires d'aprös leuxs- lois nationales pour contracter

mariage, sont remplies.

Ub pouTTont faire cette preure soit par un eertificat des agents

diplomaliques ou consulairet« ou bien des Hutorit^s eompötentos de leur

payg, soit par tout autre mode jug«'; süffisant par l'autorit^ locale, qui

aura, siinf ( onvontion internationale contratre. toute libert^ d'appr^ciation

dans les deux cas.

Art, 4. Sera reconnn partout < omme valable, quant 4 la forme,

le mariage celi^bre puivnnt la loi du pays oü il a eu lieu.

II est toutefoi» entendu, que les pnyf» dont la legislation exigo une

c^läbration roligicuse, pourront ne pas reconnaitre comme valables les

mariages contractös par leurs nationauz & l'ötranger sans obewer
cette prescription.

n est ^galement entoidn que les dispositionB de la loi nationale,

en mati^re de publications, devront dtre respectäea.

Une copie authentique de Tacte de mariage sera tranraiise aux

autoritäs du pays, auquel appartiennent les öponz.
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Art. 5. Sera ögalement reconnu pai'tout comme valaMe, qmmt
a la forme, le mariaf?c c(^lebr<5 devant un a,£ront diplomatique oii oon-

smlnirt?, conform^mput k Ma 16gislation, si los deux parties contractaute«

appartienneut ä. l Etat dont rel6ve la legation ou le consulat, et si la

l^islation du pajs, oü le mariage ä et& c6l^br4, ne s'y oppose pas.

247) - Hilti, Code civil:

Art» 49. Tout acte de T^tat civil d'un Uaitieii ou d*iin ^tranger,

fait eil pays ^tranircM-, fera foi s'il a öte r^dig^ »elon le» fonnes usitöea

dans le pays oü il a ete re^u ; il sera ^galement valable pour THaiticD

9 il n 6t6 dress4 confonn^meiit aus lois haitieiineB par an agent de

la Kepublique.

Art. 155. Ia' inariago contractu cn payd etrawger par uu Haitien,

sera valable, s'il a ci6 c^lebr6 suivant les formcs usitdes daus le

pays oü il a 4t6 &it, pourvu que THaitien n^ait point contrerami aux

dispositions du premier diapitre de la präsente loi.

248) — Hawaii, Gompiled lawB, § 1290:

Marriage» legal in tho coutitry where oontracted shall be held

legal in the courts of this Kiugdoui.

249) — Holland, Bnrgerlijk wetboek;

Art. 138. De huwelijken, in een vreemd land aangegaan, het zij

tasschen Nederlandera, het tussehen Nederianders en yreemddinKen,

ssijn van waarde, indien doseire voltvokken lijn naar den voaa, in dat

land gehntikelijk, mits de hawelijks afkondigingen, volgens de tweede

afdeeling yan dezen titel, binnen dit koningrijk, zondor stuiting des

huwelijks, hebbon plaats geliad, en do Ncdorlandsche echtf^onooten met

hpblx n gchandold tcgen de bopalingou in de eerste afdecUng vau

den2(!ltVif'u titcl vorvat.

Art. 139. Binnen het jaar na de terugkomst der echtgenooten

op het grondgebiet van het koningrijk, zal de akte van huwelijks»

voltrekking, in een vreemd land aangegaan, in het openbaar hawdijks-

r^ister van hanne woonplaats moeten worden over^ehreven.

260) — Hoiidoras, Cödigo civil, Art. 129, AI. 2:

Los estranjcroF! residentes en la republica podrdn celebrar sus

matrimouios con aneglo n las loyos de sus respcctivas nacioualidades

aunque solo uno de los coutrayentcs sea estranjero.

8dl) — Hondnnw, Lei de matrimonio civil v. 15. Juli 1881:

Art. 49. £1 matrimonio contraido faera de Hondaras por es-

tranjeros, con arreglo a las leyes de su nacioO} snrtir& en Honduras

todoB los efectoB civiles del matrimonio lejitimo.
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Art. 50. El inarrimonio contraido en el estranjero por dos hon-

durenop o por uii liondurcfio i nn Cftrnnjcro, serd vdlido on Honduras

siempre que se hayaii oljsorvado imi su ( ( Icbracioii las leyes establccidas

011 ol pttiH on quo tuvo efeeto, para regulär la forma cstema de aquel

cüiitrato, i los coutraycntes tuviereu aptitud para cclebrario con arreglo

a las lejes hondnrefias.

Art. 51. El estraujcro que quiera lontraer matrimonio en Hon-

duras debe comprobar o justificar, ante el Alcalde mtuiicipal, que es de

eatado aoltero e vindOi con el testimonio jurado de dos o mos testigos

majores de veintiiia afios, habiles para declarar i que ddn rasou ian-

dada de sus dichos.

Debe comprobar ademAs con cerdficadon del respectiyo i^ente

diplomitico o eonsolar, o con certifieaeion legalizada de oiialqmera

autoridad competente de su pais que, segan la lei de que depende,

no bai obsticulo para el matrimonio projectado.

858) — Idaho, Revised Statutes 1887, section 2428, Qberdn-

Btimmend mit Dakota, oben Nr. 287.

8$3) — Institllt, Lausanne 1888:

Art 1. La loi qui rdgit la forme de la cädbratkMi da roariage

est Celle du pays oü le mariage est odUbr^.

Art. 2. Setont tontefois reconnits imrtout comme valables quaot

& la forme:

1) Les mariagcs c^libr^s en pajs non ebritims conibrm^m^t aux

eapitalations en vigeur;

2) Les mariages diploniatiques on eonsnlaires c^l^brös dans les fonnes

prescrites par la loi du pays de qui relöve la l^ation on le eon«

sulat, si les deuz parties contractantes appartiennent & ee pajs.

Art 8. Si dans un pajs la forme de la e61Sbration est pure-

ment rdigiense les Strängen doivent 6tre autorisjSs k c6l6brer leur

mariago solon 1<>b formes l^ales de leur pajs (roriginc, ou dovantles

autorit(^8 diplomatiquos ou eonsnlaircs du mari, mßme »i, dans les pays

oft ili" Bont accr^dit^s, leur qualit^ d'oMcier d'ötat civil n*est pas

reconiiui*.

Art. 4. Charjue manage contracti^ k VMmrtc^or doit ?tre oonstat«^

par 1111 (locumeut olüciel et conununiqu^ aux autoritös du pays d'origine

du mari.

Art, 5. Pour ([uv. le mariage puisse etre (t h'ltrr dans im pars

autre que celui des epoux ou de Tun d'eux, il faut que le futur et la
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fatare se trouyent dans les conditions pr^iraes par leux loi nationale

respeetire en ce qui eonceme:

1) L'äge;

2) Les degrös prohib^s de par» n+^('

;

3) Lf consentcment dos parents ou tatenrs

;

4) La jiublioation des bans,

ri faut (>n outi»', quo le futur et la future se trouvent dans les

conditioiiH pi-evucs par la loi du iiou de la c61cbration en ce qni

ooneerne

:

1) Le» dcgrcs prohibÖB de parant^;

2) La pnblication dea bans.

Art. 6. LeB antofitfis du pajs ofi le manage est c^l^br^ ponnont

accorder «Uspense dea empdeliementB r^mltant de la par«it6 ou de

PaUiaaee entre les fbtiin» ^pcnx» on da de&nt de conewtemokt de leura

parents ou tuteun, dans Ics cas et dans la mesure oü cette facultö

appartiendrait, en vertu de la loi nationale dea fntors 6ponx, aus

autorit6s de Icnrs patric's respectives.

Art. 7. Les autorit^s diplomatiques ou (;onsalaire8 aeront admises

ä d^livrer dof cortificats constatant quo Icurs nationaux qui sc proposent

de contracter mariage se trouveat dans les conditions voulaes par

leur loi nationale.

Art. K). Lorsqu'iin mariage valable d'apriis la loi du pays de

l'un de« coiitractants aura et4 declar^ mil dans le pays de l'autre, le

mariage devra ctre coiisiUere comme «ul partout, t^auf les c£fets civils

d*tin mariage putatif.

2Ö4) — Italien, Codice civile:

Art. 100. II matrimonio scguito in paese estero tra cittadini, o

tra nn r-ittaflino od uno ^trantpro e valido, purcbA Pia celebrato secoudo

le forme st;ibilite in qiu l ijacse, e il cittadiuo non abbia contrav-

venuto alle ditsposizioni contcnute uella sezione seconda del capo L di

questo titnio.

Le pubblicastoni deirono anehe fand nel regno a norma degli ar«

tieoli 70 e 71. Se lo sposo cittadino non ha resident ndl r^no, le

pnbblieanoni si faranno nid comnne delF nltimo domicilio*

Art iOl. B cittadino ehe ha con^ratto matrimonio in paese eatero,

devoi nei tre mesi dal sno ritomo nel r^no, farlo inscrirere nei regiatri

dello atato dvile del comnne dove avrjk fiaaata la ana reaidenza, sotto

pena di nna multa estendibile a lire 100.

Art 103. La oqpaettfc dello atraniero a contrarre matrimonio h

determinata dftlle leggi del paeae, a cui appartiene.
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Anelie lo straniera petb k soggetto ftgli impedimenti Btabüiti nella

sesione aeconda del capo L di questo titolo.

Art. 108. Lo straoiero che voglia cootvatre matrimoiiio nel

r^o, dere pTwentare all* ufifisiale dello stato eiTile iina dielnaraxione

deir autoriti competente del paeae a eni appartiene» dalla qualle eonsti

che, gioBta le da cui dipende, nuUa osta al divisato matrimonio.

Su lo stxaniero h residente nel regno, dcve inoltre far seguire le

pnbblicasioni seeondo le disposuioDi di questo codice.

85S) — Käppeli:

§ 20. Bis zum Erla^«8 eines Bandesgesetzes über die civilrechtlichen

Verhältnisse des Xiedergelafsfenen und Anfontliultor gilt das Kccht des

Hr'imfitsortcs für die fainilicnrtH'htliclieii (Elien'clit, clterlifhe Gewalt,

Vormundschaft) und erbrechtlichen Beziehungen. In letzterer Hinsicht

gilt dilti lleimsitrecht dos Erblassers.

§ 21. Die Fumilienreehte und die Bcerbuug von Kantons«

firfflnden, welehe in «naenn Kanton wohnen, werden indem»«! eben-

folls nach diesem Gtesetsbuch bestimmt, wenn deren Heünatkanton

in der Reehtsanwendong den Grundaats der Territorialitilt aufge-

Btellt hat

§ 22. Wohnen hieraeitige Angehörige iu Schweizer Kantonen,

welche in der Rechtsanwendung den Grundsatz der Territorialität

festhalten, bo nnterli^en sie auch hinsiVlitUch der Familienverhält-

nisse und der Bcerbung den privatrechtUchen Vorschriften des Wohn-

ortes.

256) — Kansas, General Statutes Ibbd, Chapter 56 § 9 (section

8746):

All marriages contracted without this state, which would be ^•alid

by the laws of the country lu which the same were contracted, shall

be valid in all courts and placea in tiiis atate.

267) Kenloel^» General atatutea 1893, Ohapter 58, artiele I,

§ 6:

Where peraona reaident in thia conunonweaeth ahall many in

anoüier state, aueh marriage shall be yalid here, if yalid in the State

where solemniaed.

m)*— Uireit, Art 12:

Les rapports de fomille et les droits qui en räsnltent sont rägia

par U loi du pajs aaqnel les peraonnea appartiennent
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26$) — Lina:

Art 7. Die Bechtebestiadigkdt der Ehe in Bezug auf ihre

bOigerliehen Wirkimgeii wird nach dwi Gesetse des Ortee der ESn-

gehnng beurteilt.

Art. & In Beaug auf eben diese Wiiknng»i gilt die Ehe als

gültig eingegangen, wenn sie TOn einem Iniander im Auslände vor dem
diplomatischen oder Konsularagenten d^ Inlandes in Gem&fsheit der

inländischen Oesotze gpsclilo.^son wurdo.

Art. 9. Die Ehe, welche nach den geistlichen Gesetzen der

katholifcliPTi Kirche geschlossen wurde, hat bürgerliche Wirkunp;on im

Inlande, auch wenn sie solche am Orte der Eingehung nicht hätte.

Art. 10. Die juristische Fälligkeit, um eine Ehe einzugchen, wrd
naeh dem Nationalgcsetae der Kontrahenten benrteilt

Art. 11. Fremde, welche sich im Inlande zu yerheiraten beab-

siditigen, sind vezpflichteti ihre juristische Ffthigkeit dazu vor der

Obrigkeit» wdche das lokale Gesets beaeiehnet, darsuthnn.

Art. 12. Nichtsdestowenigrr liloilit n sie in Bezug auf die ab-

soluten Hindemisse den Qesetaen des Inlandes unterworfen.

260) — Lissahuu s. oben N. 103.

Sd) — Mtiie, Bevised Statutes 1888, chapter 59, seetton 9:

Wheu resideuts of this »täte, witli intent to evade the provisioiis

of aeetions one, two and three of this chapter, or of ebapter sixty, and

to retnm and reside here, go into anotber State or coni)ti7, and tbere

bare their manriage solomnized, and afterwards return and reside here,

such manriage is void in tbis State.

862) — Manachiuetts, Public Statutes 1881:

Chapter 145, section 10. Whra persons resident in this

C<Hnmonwealth, in order to evade any of tlin provisions of the first five

sections of this chapter, and with an intention of returning to reside

in thif r-ommniiwoiilth, fro iiito another stato or eoniitn' aiirl thrro hnve

their miirriage öoienniizod, and aftenvards roturu and reside hcrc, the

marriage shall be deemed void in this commonwealth.

Chapter 145, section 21. When a marriage is solemnizcd in

another State between parties liviug in tbis commonwealtb, and tbey

retum to dwtSl bere, thoy shall within seren dajs after ^eir retuxn

£le witb the derk or registrar of the city or town where dther of

tbem Ured at the time a certificate or deehiration of Üieir marriage,

including the faits conceming marriages required hy law; and for erexy

negleet so to do tbey shall fbrfeit ten doUars.

Digitized by Google



54* Familienrccht (einflchliefalich Vonaundschaltsreelit).

m) — Mexico, C6digo civil:

Art. 174. El matrimonio colebrado enirc (rxtranjeros fuera del

territorio nacional, y quc sea vAlido con arroglo A las loyes del paia

on quo sc ( olobro, surtira todos los cfectoa civilea en el Distrito Fedo«

ral y Teriitorio do la Baja California.

Art. 17.5. El matrimonio celebrado cn el extranjero entr«^ in^xi-

caiios ö entre inexicaiio y extranjera 6 entrc extranjero y mexicana,

tambicn producirA efcctos civiles en ol territorio nacional, si se haeo

constar que se eelebr6 eon las formas y requisitos quc en d Ingar de

SU celebracton establescan las lejes, y que el uiexicano no ha contia*

venido 6. las diaposiciones de eate Cödigo rdativas & impedimeuto«,

aptitnd para contvaer matrimonio y consentiraiento de los aseendientes.

Art. 176. En ea.so de nrgeneia, que no pormita rccurrir & las

aiitoridadt^s de la reptiblica, suplirÄn ol consentimiento de los aseen-

dientes y diRpr>Tif?ar:\n Ioh impedimentof! quo sean .siisceptibles de dis-

pensa, el ministro ö eönHul rr.-^idcute en el lugar donde haya de cele-

brarse el matrimonio. 6 el nuis inmediato fi nn le hubiere eu dicho

lugar: prefiriendo en todo caso el ministro al consiul.

Art. 177. £ii caso de pcligro demnerto proxima, yno habiendo

en el lugar ministro ni eönsul, el matrimonio BsaA T&lido siempre que

se justifique eon piueba plena que concurrieron eaas dos circtmstanciasi

y adem^B que el impedimento era susceptible de dispensa y que se di^

4 eonocer al füncionario que autorizo (d contrato.

Art. 178. Si el caso previsto en el articulo anterior octn-riere en

el mar, jl bordo dr- m\ huqne nacional, r('t?ira lo dispueato en el, auto-

rizando < t acto el capitau 6 patrou del buque.

264) — Mississippi, Reviso.d Code 18^^0. 1147:

Thn mari'iage of a whit<» pi^rson and a iiffrro or uiulatto or per-

soii wlio sliall liavp oni'-t'math Ol' niore of nogro blood, shall be unlaw-

ful ... und any uttt uipt to cvade this section by marrying out of thia

State, and retuming to it shall be held to be within tt

266) — MdnmBen. § 9:

Eingehung und Auflösung der Ehe sind nach dem Becht dea

Staates au beurteilen, dem der Ehemann aur Zeit der längehung, beaw.

AufJdsang der Ehe angehört, besw. angehört hat.

Die im Auslande von c>inem nach dem betreffenden ausländischen

Kocht zuständigen Gericht erkannte Scheidung der lEhe eines Ange*

hörigen des Deutschen Reiches wird jedoch, auch wenn ein von dem

inländischen Recht zugelassener Scheidungsgrund nicht vorgelegen hat,

als gültig anerkannt, sofern nicht die Anrufuiig des ausläudischeo
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Gerichtes in der Absieht, das inlftndische Recht zu umgeheii, er-

folgt ist.

In Ansehung der Form der Ehesehliefsung kommt die Besthnmnng

des § 4 xor Anwendung.

266) — Monaco, Code civil:

Art. 38. Tont acte dn l'^tat civil des sujets mon^gasques entre

eux ou fait iivec d»'s ('-trangers k Tctranger sera valable, s'il a 6t6

re^u dana les tbrmus uaitecs daus Ic paya oü 11 aura etü fait.

Art. 89. Tont acte de T^tat ciTil des sujcts mon6gasques cn pays

Strengers^ valable, sHl a re^n conibnn^ment aiix lois de la Princi-

]>aat^ par les agents diplomatiqnes ou consnlaires du Prince.

Art 188. Le mariage contractu en pays ^branger entre Sujets

mon^gasquos, et entre sujets mon^gasqueg et ^trangers, sera valable,

s^ a ^tö c61^brä dans leä formes usitöes daus le pays, pourvu qu'il alt

4t6 pr6ced6 dos publicatious prescrites pnr l'article 52, au titre des

actes de l'^tat civil, et que le sujct moiiegasque u'ait point contrevenu

aox dispositions contenuo« au chapitre pröcedent.

Art. 139. Daus les trois mois apris le retour du sujet monögas-

que sur le territoire de la principaut^, Taete de cädbration da mariage

contractu en pays Strenger sera transorit sur les registrea de la mi^e,
& la dillgence des intiress^B.

867) — Meatevideo, Art. 11:

La capacidad de las pcrsonas para contnier matrimonio, la forma

del acto y la cxistcncia y valldez del mismo, se rigen por la ley del

lugar ([iie se cclebra.

Sin einbargo, lo3 Estados signjitarios no quedan oblif^ndos ä re-

conocer el »latriujoiiio que se hubicrc eelcbrado en uno de eilos cuando

se balle afcctado de alguno de los siguientes impedimentos:

a) Falta de edad de alguno de los contrayentos
, requirl^ndose

eomo minimum catorce a&os cumplidos ea el varon y doce en

la mujer;

b) Parcntesco en li'nea recta por consanguinidad 6 afinidad, sea

legitimo 6 ilegitirao;

c) Parentesco entre hermanos legitimos 6 ilegitlmos;

d) Haber dado muerte A uno de los c6nynp:e>, ya sea como au-

tor principal 6 como c6mplice, para casarse cou cl cöuyuge

supt'rstite

:

c) £1 matrimonio anterior uo disuelto legalmcnte.

868) — Nebraska, Consolidated Statutes, section 1410: wOrtUeh

fiberetnsttmmend mit Kuiisufl, oben Kr. 256.

Ni*iii«]r«r, Vorßobllkg«. II. 5
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Sf9) — Neir-HMdM, Compiled Uwa 1884, Section 986:

All marriagcs cclebrated beyond the limits of thiei tBxAtory,

whieh are Vftlid accoiding to the laws of tbe conntry wherein they

vrera celebratcd or c-nDtracted, shall be likewise ralid in tbis tenytory,

and shaU therefore have the same force as if they had been celebntted

in aoeordance with the laws in foice in this terrTtoij.

270) — Peru, Codigo civil:

Art. 15?^. El nuitrnnonin <'oiifr.'ndo fiiora dol tf^rritorio (lo la to-

publira. (Oll iirreg^lo ä laü lejeü tlcl pai's en que so celebro, «n li-jiuta

väiido para lo.s t tVctos civiles, con tal que no sea do persona« qiic

este Cödigo di-i lara incapaces de caäar>e.

Art. 159. £1 pemano 6 peruana que se easaren en pais extrMi>

jero, harin que, dentro de tres meses de sa regieso & la repüblica, se

tome rasen de la partida de sa matrimonie en el registro del estado

civil correspondiente al lagar de »ii domicitio: pasado eate termino» ae

soapende los efectos eivilea del matrimonio hasta que ae verifique la

inaeripcion.

871) — Portugal, C o d i - o <• i v i 1 , A r t. 2 4 7 9

:

Todo o portu^'uez, que contraUir matrimonio en jtaiz estrau-

geiro, deverä, no praso de tre» mezos, Lontados desde o dia em

qn»' voltar ao reiiio, fazer lauvar iio legibto civil do logar onde estiver

domiciliado, o assento do seu casamcnto, aprescntando ao official do

f^pai» eivil docnmento authentico, pelo qual prove, que o caaamento

foi legiÜmamente eelebrado.

272) — RtTstuid, Sawod, Bd. 10, Abt. 1:

Art. 61. Don Rekenneni der verschiedenen chriatlichen Gemein«

achaften i«^t erlaubt, in Rufsland zu heiraten nach dfsi Vorächriften

und Formen ihrer Kirclie, ohne vorher die Einwilligung der bürger-

lichen Behörde einzuholen, jedoch verausgesetzt, dafs sie die Vor-

schriften d«M russischen Gresetze in Bezug auf den Kultus ihrer Beli-

gion befolgen.

Art 65. In allen christlichen Kulten können die Ehen nach dem

.Ritua der Kirche erfolgen, welche die Nupturienten angehören, und

.vor dem suBtHndigen Geistlichen. Jedoch sind dieee Eben auch gültig,

wenn aie durch den giiecbiBch-msaiachen Geiatlichoi geacbloaaen sind

in Ermangelung dea Geistlichen oder Keligionadieners des Bekennt-

niaaes der Nuptnrienten ; im letaleren Falle kann die Eingehung wie

auch die Auflösung der Ehe nur nach den Vorsduiften and Baten der

griechisch-russischen Kirche erfolgen.
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Art 90. Bei Jedem Stamm und Volk, nicht ansgenommen die

H^den, kuiiu die Ehe geschlossen werden gemafs dem Rultas und den

Sitten der Kontrahenten ohne Zuthun der politischen oder kirchlichen

Behörden einea der christlichen Kulte.

273) — Sachsen, Ii ärgerliches Gesetzbuch, § 13:

Eingehung nnd Auflösung der Ehe ^verdpu nach den Gesetzen

des Staates beurteilt, dessen Uutcrthau der Ehemaim ist.

274) — SaWador, C6digo civil, Art. 121:

El matrimonio celebiado cn naciou puis cxtranjero, in conforniidad

d las leycs del mismo pal» 6 k las Icjes salvadoruüas, producirä en el

Salvador los mismos ^eetoe civiles que ai se hnhiere celebrado en

ei territorio salvadorefio.

Sin embargo, si im salvadoreßo 6 salvadoreoa contri^ere matrimonio

en paia eztranjerO} contraviniendo de algdn modo & la leyea aalvadoreuas

la contravendon producird en el Salvador loe mismos efectoa qne sl ae

habiere cometido en el Salvador.

275) — Schaffhauseii, Pri viitrochtliches Gesetzbuch, § 3t

Elxns*) gilt das Keclit des Ilchiuitsortcs r(»gelinäfsig für die

Familienverhältnisse (z. B. eheliche Vonnundsi^haft und Güterrecht der

Ehegatten, Ehescheidungen, väterliche und obrigkeitliche Vormund-

schaft) der Kantonsbürger, sowie das Recht des Heimatortes des Erb-

lassers für die Frage seiner Beerbang. Die Familienverhältnisse von

Kantonsfiranden, welche im Kanton wohnen und die Beerhung von

Kantone£remden, welche im Kanton gewohnt haben, werden insofon

nach dem Rechte ihrer Heimat beurteilt, als das Beeht dea Staates,

dem sie angehdren, solches vorschreibt.

276) — Schweizerisches Bundesgesetz vom 25. Juni 1491 s. oben

Nr. 205.

277) — SpaiiCD, C6digo civil, Art 55:

El casamiento contrafdo en pais cxtianjeto, donde estos actoa no

eataviesen sajetoa & un regiatro regulär 6 autöntico, paede acreditarse

por cnalqaiera.de los medioa de prueba admitidos en derecho.

S. auch oben Nr. 207.

278) — UrigUJ, Cödigo civil:

Art. 101. El matrimonio celebrado en paia extranjero, en con-

formidad k las leyes del miamo pais 6 i las de la repüblicai prodn*
5*
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vir& eil (^^ta loä mUmo« efectos cmles, qae si se hubiese celebrado en

territorio oriental.

Art. 102. Si Uli oHontnl, A nna orieiitrtl contrajere matrimonio

cn pais extraiijcro, contravinitindo do algun modo k las leyes de la

i'cpüblica, !:i rijiitraveuoion produrirä. cn ^sta los mismos efectos que

si se hubiese cometido cn la rcpüblica.

279) — Urnguay, Gesetz vom 22. Mai 1885:

Art. 1. El matrimonio civil es obli^^^atorio en todo el tcn-itorio

dol wtado, 110 reconot'iendose en addanto otro logitimo que el cele-

bt ado eon arreglo & esta ley y con sujeciou a las disposiciones estableci-

daa cn la do registro del estado civil ....

Art. 2. Serä, valido el matrimonio coutraido en pais extranjVro

entre ciudadanos de la repüblii a ante los agentcs consulares, 6 en su

dcfeeto, ante el agcnte diplom&tico de la repdbUca, con sujecidn & lo

dispnesto por la 1^ de regiatro dal estado civil.

2S0) — Yenesnela, GAdIgo civil:

Art. 124. El matrimonio i-elebrado en pai's extranjmo «^ntrc

venezolanoß, A entre venczolanos y extran jcros, con las formaIidade8

ofjtablecidas por las leyes dcl pais en que sc cclcbro, 6 par las leyes

venezolauas, producirä en Venezuela los mismos efectos eiviles qae

fli se hubiera celebrado en territorio venesolano.

Art. 125. Si el venezolano 6 venezolaua contrac matrimonio en

pais extranjero, rontraviniendo de algän modo & las leyes veneiolanas,

la coiitravenci6n produeir& en Yenesuela los mismos efectos que si se

bnbiexa cometido en ella.

881) Veieiiiigte Staaten von Amerik»! Bnndesgesets vom
22. Jani 1860, Section 31:

.... that all marriages in tbe preseuce of any consular officer in

a foreign countiy, betveen persons who would be authorised to many
if residing in the distriet of Columbia, shall bave tbe same force and

cffect, and sball be valid to all intents and pUTposes, aa if tbe said

mamage bad been solemniaed within tbe United States.

882) — Wyoming, Revised Statutes 1887, cbapter 81, section

17: wörtlich übereinstimmend mit Kansas oben Nr. 256.

283) — Zag s. oben Nr. 213.
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284) — Zürich, Privatrechtliches Gcsetabueh, § 3:

Das Rocht des Heiin;itsorTos pilt für die FamilienVerhältnisse

(z. Ii, eheliche VonnundäciiHit und Güterrecht der Ehegatten, väterliche

mid olmgkeitlielie Yomiiindtchftft) der Kantonsbürgcr.

Die FamilienTwliftliiuflae von KMitoiisiTeindeii, wMcbe im K«&ton

wolmeiii irerden inBofem nach dem Sechte ihrer Heimat beatteilt, ab
das Becht des Staatei^ dem de angehör«!!, solches yorschreibt

b) Ehescheidnug.

28Ö) Argentinien, Lat sobre el matrimonio civil (2. Nov. 1888):

Art. 81. El matrimonio valido uo disuelve siuo por ia muerte

de uno de los psposos.

Art. 82. El niHtrimoiiio que pucile disolverse segun las leyes

del pais en que se hubiese eelebrado, no se'disolverÄ en la Repüblica

sino de oonfoimidad al arttculo anterior.

28«) — ChOe, Cddigo civil:

Art 120. £1 matrimonio disoelto en territorio eztranjero en oon*

foraiidad & las l^es del mismo pals, pero qne no hnbiera podido disol-

verse segnn las le^es ehilenas» no habilita & ningnno de los dos c6n->

yuges para casarso en Chile, mientras viviere el otro c6n7ttge.

Art. 121. EI matrimonio qne s^n las lejes del pais en que se

contrajo pudiora di»oIvcrsc en <^1, no podrä, sin embargo, disolverse

en Chile, sino en coufonnidad 4 las leyes chilenas.

287) — CelimbieB s. oben Nr. 160.

288) — Conffostaat, Gesetz vom 20. Februar 1891, Art 7:

L( s Hjioux ne sont admis a demander le divorce que si leur ioi

nationale y autorise.

Le divorce ne peut 6tre prononcö que pour un des motifs pr^vus

par la loi de l'Etat Ind^pendant du Congo.

289) — D6towafe, Bevised statates 1874, chapter 75^ •

scotion 14:

When an inhahltant of this State shall go into any other Jurisdiction

to obtain a divorce for any cause oecnring here; or for any cause

which would not anthorize a divorce by the laws of this State; a di*

vorce so obtuned shall be of no force or efiect, in this state.
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la. all other eascs, a dtvoree decreed in anj otiier rtate, or countzj,

accordhig to thc law of the place, hj a court having juriadietion o£

tbe cause, and of both the partiea, sliall be valid in tbis State.

890) — Dudley-Field:

Art, 679. The sufficiency of a cat! r of divorce depends ez-

ch\9\ye\y on the law of the forum at the time judgement is pro-

nounced.

Art. 680. A divorce i^rMiitcd bj the authoritics of any iiation

to a person, inteiuling to evatle thereby thc provisionH of this chaptcr,

is invalid everywhere.

Axt. 68 L Obligation imposed hy a jndgement of diTorce Ibllow

tbe peroon, and may be enforeed whererer he is fbund.

Art 682. DisabiUties imposed by a judgment of divorce, are

territorial, aatd do not affeet the e^pat^tjr of the person wbeik in an*

otiter Jurisdiction, if by the law of (be latter place, such disabilitles

do not esist.

291) — Ecaador, Codigo civil:

Art. 116. £1 matrimonio disuelto en territorio cxtranjoro cn

conformidad d las leyes dei miamo lugar, pero que no hubiera podido

disolversp setruii las leyes ecuatorianaa no habilita & ninguno de los

do8 töiijruges para casarse eu el Ecuador, mientras viviere el otro

c6nyuge.

Art. 117. El matrimonio que, »egun las leyes del lugar en qne

Be contrajo, pudiera disolrerae en el, no podrA, sin embargo disolverse

en el Ecuador sino en conformidad & las leyes ecuatorianaa.

298) — HMg, Konferenz r894, (L Dispositions eonce/nant le

mariage . . . c) Divorce et Separation de corps):

Art. 1. Lea ^poux ne aont admia A fbrmer une demande en di-

vorce que si leur loi nationale et la loi du lieu oii la demande est

formte les y autorisent.

Art. 2. Lc divorce ne peut Hte demande qne ponr les caufe?

admisfs h la foi^^ par la loi nationale des 6poux et par la loi du Heu

oü raction est i»teiite<». En cas de < ontradiction entre la loi nationale

des ^poux et celle du pays oü la demande a 6t& formde le divorce ne

ponrra pas 6trc prononc^.

Art 8. La Separation de corps peut dtre demand^e 1) si la loi

nationale d'es ^ponz et la loi du lieu oft Taction est intentde Tad-

nettent egaleroent} 2) si la loi n*admet que le divorce et ai la loi da

lieu oü raction est intetitee n*admet que la Separation du corps.
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Art, 4. La Separation de corps ue peut etre d<'inaiid6e que pour

les causps admisps k la foia par la loi iiatioimic des cpoux et par la

loi du lum oü i'aetioii e^t hitoutöc. Dans \i- vus pr('\ u par Tart. 3, 2*.

ou se reförera aux causua de divorce udmi.^t'i< par la loi nafionale.

Art 5. La dcmaude eu divorce ou en Separation de corpa peut

Stre formte:

1) devaot le tribunat cuiDpi-tcnt da liea o& Icb 4poux sont doini«

cUi^s. Si, d*aprdB leur l^slation nationale, I«8 ^poox n'ont pas le

m^me domiefle, le tribnnal comp^tent est celni da domicile da dä>

fendeur.

Toutefois est r^scrv^e Tapplication de la loi nationale qui, pour

les mariages religieux, etablirait une juridiction speciale exclnsivrinent

comp^tcntc pouL* coimaitre des demandes en divorce ou en Separation

de Corps;

2) devaut la juridiction competente d'apres la loi nationale des

öpoux.

Art 6. Si les ^pouz n^ontpas la mime nationalitäi leor detnitee

l^gislation commnne devra, pour Tapplication des articles pr^c^dents,

§tre consid^r^e comme leor loi nationale.

293) — Ueiitmras, Cödigo ciril:

Art. 126. EI matrimonio celebrado en pafs estranjero en con-

formidad k las Icyes dcl misrao paia, pcro que no hubicra podido di-

solver^fi ssfic^ini las leye^s lioTiflnrenas, no habilita a ninguno de Ins do.s

conyujes para ca>arse cn Honduras, raientras viviere el otro cöujuje.

Art. 12 7. l'^i matrimonio (jue, nog^un las Iftyes del pai's en que

sc coutrajo, pudiera diaolverse eu el, uo podrä sin cmbargo disolverse

en HondaTas nno on conformidad 4 las lejes iMmdnrellaB.

2H) — Iiiiuia« Eevised Btatutes 1888, § 1049:

A divorce decroed in any other state, by a court having jaris-

diction there of, Bhall liave fall effeet in this Btate.

295) — Institut, Lausanne 1888:

Art. 17. La question de savoir .si un divorce fst legalemont ad»

missible ou non d^peinl d<' la legislatiim nationale des öjxjux,

Art. 18. Si le divorce Ci^t admi^ en principe par la loi nationale,

les causes qui le motivcnt doivent 6tre cehtm de ia loi du Heu oü

l*action oBt intentfte.

Le divorce und piononc^ par le tribnnal eomp4tent sera reconnn

valable partout.

296) — Itaüen s. oben Nr. 180 und 254.
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297) — Keitaekjr, General atatates 1893, chapter 52,.art. III,

§ 4:

Nor uiiless thc party complaiiüng hat! au actual reaidence here

at thß tiine of thc doiiifr of the act coinphuTind of, shall a divorce be

granted for anythiu^'^ doiic out of the state, unles^ it was also a cause

for divorce hy the law of the couutrj where thc act was done.

898) — Lim, Art. 17:

Kne Ehescheidung, welche im Anlande nach dewen Gesetsen

erfolgte, bereehtigt die Ehegatten nicht, eine neue Ehe einzugehen,

wenn die Ehe im Inlande nicht geschieden werden konnte.

299) — Maine, lievised Statutes 1883, chapter 60 section 15:

When residents of the state go out of it for the puvposo of ob-

tainin«; a divorrr^ for ransos which occured here while thc partios lived

here, or which du not unthortzf» a divorci» hero, and a divorce iö thus

ohtained, it sliull be void iu this state ; but iu all othcr eases, a divorce

decreed out of the state according to the law of the place, hy a conri

having juri8dicti<»n of the cause and ofboth parties, ahall be valid here.

300) — MMsaekuets, Public Statutes 1881, Chapter 146

section 4:

. . . . no divorce shall be decreed .... for a cause occuring in

anothrr state or couiitry, unless, before such cause occnred, the parties

had lived togethor as husband and wife in the commonwealth, and

one of them lived iu the commonwealth at the time when the caoae

occured.

A divorce docreed in anothor state or country accordiufr to the

laws thcreof, and by a courl having Jurisdiction of the cause and of

both the parties, shall be valid and effectual in this commonwealth;

but when an inhabitant of this commonwealth goes into another state

or country to obtain a divorce for a cause which occured here while

the parties restded here, or for a cause which would not authoriae a

divorce by thc laws of this commonwealth, a divorce so obtained shall

be of no foree or eifect in thts commonwealth.

SOI) — Monnsen b. oben Nr. 265.

302) - MratevidM, Art 13:

La ley de! domicilio matrimonial rige:

a) La soparacion convnq-al:

b) La disolubiiidad dcl matrimonio, siemprc que la causal alegada

sea admidda por la ley dei lugar en el cuai ae celebr6.
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808) — SalTftior, C6digo elvU:

Art 167. El matrtmoiiio disaelto en territorio extranjero en con-

foiimdad & las lejes del miamo pals, pero que ne hubiera podido disol-

yene s^dn las leyes salvadorefiasi no liabilita & ninguno de loa doa

cönynges para casarse en El Salvador, mientras vlviere el otro oSnyiige.

Art. 168. £1 matrimonio que, las del pals en que

se contrajo, pudicra diäolvcrsc en ^I, no podrä sin embargo disolverse

en £1 Salvador sino en conformidad 4 las leyes salvadore&aa.

304) — Sehaffkaasea s. oben Nr. 275.

805) — 8flhweiieritflke> Bimdesgweti vom 25. Juni 1891 a. oben

Nr. 205.

— Uragnay, (1 o d i g o civil:

Art. 103. El matrimonio disuolto on territorio oxtranjero, oii con-

formidad k las leypd del miamo pai.-i, pero que no hubiera ])odido disol-

verao segün Im leyes de la Repüblica Oriental, no habilita ü ninguno

de los dos conyugos para casarsc en la Bcpublica, miöntraa vivicre el

otro c6nyuge.

Art. 104 £1 matrimonio que segnnlaa leyes del pais en que se

contn^o, pndiera disolverse en ^1, no podri ain embaigo disolverse en

la Bep&blieat sino es conformidad 4 las leyes de ella.

6) Verhältnis der Ehegatten za einander mid cn den Kindern.

S07) — Ar^^cntiuieii, Loy sobre cl matrimonio civil (2. No-
vember 1888), Art. 3:

Loa derochos y las ohligacioncs pprsonjdnp de los cnnytifros som

regidos por las leyes do la liepübliea, mientras pcrinaneycan em ella,

cualquiera que sea el pais en que hubieran contraido matrimonio.

808) — Bern, Entwurf Aber das Personen- und Handlungs-
recbt, Art 3:

Die Bestimmungen des vorhergehenden Artikels finden unter Vor-

behalt des Art 10 auch auf die persönlichen Yerh&ltnisfle des Familie-

Standes awischen Mann und Frau, sowie awischen Eltern und Kindern

ihre Anwendung.

S. oben Nr. ICT und 27.

.

80») — Chile B oben Nr. 159.
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310) Oluibiei s. oben Nr. 160.

311) — Deutiiciier Jaristentag s. oben Nr. 163.

312) — Dudlcy Field:

Art. 554. Excejit as otherwisc provided by this Code, the per-

.^ünai, muiital aud paieiiUil obligations and correlative rights of the

parties to a manriagc at auy time , are goyerned ezclnalyelj hy tbe

law of tiie place where tbey may be, nnless polygamy there eoMltä.

Art. 556. Tbe legitimacy or illogitimacy of a person, aBdeduced

from tbe law of tbe place wbere a mamago of tbe parcntB was con-

tracted, ia a personal attribnte, and does not affeet the suceesaion to

immovables situated in anj otber country, wbicb wonld not reeognise

tbe person a^ I<-gitimate, if the marriage had been contracted in saeh

coantiy, at the time wben it was actuaUy eontraeted.

313) — Ecuador s. oben Nr. 16t>.

314) — eriMbeiUnd t. Nr. 244.

815) — HMgf Konferena 1894 (I. Dispositions concernant le

mariage; effets du mariage snr T^tat de la femme et des

enfanta):

Art. I. Lea effeta du mariage Rur T^tat et la capacit6 de Ia

femmO} ainsi que sur Tctat de leurs enfants qui seraient nr s uvant le

mariage, ho r(^g1eTit (rapr*'>^ !a loi da paja anquel appartenait le man
lorsquc le mariage a t'tc contractu.

Art. 2. Los droit.s et los devoira du mari enver^ la femme et do

la femme etiver-t \c mari sont determines par Ia loi nationale du mari.

ToutefoiH ils 11*' pouvtMit Cfrt- -anctionn^s que par les moyens que per-

niet egalemcnt la loi du pays oh Ia sanction e!<t requise.

Art 3. FjU cas de changemcnt de uationalite du mari seul, les

rapports des ipoux. restent regis par leur derui6re loi nationale com-

mune. Mais r^tat des enfEUits n^ depnis le ehangement de nationaütö

«Bt r£gi par ta loi nationale nouTdle da pire.

316) — Japai 8. oben Nr. 176.

317) — listitat, Lausanne 1888;

Art. 10. Les effets du mariage sur l'ätat de la fSBmme et box Titat

des enfants nia avant le mariage» ae rdglent d^apr^s Ia loi de la natio«

nalitö 4 laquelle appartenait le mari loraqne le mariage a ^t^ contractu.
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Art 1 1. Lob droits et devoirs da nuiri envers la femme et de la

femme envevs le uiari sont reconnus et prot^g^a selon la lai nationale

du man, sanf les reBtrlctions dn droit pnblic du lieu de la r^dence

dea 6poiiz.

818) — Käppeii s. oben Nr. 255.

319) — Laonnt a. oben Nr. 258.

380) — lina, Art. 18:

Die pefeSalidtoi Rechte und Pfliohten, irdehe dvrdi die Ehe
unter den Ehe^tten und swischen ihnen und ihren Kindern entstehen^

werden durch das Gesetz des ehelichen WohnsitaeB (Domiails) beBtiramt;

Venn aber das Oomisil verftndArt wird, durch die Gesetate des neuen

Domiails.

321) — Lissabon s. oben Nr. 18a

322) — Liv-, Est- and Kariäudisches Privatrecht, Art. XXXI:

Dip elterliche Oewalt ist nach den Gesetzen zu bcnrteilen, welchen

der Vater, seinem Wohnsitze und Stande nach, unterworfen ist

323) — Mommsen

:

§ 12. Der Erwerb und der Verlust der väterlichen Gewalt sind

nach dem Recht des Staates zu beurteilen, dem der Vater Jinr Zeit des

Eintreteuä der Tiiatsache angehört hat, welche den Erwerb oder Ver-

lust zur Folge gehabt haben soll.

§ 13. Die Hechte, welche dem Vater in Beziehung aut diis Ver-

mögen der Kinder anstehen, bestimmen sich nach dem Eecht des

Staates, dem der Vat« jeweilig angehört.

Wenn jedoeh d« Vater die Staatsangehdrigkett wechselt, ohne

dafs ein gleicher Wechsel in betreff der Kinder eintritt, so ist das neue

Recht, insofern ee dem Vater mehr Rechte an dem YermDgw der

Kinder einräumt, als das bisherige Recht, von der Anwendung aus-

geschlossen.

S. auch Nr. 451.

824) HontttTidco;

Art. 12. lios derechos y deberes de los c6n7uges en todo euanto

afecta sus reladonea personales, se rigen per las leyes del domieilio

matrimonial.
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Si los c6nyugos madaren de doinicilio dicho3 dorecboa y deVeres

86 regtr&n por Im leyes del nttevo domicilio.

Art. 14. lift patria potcstad en lo referente & los derechos y de-

beres personalen» se rige por la lej del lugar en que se ejorcita.

Art. 15. Los derechos qu<> la patria poteettad ronficre d los padres

aobre lo« bienes de los hijos, asi como su enajenacion y demas actos

que los afcctcn, se rigen por la ley del Estado en que dichos bienes

sc hallan situados.

Art, 24. Las modidas urgentes que conciorncn A las relaciones

porsonalo.« oiitre t-onynfjp«, al ojcrcü'io df la patria potestafl y ji la tu-

tcla y t iiratela se rigen por la loy del h;gar en que rcsidan los conju-

ges, padri's de familia, tutores y curudorcs.

Art. 25. La remuueraeion que las leyes acuerdan A los padrest

tutores y l uradores y la forma de la misma, sc rige y deteruiiua por la

ley dcl Estado eu el cual fuerou dis?emidos tales cargos.

326) — lUcholl:

Die ehelieliea Güterrechte bestimmeu sich nach dem ersten Ehe-

domizile, die persönlichen Verhältnisse der Eheleute nach dem jeweiligeu

Ehedomisile, das Erbr^t naeb dem letjctea Domizile des Erblassers,

die sonstigen Familienrechte nach dem Beebte des Heimatsstaates.

326) — Salvador b. oben Nr. 20L

327) — SehaffhaassD s. oben Nr. 275.

328) ~ Saehsen, Bürgerliches Gesetsbnch, § 15:

Die väterliche Gewalt wird nach den Gesetzen des Staates be-

nxteilti dessen Untertiian der Vater ist

389) — Schweiseriflcliei Bnndesgesets vom 25. Jnni 1891;

Art. 8. Der Familieustand einer Person, insbesondere die Frage

der ehelichen oder unehelichen Gkburt, die Frage der Wirkungen einer

freiwilligen Anerkennung oder einer durch die Behörden erfolgten Zn>

sprechung Unehelicher, die Frage der Adoption (Wahlkindschaft) be-

stimmt sich nach dem heimatlichen Bechte und unterli^ der G^cbts«

barkdt der Heimat

Als Heimat gilt in diesen Füllen der Heimatkanton des Ehemannes,

des Vaters, der adoptierenden Person.

Art. 9. Die elterliche Gewalt bestimmt sieh nach dem Bechte

des Wohnsitaes.
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Die Unterstütsangspfliclit swiaclieii Verwandten riditet sieb nach

dem heunatUch^ Becht des UnterstAtsungBiiAielitigeti.

S* auch oben Nr. 205, Art 1 und 7.

830) — Uruguay s. oben Nr. 210.

881) — lug s. oben Nr. 218.

838) — Zörieb s. oben Nr. 284.

4) EMielies Gtttemelit

333) — Argentiiiieiti hej sobre matrimonio civil (2. November
1888):

Art. 4« £1 eontrato nupcial rige los bienea dd matnmonio,

cualesquiera qne sean las lejes del pais en que el matrimonio «e

celebro.

Art. 5. No habiendo coiivoTK-ionos niij)cialcs, ui cainbio del Uomi-

ciiio matrimonial, !a ley del lugar duude ol matrimonio se celebr6 rige

los bienes tnuebles de los esposes, donde qulera quc se cucucntrcu 6

donde qniera que hajan sido adqniridos»

Si bnbiese eambio de domieUlo, los bienes adqniridos por los

esposos &ntes de mndarlo, son regidos por las leyes del primero. Los

que hubiesen adquirido despues del cambio son regidos por las l^es

del nuevo domicilio.

Art. 6. Los bienes raices son regidos por la ley del lugar en

qae estän sitnados.

Art. 7. La dif^olucion en pais extraujero, de uu matrimonio cele-

brado on la Kepüblica Argentina, aunque sea de conformidad 4 las

leyes de aquei, si no lo fuere 4 las de este Codigo, no habilita &

nxnguno de los c6nyuges pars casarse.

334) — irgeatiaieil, Codigo civil, Art 1220:

La validez de las eonvenciones matrimoniales, liechas fiiera de la'

repüblic«, ser4 juzgada por las disposiciones de este Codigo respecto 4

los actos jurfdicos celebrados fuera del territorio de la nacion.

386) -~ ArixiBa, Bevised Statutes 1887, chapter 32, section 15

(§ 1981).

The rights of busband and wife married in this territoiy prior to

the passage of this aet, or married out of this territory but who shall

reirfde and aeqnire properfy herein, shall also be deteraiined hj the

provinons of this act, with respect to such property as shall be here-
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sfter acquired, unless so far aa sacli provinoD« maj be in conflict with

the stipulation of any marriage contract.

336) — Badiselies Kiiifiibrangsgesetz vom G. August 1862 zum
Handel8ge«* tzhuoh (R. B. 62 Nr. 40), Art. 16:

Wenn ein Auslaiuit r, welcher zu den Kaufleuten gehört und ohne

Ehevertrag verheiratet ist, im Inlandc sich niedpriRfst, ohne Inländer

zu werden, so mufs er innerhalb drei Monaten nach tler Niederlassung

bei dem Handelsgericht seines inländischen Wohnsitzes zum Eintrag in

das HaadeUregister anmelden, ob und in welcher Weise seine ehe-

lichen Güterrechte von den Bestimmiingen der gesetJElichen Güter*

gemeinsebafk des badischen Landrechts sich nntersdieiden. Im Unter-

lassungsfaUe kann die Ehefrau Dritten gegenüber keiiie grftfseren Bedite

in Anspruch nehmen, als ihr die gesetsliche Gütergememsehaft gew&hren

würde.

337) — HtTii, Entwurf über das Personen- und Handlungs-
recht, Art. 9:

Das f^ntnrrrcht unter Ehegatten wird nach df^n Gfsptzon dp<

Ortes beurteilt, un welchem die Eheleute bei dvr Vcrlu'iratuii^' ilui'n

erst(;n Wolnisitz nehmen. Wechseln sie später ihren Wohu^^itz, »o bleibt

dessenungeachtet für die Eheleute unter sich das einmal begründete

Güterrecht mafsgebend, während gegenüber dritten Personen das Gesetz

des neuen JWohnsitzes zur Anwendung kommt.

Doch können sich Eheleute, welche anfuiglich aufser dem Staats-

gebiete wohnten und sp&ter im Kanton Wohnsits nehmen, auch gegen-

über Dritten die Beibehaltung ihres ursprünglichen GFüterrechts dadurch

sichern, dafs sie bei ihrer Übi rsiodclung in den Kanton binnen der

FrUt von 60 Tagen entweder den unter ihnoii altjjrcsehlossenen Heirats-

vertraj^ oder die auf djis ehcHclio rJütprroeht Ix züj^lichen Bestimmungen

des ausländisclien Ge.sctzes ihrem Haiiptinlialte nach in das auf der

Amtsschreiberei liegende Protokoll einschreiben und diese Thatsache,

erbunden mit der Erklärung, dafs sie bei ihrem bisherigeu Güterrecht

yerbleiben, in deac für Ediktalpublikationen bestimmten Form öffentlich

bekannt machen lassen.

m) — GhUe s. untern Nr. 428.

339) — Domin Fetmshevecz, Art. GLXXIX:

La loi de la patrie du mari au moment du mariage r^git rassO"

ciation conjugale qnant aux biens, sans qu'elle peat dtre modifi^e par

suite d'uu cbangement de la patrie.
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340) — Biidl«7 Held:

Art. 574. Tlie rights of property in movablea, aflFected hy

manriage, arc goTerned bj the ezprcss eontract of the parties, subjcct

to the pfoytsiona of Chapter XLVL, on contraets. Until Buch eontract

18 made, or to tbe extent tliat the eontract ia inopevative, auch rights

are r^pnlated by the neict arüde.

Art. 575. The rights of property in moyablea whether owned

at the time of marriage cxcopt in respect of auccession, are govemed
b}' the law of the matrimonial domicil. But npon a chango of domicil,

the r\'^ht, as to all subsequeot acqaisitions, is dctermined by the law

of tbc new domicil.

Art. 576. After a change by married persons, from the matri-

monial domicil, the mutual rights of the husband and wife« aeqnired

anbaequently thereto, in each other^a moTablc property, whieh ariae

from the marriage relation, and are dependent upon its continnance,

are detennined by the law applicable to their transaetiona, or by tihe

law of their new domicil, according to the proviaiona of this Code, ex»

e^t as otherwise provided by ezpresa eontract between the parties as

to such rights.

Art. 577. The matrimonial domicil is tbe domicil fir?t established

by tbo hnsband and wife togerhcr; or, if noiiv. such bc estabiished, it

is tliat of the husband at the time of the marriage.

Art 578. The mati^monial domicil ia not changed by an aban-

donment of one party by the other.

841) — Ecuador s. unten Nr. 4M.

84S) — Institlt, Lausanne 1888:

Art. 12. Le regime den biena des epoux embraaae tona lea biens

des ^ponx, tant mobiliera qnlmmobüiers, sauf les immeables qai sont

r^gis par nne lot speciale.

Art. 18. Lea contrata matrimonianx relatlüs aux biena dea iponx

sont r^gis, quaut k la forme, par la loi du Heu oü ces coniiata Ont

6t6 concluß. Doiveut toutofois 6tre egalcmont confid(''res comme vala-

"ble« p:irtrint, \es cnntrati= nin triinoniaux fiiits dans les fonnes exig^es

par la lui iiatioü.-ilr drs «Iliux parties.

Art. 1 1 A ([«'faut (l'uii foiitrat de mariage, la loi du domicilo laatri-

mouial — c'est ä dire du jjrfmier ötablissement des öpoux — r^git les

droits matrimonianx des epoux, a*ll n*appert pas des circoustauces ou

dea fiaita Tintention eontraire dea partiea.

A rl 15. Un changement du domicile on de la nationalitä des ^onx
on du man n*a aucune inflnence anr le regime nne fois ^abli entre lea

^poux, aauf loa droits des tiers.
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348) — KansM, General Btatates 1889, Chapter 62 § ö:

Anj woman who shall have been manied out of this State, shall,

if her husband afterward bccomes a resident of this statc, enjoy all

the rights as to proprrfy, which sl'<' may have acquired bj the laws

of any othnr state, territory or country, or which she may liave acqui-

red bj virtue of anj marriage coatract or settlement made out of this

State.

844) — Kippet! a. oben Nr. 255.

m) — Lina:

Art. 14. Eheverträge, welche im Aualande geschlossen sind,

sind denjenigen Vorschriften unterworfen, welche für Verträge gelten.

Art. 15. Sind Ehcvortrüf^c nicht geschlossen, so entscheidet in

betreff der Mobilien der Eho'j;att«'n das Gesetz den eholic-hon Domizils,

welches auch der Ort sei, wo sich die Mobilien befinden, oder wo sie

erworben wurden.

S. auch tuiten Nr. 447.

346) — Liv-, Est- mid KnriSndisehes Priratreeht, Art. XXIX:

Die ehelichen Güterrechte stehen unter der Herrschaft des Bechts,

welchem der Ehemann zur Zeit der Eingehung der Ehe seinem Wohn-

sitse und Stande nadli nnterworfen war. Verlndext der Ehemann in

der Folge sein Domuil oder seinen Stand, so verdeu zwar anch die

eheliehen Güterrechte demgemäß geändert, jedoch nnr insow^t, als

dadurch nicht die bis dahin erworbenen Secbte Dritter verletst

werden.

347) — Maine s. oben Nr. Ibö.

348j — Massachasets, Public Statutes 1881, Chapter 147,

section 30:

Whcn a husband and his wife, inarried in another state or country,

come into this Commonwealth, either at the same time or at different

tim 8, and reside here as husband and wife, she shall retain all pro>

perty whieb she had acquired bythe lawB ofi»7 other state or country,

or by a marriage contract or settlement made out of the cwimonweaLth.

Their so residing together here shall have the same eSisot, with regard

to their subsequcnt rights and liabilitics, as if they bad married at

the time of thetr first residing together in this Commonwealth.

349) — Michigan s. oben Nr. 189.
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350) — Mommsen:

§ 10. T)ie ehelichen Vennöfi^ensrechte der Ehr^^atten bestimmen

sich nach dem Recht detj Stuatus, deui der £liemauu augehört.

Ein Wechsel der Staatsangehörigkeit hat einen Wechsel des in

der angegebenen Besiehmig f&r die Eiielente geltende Bechts antr

Folge. W^n jedoch nur der Ifann die Staatsaogehftrigkttt weohsdt,

die Fran abw in dem bisherigen Untnthanenverbande Terbleibtt so

tritt eine Xnderung des bisher gelt(nflr^n ehelichen Güterrechts^ soweit

sie der Frau nachteilig sein wurde, nicht ein.

§ 1 1. Ausiriiider, wolclu^ ihren Wohnsitz im Inlande haben, köimeii

eich Dritten gegenüber, was iliro <'hclithen Vermögensrechte betrifft,

auf das ausländiöcbe üecht nur unter dvu A'oraussetzungen berufiMi,

unter denen Inländer Dritten gegcniiber auf ein von dem gesetzliclien

ehelichen Güterrecht abweichendes vertiagsmäfsiges Güterrecht alah

berufen kSnnen.

Siehe auch unten Nr. 451.

851) — Hoitevideo, Vertrag:

Art. 40. Las eapituladones matrimoniales rigen las rdaeiones

de loe esposos respecto de los bienes qne tengan al tiempo de cele-

brarlas y de los qne adqaieran posteriormente, en todo lo que no esti

prohibido por la ley del lugar de Sit sitnacioo«

Art. 41. En defeeto de capitulaciones espeutales, en todo lo que

ellas no liayan previsto y en todo lo que no ept^ prohibido por la ley

del lugar de la situacion de los biene?, las rehu iones de los esposos

Robre dichos biencs, se rigesi ]ior la ley del domicilio eonyugal qne

hubieren fijado, de comun acuerdo, antcs de la celebracion del

matrimonio.

Art 42. 8i no hubiesen fijado de antemano un domicilio conyugB,

las mendonadas reladones se rigen por la ley del domicilio del marido

al timpo de la celebracion del matrimonio^

Art 48. EI cambio de domicilio no altera las relaciones de los

eq»OBOS en cuanto [& los] bienes, ya sean adqniridos antes 6 despues

del cambio.

352) — Nebraska, Cousolitated Statutes 1891, section 1415:

Any woman who shall have heen married out nf this state .shall,

if her Im^band afteruardö beconie a resident of this State, enjoy all

the rigths as to property which she^may hare acquired by the

laws of any ofher state, territory, or eonntry, or which she may havB

acquired hy Tirtue of any marriage contract or settlem^t made out

of the State.

Ni«m«76r, YonehlSgo. II. ' 6
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358) — Pninen, Allgemeines Landrecht, Teil III, Titel 1

;

§ 847. Ist jemaud einer doppelten persöiiliclien (rfrichtsburkeit

unteiwqdbn, vnd hl einer denelben findet Gfitergcmeiudcbaft statt, in

der anderen aber nieh^ so ist amrattelmieii, dafs unter diesen Ehe*

lenten keine €Hlt«!;g«aaieinpelisft entstanden sei.

$ 850. Dnrdi Provinaialgeeetae und Statuten wird die Gemein-
schaft der Güter nnr alsdann begrihidet, wenn an dem Orte, wo ffie

Eheleute nach vollzogener Heirat ihroi ersten Wohnsits nehmen, der-

gleichen Gesetze vorhanden sind.

5 351. I>ie VfrrindfTiinir tlicscs rrstcn Wohnsitzen vcrandort in

ili 1 l'egcl nicht» an den Hechten, welchen sich die Eheleute vorher

unterworfen haben.

§ 352. Haben Jedoeh Eheleute ihren Wohnsitz von einem Orte,

wo kdne Gflteggeaeinflchaft obwaltet, an einen aadeten Ort, w« die-

selbe stattfindet, verlegt, so mfissen alle yon ihnen an diesem letsteren

Orte vorgenommenen Handlungen, in Benehnng auf einen Dritten, nach

den Begeln der Gütergemeinschaft beurteilt werden.

§ 355. Wenn jedoch Eheleute ihren Wohnsitz von einem Orte,

wo keine Gütergemeinsi-haft obwaltet, an einen anderen, wo dieselbe

stattfindet, verlegt haben, so könTien sie sich derselben, auch in An-

eebung der Erbfolge, durcii einen Vertrag unterwerfen.

§ 4 9 5. Haben die Eheleute die Erbfolge weder durch Verträge,

noch durch l(>tzte Willensverorduungen be^tiuimt, so wird nach den

Statuten oder ProvinaialgesetBen des lotsten persönlichen Gerichts-

standes des Verstorbenen v^ahren.

Anbang | 78:

Von dieser Bestinunung macht auch das unbew^liche Ver-

mögen der Eheleute keine Ausnahme, ob dieses sich gleich unter

einer anderen Gerichtsbarkeit befindet.

§ 496. ll;ibtn die Eheleute während der Ehe ihren Wohnsitz

verfindtMt, so hwt -lf>r Uhcrlobi-ndc die Wald, ob er nach den Gesetzen

des letzten per^onli* In n i ierieht.sstiindes des V(>rstorbeuen oder nach

den Gesetzen desjenigen Ortes, wo die Eheleute Jtur Zeit der voll-

zogenen Heirat ihren ersten Wohnsitz genommen haben, erben wolle.

3M) - Boeh^ll s. oben Nr. 825.

856) — SaefeMO, Bürgerliches Gesetzbuch, § 14:

Die ehelichen Vermögensrechte werden nach den Gesetzen be-

urteilt, welche zur Zeit der Eingehung der Ehe an dem Wohnsitze des

Ehonannes gelten. Durch einen Wechsel des Wohnsitses werden die

eheliehmi Vermögensrechte nicht geftndert. 8ehmkkung«ii unter Ehe-
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gatten werden nach den an dein jedesmalii^eu Wohnsitie des £he-

maniie« geltenden GeBetsen benrteiit.

— SciuiffbaBseii &. oben Nr. 275.

367) — SebweixeriseliPR UpKetz vom 25. Juni 1891:

Art, 19. fMi: (. lifiTrpchtsverliältnif^fe der Ehi^irattcn unterein-

ander werdf^n. vorbchaltli' li «Ic-; Art. 20, für die ganze Dnuer der Ehe,

auch <lauu, wenn die Ehegatten in der Folge ihren Wohnsitz in den

Hcimatkaoton verlegen, von dem Rechte des ersten ehcQichen Wohn-

Bitccs beherrscht. Im Zweifel ist als erster ehelicher Wohneits der

Wohneits des Ehemannes aar Zeit der EheseUieasnifg aliatiaehen«

Ffir die €Hltenrecht8rerfailtiis»e der fihegatten gegeti&ber Dritten

ist mafsgcbend da» Rectit des Jeweiligen ehetiehen Wohnsitzes; das-

selbe bestimmt insbesond^ die fiechtsstellung der £hefiran den

(Gläubigern des Ehemanne«' «rejreriMbor im Konkurs des Ehemannes oder

bei einer gegen den^^elhen NDrpcnonuiH'nen Pffliidnng.

Art 20. Wenn die Ehegatten ihren A\'i)linsitz weehsehi , so

köimeu sie mit (J enehmigung der znständigen IJeliördr de=; neuen

Wohnsitzes durch Eiureiehung einer gemeinsehaftlichen Erklärung bei

der safltftndigen Amtsstelle (Art. 86, litt, b) ihre Becbtsrerhftltnisse auch

unter sich dem Rechte des neaen Wohnsitzes unterstellen.

Die Erklärung wirkt auf den Zeitpunkt des Beginnes des Güter-

rechtsverhältniases surück.

Art. 21. Die an einem ehelichen Wohnsitze ditreh besonderes

Rechtsgeschäft erworbenen Rechte Dritter werden durch einen Wobn-
sitzwechsel der Ehegatten nicht berührt.

Art. rJl. Haben »ehweizerisehe Ehegatten ihren ersten ehelielien

Wolinsitz im Auslande, so bestinunen sicli ihre güteiTechtlichen Ver-

hältnisse nach dem Rechte des Heimatkantons, soweit für dieselben

nicht das auslfindisehe Recht mafsgebend ist.

Das far sehweiz^nsche Ehegatten in der Schweiz b^jr&ndete

Gut^echtsrerhlltnis wird durch Verlegung des eheliehen Wohnsitses

ins Ausland nicht geändert, rorausgesetzt, dafs das ausländische Reeht

dieser Fortdauer nicht entgegensteht.

Wenn schweizerische Eheleute aus dem Auslande in die Schweiz

zurückkehren, so setzen f»ie nntercinatidor das Rechtsverhältnis fort,

das im Auslände für sie Gf'ltnng hatte. Sie sind jedoch berechtigt,

von der in Art. 20 den Ehegatten eingeräumten Befugnis Gebrauc h zu

machen. Dritten gegenüber kommt die Vorschrift des Art. 19 Abs. 2

zur Anwendung.

S. audi oben Nr, 20ö.

6*
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m) - Spftuei, Codigjo civil, Art 1325:

Si el easamiento se ocmtr^jefe en pals extitu^ero entrc espanol 7
extranjera 6 cxtranjero y e£^])cinoLi, y naoUi dei-larasen ö estiimlasen los

contratantes relativamonte ;i|9u> bienes, se enteud or4 cuando sea espaüol

el cöiiyniTP "i';u-6n, que se rnsa bajn cl rt'>;^'inieii de la sociodad de

gananckiles, y, cuando fuere espjinohi la ('sj)osa, que se casa bajo e!

rägimen de derecho comüii en el pai.s Uel varön; todo »in perjuieio de

lo establecido en este Codigo respecto de los bienes inmnebles.

369) ~ TeUB, Bevised civil statvtes 1889, art 2859 (Gesets

om 20> Januar 1840):

The marital rights of peisoiiB manied in ofher conntries who may
reniove to bis state, shall, in regard to property a( r^uired in tiiis State

during t^e oiarxiage, be regttlated hy the law of this state.

360) — Zog B. oben Nr. 218.

Ml) — Zfirich s. oben Nr. 284.

e) Aafsereheliche Kinder.

S62) -~ Argentinici, C6digo civil:

Art. 31 1. 1^8 hijos naeidos fiiera del matrimonio, de padres que

al ttempo de U coneepcion de aqnellos pndiwn casaise, annque faera

con dispensa, quedan legttimados por el sttheigaiente matrimonio de

los padres*

Art. 312. Hn coanto ^ los hijos qne tiiviesen so domicilio de

origen en la Eepubüca, este Cödigo no admite otros modos de legiti-

maeion.

Art. ;n ' ^ F.u cnfintn n los hijos que tuviesen su domicilio de

nrigen i'iiera dt; la Kt'publit.va, »e admitcu los modos de legitimacion que

dispusieren las leyes del pais de esc domicilio.

Art. 314. Las disposieimieg de este titulo aobre la legitimacion

por snbsiguiente matrimonio, serin solo aplicables & los hijos cujos

padres tengan 6 hubiesen tenido su domicilio en la Bepublica al tieropo

de la celebracion del matrimonio.'

Art. 315. En cuanto k los lujo:^ ouyos patres tengan 6 hayan

tenido sa domicilio fuera de la Repäbüca al tiempo de la celebraekm

de <5n mfitrlmonio, aunqiie otro fuese m doinicilio al tiompo de la con-

eepcion 6 nacimiento, y aunqne *1 r;isamioiito se haya celebrado en la

Repübliea , ol snl)8ip:niente niatriinonio no legitimard los hijos, si las

leyes del pais del domicilio del padre al tiempo de la celebracion del
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matrimonio no admitieren este modo de legitiiiiadoiit 7 lo admitiemi,

la legi^adoin sesA 0OIO jasgada por eaas leyes.

— Ut> W- ud KirUMiaekM Rriratreekt» Art XXX:

Die aus einw au&erehelielien GeschleditaTerbinduiig entspria-

genden Beehteverbältniaee unterliegen d<»i Bestimmungen desjenigen

Redltee, welches Ar dea 8cliwichenden, seinem pars8nlidien Geridits-

stande nacli, mafsgebend ist Auf die äu dem Orte, wo der Beischlaf

stattgehabt hat, geltenden Gesetze ist dabei keine Kücksicht au

nehmen. Gehört iibri|?«^ii8 die Geschwächte dem Bauernstände an, SO

ist das Verhältnis nach dem bezilgUchen Bauerrechte su beiuteiien.
'

'

364) — Montevideo:

Art. 16. La ley quc rige la celebracion del matrimonio deter«

mina la filiacion legltima 7 la iegitimacion por subsigoiente matri>

monio.

Art. 17. Las cuestioncs sobre h-gitimidatl <1(" la filiacion ajena,

4 la validez u nulidail del matrimuuiu, he rigen por la ley del domi-

cilio conyugal en el momento nadmi^to del lujo. ^ .-
, .

,

Art' lÖ. Los 'derechos 7 obligadons concendoites i la filiacion

ilegitima se rigen por la 1^ del Estado en el. cual haTan de hacerse

efeetiyos.

366) — Sachsen, Bürgerliches l^esetzbuch^ §12: . .
^

Die Vorschriften in §g 1551 bis 1553 und 1858 bis 1874 finden

Anwendung, selbst wenn der aufserchcliche Beischlaf in einem 'Staate

erfolgt ist, dessen Gesetzgebung die in diesen Vorschriften enthaltenen

Be^hte nicht anerkennt.

S66) Schwell, s. oben Mr. 329.

"
.

"*
•" '

*
' / •

f) YonrandBckail
r «

367) — Argentiniei, C.6digo civil:
m

Art 409. La administracion de la tutela, disceniida por los

jueces de la Bepdblica, ser4 regida solamente por las lejes de «sie

Cödigo, si en la Bepdblica existiesen los bienes del puptlo.

Art 410. Si el pnpilo tnyiese bienes muebles 6 inrnnebles fuora

de la repüblica, la administracion de tales bienes 7 SU em^enaeion

ser4 regida por las le7es del pais. donde se hallaren«'
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m - IdgiM, ft. noteB Kr.m
a«9) — Dadlf.v Field:

Art. 557. The natural giiardianahip of a father or inothev orar

the per8f>n of a child, and tpstMmpntjiry g'uardianship, acquired or con-

fcrred acconling; to tho hwv of oiie nation must Ix« rocn^ized in evon'

other nation; siibjr c t to t\u> power of the courta to interfere in the

cases prescribcd in Article 634.

Art. 558. The guardiau4«lup or other lustody of thp persou or

property of onc not having legal capaeit} , created hy a foreign court

of competout Jurisdiction, in die cues provided in Artiele 683, muat

be recognixfid «nd respected hy eoorts of «aj other eoantry mto

vhidi the ward comes, subjeet to the power of the conite to interfere

in the cases preacribed in Article 634»

Art. 559. The Uwe determining the Innacy or idiocy of any

person are territorial only, and a decision fhas a peraon is a Innatie

or idiot wiQ bind that person and his movables, whether he be a

Citizen or an alien, only whilc he ia domiciied within the jorisdiction

of the country in which sucli decision was madp. Riid \viH bind the

immovableä of such persou .sitnatcd in that countiy, wheter the domieil

therein do or do not continue, Init will not bind such person in any

other country, nor the immovables o{ such ]>ermu situated in any other

country.

870) — OriMheDlaid, s. oben Nr. 244.

371) — ttaac, lioufercuz ldd4 (U. Uispositiona conceruant la

tuteile):

Art. 1. La tuteile d'un mineur est r^gic par an loi nationale.

Art. 2. Si, <rapr(''3 Ia loi nationale, il n'y a pas, dans l'Etat an-

quel ressortit le mineur, unc autoritö comp^tentc pour ])ourvoir ä la

tntelle, Taf^ent diplomatique ou t onsulaire de cet Etat, rösidant dans

la circonsi ription oüi la tuteile .s'est ouverte de fait, exerce, si la loi

nationale l'y autorise, les attributious conf6r6s par cette loi aux au-

toritfe de l'Etat auquel ressortit le minenr.

Art. 8. Totttefois la tatelle da mineur rösidant k T^tranger se

eonslitae devaut les avteritAs oomp^tentea d« Ueu et aeta r^e par

lauT loi daps le« caa snivanta:

a) sit penr des misona de ftiit ou de droit, la tatelle ne peat Itre

eanstitn^e tmtormtmmiA aux arüclee 1 et 8{

b) w ceux qni sont appelds 4 oenatltaer la tatelle^ d'apvia le«

artieles präoödenta» n^ ont pas ponrw)
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c) si la persouue autoris^e k cettc iin par la loi nationale du

rninear Ini « noinm^ nn toteor riaidant dans le toMme pa> ä que le

ittinenr.

Art, 4. Dans les caa pr^ma par Tarticle 8, a ot b, lea autorit^a

nationales du minear ponrvont toujours poarFoir 4 la Constitution de

la tutellep si les eropdchements qni aTnioit d'abord arrSte leur action

oiit (li^paru. Elles clevront alors avcrtir pr^alablemcnt les autorit^

^traniL^rrofs qn! arfiicnt nrpniiis^ la tutdlf.

Art. ö. Dans tous Iis cm la tTitcllc «'ouvre et prcnd fin suix

epoqucs et pour les rauses detcriiune»;» par la loi nationale du minour.

Art. 6. En attendant Torganisation x6g\xlihre de la tutelle de

r^fcranger mineur on i'interrention des agents diplomatiques ou consn*

tairoa, lea meaares ndceaaairea pour la protection de aa peraonne et

la conaerration de aea biena aeront priaea par lea autorit^a lo alea.

Art. 7. L*administfation tnt^bure a*4tend 4 la peraonne et 4

rcns<>mble des biena da mineur, quel que soit le Heu de leur Situation.

Cotte rögle re^oit exception, qnant auz immeubles, gi la l^gislation du

pays de leur Situation prcscrit A cot (^p;ard un r^gim«^ 3p«^cial.

Art. 8. Lf gouv<n'n»'iiicut, informi' de hi pr^sence 8ur sou tenl-

toire d'un (^traiijijer iiiiiieiir a la tutcüe duquel il import«ra de pour-

voir, en instruira, dans le plus bref dälai, le gouvernement du pajs

de cet 6tfai^r.

372) — Haiti, Code civil, Art. 7:

Lo p<^re etrauger ou la m6re 6trang6re aura la tutelle legale de

ses enfuntä legitimes.

373) ^ iHtmat Hamburg 1891:

L La tutelle des mineurs est regle par leur loi nationale.

Cette loi d^terminc Touv^erture et la fin de la tutelle, son mode
de düatiou, d'orgaaisatlon et de contrdle, lea attributiona et la comp4-

tence du tateur.

IL Loraque, le mineur n^ajant eonaerr^ dana aon paya d*or^ne

aucune domidle et n*4tant plua rattaeh^ 4 lui par aucun lien de droit

attributif de comp^tence, il est impoeaiblc de constituer la tutelle dana

ledit pays', l'agent diplomatique ou consulaire de sa nation dans la

circonscription duquel la tutolle s'est ouvorto do fait <'\-<M<-e Ips attri-

butiont< ronf^r^^s par la loi nationale aux autt)rit^!< tutelairrs de la

mitropole et pourvoit k i'organisation de la tutelle coutormöinent &

ladite loi.

Toute^ia ai le mineur qui n*a plus persouellement aucun dtfmi-

eilo attributif de comp^tence dana son paja^ j poss^de dos parenta ou
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alUt'ri jur^qu'au quatricme dt^git- iiicluHivcimeiit, la tutt'Uo et*t reput^p

8'ouvrir au domicile du parcnt ou de Talli^ Ic plus prochc, Ic parent

ayant le pas mr Talli^ ü'cgalit6 de degi^.

Le deaxitoa alin^a da pr^cnt artide oe s*applique pas aux pays

dans leaqnels la famille demeore ^trang^re 4 la eonstitation de la ta-

telle, et oü la jnridiction des tribnnanx est foimeUeineiit sabofdonn^

an fait que le mineur se troave penonneUement domicilii dans lenr

resfwzt.

IIL A d^&nt d*agent diplomatique on consulaire du pajs auquel

ressortit Ic mineur ou si, vu les cin on^tniicesi, eet agent est hoiS d'4tat

d^orgauiser la tutelh» coiifonn^mcnt A la loi de son pavfi, la tutellc « j^t

orrranisö coiiformement k la loi da domicile par Ica aoius des autorit^«

tut»**IaireH du Heu.

Kllc s'ouvro ulor» d'aprös les dispositiotis de ladito loi, npnobstaiU

celk'-'^ de la loi national o.

Mais (die prend fin ä r^poquc ct. pour los causes pr^vuos par la

loi nationale.

Dans lf•^< pars on il nxistc une tutclh^ lögalf, les ]i«'r.Koiin<!8 n qui

la loi natiiMi.ilc ronferi' tutelle legale soof ndmises a l'cxercer, en-

con' quc la lex lt»ci nt; rt'connaisse pas ce droit aux iudigdncs. Dans

les pays oft la tutcUc est couf6r6e par Tautoritd, le« peraonne« k qui

la loi nationale conftro la tutdle legale seront inyesües de la tutelle

dans la mesurc on le jage le trouyera possible.

IV. La tutelle organis^e conformiment anx diiqiwsitions qui prßei-

dent est r^pntde» dans les doux pays, r^guliöfement oxganis^e k Tex-

elnsiott de tonte autre.

Toutefois, 81 les raisons de droit on de fait qui ont empfiehl de

eonstitu^r la tutelle daos le pa^ du minenr viennent k disparattie par

la suite, et qnHl devienne pos.oiblc de Vy eonstttucr, les auUffitös nalio-

nales auront en tout temps le droit dt! le faire ou de le pcrmottre, k

conflition d'en avortir pr«^alablement Ii s autorit^s etrangeres qui y
avaii'iit potirvu fonform«iui('iit au präsent rrglcmcnt. Le8 tutours qni

avaient et»'' nomini^s par c<'llt >-( i seront rclcvf'a de leurs fonctioiis ton-

formdment ä la lex loei; 1h validitd des acte» desdits tuteurn sera ap-

präci^e d'aprfts la mSmc lui.

V. Ku attendant Torgani.-iutiüü rdguli^re de la tutelle et pour les

actes d*admiaistratioB nigents, les pouroirs de tutenr sont d^volns k

Tageut diplomatique ou consulaire e^ k son d^fent, aux autorit^s tnt^-

laires locales.

•
• .

-

874) — KSpi>di, s. oben Nr. 255.
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376) — Liv-, Est- uinl Kurländisclies riivatreclit, Art, o2:

Die Vormundschaft richtet sich iiai h dm in dem Junsüiktions-

bezirke dos Gerichts, vor welchem der Bevormundete seinen persön-

lichen Gerichtsstand hat, geltenden Qeaetien.

376) — MoHiifleii, % 14:

Die Vormundschaft nird nach. dem. Rocht des Staate» beurteilt,

dem der zti Beromundende .
angehört.

-Bei einer von einer inlftndisehen Bdiörde angeordneten tui|^ unter

deren Anfincht geflihrten Yormundsehaft .faestinuncn aich Jedoch 'die

Rechte und Pflichten des Vormundes immer allein nach dem inländischen

Rechte» auch wenn der xn Bevormundende ein. Ausländer ist. . .

.* . .1. .

877) Nratenel^l«, AUgemeiiies Gesetahuch^ Art 789:
- i

. Kann einem in Montoi^pro wohnhaften Ausländer lAregeü Minder^

Jl&lmgkeit'. oder aus einem, anderen tSrnnde die Volle vermögensreehtp

liehe Hfuidlungsfthigkeit nicht zuerkannt werden, sq kann . demselbmi

die montenegrinische ßehördc einen Vonnniid bestellen, wenn ihm die

Heimatsbehörrle einen solchen nicht bestellt hat.

In einer ^«olchon Vormundschaft ist sich überhaupt nach den Landes-

gesetzen jpner 71eh")rde zu beTi(»hmrn, Avplchf» sie bestellt hat. Handelt

e?« fich aber um die Bevormundung • inert Minderjährigen,, so wird die

Dauer derselben nach seineu Hcimatsgcsetzcu beurteilt.

— Moutevidev:

Art. 19. £i discernimiento de la tütela y 'cnratela se rige pbr la

ley del lugar del domicillo de los incapaees.

Art. 20. El cargo de tutor 6 curador discernido en algüno de los

Estados signatario.s, .sera reconocido en todos los demas.

Art. 2.1. La tutela j curatda, en cuanto k los derechos y obli-

gacioncsi quo imponen, se rigen por la iey del lugar en que fu^ dis*

cernido el cargo.

Art. 22. La-< faeultadef« de los tutores y rnriulores^respocto de

Jos l)ien('H que los incapaces ttivieren fnera dd higar <!(> doniicilio,

.^e ejercitarän conforme k la ley del lugar en que.dichoß bienes se hal-

ian »ituados.

Art. 28. Tja liijinTecH legal (|iic las Uye»* acuordan k los iiieap;u-e»

solo tcndru t^fecto cuuntio la ley del Estado en el cual se ejerce el cargo

dö'ttttör ii enrador eoncuerde con la dc-aqtiel eii ^ne se haßan-i^tttados

los bienes afectados por ella. ' c .! .
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379) — .Sacljseii, ii nrgerlichos Gesetzbuch, § 16:

Die Vonnund8('haft wir<l nach den UeBctzeu des Staates beurteilt,

dessen Unterthan der zti Bevormundende ist.

380) — Schaffhauseii a. oben Nr. 275.

W) — SehweimriseliM Biii4e§ge8eti vom 25. Juni 1891:

Art. 10. Für die Vormundsihaft ist unter Vorbehalt der Be-

stimmungen der Axt. 12—15 auasehlieblicli mafsgebwid daa Becht dea

Wohnsitaee der Penooi welche unter Yormundaehaft an eteUen ist, oder

ftber welche eine Yormundflchaft bereits bestdlt iat.

Art. 11. Das Yormnndschaftsrecht \m Sinne dieses Gesetaee um*

iafst sowohl die Vorschriften über die Fürsorge Ar die Person des Be-

voroituKloten wie die Vorschriften über die Vermögensverwaltung.

Art. 12. Die Vorinundf^cliaftfsbi'hordc dos Wohnsitzes hnt der-

jenigen dos Heimatkautons vow »km Eintritt und von der Aufhebung

einer Vormundschaft, sowie von dem WohnsitzWechsel des Bevor-

mundeten Keuatiiirt zu geben und dt-rselbeu auf Verlangen über alle

die Vormundschaft betreffenden Fragen Aufschlufs zu erteilen.

Art 13. Wenn Aber die religiöse Eraiehnng eines bevormundeten

Mindei;}IUiiigen nach Mafsgabe der Bestimmung des Art 48 Abs. 8 der

BundeaverfksBung eine Verfßgnng an treflPen ist, so Iiat die Yormund-

sdialtsbebSTde des Wohnsitaes in dieser Beaiehung die Weisung der

Yormundschaftsbehurde der Heimat einzuholen und zu befolgen.

Art 14. Die zustandigen Behörden des Heimatkantons sind be-

reclitigt, die Bevornmnduug der Bürger ihrea Kantons, welche aufser-

halb (los Heimatkantons ihren Wohu.sitz habon, bpi den zufstundigen

IJeluh-don des Wohnsitjskanton^! zu bpaiitragcu. ijiuojii solch;-!! Antrafst»

urnfs Folge gegeben werden, sof«'rn die Bevormundung nat h Mafegabe

des Rechts des Wohnsitaes als begründet ersehet.

Art. 15. Wenn die Behörde des Wohnsitzes die persönlichen oder

vermögensrechtlichen Interessen des Bevormundeten oder die Litwessen

setner Hdmatgemeinde gefthrdet oder nicht gehörig au wahren in der

Lage ist, oder wenn die Wohusitzbehörde die Weisung der Heimat-

behörde in Bezug auf rlie religiöse Eraiehnng eines Kindes nicht be-

folprt, 90 kann die Heimatbehörde verlangen, dafs die Vonnundaoliaft

ihr abgegeben werde.

Art. 16. Streitigkeiten über die in Art. 14 und l.j vorgesehenen

Autva^je und Begehren der Heimatbehörde entscheidet auf Klage dieser

Behörde in letater Instans das Bnndesgerickt als Staatsgerichtshof. In

dfiogendeu Flllen triflEt der Prftttdent des Bondesgerichta aum Sohntse

bedrohter Interessen vorsorgliche Yerf&gungen.
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m. Faniilienrecbt leinschliefalick VomiimtUcliaftsrecht). 91'*^

Art 17. Bewilligt dioVomandsehaftob^tde dem Bevomimdeten
einen Wohnsttiwechad« bo geht das Kecht und die Pflicht zur Fflhrong

ä<w Yotmundschaft auf die Behörde des neuen Wohnsitses über, und

ist das Vermdgen des Bevonnundeten an diese su verabfolgen.

Art. 18. Die gleichzeitige FAhrung der Vormundschaft im Wohn-
sits« und im Hcimatkanton ist unzulä-s^ig.

Art. 2y. ^Vi iin bevormundete Sc!nvois?(>r Stthwoiz vorlsisscn,

80 wird die Vormuiidschaft, solange der Grund <ler Bevormun<Iuug fort-

besteht, von der bishcrigeu Vormundöchaftsbehörde fortgeführt.

Die iu Art. 15 der heimatlichen Vormundschaftsbehörde ein-

gerftumten Befugnisse bleiben gleichfalls in Geltung.

Art 30. Wird die Bestellung einer Vormundschaft über eine

auswandernde oder landesabwesende Person nötig, so ist biorfür die

Behörde des Heimatkantons sustindig.

Art 33. Die über einen Ausländer in der Scliweiz angeordnete

Vormundschaft ist auf Begehren der ausländischen zuständigen Heimat-

behörde an diese abzugeben, sofern der ausländische Staat Gegen-

recht hält

38S) — Zug s. oben Nr. 218.
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88S) A&rgaD, Bürgerliches OeBetibncb, § 11:

Wenn Frande mit Fk«mden oder mit KentoaBbAigexn,. oder Kentobe-

bfirger unter rieh anUser dem Kanton BechtBgeschftfIfe Tmneimien, eo rind

we nach den Gesetzen des Ortes, wo das Geschäft abgeschlossen worden^

zu beurteilen, insofern bei der Abschliefsang nieht mn anderes Recht enra

Gründl gelegt worden ist, und den KantonsbQrgem die in § 8 enthaltene

Vorschrift nicht entgegensteht.

384) — Argeutiuien, Cüdigo civil;

Art. 1205. Los contratos hetilios fuera del territorio d»« la Repu-

blica, ser4u juzgados, en cuanto k bu validez o nulidad, bii naturale/a

j obiigaciones que produzcan, por las \eym del lugar en que hubiesen

eido cdebrados.

Art 1206. Ese^tAaoie dei artiealo aatoior aqnelloe contratos qve

füesen immoralea, y eujo reconocimiento en la B^blica resaltese iii||a-

lioso A los dereehos, intereees ö conTeniendas del estado 6 de sns haU*

tantes.

Art. 1207. Los contratos heehos en pab estrsi^ero para violarlas

Ipyes de In rcpiiblicH. son de ningun valor en el territorio del estado,

aunque no fuesen pruliilndos en el lugar en que se hubiesen celebrado.

Art. 120s. Los coutratos bechos en la Kepüblica para violar los

dereciios y las leyes de uua nacion estrunjem, no tenürüti efecto alguuo.

Art 1209. Los contratos celebrados en la Repüblica 6 fnera de

ella, que deban ser ^jeentados en el tenitorie dd estado aenm jnzgados

en cnaoto & sa Talideii natiualesa j obligadenM por las leyes de la

B^üblicai sesn los eontrataates nacioaales d esfarsiijeros.

Art. 1210. Los contratos celebrados en laBepdUiea para tenersn

cnmpUniiento fneia de ella, wrka juxgados, en cnsnto A sn aUdest su
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IV. ObUgHtiouen. 93*

aatomleBa y oUigadooM, por las lejes y neos dd pals en que dobieron

»er. «umplidos, aetn los c<mtmtMitei nadonales 6 esfennjero«.

Art. 1211. Los oontratoB liechos pus €Bfmijen> para trasfcrir

derechos walet aobra Inenea inmoeUes ntiiados en la HepnMi a, tendiAii

la misma fuerzn que los heclios en el territorio del esfado, sicinpre qne

constaren de in^JtrumentoH piiblicos y ae pr^ntaren letr'ili/'adoa. Si por

ellos Be trasfiriese el dorninio de bienes raices, la tradicion de estos no

pocirä liacerse con efectos jurfdicos hasta quc estos contratos se halleu

protocoJizados por orden de un juez competente.

Art 12 12. £1 lugBr dd cnmpllniieiilo de lee cwrimtoe qne en eüos

ao estnviete deeigiiado, 6 no lo fndieere la nstaiaUssa de la obßgacionr

es aqnel en qne el contiato tnk hecho, a fitere el d<»mdlio de! dendor,

annqne deepnte mudare de deniidito d lUleeiere.

Art 1218. 8i el contrato fuä hecho fuera del donüdlio dd deudor,

en un lugar que por las clrcunstancias no debia ser el de su cumpli-

miento, el domicilio actual del deudor, aunque no eea el mismo fpie tenia

en la dpoca en que el contrato fae hecho, wetk el lugar en qae debe cum«

plirse.

Art. 1214. Si el eoutrato fuere hecho eutre auseutes por iiiötru-

mento privado, fiimado en varios lugares, ö por medio de agentes, Ö por

eorrespondenda efnstolar, ans efeetoS} no faabiendo Inger dealgnado para

ni enmpliimentOk ler&n jiv^ados reepeeto & eada nna de las parteB, por las

ler^ee de «x domidlio.

Siehe auch Nr. 152.

885) — Badiaehes KenstitatioBBedikt vom 4. Juni 1808, § 18:

„Eiblwldigung und Gefiebtspfliehtigkeit der Staatsbüx^." Die

Ffliebten bestehen: in der unbeBchrinkten C^eriehtopflichtigkeit

Wenn andere StaatsaiigehSrige oder Fremde immer nor in gewiesen wei-

teren oder engeren Benehungen und nur dtireh diese den hie»g«i Ge-

setzen nnd Gerichten unterworfen sind, so sind es die Staatsbürger in

jeder denkbaren Beziehung, soweit es ohne Anstofs gegen die Rechte eines

anderen souveränen Staates möglich ist; folfxlich mit Ausnahme der Rechts-

streitigkeiten, welche eine Liegenschaft oder Erbs-chaft unmittelbar er-

greifen, die in fremden Staaten gelegen ist, oder eine dort schon in gesetz-

mäCuger Art rechtshängig gewordene Streit- oder Strafsache betreö'en, in

allffli fibrigen, mögen de Yor hieeigen Geriehten belangt und IHr Recht gestdit

und nach biedgen Gesetzen (soweit nicht Rechte fremder Staatsbürger mitbe-

fiuigen lind, wo alsdann die Gesetae des Ortes, wo die erlaubte

oder unerlaubte Handlang begangen wurde, anzuwenden sind)

gerichtet werden, indem solange blofs von Rechtsverhältnissen zwischen

Staatebfirger nnd Staataböiger, oder swisehen dem Btaatsbörger und dem
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Stantegf^eta aus erlanbten oder unerlaubten Handlungen die Rede ist,

die V erbindlichkeit, dt n ( . e^taeii ö^ine« Utigeute» gemaf» sich zu iM^tiaL'en,

d«m Unterthanea aiier Urt^ hin nachfolgt, und wenn sie ihn gleich in

geeigBeten Fällftn nUAit befreit ron der Seholdigkeit, ttber j^e YsiUndr

Ikbkeile», die er te fimndeft Lenden eiugiug, aucli dort» und eledeim aeeh

dertigeii Geeetee»? Reefat mi geben und m nehiaen, Dematici^ aeheid Ib

vwen Lende die Vertiindlielikeift nodi «newKetaefen S|nnehe

kommt, er ettein dealeile Mth hieaigoi Oeeetetn benileitt weidmi Ittmi

md mufs, soweit nicht etwn beeoadere Steatsrertrfige mit benachbarten

Staaten Ausnahmen bestimmen oder blofg von bestimmten PÖrralichkeiten

der Handlungen die Hede ist. in welchen j#Nler in und aufBcr nnscrem

Lande sicli nach den GcjsetÄcn des Orts, wo er si« vornimmt, erku&d^ea,

benehmen und richten lassen mufs.^

886) — B»7riMhe YereHBUf toh 1816. I, a:

Hintfehlfieb der dfitieehUiclien fUgen daev «nerknbten Htmihmfi

dnd die Oeeetae dee Orlee, wo eie begeiigmi wnrde, m Anwendnqg «
bringen.

W) — Belgisoher Kiitwuri';

Art 7. Les obligations eonrentioaneUes et lettre eSele eont f^glte

per la loi du Heu du contrat.

Toutffniq pr(''fcrcncr est donnee iiu.x lois nationelee des coutractants,

si ces lois disposcnt d'uno maniönj identique.

Ces r^les ne sont pas applicables si, de i'intention des parties, con-

stat^e expressimeot oa manifestüe par les dreonetances, il r^Milte qu'eUes

<mt entenda eoometlre lemr ocmveotioii & une loi ddterminfe. La fiteulti

ftceord^ & oet ^;enl, enz partiee cootrectantes. ne pent eToirpmirolijet

qne la loi nationale de Tone d'entie eHee an moinSt loi dn lieu du

cootrat oa la loi du lieu ot celiü-d doit 6tre ffitoit^.

T^es dispositions du pr<^8ent aiticle sont snlvies quels qne soieut

la naturc des biena qni font Tobjet de la Convention et le paje o& iU

se troavent.

' Vfrl Xiemcycr, positives intern. Privatrecht I, S. 77:
„Aus § l'.j ergeben sich anerkannterraafsen folgende Grundsätze:

a) Für Rechtsgeschäfte:

1) Wenn die Kontrahenten sämtlich badischt; Staatsangehörige sind,

entscheidet stets das badische Recht, aiudi wenn das Rechtsgeschäft
aufserhalb Badens geschlossen ist.

2) Sobald ein Nichtbaocncr beteiligt ist, entncheidet dasKecht, in dessen
Gebiet das Rechtsgeschäft gcschlosBcu ist.

3) Die Form richtet sich nach dem Ort des Abschlusses.

bj Für andere Handlungen, insbesondere Delikte: Der Ort, wo die.Hand-
lung stattgefunden liat, entscheidet alle rechtlichen Folgen."
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Art 8. Lea quasi-contrat«, les deUte civiU et les quaü-d^lits sout

regia par la lot da Ii«« W fiut qni art 1» «Mise de robligfttkm ft*«tt

388) — Bern, Entwarf fiber das Personen' und HandlongBreeht
Art. 5:

Forderungen und Verbindlichkeiten werden, wenn nichts Anderes

vereinbart ist, nach den Geaetsen dee Ortes bearteUt» wo die Verbindiicbkeit

erföllt werden soll.

Die Verjährung richtet sich nach den Gesetzen des \\ oiinsitz^ des

Verpflichteten. Tritt während des Laufes der Verjährung ein Wechsel

des Wohnsitzes mit abweichenden YeijUhmngsfiristen ein, so wird eine

YerfiüHniflinifdge Abgleichang der Fristen voigehomnien.

Mi) — Caiadi, Citil code, Art 8:

Deeds aie eonatnied aoeording to the tows of tbe cowitiy where

thflsf weie paased, onleBB there is some law to tbe eontiaiy, or tbe partiee

bare agreed ofberwiae, or bj tbe natave of llie deed or from otber drenm-

stanccs tt appears that the Intention of the parties was to be govemed by

tbe law of another place; in anj of which cases, effiect is given to soch

law, or such intention expresaed or presumed.

390) — Ootigostaat, Gesetz vom 20. Febvnar 1891. Art. 5:

Sauf intention contrHirc fies jiartics, les Conventions 8onf r/trifi?, quaut

h Icur substance, ä ieurs etiets et k ieur preuve, par la loi du lieu oü elles

sont conclues.

Les obligations qui naissent d'un fait personnel k eelni qui so tronve

oblig^ (quaai-eontrats, d^lits ou qnaal-delitB) sbnt soamises. h la loi du lien

ou le Hit s'est accompli.

m) - €eeta Rica, C^digo civil:

Art. G. La prcscripoiön y todo lo quc concieme al modo de cumplir

(' extinguir las obligaciones qne resnlten de eualqoler aeto jnridico 6 con-

trato qiie haya de ejecutarse en Costa Rica , pe repirÄ por lap leyes co-

starricenses, aunque los otorgantes sean cxtranjeros, y aunqae el acto ö

contrato no sc haya ejecutado ö cclebiado en la Kepüblica.

Art. 7. Para la interpretaciön de un contrato y para fijar los ei'ectos

mediatos 6 inmediatos que de öl resulten, se atenderä & las Icy^ del lugar

donde se bnUese eelebrado al eontaato; pero si los contiatantes tovieren

nna misma naeionalidad, se atenderi i las leyes de sa pais. En los testa-

mentoSf ae ateaderi i las lejes dd pais donde tnviere sa domidlio el

testador.
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Respecto de matrimonios, se atenderA & Ias leyos del lugar duude

hnbieien conveaido en ea4ableeene Iob cönjugcs; y 4 £dta de oonFe»

nio, 4 Im lejei del pafs donde tenga su dtmdeilio d nuuido.

392) — Dtttln Petruheveez:

Art. 193. Un engagemeut pris dans an 6tat quelcouque par uu

^ticanger et en verta daquel il eonfi&re des dvoils & des, ttece .Mae k»
obliger r^iproqnement eoTew Ini eeta jugä dana cet «oit d'apres 1»

loi de cet etat ao&t d'aprts la loi de la patxie de Tätiangery mivant qne
Itme on Tantre &ToriM le plw la validit^ de cet eogagemenl

Avt 194. La Convention eynaUagmatiqiie paieäe dans tm
qndeopqae entre un dtoyen et un itxaager aeiA jagte dans eet 4tat

d*apiös MS propiea kis, mais loxsqae les deux oontiaetaiitB seront ^tranger&

la Convention synalla^matique ne sera jugee d'apr^ cea loia qu'autant

qu'il ne sera pae prouve que les parties en contractant avaient entendu

se regier d'aprös nnc autte legifilation. Si les deux ätrangers ^tatent

compatriotes il sera meme supposä qu'ila voulaient se regier selon leur»

lois nation^es, en cas quc leur engagement u'est pas valide aelon la loi

dn lien du oontrat, mais Test bien selon bi 1jgislation 4 laquelle ils ^ent
eonmifl en lenr qnalitä de sujets.

Art 195b Les Conventions pass^es en pays etranger, soit entre dea

ätiangeiB, soit entre des ^trangers et des siqetB de r^t qin*en dx&t jager,

sott entre les demieTB enx-m&nes» seront jug^s d'aprte les lois da liea da
oontrat 4 moins qn'il ne soit manifSeNte qa*ane antre l^islation a aerri ä»

baae 4 oe contrat et & mobs qae la prteomption de Tart prteMent ne
vienne en considäration.

Art. 196. Les quaai-contrats sont r^gis par la ioi du lien oü s'est

pasaä le fait qnl a donnä naisaance an quasi-contrat.

Art. 197. L'objection de preaeription est jug^e d'apres la loi aelon

laqaellc la Convention ou Ii; droit en question lai-mSme est jntr''

Art. 202. L'eftet des ucte.s pasa^s pour dtre ex^cutös dans un autre

pays se r^le par les loia de ce pays.

393) — Dudley PieW:

Art. 6 01. A contrnet inadn and agreed expressly or tacitly, to be

wholly pertormed within the juriadiction of the aame nation, ia govemed
by the law of that nation.

Art- 602. Subject to arlicies üül and GÜü, a coutract made within

the jniisdietion of one nation, and agreed expreasly or tacitly to be per-

formed äther wholly or partly witiiin thejarisdietion ofanothor, is goremed
aa to its ralidity hy the law of the place where it ia made; and aa to
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ite interpretatioD ,by the Um aetoally or preBomptivetj Intended by the

IMrtieB for that pturpose; ab proTided in fhe n«xt ar^le.

Art 608. The law intended hy the parties to govera tiie inter-

pietatton of anj stipulation of their contract is deemed to be:

1 The law of anv natioo, oamed by them for that pnfpose, as a
part of their contract; or,

2. 7f no sucli law m go namcd, üio law of the place whece such

stipulation is agrued to be wholly performed; or,

3. If HO auch lav or place of parfonnanee ia specified» the law of

the plaee of making their contiaet; bat bi this caw a contrary Intention

may be ehown.

Art 604, 605 a. oben Nr. 57.

Art 607. The »place of making* an exprew contract, withiu the

meaning of thia code, is the place where the intentiona ot the party, to

wbom the lOffer to contract ie made, ia first completely manifBated, aa

foUowa.

1. If manifested by sending a writtcn or oral Statement of such accep-

tance to the party making the offer, at the place £rom which the State-

ment is seut;

2. If manifcsted witliout a Statement of acceptance, eitber by per-

formin^ the essential termä of the oflfer, or by receiviug the consideratioa

ofi'ered, at the place where such Performance or receipt occurs;

3. If manifeated through an agent anthoriaed bj the party to whom
or in whoae la^or the offier ia made to Und htm by deelaring the inten»

tion of auch agent to accept it, at the place where the agent makea auch

deelaration.

Art 608. Where the aame offer to contract ia aeeepted by seraal

persona In different place«, the contract of each is perfected where the

laat acceptance ia completely manifeated, aa provided in article 607.

Art. 609. The parties to a contract may expressly agree Ihat their

contcact aball be deemed to be perfected at any placo w here a speciiied

act or event occurs, althougb by the proviuona of the last article, it

would not have had tliat eiTect.

Art. 610. ^Vhere tbo jilure of making a contract is not shown, it

is inesuinf'd fo he witbin tlio e.xclueive Jurisdiction of the nation in whose

tribunal it is sought to bc entorced.

Art. 611. The plaee of inakiiig an nnpllL'd contract is, that, where

the act lA doiie wbicli glves lise to tbe implication.

Art, 616. The Obligation arising out of an act prohibited by tha

law of tbe place where done, is detcrmined by such law, except as other-

wiae provided in thia Chapter.

Kl«moyer, Vonehlftge. n. 7
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Art. 619. The obligationB ansing from the ownerabip or the posses-

•km of propertj an detensined hj the law of the phice where the janh

perty is for the time bding eitnated.

S94) — Griechische» (jesetz vom 29. Oktober 1856 (Aotmos 'EllnvtMog

V7TO TUL lUUOV TOU TUTIOV, tv OJ, XCIT t( TtJV QTJTfjV (fKOTl !](>(( I' HÜ.rjaiV T(OI'

nnvrm jrnvrorc vJt^ tov ilXiivmoS tofiov,

S96) — Oraohfindeii, Civilgesetsbueh §1:

Die Beetiumniiigeii dieses Gesetses findea ihre Anwendong ....
8. Mit Bezug auf das F o rd erang s recht: auf alle nach MaTagabe

•derCivilprozeraordnungbei den hiesigen Gerichten klagbaren FOTderangen.

396) — Onatenala, C6digo civil, Art. 14:

Las obligaciones y loa derechos que uazcau de los eontratos o testa-

mentos otorgados en el CKtranJeio per guateinaitecos, se regiran por las

dhqposieifMiee de eate G6digo, en caso de qae diehos actoa delian cumptiiae

en la Bepdblica.

397) — Japan:

Art. 5. Hinsichtlich eines im Ausland geschlossenen Vertrages ist

das Gesetz anzuwenden, welches der ausdrücklichen oder stUlschweigeuden

Intention der Parteien entspricht.

Wenn die Intention der Parteien nicht klar i.ct, so i.st das Recht des

liandeä, dein sie angehören, anzuwenden, wenn die ein- und dcmseliien

Lande angehören; anderofalla das Recht des Ortes» welches im gegebenen

Fall bei dem Vertrage am meisten in Betracht kommt
Art. 7. UngmeehtfertigieBereicherungen» reehtawidrigeVerletsungmi

nnd gesetzliche Verwaltungen werden regiert durch das Geseta des Ortes,

wo ihre Veranlassung sich erdgnet hat

398) — Italien, Disposizioni etc., Art 10:

1 mexzi di prova dctle obbligazioni souo detcrminati dallc Icggi dcl

iuogo in cui l'atto i'u fatto.

S. auch oben Nr. 122 und 123.

899) — Italien, Codiee di eommercio, Art. 58:

La forma e i requisiti eseensiali delle obbligaaiooi commereiali, la

fonna degli atti da larsi per 1' eserdaio e la oanaervaxione dei diritti die
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ne dfltivmo o per la lovo eaeeiudone, e gll effetü degU atti stesai, sono

itgolaü liBpettivamente dalle leggi o dagli lul dd luogo dore d emettono

le obbligwdom e doye n Iknno o « efcgaisooiio gU atti mddetti, «Uta
in ogni caso Teccezione' -stabilita neir artieolo 9 delle diapofliadoni preli-

minari del codiee civUe per'colofo ehe sono loggetti ad vna ttoflsa legge

Tiamonale.

400) — Laurent:

Art. 14. Les conveutions conclues en pays etranger eont rdgies

par la loi sV laqnelle les parties contraetanfes ont cntcndu se soumettre

A d«^faut d'une d(''claration expresse, le juge rechercbera l'intentioQ des

parties dans les t'aits et circonstances de la caase.

Si les particä diesseut un acte authentique en Belgique, le uotaire

leur fera connaitre les dispositionB du prä«ent artide.

En cas de 4oi>te, le juge appliquera la loi personnelie dee parties,

ellea ont la m&ne nationalitö et la loi du liea oü le contrat se passe,

B les parties appartiennent k des natioss diffkenies.

Alt. 16. Les dipositions unilatdiales entre-vifs ou ä cause de mot
sont ri'^gics par la loi nationale du disposant & moins qu'il n*ait nanifestä

tue volonte contrairo.

Art. 17. Le.s quasi - contrats sont nigis par la loi personnelie des

parties si elleä ont la mC-ine natiunalit^, et par la lui du lieu oü le quasi*

contrat sc forme si elles appartiennent k des nations diffdrentes.

Les obligations qai r^sultent de Faiitoritö smle de la loi sont regies

par la loi personnelie de cdni dans llnt^t duqnel sont 4iabHs los ad<

ninistiatenxs l^ax.
' Les d^lila dvils et les qassi'dölits sont r6gis par la loi du pays oii

le fsit se passe.

401) — Una:

Art. 4. Vertrüge, welche aufseilialb des Staates geaehloesen sind,

werden in Beeng auf ihre innere Bechtsbesländigkeit und die juristiBclifln

Wirkungen der Verabredungen nach dem Gtesetae des Ortes des Ab-

schlusses beurteilt; aiicr wenn diese V(n-triif!:c nach ihrer Natur oder nach

Übereinkunft der Parteien gerade in dem Inlande erfüllt werfen sollen,

sind sie dessen Gesetzen unterworfen. In dem einen wie in dem andern

Falle bestimmt sich die Art der Erfüllung nach den Gesetzen des Inlandes.

402) — Liv-, Est- lud Karländisches frivatreclit. Art. XXXV:

Bei Forderungsreelita] aus Vertritgen kommt es zun&cbst darauf an,

ob nicht die Kontiabanten über das fitr die fieurteilnng ihrer gegen-
7*
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IV. Obligationen.

•titigien fiidite?«ff]ililtiiM*e in Aawendqpg n Iniiigcade Becht

drUcklich geeinigt haben. Eine solche Übereinkunft ist bei Kraft %a er»

haltenf sofern ihr nicht absolut gebietende oder verbietende Gesetze

entgegenstehen. Ist eine Übereinkunft der Art niclit getroffen, so ist

anzuncbmen. dafa sich die Parteien dem Rechte desjenigen Jurtsdiktions-

bezirkes unterwci f. n iiaben, in welchem die aus dem Rechtsgeschäft ent

springende Verbindiicbkeit erfüllt werden soll. Nach diesem Rechte ist

insbesondere die mtieiMIe Gültigkeit nnd die Wirkimg des Beehts«

geaeUtftee sa beart^en.

8. auch oben Nr. 363.

408) — Liseni, CtriIge«etsbuch:

§ 25. Ein Too tinen B'^emdem in dem Kanton untemomnenee Ge-

sehm, wodnreh er Andern Reehte einrinmt, ohne dieeelben aidi gogen^

Mitig m Torpflichtan, d. h. ohne dafe diese etwas dagegen leisten mOasen,

ist entweder naeh dem gagenwXrtigen Geeetzhnehe oder nach dem Geeeta

seiner Heimat zu beuiteUen, je nachdem das eine oder andere die Gütige

keit des Geschäftes am meisten begünstigt.

§ 26. Wenn ein Fremder im Kanton ein wechselseitig verbindliches

Geschnft, wo nämlich jeder dem andern etwas zu leisten hat, mit einem

Kantonsbiirger eingeht, so wird ea ohne Ausnahme nach gegcnwärdgem

Gesetzbuche, dafem er es aber mit einem Fieuideu achliefdt, nur dann

nach demselben beurteilt, wenn nicht bewiesen wird, dafs bei Abschlielirang

ein anderes Reeht xom Grand gelegt worden sd.

§ 27. Wenn fVerade mit EVemd«i oder mit Kantonebfiigeni anfser

dem Kanton Reehtsgescbifle Tomehmen, so -sind sie naeh den Gesetaen

des Orts, wo das Geschäft abgeschlossen wurde^ zu beurteilen, dafern bei

der Abschliefsung nicht ein anderes Recht zum Grunde gelegt worden ist

und den Kantonsbürgern die in § 6 enthaltene Vorschrift hinsichtlich der

persönlichen Fähigk^t nicht entgegensteht.

404) — Mexico, Cödigo civil, Art. 16:

Las nbligacioncs y i]i iri Ii que nazcau de loB contratos ö testa-

lueutos otorgadoä en el cvtranjero, por mexicanos del i>i.sirito y de ia

California^ se regirüu por las dispoeidones de eate Codigo, en caso de que

dichoe actos deban cumplixae en las referidas donareaciones.

406) " Manuuen:

§ 6w Forderungen aus Schuldyertrfigen sind nach dem Becht des

Gebietes au benrtdlen, in welchem der Schuldner zur Zrit der Ab-
schliefsung des Vertrages seinen Wohnsitz gehabt hat, ausgenommen,

wenn aus den Umständen sich ergiebt, dafs die VertcagEchliefsenden die
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Anwendung eines andern Kecht», sei es des Jiechts des Ortes der V'ertrag-

«chlieCsan^ oder des Rechts des Erfüllungsortes, voratisgesetzt haben.

§ 7. Forderungen aus unerlaubten llamilungeu .-Irid nach dem

Kecht des Ortes ssu beurteilen, au welchem die uuerlaubte iiandiung

ToiieiKiiiuBeii iii

Du ialfindiaehe Beeilt findet jedoch ameh dann Anwendung, wenn

die unerlaubte Handlung swar im Andande, aber von dnem Inllioder

•dnem Inländer gegenüber voigenommen ist.

Auf ZahUin>,' einer Strafe an den Verletzten kann, auch wo im

übrigen ausländisches Hecht zur Anwendung .kommt, nur erkannt werden»

-wenn und finweit das inländische Kecht eine solche als Folge der nn>

erlaubten Handlung' testsetist.

S. auch Nr. IdO.

§ 8b Sonstige Forderungen werden nach dem Kecht des Ortes be*

nrteilt, an welchem die die Verpflichtung b^ründende Tbatsache etn»

getreten ist.

Die Bestimmung des § 7 Abs. 3 findet auch auf diese Forderungen

sinngemäfso Anwendung.

406) — Montenegro, Allgemeines Gesetzbuch:

Art. 792. Die aus einem Vertrage entstehenden Kechte und Ver-

bindliclikeiten werden nacli d'^n Gesetzen Jones Ortes beurteilt, den die

Parteien bestimmt haben, ü(ier von welchem mich der Natur des Recht.«!-

geschiiftes oder anderen Unistüuden anzunehmen ist, dafs ihn die Par-

teien bei der Vertragschlielsung ,im Sinne hatten, oder der beötinimt

worden vare, wenn sie daran gedacht h&tten.

Es kann dies sein: Der Ort des Vertragsschlusses oder der Ort der

ErflUnng oder der Ort, wo Uber das aus dem Vertrage entspringende

Rechtsverhültnis entacbteden wird, oder endlidi jener Ort, weteher sonst

nadi den Torü^|;enden CTmstinden als Mittelpunk;t des betreffenden BeditB-

geachSftes angesehen weiden kann. Diese allgemeine Regel gilt Jedodi

nur fSx die obligntoriscbe Seite des Rechtsgeschäftes, während alle ding-

liehen aus demselben entspringenden Rechte immer dem Gesetze jenes

Ortes unterworfen bleiben, wo sich die Sache befindet (790—791).

Art. 793. Schadenersatzansprüche aus einer unerlaubten ITa)idlung

werden nach den Gesetzen jenes Ortes beurteilt, wo die Jlaudlung, aus

welcher der Schade entstaudeu ist, gesetzt wurde. Eine Ausnahme hier«

von bilden die im Artikel 796 Ht. c angeführten Fälle.

Art. 794. Desgleielien sind Scbuldvcrhiiltnisse aus verschiedenen

Geschäften, Handlungen, Verhältnissen (58ü -(>02), Verträge und un-

erlaubte Handlungen ausgenommen (792, 793), nach den Gesetsen des



102* IV« Obligationen.

Ortes za beorteilati, wo die BandluBg oder -das l^dgois, aus den dia-

Schnld entsteht^ oigefiüien ist

407) — Mestevidee:

Art. 29. Los dereduw creditonos se repotan «ituadoe en el logar

en que la obligacion de sn refereneia debe cnmpline.

Art 32. La legr del liigar donde loe contratos deben cumplirse

deeide n es Mcesario que se bagan por eserito j la calidad del doea*

xnento ootrapocdiente.

Art. 33: La misma ley lige;

a) SU existencia;

b) SU natnraleza;

c) 8u vilüdez;

d) BUS efectos;

e) BUS eonseeneodas;

f) sa (^neion;

g) en snma, todo euanto otmdeme 4 los oontratos, bigo cnalqmer

aspecto qne sea.

Art. 34. En conBeeuSDCia, los contiatos sobro cous «»«otas k lndi>

idnalizadas se ligen por la Iqr det higar donde ellas existian al tiempo

de so celebradOD.

Los que recaigan sobre Cosas deteiminadas por su g^nero por la

del lugar dcl domicilio del deudor al tiempo en que fueron celebrados.

Los lettientes k cosas fungibles, por la del lugar del domicilio del

deudor al tiempo de su ceU'bracion.

Loa que versen sobre pre^taeion de servicios:

a) Si recaen sobre eosas, ]>or la del lugar donde cUas oxiatian al

tiempo de su t elebiaeion;

b) öi SU eticacia se rclaciuiia con algun lugar especial, por la de

aqad donde bayan de producir aus eiectoa;

c) Fnera de estos casos, por la del Ingar del domicUio del deudor

al üen^ de la eelebradon del centrato.

Art 35. JSI contiato de permuta solwe cosas Bitnadas en dulintos

lugares sigetos k leyes duconfoimes, ae lige por la del domidlio de loa

contrajrentes A fasse eomun al ttempo de celelnaise la permuta y por la

del lugar en que la permuta se eelebrd si el domiei][io fbsse distinto.

Art. 36. Los eontratos aeessorios se rigen por la ley de laobllgs*

cioD principal de su r^ereneia.

. . . Art. 37. La perfeedon de b^ c ntratos celebrados por corres-

pondeneia ö mandatario se lige por la ley del lugar del cual partiö la

oferta.
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Art 38. Las obligaciones que naceu sin coovenciou sc rigen por la

ley del lagar donde se produjo «} heebo Udto 6 ilicito de que proceden*

Art 39. Las fwmn de Icn faurtnimentos piiblioos te rigen por la

lej d€l lagu en qne se oto^gan.

Lob ififlteainentos prirados» por U \ej del lugar del eamplinuento dd
contrato lespectiTO.

S. auch oben Nr. 364.

408) — Ostemieh» Allgemeines bargerltches Gesetsbueh;

§ 35. £in von einem Aiialttnder in diesem Staate nntemommenea

GtoschAft, wodurch er Andern Rechte gewährt, ohne dieselben gegenseitig

sn verpflichten, ist entweder nach diesem Gesetzbuche, oder aber nach

dem Gesetze, dem der Fremde als ünte.rthan unterliegt, zu beurteilen, je

nachdem diu- eiiio oder das andere Gesetz die Gültigkeit des Geschäftes

am mei.sten ijegünstiprt,

§ oG. Weuuein Ausländer hierlandes ein wechselseitig verbindendes

Geschäft mit einem Staatsbiu'ger eingeht, so wird es ohne Ausnahme nach

diesem Oesetssbnehe, dafem er es aber mit einem Ausländer schlieftt, nur

dann naeh demselben beurteilt, wenn nicht bewieseo wird, dafs bd der

AbsehliefsuDg auf ein anderes Recht Bedacht genommen worden sei.

409) — Pen, Cödigo eivil:

Art. 36. Ningan habttante del Peru paede eximirse del eampti-

miento de las obligaciones eontraidas en la Bepdbliea eonfotme & las

leyes.

Alt, '>S. El cxtranjero f\no ae halla en el Peni, aunque no sca

doraifiliado, jaiede ser obli_i;ado al citmplimieiito de los contratos cele-

brados con jieruano, aun en jiaisi extvunjero, sobre objetos que no estüu

prohibidos por Jas leyes de la repüblica.

Art 40. Siempre que se träte de una obligaci6n contraida en pais

eztraigero, las leyes del pais doode se celebrö, sirren para juzgar del

contrato } en todo aqnello que no est^ prohihido por las del Peni. Re-

fft&a solo las leyes peraanas si & ellas se someöeron los eontratantes.

Art 43. No puede pedirse en el Peni el cumplimiento de obliga-

ciones eontraidas entre extranjcros en pais extranjero, nno en el caso que

se sometan a los tribonaies de la rcpUblica.

410) — Portugal, Codigo civil, Art 26:

Os e«trangeiros, (jun viajam ou residem em Portugal, teern os mesniüs

direitos e obriga^oes civis dos cidadaos» portuguczes, cm quanto aos actoa

que hSo de prodnar os seus efSeitos nieste rdno; excepto uoe casoe em
que a lei ezpressamente detcnmne 6 contrario, oa se existir tractado ou

Digrtized by Google



104* IV. Obligationen.

eonven^o eqieoial, qne determine e regele de outia f6nna oe mos
diiwto«.

411) — Portugal, Codigo commercial, Art. 4:

0* actoB de coinmercio serao rcgnlados:

1) Quanto ä bubstancia c efteitos dos obrigacrKjs pela lei do logar

onde forem celebrados, salva convenCjao cm contrario;

2) Quaiito ao uiodo do seu c-umprimento pela lei do logar onde e&te

se lealteaij

3) Qoanto & fdnna externa, pela lei do logar onde forem eelebiados,

talvo OOS easoe em qiae a lei expreaeaniente ordenar o contrario.

0 diqNMto no nr. 1 d*ette artigo nSo seri applieavel quando da

Bua execu9ao rdsultar offensa ao direito pablieo portngues on aoe prin-

eipioe de ordern poblico.

412) — Roelioll:

Sofern die Vorschrift des B, G.-B. nicht y.wingender Natur ist, mufd

der Inlialt eines penCnlichen BeebtsverhfiltniaBee naeb aaalBndiaehem

jßecbte beurteilt werdm, wenn das RecbtBverhttltnis im Auslände seinen

Bits hat; und unter derselben Yoranssetaung richtet rieh die privat-

rechtliche Folge aner unerlaubt» Handlung nach dem Thatorle.

413) — lUiWaud, Sswod. Bd. 9, Art. 100 7:

Die Ausländer können sieh gültig durch Verträge sowohl gegenüber

ihren Landsleuten als den Unterthanen des Landes ver|ifli(hteD: immer

aber müssen diese Akte, um gesetzliche Kraft in iiulslauu zu erlangen,

nach ihrem Inhalt und nach Hacet Form den Anforderungen der msaisehen

Qesetse entspieeben.

414) — SacIiseBf Bürgerliches Gesetzbuch, § 11:

Forderungen werden nach den Gcsetscn des Ortes beurteilt, an

wdchem rie zu erfüllen sind.

& auch oben Nr. 365.

415) — SeliafFIiauscn, Privatrechtliches Gesetzbuch, §5:

Forderungen und Schulden werden regelmäfsig nach dem örtlichen

Beebt beurteilt , weldies nach der besonderen Uebereinkunll der Kon*

trabenten oder nadi der innem Natur des Yerhiltnisses als einverstandeii

erscheint

416) — S»'rl)i('ii, Civiigesetzbuch:

Art. 6. Wenn ein Fremder mit einem Serben oder mit einem

andereu Fremden in Serbien— der in Serbien wohnt — kontrahirt hat,

' Anmerkung Um Herautgeben.
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«0 toll ihm Recht gewährt werden geinftfr den BestSmmnngen dieses €rc*

«etehnehes, wenn nicht der Vertrageschlara im Anslnnde stvtlgefiinden

ha^ wenn nicht das Recht des Auslandes ins Äugo gefafst worden ist, und

wenn nicht die Wirlcungen dea KcchtsgeschÜftes im Aoalande statthaben

sollen.

Art. 40. Alle Obligationen, wclclie ein Serbe gegenüber einem

anderen Serben, in Serbien oder im Auslände, eingegangen ist, müssen

nach diesem Gesetzbuch beurteilt werden, wenn nicht die Hctciligten

vereinbart haben, dutn ihre Streitigk^ten nach dem fremden Rechte be-

mrteilt werden sollen. .... Wenn ein Serbe mit «nem Fremden in

Serbien kontrahirt, so werden ihre Verpflichtungen nach dem serbischen

Beeht beurteilt» wenn der Frtmide nicht beweist, dafs sie übereingekommen

sind, dem fremden Hechte zu folgen. Wenn ein Serbe mit einem Fremden

im Ausland kontrahirt, so wei den ihre Verpflichtungen nach dem fremden

Recht beurtheilt, wenn sie nicht erklärt haben, sich dpm serbischen Gesetz-

buch unterwerfen zu wollen. Endüt^h, wonn ein Fremder mit einem

Fremden in Serbien kontrahiert, ist das serbische Gest'tzbuch anwendbar

in den Fällen, wo die Keehtswirkuitgen dcä Kontraktes in Serbien statt-

haben sollei), ausgenommen, wenn sie ansdrflcklich Gbereingekommen sind,

4as fremde Recht ins Auge an fassen.

417) — SoUthnni, Civilgesetzbnck, § 6;

Wenn ein Fremder im hiesigen Kant<m tön Geschäft eingeht, so

wird es nach hiesigen Gesetzen bcnrteilt, wenn nicht bewiesen wird, dafs

bei der Abschliersung ein anderes Recht zu Grunde gelegt worden sm.

418) — ÜDterwalden, Gesetz vom 23. Oktober 1852 (Pcrsonen-
reeht), § 6:

Wenn Fremde mit KantonsbiirgHru oder hier niedergelassenen Frem-

den oder KantonsbUrger unter sich anTser dem Kanton, Rechtegeschüfte

omehmen, so sind sie nach dra Gesetzen des Ortes, wo das Geschäft

abgeschlossen worden, zn beurtmlen, insofern bei der Abechliefsang nieht

ein anderes Recht zum Grunde gelegt worden ist, und denKant(MMibfiig«rn

die in § 5 enthaltene Vonehrift hinsichtlich der persönlichen Fihigkeit

nicht entgegensteht

419) Ziij;, l'rivatrechtliches Gesetzbuch, i:

Forderungen und Schulden werden nach dem örtlichen Recht, welches

iiacii der besonderen Uebereinkunft der Kontrabenten oder nach der

inner» Natur des YerfailtnisBcs als einverstanden erscheint, beurteilt.
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420) — Argentiiien, Oödigo civil:

Art. 10. Los bienes lai'ces situados cn la Republica 3on esclusiva-

mentc reptdoa por las leyes dcl pai's. re-specto A m calidad ih' tales, a los

dereclios de las partes, ä la eapacidad de atlquiiirios, ä los modos de

transferirlos, y A las soleiuriidHdos quc derben jicompafinr esos actos. £1

titulo, por lo tanto, a uua propricdad r&u, mlo puedc ser adquirido, trans-

ferido 6 perdido de conformidad con las leyea de ]a ßepüblica.

Art 11. Lob bieoes muebles qne tienen ntnacton pennanente y
qae ae conscrvan ain mtendon de trasportarlos, «on regidoa por las lejea

del Ingar an qua eatAn sitnadoa; pero loa mueblea qne el pTOprietario

lleva sicmpre eonsigo, «> quo aoo de au uso personal esift 6 uo ea aa

domicilio, cotno tambien loa qae se tienen para ser vendidos 6 traaportaf

doa k otro iugar, son regidos por las leyea del domicilio del duefio.

S. auch oban Nr. 384 (Art 1211).

421) — Badisches Landrecht, Satz 2:

Die Liegen;*cliaftcn, auch jene nielit ausgenommen, welche Aus-

länder iunc haben, werden in allen Fällen nach den inländischen Gesetsea

gerichtet

422) — Belgien, Code civil, Art 3, AI. 2:

Lea immeablea, mdme coax poasdd^a par des ^trangera, aont rdgia

par la loi beige.

428)-- Belgiscbcs Clesetz vom 16. Dezember 1851. Art. 77:

A d^faut dea dispoiätioiia contraiiea daiia lea traitöa ou dans les lois

politiques, les hypothiques cnnsentios eti pay? etranger n'auront d'etFet, k

r^gard dea biena situes en Belgique que lorsquc les actes qui ea con-
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tiennent la stipulation auront 6t4 reT^tus du visa dtt pr^odeat da tribunai

civil de U ntuatiou des biens.

Ce magistrat est chaig^ de v^rifier ei les «ctes et les prociuAtions

qtti en sont Ic e()rn})Icment rf^antssent toutcä lc3 conditioos n4oaeMirei pwu
leor authenticite lians ie pays oü iis ont t^te reyus.

L'appel de la dt''ci8ion du jirtsident seva interjet^ par reqaMe

adressee a la cour, qui statucia eomme en mati^re d'appel de r^fdr^.

Zusatzartikel 2: Le mincur ätranger, quand m€inela tuteile aurait ^t^

d^f^rdo eil pavB ^traiiger, aura hypoth^que legale am- los biens de aon tutcur

situ^ en Belgique, dans Ic cas et en confonnit^ des dispositions ^noncees

au § 1, chapitre IH de la piesenfe loi. Pareillement la femme ptranj»6re,

m@me marine eu pays 6tranger, aura liypotheque lögale sur les biens (ie

8on nuui dtndt en Belgiqae dam Ie ctt et mk c<Hafoniiiil£ du § 2, section 1

dn mime dwpftre. 8i rin8eriptio& est fbndte aar des actes paaste &

r^lnuoger» eile ne podna dbro priae qu'aprte que cea sctea anront ^t6

-Mb par le pr^dent du tribunal de la aitaation des biens» cODfonn^mciit

k Tarticle 77 de la prteente loi.

484) — Belgfacker Entwurf, A rt 5 s

Les biena meubles et iinineables sont aottmls k la loi du lieu de leor

aitaatioB eu oe qui conceme lea droits röela dont ila peuvent dtra Tobjet

Les droita de cräance aout r6put^ avoir leur aitaation an domicile

du d^biteur; toutefois, ei ces droits sout repr^nt^s par des titrcs ccssibles

au moycn de la traditiou ou de l'endoaaement, ila sont cens^ 6tro au

Lieu oü les litres se trouvetit.

Loi'sque, ü raison du clinngement survcnu dans la Situation des biens

meubles, il 7 a conflit de lägiaiation, la loi de la aitaation la plus r^cente

est appUqa^.

425) -~ Bern, Entwurf, Art. 4:

Die Rechte an bewcplichen und unbeu-e^rliclit.'u Sachen, desgloichi^n

der Besitz an solchen, werdeu nach den (iesetzeu des Ortes der gelegenen

hache beurteilt. Nach den glcicbeu Gesetzen richten sich auch Form

und Wirkungen der Übertragung von Rechten an Sachen.

S. auch unten Nr. 4Ö0.

426) — Boli\ia, Codigo civil, Art. 3:

Los bienos imnucblcs, aunque sc posean por estranjeros, scran regidos

por la ley buliviana.

S. auch uutcu Nr. 481.
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427) — Caniift, CWil code, Art 6:

The Uws of Lower Gkntda gOTeni the immoTeable pfopertj ntnate

within its Umltfl. Moveablc property is governed by ihe law of the doitti-

eile of its owner. But the law of Lower Caoada ia applied whenever

the question involved relatcs to the distinction or nature of the property,

to Privileges and rights of lien, contestations as to possession, thp juris-

diction iit the eourtg and prneedure, to the mode of exeeutiou and attach-

ment, to puljlic ])olii y and the rights of the crown, and also in any other

cases specially piovtded für by Üiis code.

428) — Chile, Cödigo civil:

Art. Loa bieues situadns en Chile cstsin sujetos a las leyes

chileiias, aunque sag daeaos seau estranjeros y no residan en Chile.

Estu disposicion se entenderä sin perjuiciu de Ins ostijjulaciones coute'

uidas en los contratoa otorgados vAlidamente en pais extrafio.

Peio los efectoa de los cnnfratos otorgados en pais eatraüo para

cumplirse en Chile, se arreglarAn a las leyes chilenas.

Art. 2411. Los conlratos bipotecarios celebrados en pais estranjero

dar&n hipoteea Bobre bienes sitoados eu Chile, con tal que se inscriban

en d. competente registro.

Art. 2484, Los matdanonioi eekbiadw en pais eitvaigero y que

tegaa A Art. 119 deban prodacLr efectos dvUes en Diile dar&a 4 loa

cräditos de Ia mm'er «obre lo» bienes del marido ^stentee en territorio

Chilene el miemo derecbo de preferenda qne los matrimonioa celebvados

in Chile.

429) — Colombieii, C6digo civil, Art. 20:

Los bienes sitaadoe en los territorios, y aqucUos que se cncuentren

en los Eätados, en cuya propiedad tcnga intcr^ 6 derecho la Naciön,

esti'in gnjetos a las disposiciones de este CAdigo, ann cuando aus due&oe

sean extranjcros y residan fuera de Colombia.

Esta di8posici<5n se entendora sin perjuicio de lai estipulacionos con-

tenidas en los contratos cclebrados vAlidamente en pais extrafio.

Pero los efet'tos de diehos contratos, para cumplirse en algiin Terri-

torio, o en los casus que ulectcn ;'i los derechos c intereses de la Naciön,

se arrcglarän a este Codigo y demiis leyes civiles de la Union.

430) — CougUhtaiit, Gesetz vom 20. Februar 1891, Art. 3:

Les droits sur les biens tant meubles qu immcubles aout rSgis par

la loi du lieu oü ces biens se trouvent.
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4SI) — €«9tt Rieft, C6digo eivil:

Art 4. Los leyea costarricences rigen los bienes inmaehics situados

en Ift Bepiibliea, «unque pevteneacftn A extranjeros, ya ee eoiMidereii

diclios bienes «sliidaineiite en if misniiofl, y» con rdftciön & loa dereehos

dd propietam como lArte de una faereneia 6 de etia imiT-erBalidad.

Art 5. Im bSenes mueblee perteneeientes & los cottetiiceiMee 6

extranjeros domiciliados en la BepAUica, ae fegir&n como los inmuebles

situados en Costa Rica; pero los moeblee que pertenczcan i tttxaijjeros

no domiciliados on la Repiiliüra, ?(5lo se ri^n por las lejes eostarncenfles,

cuando se Ica cuusidera aisladamente en si mismos.

482) — Denis PetrielieTees:

Art. 186. Les immeubles et leurs accessoires sout r^is par la loi

du liea de lenr ätuation. Cette loi d^cide ansei u certaine objets eont

menbles on immenblee.

Art. 187. Lee aetee et contrate qui ont pour objet raequiution

d*nn droit reel rar des immeublee sont ^;alenient r^s par la loi da Ben

de la Situation.

4ää) — Dudley Field:

Art. 570. The law of the place where itnmovables ave situatc,

exclusively regulates and detcrmines the rights of parties, tho. modes of

tranßfcr, or of charging or otherwiee disposiug thcreot wkethei' between

liviug penoDs or by will, aud the fonnalitiea to aceompany tbem.

Art. 571. Subject to other provisions of this part, of the oode,

moTables are deemed to fbllovr Übe person of their oirner; and the valto

ditj and effect of any transaetion by htm afiiscting the same, wbetber

by acts between liying pereons, or by will, depend exelosirely upon ibe

law of tbe place where the tranBactaon is had.

8. aneb oben Nr. 840.

434) — Ecuador, Codigo civil:

Art. 15. Los bienes situados en el Ecuador oslÄn siijetos sl las leyes

ecuatoriauas, auuque sus duonos sean extranjeros y residan en oirn naciöu.

Esta disposiciön no liiiiita la facultad que tiene el duefio de talea

bieiies para celebrar, acerea de ellos, coutratoä välidos en naciön ex-

tranjera.

Pero loe efeetoe de estos contratos , enando bayan de eumpUrse en

el Ecuador, ee arreglar&n 4 las leyes ecuatonanas.

Art 2466. Los matrimonios celebradoe en naoon extraujera y
que segun el articulo 115 deban snrtfr efeetos civiles en Ecuador, daran

a loe credltos de la miger dobre los bienes del maridoi existentes eu
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territorio ecaatoriano, el inismo derecbo de preferencia que los tnatri"

monioB celebnido« in Chile*

Art 2398. Loa coatratos hipqtecaziot eel«bndo8 en nmeS&a. ex-

traqjeta surtii^ efeeto^ eoa reap«cto & loa biaaes «itiudofl en ^ Eenador,

con tal qae ae inMmban en el regiatro del caatön donde diclioa bienes

exiatan.

436) — Frankreicli, Code civil, Art. R AI, 2:

Lcs iiuuieubltii>, mSme ceux po3«edeä par des etraogerSi sont r^giB

par la ioi fran^aise.

4S6) — Genf, Code civil, Art. 8, AL 2:

Lea inimeablea, mlmo eenx poasM^a par dea ^tningera, aont r^is
par la Ioi genevoiae.

437) — (iraubänden, Civilgcsetzbuch, § 1:

Die Bestimmungen diesea Gesetzes finden ihre Anwendung...

2. Mit Bezug auf das .Sachenrecht: auf alle im Gebiete

des Kantons bofindlicben Sachen.

438) — Oriedilielies tieaetz rom 29. Oktober 1856 Oiameoc
'EXkifVixot v6/ioe), Art. 5:

fittwti iifi ttäv tv 'Ellttit iutfiivwv xiv^rw q tbuv^rWf QvGftf(ovrM {ino

439) — Guatemala, Codigo civil, Art. 5:

Bespceto le loa bienea inmnebles «toa en la B^übUca regir&n las

leyea guatemaltecaa, aunque aean poaeidoa por extrangeroa.

440) — Hullaad, Wot houdende algemcene bepalingen;

Art. 7. Ten opzichte van owroerende goertercn geldt de wet van

bet land of der plaata, alwaar die goederen gelegen zijn.

Art. 1218. Uit kracht van eene overeenkomat in een vreemd land

Wieden, kan gcen bypotbedc worden ingeachreven op goederen binnen

bet Koninp;njk gelegen» ten wäre bet tegendeel bg trafctaten mögt mjn

bepaald.

441) — HOBdiru, C6digo civil:

Art. 20. Loa bienea dtaadoa en Honduraa e^n anjetoa a laa leyee

hondurefias, aunque ana dnefioa aean extranjeroa y no remdan en Hondotaa.

Eata diaponeion ae entend«e& «an perjnieto de laa eatipniadonea conte-

nidaa en loa eontratoa eelebradoa v&lidamente en paia «ctrafio^
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Pero les efectos de los coatratos celebrados en pais extraüo para

«ninpUne en Eondusu 86 atrcglw&ii & las lejres hondnniiaa.

Art. 3018. Los coatmtos hipotecarios celelmdos fiieta de la repü-

bliea daxAo hipoteca sobre bieaes «tuadoe en cualquier panto de ella,

eon tal qae m inscribaii en el competente i^;iatro.

442) — Japaii:

Art. 4. Bewegliche nnc! nnbpwcgliche Sachen weiden regiert dozch

das Gesetz des Ortes, wo sie belegen sind.

Hinsichtlich der Erbfolge uud der Vermächtnisse werden sie von

dem Gesetz des Landes regiert, dem die Erblasser und Vermächtoisgeber

angehören.

Alt 12. IXb Fannliobkdten der öffmtliehen Bekaantmacliungwi,

velclie im Interease dritter Personen Torgesehrieben sind, werden, wenn

sie «icb auf Immobilien beziehen , durch das Kecbt des Ortea regiert, wo
diese belegen sind andernfalls durch das Recht des Landes, in dem die

Yeranlassung gegeben worden ist,

443) — Jooische Inseln, bürgerliches Gesetzbuch, Art. 4.

Tu h T({i 7or/^j xquth «xi'» f;T«» 3ttt( TO* dXlo^ttaovs av^xcvTU

444) — Italien, Disposizioni etc., Art. 7:

1 beni mobili sono soggetti alla legge della nazionc del propiietario,

salve ie contraria disposizioni della legge del paese nel quäle si trovano.

I beni immobili sono soggetti alle leggl del luogo dove sono situati.

443) - KSppeli:

§ 18. Fftr die Redite an liegenscfaaften gelten die Vorsehriften des

Staates, in dessen Ctebiet sie sich befinden.

§ 19. Bei der ßeurteÜnng der Rechte an beweglichen Sachen bt

deren Lage und Beziehung ku den an denselben berechtigten Personen

binrichtUch der örtlichen Crcltong des Gresetzes mafsgebend.

446) — Laurent, Art. lU:

Lc5 biens incuhles et immeubles sout regis par la loi nationale de

celui k qixl ilä appartieuuent.

447) - Lina:

Art. 8. Die KechtsTerblStttisse in Ansebnng der nnbeweglichen

OUtcr, welche sich in einem Staate befinden, und der beweglichen Oüter,

welche in danselb«» eine dauernde Lage haben, bestimmen cdch nach
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dem Gesetze des betreffenden Staates, wenn auch die Eigentümer Aus-

länder sind oder nicht in dem Staate ihren ständigen Aufenthalt habeOf

abgesehen von den VorseVirtftpu im Titel von der Erbfolge.

Art. Die IvLclits Verhältnisse in Ansehung der Immobilien und

der Mobilien von dauernder fiagc bpstimmeii sich in jedem Falle nach

dem Gesetze des Ortes, wo sie belegen sind, gcmafs Art 3.
1

S. auch Nr.

448) — Liv-, Est- 1111(1 KiirlaiMÜsches Privatrechf, Art. XXXIII:

Rechte au unbeweglichen Sachen, desgleichen der Besitz solcher

Sachen richten sich nach den Gesotzen des Rcchtsgcbietcs , in welchem

sie belegen sindj Keclite an beweglichen Sachen und deren üetsilz da-

gegen nach denjenigen G«aelzani denen der EigcntAmw oder Besitzer^

seinem persönlieben GericbtB8tande nach» unterworfen ist

449) — Mexico, Ctfdigo civil, Art. 18:

Kespecto de los bieneä inmuebles sitos cn cl Distrito Federal y
Territoiio de la B^fa California, regin&n las Icyes mexicanas aiinqne

sean poeeidos por extraojeros.

450) — Nezicf, Cödigo de eztranjeria, Art. 35:

Gesa la apllcacion del estetuto real:

I. Cnando convioken todoa los intoresados en someterse 4 otra»

leyes. £1 soberano del pais de la nbicaeion es ^ priocipal tnteresado

tratiudosc de bienes inmuebles y dercchos cn ellos.

II. En la disposicion y ndqnisicion de bienes muebles por causa de

matrimonio 6 sacesion, que se gobiema por las leyes p^trias de los in-

teresados.

III. I{e.*jiecto de bienes muebles de tränsito, cn todo lo quo no

sea reiativo ä los impuestos especiales subre elloä, u a lu responsibiiiuad

pecnniaria de sos deefios que deba haeerse efeetlra en los mismoa Uenes,

conforme & las leyes locales.

451) — MemuMii:

§ 5. Die Reebte an Sachen, beweglichen wie unbeweglichen Sachen^

sowie der Besitz derselben sind naeh dem Reebt des Ortes betutdlen,

wo die Sach«» sieb befinden.

Insofern es sich um den Erwerb oder Vcrhist solcher Rechte handelt,^

ist das Recht des Gebietes entscheidend, in welchem die betreflFende Sache

Hich znr Zeit de.=5 Eintretens der Thalsatho befunden liat, welche den Er-

werb oder Verlust zur Folge gehabt haben soll.
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§ 16. Die Vorschriften des 5? 10 Abs. 1, des § 13 Abs. 1, und des

§ 15 kommen nicht zur Anwendunrj, insoweit zu dem hetretVenden V'oi-

mögeu (dem Vermögen einea der Eheguttun, dem V'ermögeu des Kindes,

dtt Erbechalt) Gegeiulftiide geh^iren, welche niclit in dem Gebiet des

Staates,^ dessen Recht im allgem^nen mafsgebend ist, sich befinden und

nach dem Beekt des Staates, in dessen Gebiet sie sieh befinden, ata ein,

von dem GasamtvtmnSgea an^^ondertes, besonderes VeimSgok an be-

trachten sind. In betrcfl' dieser Gegenstände ist das Recht des 8taatea^

in dessen Gebiet sie sich befinden, mafsgebend.

— .Moaaeo, Code civil, Art. d, AI. 2:

Les immeables, mSme ceaz poee^däs par des ^trangras, sont rSgis

par les lois de la princlpant^.

453) ~ Montenegro, Allgemeines Gesetzbuch:

Art. 7 90. Das Eigentam an nnbeweglichen Gütern und andere

dingliche Kechte an salchen sind nur den Geaetzen jenes Ortes, wo sie

sich befinden, und keinen anderen unterworfen.

Art. 7!)1. Desgleichen gilt für das Eigentum und andere dingliche

Recbto iin lje\vr>^lielien Sachen im allgemeinen die in vorstehendem

Artikel aufgestellte; liegel.

Für die Erwerbung oder Abtretung einer beweglichen Sache oder

eines dinglichen Rechtes an derselben dienen zur Richtschnur die Gesetze

des Ortes, wo sich die Sache in jenem Zeitpunkte belindet, in dem die

flandlnng oder das KechtegesehSlfc, welches die Grundlage jener Er-

werbung oder Abtretang bildet (a. B. ein Kauf)^ au stände geltommen ist

Handelt es sieb jedoch um die Ersitanng einer beweglichen Sachen

80 entscheiden die Gesetse des Ortes, wo neh die Sache im Zeitpunkte

des Bunnes der £^itzang befanden hatte; die Gesetae dieses Ortes

gelten auch für die Beendigung der Eiaitznng, sowie für alle daraus ent>

springenden VerhiUtnisse.

454) — Montevideo:

Art. 26. IvOs bienes, cualquiera quo sca su naturalesa, son ez-

clusivamonto regidos por la Icy del lugar donde existen cn cuanto 4 su

caltdad, i «u popesion, -A su enajenabilldad absoluta 6 relativa y 4 todas

las reiaciones de derecho de carActcr real de que son susceptibles.

Art. 30. El e;indjio de sittmcion de los bienes mnebles no afecta

los dereehos adquiridoä con arreglo a la ley deL lugar donde cxistian al

tiempo de su adqaisidon.

Niemoyor, YorschlSg«. II. 8

Dl
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Sin emlMxigo» los intereMclos eat&n obligados 4 Uenar los reqnuitos

de fondo 6 de forma ezigidoi por la lej dcl logar de la naeva sitnacion

para la adquiaicion ö eonservacion de lo« dereehos mencnonados.

Art. 31. Los derechoe adqniridS« por terceros aobre los misraos

bienes de conformidad a la lej del lup^ar de su nucva situücion
,
despues

dcl cambio operado y ant(><> do llenarae los requisitos referidos, priman

sobre los del primer adquirente.

8. ansb oben Nr. 878.

4$&) — Oiterreicb, Allgemeines btlrgerl. Gesetzbach III, § SOO:

Unbewegliche Sadien dod den Geaeteen des Beaükes imterwoifen,

in welebem sie liegen; alle tfbrigen Saeben bingogen stehm mit der

PevMm ibree EigentOmers unter gleicben Geaetaen.

4§S) ^ p«n, Verfassung, Art 28j

Todo extranjero podrä adquirir, conforme a las leyes, propriedad

territorial eu la rcpüblica; quedando, en todo lo concemiente a dicba

propriedad, sujeto 4 las obligaeiones y en el goce de los detecboB de

pemano.

457) — Peru, Cödigo eivljli

Art. y. Eatan sujetoe & laa leyes de la repiibiica los bienes in-

maebles, cnalesquiera qae sean la natmalcza y la condidon del poaeedor.

Art. 34. La adqiusicion de ininuebles y las condiciones del co-

mercio de los extranjeros dependeran de los tratados q«e se celebren e«m

sus respeetivsB naciones y de las leycs 7 reglamentos espeoialea,

45g) — pertagal s. oben Nr. 196.

450) — Pmbnit Allgemeines Landreeht:

I 28. Das bewegliche Vermögen eines Moiscbin wird, ohne Räck-

siebt eeuies gegenwSrf^en Aufenthaltes, nach den GesetEcn der oident-

liehen Geriebtsbarkeit demelben beurteilt.

$ 29. Bei dner doppelten Gericbtabarlceit haben die Keehte des

Ortes, wo sich die Sache befindet, den Vontng.

§ 80. Ist ahor in dnan solchen Falle (§ 29) das MobilianrermOgeii,

aar Zdt der sich damnf besiehendm Handlung, an einem dritten Orte,

so finden die Gesetae dcsjcDigcn Ortes Anwendung, wdche dem gemeinen

üccbte der prcttfsiBchcn Staaten am nächsten kommen*
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§ 31. Dm beweglich« Veimögen eines Memehan, der keinen be-

fitimmteB Wohndts hat» wird naeh den Geaetsen aeinea jedennaligeu Auf*

«nthaltea, jedoch mit fiflclciicht auf adnen pmSnlichen Slaad, heartellt.

§ 82. In Anaehnng dea unbeweglichen Vermögens gelten, ohne

Bltcltatcht «nf die Penoa dea Eigentttnum, die Geaetse der Qerichtabar-

k«t, unter welcher alch daaaelbe befindet

400) - Soehoil:

Die Rechte an beweglichen und unbeweglichen Hachen sind nach

dem Rechte desjenigen Staates zu beurteilen, wo die Sache sich befindet.

Ausgenommen sind aoldie iiewcgiiche Sachen, weldie dazu lieatxnunt

aind, yon Ort au Ort fortbewegt zu werden, oder wddie eich auf dem
Traaaporle liefinden. Ffir dieae gilt das Beeht des Staates, welehem ihr

Besitcer angehSrt.

491} — Runtaicii, Godice civile, Art. 2, AI. 1:

Die in Kumäiuen belegenen Iniinobilieu sind nur den rumänischen

Gesetzen unterworfen, auch wenn sie von Fremden besessen werden.

462) — RttfalMd, Sawod, Bd. 10, Abt 1, Art 1284:

Die bewegltchen Soeben, welche Penonen geboten, die kdn
dauerndes Domiail halten, oder welche AuslSndem gehören, werden regiert

durch die atlgemdncn Gesetze des Kaiscrrdchee.

463) - Salvador, C6digo ciril:

Art. 16. Ix)S btpnpf« situados en el Salvador cst;in siijetos a las

Icycs salvadorcnas, aunque sus ducfios sean cxtranjeros y no rcsidan en el

Salvador.

Esta dt8|)08t(»on se cntendor& sin pcrjuicio de las esttpulacionea eonto-

»idas en los contiatos otoigados v&iidamente en pais eztrafto.

Fero los dbetos de los contratos otoigados en pais cxtra&o para

cumplirse cn el Salvador, se arreglarÄn d las Icycs salvadorcoas.

Art. 2362. Los contratos hipotecarios cclobrados enpais extmnjero

daran !i!j)otecR sobrc bicnes situados cii cl Salvador, con tat qne SC in»

scribaa ou cl compctente registvo.

Art. 2483. Los inatrimonio-i celtbrados en pais cxtranjero 3' que

segun el ait. 121 deban producir efectos civilcs en el Salvador, daran 4

los cr^ditos de la mujcr sobrc los bicnes del marido existentes en tcrri-

torio salvadorefio el mismo dorocho de prcfercncia quo loa matrinMHiios

ccicbrados in cl Salvador.

8*
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484) — Sadisa, BUrgfiipicbeB Gesetzbuch, § 10:

Die Hechte an bew^Uchen und tmbew^cheii Sachen, ingleichen

der Bcsitx deiedlben, weiden nach den Gesctaen des Ortes beurteilt, wo
die Sachen liegen.

455) — üebaffhaiueit, PrivatreehtlicheB Gesetabuchf § 4:

Fflr Bechte an Liegenschaften gilt das Landrccht, in dessen Gebiet

die liegenechaftcn gelegen sind. Auch bei der Beurteilung der Becht

itn beweglichen Sachen ist die jeweilige Lage der Sache und die iiatUr

liehe Beziehung denelbeu za den verschiedenen Orts* und Landesrechteu

zu beachten.

466) — Schweiz, s. oben Nr. 205 (Art. 28).

467) — Spanien, Codigo civil, Art. 10:

Los bieiies inuHbies cstün äujotos ä la Icy de la naciön dol propie-

tario; los bienes ininuebles, si las Icyes del pais eii quo eitan sitos.

Sin eiabargo, las sucesiones legftiuias y las testamentarias, asi

respecto al orden de suceder como a la cuantia de los dcrechos sucesorios

7 & la vaiides iutrineeca de saa dispobidoues, se reguUr&n per la ley

naeional de la persona de cuya eneeaidn 8e träte, enalcsquiera qae sean

la naturaleza de lee bienes j el pafs en qne se eneuentren.

468) — Uragnaj", Cddigo eiTtl:

A rt 5. Los bienes raices situados en la repnblica son esdnaiTamente

regidos por las leyes orientalcs, aunque sus duenoa sean extnugeros j
non restdan en el paia.

Este diqiondon se eztiende & los bienes muebles que tienen nna

sitnadon permanente en la repdbUca.

Art. 2280. Los contratos hipotecarios celcbrados en pais extran»

jen> produciran hipotecas sobre loa bienes aituados en la repüblica, con

tal qne se inacriban en el eompetente regbtro.

469) — Venezuela, Codigo civil, Art. 8:

Los bienes inmuebles, aunque eat^n posddos por extranjeros, ae

regir&n por las leyes veneaolanas.

470) — Waadt, Code civil, Art. 2, AI. 2:

Les immeublei^ mdme oenx poesöd^a par des ^trangersi aontx^iapar

la loi du Canton.
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471) — Wallis, Cirilgesetsbueh, Art 2:

IXe Liegenflchafteii, selbst die im fiesitse von AnaUindem, eind dem
Oesetse des Kantons unterworfen.

472) — Ziig^, Privatrechtliches Gesetz buch, § S;

Für Rechte au Liegenschaften gilt das Landrecht, in dessen Gebiet

die Liegenseliiirtcn gelogen sind, sowie auch bei der Beurteilung der

Rechte an beweglichen Sachen die je\Y6ilige Lage der Sache und die

natüi'liclu; Beziehung cl(.>rst>lbcn zü. den verschiedenen Oits- und Landes-

reeiiteu zu beachten bleibt.

473) — Zaricb, Privatrechtliches Gesetzbuch, § 2, uberein-

stimmend mit Sebaffbaaseii, § 4, s. oben Nr. 465.
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474) — Argeiitinicu, Codigo civil:

Art. 487. Si liabiesen herederos ostranjeros del difunto, el curador

d«* los bienes hcreditarios scra iiombrado eon aiTPglo a lo8tratad0ft6«tStentC8

coa las iiiicumes ä que los liorederf»? pfTtenezcaii.

Art. ^V_'S3. El derecho <Je sucesion al patrimonio del difunto ca

regido pur el derecho local del domicilio que el difuuto tenia 4 bu muerte,

Scan los sucesores naciouales 6 cstranjeros.

Art 3386. La capaddad para auceder es rei^da por la ley del

domidlio de la peieona al tiempo de la mnerte del antor de la Buceaion.

Art. 3470. En et ca»o de divunon de una rniama Bucedon entre

herederos estnuijeros y argentinos, 6 estranj^s donucUiados en el estado,

cKtos Ultimos tomarÄn de los bienes dtoados en la repüblica, ur\:i porcioQ

igual al valor de los bieaes situados en pais estranjero de que elios fucsen

escluidoa por cualqmer titalo qae sea, en virtad de lejes 6 coatumbres

locales.

Art. 3611. La ley del actuai duiüicilio del testador, al tiempo de

hacer su teatamento, es la «£ue deeide de hu eapacidad 6 iucapacidad para

testar.

Art 3612. £1 contoiido del teslamento, an yalidez ö invalides

legal, se jiuga segun la ley en vlgot en el domieiUo del testador al

tiempo de su mnerte.

47d) — Badlsdies Lftodmlit:

Satz 9 99. Ein Inländer, der sich in einem fremden luido befindet,

kann seinen lefzten Willen entweder in äner eigenhändigen Urkunde

nach der Form des üTCsten Satzes erklären — („durchaus eigenhändig

geschrieben und unterzeichnet, auch mit Ott, Tag und Jahr versehen^ —

)
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oder in einer öffentlichen und alsdann unter den Formen, die dabei an

dem Ort der Fertigung gebräuchlich siiui.

Siitz 1000. Letzte WÜleiisverordnungen, die in fremdem I^ande

errichtet werden, köTinen. ftoviel das im Inland befindliclu^ Vermögen bo-

tritl't, nicht in Vollzug i^esetzt werden, als nachdem ' ulicr in der

Gerichtakanzlei des Wohnortes des Erblassers, wenn er cmcu Wohnsitz

im Lande beibehalten hat, andernfalls aber in der Gerichtskanslei des

Orts, der als sein letater Wohnmts im Lande bekannt ist, Angetragen

worden. Im Ealie der letate Wille Verfügungen Uber inlündieche Liegen»

sehafteu enthält , soll er aberdiee in der GerichtAanilei, unter welcher

die Güter liegen, angetragen werden.

Sata 1001. IKe FSrmtichkeitea, welchen die verschiedenen Gattungen

der letzten Willensrerordnungen laut des g^nwürtigen und des vorher-

gehenden Abschnittes anterworfi»! sind, mOss^ni bei Strafe der Nichtigkeit

beobachtet werden.

47«) — Bayrisches Landrecht, Tb. 3» Cap. 12 § 1:

6. Ist in Entscheidung streitiger Erbschaftsfiillc ab intestato niemals

auf die statuta loci, wo der Erblasser stirbt, sondern wo die Erbschaft

liegt, oder soviel die blofse Peräonal-Sprüche belangt, auf die statuta loci,

wo der defuuctus sein Domicil gehabt hat, zu sehen.

477) — BelgitMi, Code civil:

Art. 99 9. ITn l'elgo qni sc trouvera en pay? «'rnnj^er pourra faire

ses dispositions testameutaires yni- acte sous sicfiiature privöo, ainsi qu'il

est prescrit en Tart. 970, ou par acte authcutiquc, avcc ies fomes usit^es

dans Ic lieu oü cet acte sera pass^.

Art. 1000. Los testaments i'aits en pays f'trangcr ne pourront etre

executes sur les biens situes en Belgique, qu'apres avoir ete enregistr^s

an bureau da domidle du testateur, s'il en a conservä un, sinon au bureau

de aon deniier domidle eonnu en Belgique, et dans le cas oft le testament

conliendrait des dispositions d'immeubles qoi j seraient sitn^, 11 dem
dtre, en outre, enre^str£ an bureau de la aitoatioa de ces imraeubles,

saus qull puisse §tre ezig^ an double droit

478) — Belgisches tiesetl vom 27. April 1865, Art 4:

Dans le eas de partage d'une mime snccesnon entre des cohMtiera

^trangers et beiges ceux-ci prSISvent sur les biens sita^ en Belgiqne une

portion ägale äi la valeur des biens situc^s en pays ctranger, dont ils

seraient excius, k quelque titre que ce soit, en vertu des lois et coutumes

loeales.
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479) — Belgiseber EDtworf, Art 6:

Les auoeeBHioiM aont riSgUes d*apr&i la loi nationale du dtfunt

La substance et les effetB des donatione et dee teBtament» sont r^gis

per la loi nationale du disposant.

L'applleation de la loi nationale du defunt ou du disposant a lieu,

qaelque soient la aature des biens et le pajrs oü iU ae trouvent.

480) — Bern, Entwurf über das Personen- und Handlungs-
recht:

Art. 7. Das Erbrecht in den Nacblafa eines Verstorbenen richtet

sich nach den Gesetzen des letzten Wohnsitzes des Erblassers, wo immer

der Xuchlafs oder die einzelnen Teile desselben gelegen sein mögen.

Plat der Erblasser mehrere Wohnsitze gehabt, so gelten die Gesetze seines

bürgerlichen Uauptdomissile.

Wenn jedoeh ein hteeiger Angehöriger anlaerhalb des Kantone vei^

etirbt, und dae Gesets dee Wohnortes sieh die Behandlung des ErbfitUee

nicht zueignet, so sind auf denselben die hie^gen Gf.'^etzc an/>uwenden.

Auch werden auf die im Kanton gelegenen Immobilie keine be-

sondere Stiftungen oder Verfugungen über Weitervcrerbung anerkannt,

die dem Geiste der hiesigen Erbgesetzgebung widerstreben.

Art. 8. Das materielle Verfligunirf-recht unter Lebendon sowohl nis

von Todes wegen richtet sich ebenfalls nach den Gesetzen df- tür die

Uf-erbuHf; (Art. 7) nmfsgebeuden Wohnsitze? des Verfüg<!ndcn , vor-

behaltlich Jedoch der im Schlufssatze des Art. 7 bestimmten Ausnahme.

481) — ßolivla, C/idigo eivll:

Art 463. Los cxtranjeros que en Bolivia testen a favor de otros

extranjcros, de biencs que poseeu en su patria, ö de bicnes mueblcs, alba-

jas, dinero y mercadeiias que tienen eonsigo ö en el tcrritorio de la le-

pdbliea, pnedan confonnane k las Iqres de su patiia.

Art. 464. Si solo teetaren de bienes imnueUes que tavieren en

el tenitoiio de la repdbliea, quedar&n suijetos k las tejes boUvianoe.

482) — CalifornieD, Civil eode, Sectiou 1285:

No will made out of tbis State is valid as a irill in this State, unlces

«xeeuted aeemding to tbe provisions of this chapter.

483) — Chile, Codigo civil:

Art 955. La sucediJn en los bienes de una persona se abre al

momento de su muerte en su ültimo domidlioj salros los casoe eqnesa-

mente esceptuados.
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La succäion sa regia por la ley del domicilio eu qtte ae abre; salvas

las escepcioneg legales.

Art. 9'J7. Lus eätranjeroi son liaiuados a las sucesioiuM ;ibinte,-tato

abiertas cn Chile de la ulsinH inanera i scgua las miäinas rcf;las que los

C'hilenos.

Art. 998. En la sacesion abintestato de an cstmujero que fallczca

dentro 6 fiiera dcl territorio de la fiepüblica, tendrÄn loa chilenOB a titalo

de faemMÜa, de poreion eonyugal 6 de alimentos, Iob mIsnM derochos

qae seguii Um l^es chilenaa les corre^nderian sobre la saecaion in-

testada de un chilcuo.

Los chilenos iutcresados podran pedir que sc les adjudiqiifi &k los

bienes del estranjero existentes en Chile todo lo qae les corresponda ea

la sucesion del estranjero.

Esto iiiismf) se aplicarä en caso nccesario li la sucesiou de un chi-

leuo que deja bienes eu pais estranjoro.

Art. 1027. Valdru en Chile el testamcnto escrito, ototgado eu

pais estranjero, si por lo tocante & las solemnidades se hidere constar an

confdurmidad & las l^es del pais en que se otorgo i si adetnto se probare

la autcnlieidad del instramento respectiro en la forma ordinaria.

Arl 1038. Valdrd aaimismo en Chile el testameuto otoi^ado en

pais estranjero, eon tal que concurran los requisitos que van A esprcsai-se:

L No i)odnV testar de este modo sino an chileno, 6 an estranjero

que tenga domirilio cn Chile.

2. No pndri'i autorizar este testamento sino un mioistro plenipoten-

ciario, un cnctugiido de negocios, ua secietaiiu de legacion que tenga

tituio de tal, espedido por el presidcntc de la repüblica, 6 un consul que

tenga patente dd mismo: pcro no an Yiee-e6nsu1. Se har& mosdon es-

presa del cargo y de los referidos tltulo y patente.

3. Los teaügos sorAn chilenos, 6 estraiyeros doiaieiliados cn la

eiudad donde se otoigae ol testamento.

4. Se observarä,» en lo demas las reglas del testamento solemne

otoxgado en Chile.

5. £1 instramento Uevarä el sello de la l^^adon 6 consulado.

4g4) _ Colanhien, C6digo civil:

Art. 1084. Valdra en los Tcrritorioä el testamento escritj, otorgado

en eoalqniera de los Estados 4 en pais ^traiyero, si por lo tocante A las

sotemnidades, se hiciere constar sa conformidad & las leyes del pais 6

Estado en qae se otoi^, y A adem&s se probare la antenticidad del in-

stramento respeetivo en la forma ordinaria.

Art. 1 085. Valdrä asimismo en los Territorios el testamento otoi^

gado cn eualquiera de los Estados, 6 cn pais eztraig'ero, con tal qae con-

curran los reqoisitos que Tan A expresacse;
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1. Que el testador aea colomliiaiio, 6 qoe n es extnu^eio, tenga

domicilio en el Territorio;

2. Que Bea autorizado por un Ministro diplomätico de los Estadoa

ünidos de (^olombia o de una Nacion amip^a, por iin Spri-efario de Lega-

ciön que teuga titulo de tal, expedido por el Presi<lente de la Kepiiblica,

ü por Uli Conaal que tenga patente del mismo; pcio no valdril si el que

lo autoriza es un Viceconsul. En el testamento karü menuiüu expresa

del cai^o, y de los referidos titatos y patente;

3. Que los testigos sean colombianos u cxtranjevos douiiciliados

en la eiudad donde se otorgae el testameuto,'

4. Qae ae observen en lo dem&s las r^las del testameuto solemne,

otorgado en los Territoiios;

5. Que el instramonto Ileve el sello de la Legacinn u Consulado;

6. Que el testamento que no haya sido otorgado an tu uu Jefe de

Legaciön, Ileve d Ylsto bueno de este Jefe, ai lo hubieie; A el teeta-

maato fitere abierto, al ple; y ai fiiere cenado, aobre la car&tnla; y que

dieho Jefe ponga su nibriea al prindpio 7 al fin de eada pAgina cnaDdo

el teatamrato fuere abierto;

7. Qae en segoida ae renuta por el Jefe de Legaciön, si lo bnbiere,

y st no direetaaiente por d Cdnanl, una eopla del testamento abierto, ö

de la cai'dtnla del cerrado , al Secretario de Relaciones Exteriores de la

Repübiica} 7 qne abonando &te la firma dcl Jefe de I.ogaetön, ö la del

Cönsul en su caso, pase la copia nl Prefeeto del Territorio rcspectivo.

Art. 1086. Siempre que se proccda conforme a lo dispuesto en el

anterior arti'culo, el Jefe del Territorio pasanV la copia alJuez del Circiiito

dd ultimo domicilio que f! difunto tuviera en el Territorio, n fin de que

dieha copia se incorpore eu los protocolos de uu Notario del nmmo
domicilio.

No cono( iriidoee al testador ningün domicilio en el Territorio. e\

testamento serä rerniiido al Prefeeto 6 Juez del Circuito de la eapital del

Territorio, para au incorporaeidn en los protocolos de la Notaria qae el

nuamo Joes desigoe.

485) — CongOKiaat, Gesetz vom 20. Februar 1891, Art 4;

Les actes de demiöre volonte sont regis, quant a leur forme, par

la loi du licu on ils Bont faits, et qoant & leor substance et 4 ieurs effets,

par la loi nationale du defunt.

Toutefois l'etranger faisant un acte de derniere volonte dans l'Ktat

Jndepeiidant du Congo a ia facult^ de suivre les formes pr^vaes par aa

loi nationale.
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488) — J>«k«ta, Civil eode:

I 695. A will of real or personal piop^ty or botb, or a revocation

tbereof, inade out of tiiis territoiy by a pereon not having bis donucil«

in this territory, ia as valid whcn executeU according to the law of the

place in wliicli the same was made, or in whidi the testator was at the

time domiciled, as it' it were made in thia territory, and according to the

pTOvisions of this chapter.

§ ö96. No will or revocation is valid luiless executed either accor-

ding to thtt prOTUoni of tbia ebapter, or «seording to tho Inw oftbe place

in wbifih it was made, or im whicb tbe testator was at tbe time domi>

eiled.

§ 697. Whenever a will or a revocation tbereof, is daly execntod

accoi-ding to tbe law of the place in which the same was made, or in

which the testator was at the time domiciled, the game is regulated as

to the validity of its execution, by the law of such place, notwitbstan-

dinsr that th« testator siibsequetitlj changed bis domictie to a plaee by
the law iif which such will Wdiild be void,

§ 7 74. Except as othcrwis«! providcd, tbe validity and Interpretation

of wills ia govcrned, when relating to real property within this territory

by tbe law of tb!s tertitoxy, wben relating to personal property, by tbe

law of tbe testators domictie.

487) — Detticbcr Juistentag, s. oben Nr. 163.

488) — DoiliiD fetrasbevecz, Art. 148:

La validity intrinseque d'un teatament on de tout antre acte & cause

de mort^ ainsi que la succession ab intestat qnant aux bicns mcubles, doit

<^tre Hppröciee d'apres la loi du pays dont le d^funt etait sujet au moment

du d<^c^s. Ce sont aus^i lea tribunaox de ce pays qui regleront toujours

la succession mobili^re.

489) — Dudley Ficld:

Art. 5.sr». The succession to the movuble property ofonewhodies

intestate as to such property, is govemed exclusiveiy by the law of the

place >nrbieb was tbe donucU of the btestate at the time of bis death.

Art 586. Tbe succession to the immovable property of one wbo
dies intestate as to such property is determined ezelusivety hj tiie law

of the place in vbieb tbe immovables are lo(»lly situated.

Art. 587. When aperron dies intestut« Icaving fbreign immovables,

the rigbt of succession to bis movables will not be controUed or aftected

by any conditions which would attnch to the rigbt, if the immovables

bad been situated in the country of bis domicU; nor will tbe right of

Digitized by Google



124* VI. Erbreebt

BttCoeBrion to the immovables be coutroUed or affeeted by anj conditions

wUch wonbl attach to that rigbt, if the moTubles had been aitaated in

tlia same countrv witli the immovaMp?.

Art. 591. A will of movabU'i^ h valid cvcrywhcre in rcspect to

form and cxccution, if it be valid iu respect tliercto by the law of the

place where it was executed, or by the law of the place which was the

testator's domicil cithcr at the time of its executiou or at the time of

bla deatb.

Art 593. The lav of fbe place wbieb wa» the teatator's domkal

at the time of hia deatb, determines botb bis eapacily to inake a will of

novable«, and bis dispoeable power over the movables.

Art. 594. The law of the place where immovable property is

aituated determines Ihe capacity of the tcstator to tnake a will of sach

immovable«!, the estent of bis power to dispose of the proporty. the form

and execution of the will, and the solemnities necessary to give it eiVect.

Art. 596. The intoipretation of a will, whether of movabh^s ov

inunovablcs, depends upon the law of the place where it is made unless

a different intoit appears on the ^e of tbe inatniment, either from ita

bdng made in a forcign languagc, or from otiier circunataneea.

ä. auch oben Kr. 340.

490) — Eeaailor, Cödij,'o civil:

Art. 0 to. La ^^ucesion cu lus hienes de una persona se abre al

momcuto de m uvuerte, cn m ultimo domicilio; salvo los casos oxpresa-

mentc exceptnados.

La 8uce«i6n ae regia por la ley del domidlio en que ae abre; aalro

las woepcionea l^iaiea.

Art. 987. Loa «ictrai^eroa wtm llamadoa & las sneeaiones abinteatato

abiertaa on el Ecuador, de la miama manera y aegdn las mismaa xeglu

qae los ecuatorianos.

Art. 088. En la sucesion abintestato df un extranjcro qae Ällezca

dentio ö fuera del territorio de la republica. tendrän los ecuatorianos, ä

titulo de herencia, de porcion conyu;;Hl ü de aliinentos. los mismos

derechos que, segiiu loa leyes ccuatoriauas, les correspouuenan sobre la

snceaion intestads de an eeoatoriano.

Loa eenatorianoa interesadoa podr&a pedir qaeae les adjudtqae, en

loa bienea del extranjero existentes en el Eenador, todo 1o que les eone-

oponda en la auoeaiön de dtcho extrai^eio.

Esto miamo sc aplicari, en eaao necesaxiOi 4 la aneeaion de nn

eeoatoriano que deja bienes cd pais cxtranjero.

Art. 1U17. Valdra en cl Ecuador el testamento escrito, otorgado

en naciön cxtranjera, sl por lo tocante 4 las solemoidades ae hiciere constar
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SU conformidaJ ii las loyos do la viacion en que se otorgi) y !>i adomäs so

probare la autcnticidad del instrumeiito respectivo en la forma onliuaria.

Art. 1018. Valdra ashuismo en el Ecuador cl tcHtamonto otoigado

en naciöu extranjera, con tal que concurran los requisitoa que van ä cx-

presaräe

:

1) No podr& testar de eite modo sino vax ecnatoriano , u im extran-

jero que tenga domicilio en el Eeuador.

1^ No podri atttoriaar eeta testamento sino nn agente dtplom&tieo,

de nctgodos, «n seereterio de legaeiön que tenga titnlo de tal, ezpedido

por el presidente de la repiiblicn, u un consiil que teogu patente dtÜ inia>

mo; pero no un vice-cunsul. Se har4 mencion expiesa del cargo y de

los referidos ti'tulo y patento.

H) Los tc&tigo.^ f^er.lu ecuatorianos, u extraiyeros domiciliados eo la

ciudad doude se otorguc cl tcptamento.

4) Se observarän en lo demas las regiaa del teslainento solemue

otorgado ea el Ecuador.

6) £1 instramento llevar& el aello de la legacion 6 consnlado.

491) — EDgland, Qesetx yom 6. August 1861 (An act to amend

the law irith yes| ect to wills of personal estate mado bjr British

subjeefcs, 24.25 Vict ehapter 114.)

I) Erery will and other testamentarjr instnimetit made out of fho

United Kingdom hy a british subjeet (wbatever may be the domieile of

«neh person at the time of makhag the aame or at the time of bis or

her dcuth) shaU as regards personal estate be held to bo well oxccuted

for the puipose of bcing admittcd in England and Irelaiid to prnbato,

and in Scotland to confirinatiou, if tbe same was made, or by ihe law

of the place wherc suih person vas doniioiled when fbp same ^\ as

made, or by the laws tUcn iu force in that part of her raajestys douünious

wherc he bad bis domicile of origin.

2) No will or other t^amentaiy imtmment shall be held to be

revoeed or to bave bceome invalid, nor shall tbe constraction thereof be

sttered, by rcason of any subsequent cbange of doiniale of the person

making the same.

492) — Franzüsisches Oesetx vom 14. Juli 1819:

Art. 1. Les etrangers anront le droit de suc-c<5dcr, de disposer et

de rccevoir de la mdme manlöre que les Franvais, dans touto T^tendue

da Koyanme.

Art. 2. Dans le cas de parfai":? d'un« mrine succcsbiiin ciitr« des

cohcritiers ^tran^^rs et fran^Äis, i cu.\-ci preleveront sur les bicns situf^s

en France uue portiun egale k la valcur des biens situ^ en pays ^tiangcr
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dont iis ecraient estelui, k qnelque 6tre qu6 ce toit, en verta des loi« et

eontninoft localM.

493) — erftibündtii, CiTilgesetsbach § 1:

JX» Bestiminangen dieses Gesetsbaclie» finden ihre Anwendung

4) liit Bemg anf dae Erbrecht:

a) auf alle von Kantonsangchörigen herrührende (wenn auch im

Aaslande gefallene) Erbschaften und Vennttehtnisset sofern Kan-
tonsangcliö ri^e dabßl betelli;^'t eind;

b) auf im Kanton j^efallene von N ic h t h ü nde ru hrrriihrrnde Krb-

sebai'teu und Vermiichtnisse nur, insoteru nicht die liciinatlichen

Gesetze des Erblassers die Anwendung der letzteren virlangeii.

Die Vorschriften über gerichtliche Verwahrung und Liquidation sind

jedoeb anf alle im Kanton gefiUIene Erbseballen anwendbar.

494) — Grieehiticlies (jiKsetz vom 29. Oktober lSö(3 („i^nnos'nUiivixie

vofiogy, Art. 5, AI. 2:

— 'JI (x «fiftö^Jfijs; c'JjftW/roi' öiaöo/i] itfnttai vno rtiv roiton'

tTi^ 7ioXtTelu(, ets ijV «v^xet 6 xkijoopoftovfjevos , fxTog av nQOxrjnt TitQi

495) — Haag, Konfereni 1898 und 1894, (V. Dispositions con-

eernant les inccessions, les testaments et les donations

k eanse de mort):

Art 1. Les saceessions sont sonmises k la loi nationale da d^font

Art. 2. La capacit6 de disposer par testament ou per donation 4

oaose de mort, ainsi que la sabstsnee et les effefs de cee diipontions,

mmt r^gis par la loi nationale da dtsposant

Art 3. Les testaments et les donafimis & cause de mort sont, en

ce qitt coneonie la* forme, reconnus comme valables, 8*ils satisfont nox

prcscriptlons, soit de la loi nationale da diqiosant, seit de ia loi du Iteu

OÜ ils sont faits.

Ncanmoins, lorsque la loi nationfilo du diifposaut oxige L-omrao con-

dition substantielle quo l'acte ait la forme authenliquc ou la forme

olograplie, ou teile autre forme detcrmiuec par ccttc loi, ta donation oa

le testament no ponrra 9tre fait dans une autre forme.

Sont valablcs, en la forme, les testaments des dtrangers, slls ont

£tä xecns, confonn^mcnt & lear loi nationale, par les ngents diplomatique«

ou eoosulaires de leur nation. La m&nc r6gle s'appliqae aus donations

k cause de mort
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Art 4. La loi nationtl« du d^fiint oa da d*wpo«HUit ort oelle da

pays aaquel il apparteMttt au momcnt de son d^c^.

Ni^anmolns, la eapacit«^ du disposant est soumise auaai i. la loi da

pays auquel ii apj)artient hu mnmfnt oi'i il dispose.

Art 5. L'mcapae.itc de di^poscr au profit de certaines personnes,

soit d'uno mani^re absoluc, soit au del4 de certaines limitcs, est rägie

par la loi nfttionale da dispoaant.

Art 8. La capaeit^ des «aeeenibles, I^gataires on donatairee «st

T^gae par kar loi naii<niate.

Art 7. L'aoeepCation boos MnMee d'iiiTeiitadre et la. renoneiatioii

sont, qiiant 4 la forme, rß^ee par la loi da pajs oü i*est oaverte la

flocoession.

Art. 8. Los immeublcd hereditaires et ccax l^u^ ou dona^ sont

potimia ;i la loi du pays de leur Situation, cn ce qui conccrnc les formalit^a

rt \es conditions de publicitr que rettf loi exi;ze pour lo trausfert, la

con3titation ou la consolidation des droits rt^'els, vis-ü via des tiers.

Art. 9. Les convcnticus relativ cä a« partage sont comme telles

soumises k la loi qui r^git Ics Conventions.

Lee aetes de partage sont, qoant k la forme, eoumia & la loi du
lieu oü Iis sont fidfa ou paas^i ce saus prejudloe des conditio!» ou
formalitfis presciitcs, au sajet dee ineapaUes, par la loi nationale de

ces dermeis.

Art. 10. Les biens hdrMitaires ne sont aoqaia k TEtat sur le

territoire duquel ils se trouvent, que s'il n'y a ancnn ajantrdroit eoiifor>

mement k la loi nationale du defunt.

Art. 11. Nonobstant les articles qui precMent, les tribunaux d'un

pays u'auront pas ^gard siux lois «'trangAres, daiis Ic cas oü leur appli-

cation aurait pour resultat de porter atteinte, soit au droit public de ce

pays, soit k ses lots conecraant les sabstitati<HMi oa fidtioommist la eap»-

clt£ des Etablissements d'alilitd publique, la libert£ et l'ägalit^ des per-

sonnes, la libcrt^ des h^ritages» rindignit^ des snceessibles oa ^gstures,

Taniti du mariage^ les droits des enfants illö^times.

S. auch oben Nr. S71 (Art 7X

4ytjj — Haiti, Code civil:

Art. 5H7. Uli ('tranger ircst admis ä succedcr quaux biens meu-

bles que son parent ctranger ou haitien a laisscs Uans le tenitoire de la

Hepubliquc.

Art 740. L'iiaitien ne pouna disposer quo de ses biens meubles

an profit d*an ötrangcr.

Art 779. Le testament olograplie ne sera pobit valable s*il n'est

4crit en cntier, datd et stgn^ de la main du testateur; il n*est assijetti k

aucane aufre forme.
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Art. 805. Un Haitien qui sc trouvera ea pays ^tranger, pourra

faire f^os dispositions tcstamcntaires par vn iHste sous Signatare priv^e»

ainsi qu'il est prescrit vn l'article 779, nu par acte aiithenttquc, avcc Ics

foi'mes usitees dans le lieu oi'i cet acte sera jtasst''.

Art. 11 02. L'actc autheutiquo est eelui qui a 6t6 re^u par ot'ticier

]>ubiir ajaut le droit d'instrumentcr dans le Ueu oii Tacte a ctö rcdigc,

et avcc les solemuit^s rcquiscs.

497) — Hawaii» Coropilod law», § 1447:

Whenever any person shall die intostato, within this king>

dorn, Iiis property botb real aod p«mDal, ofeveiy kind and descrjption,

«ball deacend to and bo dividcd amODg bis bei», aa hereinafter pres-

crib^.

4J»8) — Holland, Burgerlijk wetboek, Art. 992:

Ben Ncdcriander, die sieb in ecn vieemd landt bcvindt, zal geenen

anderen uitersten wil kunnen tnaken, dan bij authcnticke akte en inet in

arlitnrming van de formatKeiten welke in het land, alwaar de akte Ter»

Icdeu wurUt, gebruikelijk y.ijn.

Hij h echter bevopp:d om bij cen onderbandsch sink te bescbikken,

op den voet en de wijze als biev-boven bij artikcl 't)62 iö oiuöcbreven.

(Art. 963 bestimmt, dafa durch einfache Schtift mit Datum und ünter-
aclirift dispoiiuMt wonb'ii kann ülx'r die Ernennung eines Testaments-
exekutora, über die Hcerdiguu^, über Vcnuücbtuisse von Kleidern, Wäsche,
Schmuck und Möbeln.)

490) — ttolUndlsehes Oesets vom?. April 1869:

fiddien e»ie nahiten»ehap, waartoe zoowel goederen en Nedcriand

ab bnitea *8 landa behooren, gedeeld wordt tuBschen vreemd^ngen en

Xederlanders, nomen de laatsgenocmden eonc waai-de vooruit, evenredig

naar de niate van huia erfdccl met de waardc der goederen, van welker

ei'^'Andomsverkrij^ng sAj door buitenlandeche wetten of gewoonten zijn

uitgeslütin.

Do waardc wordt vooniitgouomen op de goederen der nalatenschap

teu aanzicu wiiarvan du uits^iiiiting niet bcstaat.

>00) — Hondiiras, C6digo civil:

Art. 993. La sucosii^n en los bienea de una persona se abre al

momento de au muerto en au Ultimo domiclKo; talvo loa caaoa ospieaa-

mento eacepluadoa.

Art. 1035. Los estranjeros eon llamadoe a las sucesiones abinteatato

abiortas en Honduraa de la miama manera jr segiin laa mianaas regbiB

que los hondarci.08.
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En la sucesion abintestato de un ostrnnjero quc fallezca dentro o

fuem de! territorio de la Kepiiblica, tendrän los estianjeros i hondureüos

ft ti'tulo do hercncia, de porcinii conyu^al ö de alimentos, los inismos de-

rechoä quc scgiin las leyes lit>ndureüas ics corresponderiau sobre la su-

ceaion intestada de un bondureno.

Los cätranjeros i houdurcä03 interesadoä podrän pedir que &e les

«djudique de los bieiiM del €fttniiij«ro «xbtentes eii Hondnfas todo lo qae

les corresponda en la Baoeaioii del eitraqfero.

Erto miamo m apUearä en caao nttseaario i la nicosion de im hon-

dnie&o qae dcja bicncs en ]nih esfranjero.

Art. 1066. Valdrä en Honduras el tcstamenlo cscrito, ot(»gado en

pafs estranjero, por un bondureäo o por cualquiera olra persona, si por

lo tocante » Ins soleinuiJades se iiiciiMe consüir sii conformidad j'i las

leyes del pain en (jik? sc otcrgii y si adems probare ia autenticidad

del iostrumento respectivo cn ia forma ordinarla.

501) — Japan s. oben Nr. 442.

502j — Italien, Codice civile, Art 8j
'

Lp succcssioni Ifj^ittime o testnmentarie i^crb, sia (juanto all' ordiuo

di succedere, sia circa la uii^ura dui diritti succeiäorii, u la intnnseca vali-

ditfc detle disposbdoni, sono regolate dalla legge naadonale della persona}

delta ctti erediti si tratta* di qualunqno natura siaoo i boni ed in qualun-

qne paese si trovino.

603) — Indiana, Revised statates, § 2405:

Wlien the deeeased sliall have died intestate, the surplus of bis

estate remaining in the hands of the ezecator or administrator, after the

payment of debts and expenses of admiuistration (and in case tho deeea-

sed died testate, after the pnyment of legacies also) sball be distributcd

to the legal heirs of the deeeased according to the laws of this stale in

force to the time of bis death, nnlei?g be was nt bis deatb. an inhabitaiit

of another State, in whicb ease tlie surplns aiisin;^ J'roni tlio jiersonal

estate of tlie decedent siiall be distributcd according to the laws of tliat

State; or if admiuistration of bis estate be pending in such forcign state,

sneh suipltts may, ander the order of the court, be paid over lo tbe exe-

cutor or adininUtrator appointed in sneh foreign State, ff aoj part of

saeh suiplas shall bave been derived Irom the sale of the decedents real

estate
, by the exeratwr or administrator, for the payinent of debts or

legacies, such part shall be distributed to the heirs or devisees to whom
tbe real estate dccendcd or was deviscd, according to tbeir respectiT^

interests therein by descent or ander the will,

Nieinuyor, Vor«chl«ge. II. 9
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504) — Institot, Oxford 1880:

Lea succesnona & runiveraaUtö d'un patrimoine sont, quant k la de-

terinination des pcrsonnps snccessibles , i\ r<'tcn(Iue de lours droits, h la

mesure ou quotih' de la portimi disponibl« ou de lart'-serve, et ;i la vali-

dito intrins^quc des dispositions de demiere volonte, n'gis par les lois de

lYtat auquel appartenait le defunt, ou Bubsidiairement, dans les cm prevus

ci-de8i:iiä i\ Tarticlc VI, par les lois de soii domicile, quela que &oient la

Dftture des biens et le liea de leur «dlnation.

606) - KSppeli 8. oben Nr. 255.

606) -~ Lairtnt, Art. 12:

Les sttceeBaions d^f<6r^8 par la loi ou par la ^otont^ do Pboimne

d^pendent da atatnt penonnel da' d^fiint.

607) — Lima:

Art 18. Die FHbigkmt zu testieren besUtrimt sich nach dem
Nationalgeeetze des Testatw«.

Art. 10. Ausländer können im Inlnndo leatieren nach den G^etasen

des Landes ihrer Gebart oder Nataralisation oder nach denen ihre»

Domizile.

Art. 20. Die Fiihigkeit zu erben und die Erbfolge werden be-

stimmt durch das Gesetz, welchem der Testator unterworfen war, mit

folgenden Einecbrünkungen:

1. Teaiamentaxische Terftigungen fiber im Inhinde befindliches Ver^

mögen blähen unwirksam, irenn sie im Widecsproche stehen mit dem,

was in Art. 54 bestimmt ist;

2. bei der &bf61g6 in den Nachkira eines Ausländen haben InlSnder

anter "dem Titel der Erbschaft, dc3 ebeliehen Erbrechts (porcion conyu-

gal) oder der Alimente dieselben Kcclite, welche ihnen nach den Ge-

setzen des Staates in Ileziig: auf die Frbfolge in den Nacblafs eines

anderen Inländers zustehen würdi n imd diese treten in Wirksamkeit

für das Vermögen, welches sich im Inlaudo beiindet.

Art. 21. Testamente, welche im Auslande eiriciitet wurden und

ebendort zur Geltung kommen sollen , bleiben den EhischiStukongen im

vorhergehenden Artikel unterworfen.

Art 22. JMe Kafseren Fdindichkeitcu des Testaments beetimmen

rieh nach dem Orte der Erriditang.

Art. 24. Die Intestaterbfolge regelt sich nach dem Nationalgeset /.e

des Erblassers mit den in Art. 20 enthaltenen Einscbränkimgen. In £r-

man^ebinp von eibberccbfigten Verwandten blei1)t das im Inlande befind-

liche Vermögen den Gesetzen des Inlandes unterwoifen.
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m>) — Lfssak«! B. oben Nr. 183*

509) — Liv-, Est- und Karländisciies Trivatreclit, Art. XXXIV:
Anfall und Erwerbunpr einer Erbscliaft sind nach den Geselzcn des-

jenigen^ KecUtsgebiotcs EU beurtfilpn, welchem der Erblassor seinem ^^'ohn-

sitze und Stande nach zuletzt angehörte. Uattc er mebrero Wulmsitze,

so ist derjenige uiafi^gebcnd , in welchem er sieb zuletzt aufgehalten, iu

Liyland and hiervon Immobilien atifgenommen, welcbe, auch wenn sie

Bestandteile ^er Erbeebaft nnd, dem Beehte des Orts, wo sie belegen

idnd, nnteriiegen. Ebenbo sind die im Innern des Beicbes belegenen Im-

mobilien, auch wenn sie su dnem Nachlais gehören , stete nach den

Rcichflgesetzen sn beurteilen.

610) ~ Louisiana, Civil code:

Art 1220. The sueoeuion of persona domieiiiated out of the State

of Louisiana, nnd loavinir property in this Slato at their dcmlse, ghal! be

opened and adniinistercd upon as are those of tbe Citizens of tho State;

and tlu! jnd>^'e beforü whom mrh siicccasion shall be opened, shall proceed

to the uppointemeut or coutirmation ot tbe of6cer to administer it under

the name nnd in tbe manner poiuted out by tbe «cistiog lavv.

Art 1596. Bat testaments madc in foreign ooimtries^ or the States

and other Territories of the Union, shall take ettect in this State, if they

be elothed with all tbe formalities preseribed for the validity of wills in

the place where tbey have been reapectively uuide.

511) — Haine, Bevised Statutes, Chapter 65, seetion 36:

When administration is taken in this State on the estate of any

persou, who at the time of his death was not an inhabitant thereof, bis

estate found liere, after payment of Iiis deV)t3, shall he disposed of accord-

ing to his last will, duly t-xpcuted according to the laws of this etate,

if he lelt any; but if not, Iiis real estate shall desccnd according to the

laws of this statc; and bis pei*sonal estate shall he distributed according

to the laws of the State or country of which he was au inbabitant; aud

the jtidge of probate, as he thinks best, may distcibnte the residne of said

personal estate as aforesaid, or transmit it to tbe foreign ezecntor or

Administrator, if any, to be distributed aceording to the law of the place

«here the deoeased had bis domieile.

J612) — )la88aeha8et8, Public Statutes, Chapter 138, seetion 1:

When administration is taken in this Commonwealth on the estate

4>f a person who was an inhabitant of any other state or conntiy, hb
«State found here shall, a£ter payment of bis debts be disposed «tf aeeor*

9*
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ding to his last will, if he left any daly .esecuted according to law; otlier»

vThi"- Iiis real estate shall dcscend according the lawa of tliis cnmmon-

wenlrli, and hie personal estate shall bo distributcd and di<p6sed of

Hccoiding to the laws of the State or country of which he was an in-

habitant

613) - Hfosisri^pi, Bevised eode, § 1270:

All pexsonal property, situated in (his stete, Bhall deeeend and be

distribnted accofding to the laws of this state, regnlating the deseent and

diatribntion of such property, regaxdless of all marital lights which may
have accraed in other atates, and notwithstandiog the doniicU of the de-

ceased may have becn In another State, and wbether the heirs, or per-

sona entitled to distribution, be in this slate or not; and the widow of

such dcecased person sliall take her ahare in the personal estete, accor-

ding to the laws of thia State.

614) — .Mexico, C ö d i g o civil:

Art. 8565. Los tcstamentos hcchos en pais extranjero producirän

efecto en el Distrito y cn la California, cuando hayan sido tüiinuladoa

autdnticainente conformc ä las leyes del pais cn que se otorgaron.

Art 8566. Loa sccrelarios de legatnon, los cönsnles j los vice-

cdnsules mexicanos, podr&n hacer las veoee de notarlos en el otorgamient»

de los teatamentos de los nactonalosi conformfindose con los preceptos de

este Cddigo.

515) — .Monimsen, § 15:

Für die Verhältnisse des Erbrechts ist das Kecht des Staates mafS'

gebend, dem der Erblasser zur Zeit seines Todes angehört hat.

S. auch oben Kr. 451 (§ 16).

516) — Slonaco, Code civil:

Art. CO 9. I'ü ('traniger n'est admis a succeder aux biens que son

])arent ötranger ou habitant de la principaut<I; — possedc dan? Ic tem-

toiic de la priucipautd, que daus Ics eas et de la maniere dont un habi-

tant de la principaute succ6de k son pareat possedant des biens dans le^

pays de cet ctranger, conformämcnt aux dibpositioiis de l'article 11 au

titre de la jonissance et de la privation des droita eiTila.

Art. 856. Lea sujets mon^gaaqnes, qni se trouvent en pays ^tran»

ger, penvent y faire leura dispoaitions testamentaires, seit par acte sous

lägnatnre privfe confbrm^ment k l'article 835» seit par acte anthentique

le^u par nn agent diplomatiqpifl ou consulaire du prinec, seit dans le»

Ibrmcs u^t^es dans le pays pour les actes de demiöre volonte.
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Le dipöt des testaments mystiqucs sera 4galement refu dans les

ehaiMseUeriee diplomatiques et consulaires.

617) — Montana, Compiled Statutes, 2. divisiou:

Section 446. A will of real oi- personal property, or both, or a

revocation thereof, madc out of this territory by a person not baviii<j Iiis

domiciie in this territory, is as valid wheii executed accordini;- to tlie law

of the place in wbich the sainc wnf madp, or in which tlie te^tastor was

at the timo domiciled, as if it weie made iu this temtory, and according

to the provisions ot this chapter.

Section 447. Whenever a will or a revocation thereof ia duly

exeeuted according to the law of the place in which the same was made,

or in whieh the testator was at the time domiciied, tiie same ie regula-

ted, ae to the validity of ita execniion, by the law of such place, no^
withstanding the testator subscquently changed hls domiclle to ' a place

by the law of which such will would be void.

Section 528. Thf v-nlidity and Interpretation of wills. wherever

made, are f^ovemed, wheu relating to property withiu this territorj', by

tho law ot this territory.

Section 529. Except as otherwise provided, the validity aud inter-

pfetation of wilb ate govemed, when relating to real property within

ihis territory, by the law of this territory; when relating to personal

property, by the Utw of tho testatois domictla

5]8) — montevidee;

Art 44. La lej del lagar de la ritaacion de los bienes heredi

taiiOB, al tiempo de la muerte de la persona de cuya snoerion ae träte

xige la forma dd testamento.

Esto no obstante, el testamento otorgado por acto pnblico en coal*

qmera de los Estados contratantes serü admitido ea todos los demaa.

Art. 45. La misma ley de la situacion rige:

aj La capacidad de la persona para testar;

h) La del hei'edero o lepitario para sucederj

cj La vaiide/. y efectos del teätamcntu;

d) Los tftnlos y derechos hereditarios de los paricutes y del cdnyuge

8ttp4rstite;

. e) La exlit«acia y ptoporeton de las It^timas;

f) La eilstenda y mouto de los bienes reservables;

g) En suma, todo lo relativo A la saeetton legitima 6 testamentaria.

Art. 46. Las dendas que deban ser satisfechas en alguno de los

Estados contratantes, n^ozarün de prcfercucia sobre los bienes alli existen-

tes al tiempo de ia muerto del causantc.
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Art 47. St dichos blenes no alcanzaren para la clutDG6liicMii.de

las deudas mencionadas, los acreedores cobrardn siis saldos proporciona!-

mente sobre los bienes dejados cn otros iugares, sia perjoicio del preferente

derecbo de los acreedores locales.

A r t. 48. Caando las deudas deban ser chanceladas en al^un lugar

en qne el causante no haya dejado bienes, los acreedores cxigirün 8U pago

propordonalmeDte aobra IO0 bienes dejado« en otros Iugares, cob la mlnna

salvedad ««lableeida eo el artfonlo preeedente.

Art 49. Loa legadoa de bienaa determinadoe por au g6amo j qne

no tavierea lagar designado para aa pago, ae rigen por la lej del logar

del doiDicilio del testador al tiempo de sa mnerte, sc hardn cfectiroa

sobre los bienes que deje en dicho domicilio y, en defecto de ellos 6 por

SU saldo, se pagar4a proporeionahnente de todos los demas bienes del

ac nie.

Art. 50. La obligacion de colacionar se rigepor la ley de la suce-

aion en que ella sca exigida.

Si la eolacion eonsiste en alguu bleu raiz 6 nmeble, ae limitari 4

la aaeeaion de qne eae Uen dependa.

Cnando conaiata en algiina «nma de dinero» ao repartird entre todaa

las aneeaionea 4 que concuna el heredero que deba la eoladon proper^

donalmente & aa baber en cada nna de ellaa.

ölüj — reiiusylvaniii, Gesetz vom 8. April 1888:

Nothing in this act, eontuined relative to a distribution of pev.^onal

cstate among kindred, ahall be construod to extend to tbe personal estatc

of au intcstate, wliose domicile, at the time of bis deatb, was out ot tbis

commonwealtb.

Pruvidcd, tbat notbiug in tbis act contained aball be construed

to apply to tbe diapOMtion of personal estate bj a teatator vboae do-

midi is out of tbis commonwealtb.

520) — l'reufseo, Allgemeines Landrecht, Teil I, Titel 12:

(§ 536. Sind jemandem mehrere Personen, die ihn auch ohne Testa-

ment bwrlx'n würden, oliiie weitere Bestimmung substituiert worden, so

ist die Verordnung unter den Substituierten nach den Kegeln der gesctz-

liehen Erfolge zu deuten.)

§ .587. Diese Erbfolge wird, bei obwaltender Verstliicdenheit, «ach

den Gesetzen desjenigen Gerichtsstandes, welchem ein jeder, dem BPb-

stituiert worden, für seine Penon ontervorfen war, beurteilt.

621) — Pera, Codigo civil:

Art. 3.5. En cuanto 4 las sncesioncs de extranjeroB seobeervai4 lo

diapnesto en los titulos correqpondicntes de este CSodigo.
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Art. G ;}•"). El e.\tranjei*o podra heredar los bienes que estdn cn el

Penl dl accvedita quo ea su pais gozan los pcruanos del mismo derccho

de heredar.

Art. 679. Valdrä, el testamento quc uri peruano hidere en pais

estranjero, cuando sc otorgue ante el agcnte diploinatico , 6 a su fklta,

ante el agente consular del Peni, obeery&ndose^ en ctianto al niimero de

tesdgoe y demAs eolemnidades, Ua dispondonea de eete eöd^o.

yaldr& tamlnen enando ae otoiigne en la fbinia qne eBtable«can y
ante qnten detenninen laa lejes del pab en que ae halle el testetor.

Art. 693. EI extranicro que disponga en su ditima voluntad de loa

bienes que tiene en el Perd, harä oa testamento arregländose 4 las duh

posiciones de este Cddifro

Art. fiOo. El extranjero que teste en el Peru de bicuea que tiene

fuera de el, podrü arreglaree A las leyes del paia donde tenga los bienes,

0 & las del lugar de su nacimiento.

Art 694. Se peraiite al extranjero quo tenga en el Peru un eeta-

blecinüento meieantil, en que aolo Tende per mayor, el que pueda dia-

poner de £1 Btg'et&ndose 4 las lejea del pais de an nadmiento.

Art 695. CSew el pcrmiso ecmoedido 4 los eztranjeros est los ar-

tlculoa 693 y 69i, ai tienen en el Perd horederoa foraesoa- conforme 4 este

Cüdigo.

522) — Portugal, Cödigo civil:

Art 1961. Oa teatamentos feltos por portugueiea em psda eatian-

geiro, ptodnsiriEo oe aena efieitoa I^ea no reino, aendo formuladoa

authentieamente, em eonformidade da Id do p<da ende foran celcbiadoa»

Art 1 962. Oa eonaulea on vioe^nsales portuguez ea poderlo aervir

de tabelUaea, na celebra^So e approva^ao doa teatamentos dos aabditoa

portugnezes, com tanto quc Fe conformcm com a lei portugueza, ezeepto

no qup diz respeito & nacLonalidade das testemunhas, que podcrSo, neste

caso, ser estrangeiros.

Art. 1965. O testamento, feito por subdito nito |iortugueas füra de

Portugal, produzirä neste reino 03 seus effcitos legaeä, ainda com relagäo

aoB bens nelle exiatentea, observaudo-ae no teatamento aa disposi^oes da

legisln^-^^o do paia onde for feito.

528) — Riimänien, Codicc civilc, Art. 885:

Ein Itumäne, der sich im Auslande befindet, kann sein Testament

entweder in holographischer Form errichten oder in der urkundlichen

Form, welche an dem Orte im Gebrauch ist, wo das Testament errichtet

wird.

Digitized by Google



186* Vi. Erbreeht.

624) — fiofsUld, Sawod. Bd. 10, Abt 1:

Art. 1077. Ein russischer Untcrtlian, der sich im Ausland befindet,

kann sein Testament privatschriftlich in den Formen des Landes errichten,

wo die Errichtung stattfindot, vorbehaltlich einer Präsentation des Aktes

bei einer russischen Gesandtschaft oder einem russischen Konsulat gemäfs

den Vorscliriften des Konsularreplements.

Art. 1079. Die im Auslande errichteten Testamente müssen, um
Toltslredct m werdeOf dem Gericht Im Benrk dee letzten nudechen

Domirils des firblaeaers oder des Ortes präsentiert werden, wo die ver-

machten Yermogensstneke sieh befinden.

Art 1318. Die Erbfolgeordnung hinsiehtlioh der in BnTsland be«

findliehen Vermögenastücke, welche Ausländem gehören, Ist den all-

gemeinen Kegeln unterworfen, welche für die Küssen selbst gelten, vor-

behaltlich der Ausiialiincn, ^^'elchc erwähnt sind in den Gesetzen über die

Stände. Die im grofsen Staatssclmldbuch eingetragent^n Renten und die

unkündbaren Staatsohligatinnen, welche einem Ausliindcr gehören, folgen

länsichtlich der Erbfolgeordnung, wenn der Ausländer ohne Testament

stirbt, den Vorschriften in den iStatuteu des ööeutlicheu Kredites K

525) — Sachsen, Bürgerliches Gesetzbuch, § 17:

Anfall nnd Erwerbung einer Erbschaft werden nach den Gesetzen

des Ortes beurteilt, au welchem der Erblasser zuletzt seinen Wohnsitz

gehabt hat Hat er mehrere Wohnsitze gehabt, so gelten die Gesetze des

Wohnsitses, an welehem er latth «detzt aufgehalten hat

626) — SalTadoPt C6digo eivil:

Art. 984. La suceai^n eu los bicnes de una persona se abre al

momento de an mnerte en an ültimo domicilio; sal^oa los casos exprcsar

mente esceptuados.

La sncealon se regia por la le^ dd domicilio en que ae abrej sbItbs

las excepdones legatea.

Art. 1030« Los extranjeros son llamados & las sucesiones abin-

testato abicrtas en ei Salvador de la misma manera y tegiin las mismas

reglas que los salvadoreüos.

Art. 1031. En la sncesiön abintostato de an extranji ro que fallezca

dentro 6 fuera del territorio de la Reptiblica, tendrän loa salvadorefios k

titulo de herencia, de porcion conyugal 6 de alimentos, los mismos de-

rechos que segun las ie^es salvadorcüas ics corresponderiau sobre la sa-

cesi6n intestada de un aalvadorerio.

1 D. i. den Gosetzeii des Landes seiner Herkunft.
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Los ealvarlnronos intcresfiflos podrnn pcdir quo p(! k»? adjudicjne en

los bicnes tlel exlrunjero existentes cn el i^aWador todo lo que les corre-.

gponda cn la sucpsion del extranjero.

Esto mismo sc aplicar/i en caso ncx-esario 4 la succtuön de un sal-

vadoreno quo deja bieues cn pais extranjero.

Art. 1058. Valdrä en el Salvador el testamento eecrito, otoTgado

en pais extranjero por an aatradord&o 6 per cnalqniera otra pwaona, ei

por lo tocante A las solenanidades se hiciore eonetar wi eonfonnidad & las

lejee del pafs en qne se otorgö j ei adem&s ee probare la autentiddad

del instrumento respectivo en la foma ordinaria.

Art, 10.59. Valdra asimismo en el Salvador ol testamento otorgado

cn pafs nxtrnnjc^ro por un salvadorefio o un extranjero que tcnga domi-

eilio en el S.ilvadiu- ante un funcionarin diplom^tico 6 oousalar, coq tal

que concurran los reijuiaitos que van n ex]ires:uso.

1) No podra auti>rizar este tcstauiento sino un niinistro plenipoten-

ciario, un encargado de negocios, un secretario de legacion que tcnga

tftulo de tal, oqiedido por el preaidente de la repiibUca, un eiSnsal que

tmiga patente del mismo
;
pero no an Tiee-e6nBttl. Se harä meneito ex-

preaa del cargo y de lo« referidos titulo j patente.

2) Loa testigoe eer&n salvadoreaos, 6 personas domidliados en d
lagar donde se otorgue el testamento.

S) Se observaran en lo demis las reglas del testamento solemne

otoi^ado on el Salvador.

4) El instrumento llevar4 el seile de la legaci6n 6 eonsulado.

687) — Sehafhamen a oben Nr. S7&

5Si8) — SehwcizerUelies Bundeagesets vom 2& Juni 1891:

Art. 22. Hie Erbfolge richtet äch nach dem Rechte des lotsten

Wohnsitzes des Erblassers.

Durch Ictztwlllige Verfncnini;; oder durch KrHvprfraf; kann jedoch

jetnaud dio Erbfoli^e in seineu Nachlafs dem ivecht*j seines iieimat-

kantons unterstellen.

Art. 23. Die Erötlhung der Erbschaft erfolgt stets für die Ge-

samtheit des Vermögens an dem letzten Wohnsitsse des Erblassers.

Art. 24. Letstwillige Yerrügungeu, Erbverträge und Schttikungen

auf den Todesfiill sind hinsichtlich ihrer Form gültig, wenn sie dem
Rechte des Erriehtangsortes oder demjenigen des Wohnsitskantons aar

Zeit der Enichtiing des Aktes oder zur Zeit des Ablebens des Erhlasners

oder demjenigen des Ifeimatkaiitons des Eihlassers entsprechen.

Art. 25. Ein Erbvertrag beurteilt sich hinsichtlich seines Inhaltes,

wenn er zwischen Verlobten abgeschlossen wurde, nach dem Rechte des

ersten ehelichen Wohnsitzes, in allen anderen Fällen nach dem Hechte
9««
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des Wohnataes des Erblaaeei« zur Zdt des VertragBscblasBes. Yorbe-

balten bleiben die Bestimmungen, velebe das für die £irbfolge mafs-

gebmide Bocbt (Art. 33) hinsicbtlich des Noterbenrechtes enthält

Art 26. Erbreehtliche Verbgltnisse, die in Folge des Ablebens

canes Ehegatten eintreten nnd mit dem FnmiKcnreehte zusammenhängen,

beurteilen sich nach dem fttr die Erbfolge mafsgebenden Recht (Art 22);

sie werden durch späteren Wohnsitaweehsel des überlebenden Ehegatten

nicht geändert.

Art 27. Das Pflichtteilsrecht bei Schenkungen unter Lebenden

oder auf den Todesfall richtet sich nach dem für die Erbfolge in den

Nachlafs des Schenkers ma&gebeuden Bechte (Art. 22).

529) — Solothirn, Civilgosetzbucb, § 8:

Das Verm^en einer Person, in Bezug auf die Erbfolge wird nach

denselben Gesetzen, wie die Bechtsfsihigkeit des Eigentümers selbst (§ -5),

beurteilt, wobei jedoch die nach unsern Gesetzen auf andere Weise, z. U.

durch Sclienkung, Hypothek, oder andere Verträge erworbenen Hechte

vorbehalten sind.

530) — Spanien, Oödigo civil:

Art. 732. Los espHfiolcä podrun testar fuera del territorio naeional,

Bujetdndose & las formas establecidas por las leyes del pals en que

se ballen.

Tambien podi äii testar en altra mar, dm ante su navegaeion en un

burjuc cxtraiyero, con stgeciön 4 las leyes de la naciön ä que el buque

perteuezca.

Podrdu aaimismo hiwr testuiiunito olögrafo con arrcglo al nrti'citlo

688 sin el requisito de pupel sellado, aun eu los paises cuyas leyes uo

admitau dicbo testamentu.

Art. 7;'.8. No mrA vdlido en Espaüa el te.staineiito mancoinunado,

prohihido por el art. itO'.K (]uc loa espafioles otorgucn (mi ]>Hid extratijcro,

auuquc lu autoiiceu las leye:s de la nacion donde se liubicsc otorgado.

Art. TM. Tambien j)odrAn los C3])afiolutj que se encueutrcn en

paia extraiijero olorgar su tebtauieuto abierto o ceriado, ante el agentc

diplom&tico 6 consular de Espafia residente en el lu-:av des otorgamiento.

En cstos casas dicho agento hurä In veces de notario, y se obser-

Tar&tt respectivamente todos las formalidades estableeidas en las seeciones

qninta y sexta de este capitnlo, no siendo, sin embargo neeesaria la

condlciön del domietlid en lee testigofl.

S. aneh oben Nr. 4<I7.
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531J — Ungarisditr Utsetzesaptikfl XVI 1876:

Die im Auslände (n iiclitetcu Trstamente , Erbvortrat:c und Schen-

kungen auf (l<:n Todesfiill ^\in] in liiicksioht auf die ttuaaerlicheii Erforder-

nisse auch dann gültig' , wenn sie ilen Rfchtsvor!?chrifteu jenes Landes

euUprecheo, in welchem sie zu btaude gekommen sind.

532) — Unterwaiden, Gesets rom 2a Oktober 1852 (FteaoMncbt),

Testamente, Ehe- und l']ibverträ^je, insofcni der Niedergelassene

nach den Gesetzen adnea Heimatflortee dazu berechtigt ist, nntorUegeu

laut eidgenSsaiacfaem Konkordate Tom 15. Jali 1822 in Hinsksht auf ihren

Inhalt den geeetxltch«i Voraehrifken adnes Heimataortea.

633) " Urogotjr, C6digo civil, Art. 740:

£1 oriental qne se hallare en pala extrai^ero, podrä testar por in-

atnimento piiblico conforme a las leyes de ese paiB 6 ante cl agente

diplomatico 6 conetü de la lepdblica, obaery&ndose^ en este ültimo caao,

los requisitos siiruipntes:

1) No poihii autorizar fsto festamento ^ino un ministro pleui-

potciieiario. un ("ncarf^ado de nef^ocioH, un secretario de lep^aeion, con titulo

cxpedido por el presideute de la repiiblica ö un cönsul con patente del

mismo; pero uo un vice-consul. Sc har4 mencion expreaa dd caigo, y
del refeiido titolo y patente.

2) Los testigos del testamento serÄn dos, por lo mdnoe, j orientalea,

6 en SU defecfo extranjeroa, domiciüadoa en la r^üblica <{ en d pueblo

donde ee otorgne el testamento;

B) Se observari en lo demAs las reflas preacritas para el testamento

aolemne abierto.

4) El instrumcnto iievard cl seile de la legacion 6 consulado.

5) Dcberd tambieu ser rubricado por el autorisiante al principio y
tiu do cada pagina.

534) — Utah, Compiled lawa;

§ 2659. No will made out of this territory is valid aa a will in

Ulis territory, unleas ezeeoted accordug to the proTtsiona of this

cbapter.

§ 4008. A will duly proved and allowed in any of thc United

States or territories, or in any foreign countiy or State, may be allowed

and recorded in the probate oourt of any eounty in which the testator

sbuU have left any estate.

§ 4010. It", on the hearing, it appears upou the face of thc: record

that thc will bas bceu proved, allowed, aud admitted to probate in any
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of the United States or territories or in any foreiji;!! couiitrv, and that il

was executcd accordiug to tlic law of tlic place in w hielt the »uue was

wände, or in wbidi tlie teitmtf»r wu *t tiie time doiniciled, or in eonfor-

roitjr «ith tbc hon of tthia territoiy, it must be admitted to probate and

bave the Mune force and effect as a will fiist admittcd to probate m
this territory, and lotters teetamentaiy or of admintstration iasued thereon.

535) — Zürich, Privatrechtliches Gesetzbuch, § 4:

Für die ßeorbong gilt das Recht des Hcimatsortes des Erblaseers.

Die Beerbunjr von Kantonsfromden, welche im Kanton gewohnt

haben, wird insofern nach drm Koolitc ihrer Heimat beurteilt, als das

Recht des Staatei*, (i«Mn si*; angeh(')ren, solches vorschrei l>t.

£iDe Ansnahinc macht die besondere Folge in liegende Stiftungsgüter.

SS6) — Zag 8. oben Nr. 218.

Fi«nr'8che Hofbncbdrnekerel. Sterhan Qeilral 4 Ua. itt Alt«iibaiv>
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